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Vorwort 
 

Die Frage, wie wir unsere Städte und Gemeinden zukunftsfähig gestalten, ist von 
zentraler Bedeutung – für die Menschen, die hier leben, für die Unternehmen, die hier 
investieren, und für die Umwelt, die wir bewahren wollen. Dabei ist die Bereitstellung 
von Flächen für den Bau neuer Wohnungen in ausreichender Menge und Qualität eine 
der Kernaufgaben. Wir müssen Flächen verantwortungsvoll nutzen und mit den 
begrenzten Ressourcen sorgsam umgehen. Gerade in einer so dynamischen und 
dichtbesiedelten Region wie dem Ruhrgebiet stellt dies eine besondere 
Herausforderung dar, der wir vorausschauend mit den zur Verfügung stehenden 
Planungsinstrumenten begegnen.  

Eines dieser Instrumente dient der Berechnung des zukünftigen Bedarfs an planerisch 
zu sichernden Wohnbauflächen. Die über das Rechenmodell ermittelten Werte geben 
verbindlich die Wohnbauflächenbedarfe für die kommunale Bauleitplanung und die 
Regionalplanung vor. Die Berechnungen sind somit von großer kommunal- und 
regionalpolitischer Bedeutung. Sie müssen den Vorgaben des Landesentwicklungs-
plans (LEP NRW) entsprechen, rechtssicher ableitbar sein und auch den spezifischen 
kommunalen Gegebenheiten Rechnung tragen. Bereits bei Einführung des 
Rechenmodells im Jahr 2013 wurde den an der Entwicklung beteiligten Kommunen 
und weiteren Akteuren in Aussicht gestellt, dass nach einigen Jahren der praktischen 
Anwendung eine Evaluierung erfolgen soll. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben 
vor allem gezeigt, dass die bisherigen Bedarfszahlen aufgrund methodischer und 
datenbedingter Schwankungen eine gewisse Planungsunsicherheit mit sich brachten. 
Daher ist ein bedeutendes Ziel der Fortschreibung die Stabilität der Bedarfswerte zu 
erhöhen und zugleich ein flexibles Modell zu erhalten, das aktuelle Entwicklungen 
berücksichtigt, ohne dabei kurzfristige Schwankungen übermäßig nachzuzeichnen.  

In diesem Berichtsband liegen nun die Ergebnisse der durchgeführten Evaluierung 
und Aktualisierung der Wohnbauflächenbedarfsberechnung vor. Die umfassenden 
Analysen, Vergleichsrechnungen und eine informelle Beteiligung unter anderem von 
Kommunen und Kreisverwaltungen haben dazu beigetragen, das Rechenmodell 
gezielt weiterzuentwickeln. Durch die vorgenommenen Anpassungen – insbesondere 
die Einführung einer gleitenden Fortschreibung, die Modifizierung der Dichtewerte 
sowie die Berücksichtigung eines regionalen Flexibilitätsgrundbedarfs – wird das 
Modell den aktuellen Herausforderungen noch besser gerecht. Es bietet den 
Kommunen mehr Planungssicherheit und zugleich eine größere Flexibilität bei der 
Auswahl geeigneter Wohnbauflächen. Viele dieser Anpassungen greifen Anregungen 
auf, die u.a. im Rahmen der Beteiligungsverfahren zum Regionalplan Ruhr von 
Städten und Gemeinden eingebracht wurden.  
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Mit Blick auf die anhaltende Wohnraumnachfrage unterstützen sie die kommunale 
Planung und schaffen für den Regionalplan Ruhr zusätzliche Festlegungs-
möglichkeiten ein einem Umfang von nahezu 600 ha. Für die Kommunen ergibt sich 
dadurch mehr Spielraum bei der Entwicklung neuer Wohnbauflächen. 

Mein besonderer Dank gilt allen Beteiligten, insbesondere der kommunalen Familie 
des Ruhrgebietes und dem Referat der Regionalplanungsbehörde beim 
Regionalverband Ruhr, die mit ihrer Expertise und ihrem Engagement zur 
Weiterentwicklung des Modells beigetragen haben. 

Ich wünsche Ihnen bei der Lektüre des umfassenden Evaluationsberichts viel 
Vergnügen, interessante Einblicke in das spannende Themenfeld und Inspiration für 
Ihre Tätigkeiten! 

Essen, im März 2025 

Stefan Kuczera  
Beigeordneter für den Bereich Planung 
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1 Zusammenfassung 
 

Eine der zentralen Aufgaben der kommunalen Bauleitplanung als auch der 
Regionalplanung ist die planerische Sicherung eines bedarfsgerechten  
Flächenangebots für die zukünftige Siedlungsentwicklung. Seit der Über-
nahme der Regionalplanungskompetenz im Jahr 2009 liegt die Zuständig-
keit für die Regionalplanung der Metropole Ruhr beim Regionalverband 
Ruhr (RVR). Der Bedarf an Wohnbauflächen wird gemäß den Vorgaben des 
Landesentwicklungsplans (LEP NRW) über ein sogenanntes „Komponen-
tenmodell“ berechnet. Hiernach ergibt sich der Wohnbauflächenbedarf 
über den „Neubedarf“, der vorliegt, wenn in der Kommune die Zahl der 
Haushalte im Planungszeitraum prognostisch ansteigt, dem „Ersatzbedarf“ 
für abgerissene, zusammengelegte oder aus anderen Gründen nicht nutz-
bare Wohnungen und der „Fluktuationsreserve“ zur Gewährleistung eines 
ausreichenden Angebots für Um- und Zuzugswillige. Ergibt sich aus der 
Summe der drei Komponenten ein negativer Wert, so verbleibt der betref-
fenden Gemeinde ein „Grundbedarf“ in Höhe der Hälfte des Ersatzbedarfs.  
Im ersten Rechenschritt wird der Bedarf an zusätzlichen Wohnungen er-
mittelt. Der für die räumliche Planung relevante Flächenbedarf ergibt sich 
im zweiten Rechenschritt durch die Division mit „siedlungsstrukturtypi-
schen“ Dichtewerten. 

Im Vergleich zum Bedarfsberechnungsmodell für neue gewerbliche und in-
dustrielle Bauflächen macht der LEP NRW für die Berechnung des Wohn-
bauflächenbedarfs weitergehende Vorgaben. Gleichzeitig werden aber 
auch Abweichungen von den Vorgaben eröffnet, sofern die für die Berech-
nung zuständige Regionalplanungsbehörde dies z.B. auf der Grundlage 
empirischer Erhebungen begründen kann.  

Das aktuell in der Metropole Ruhr verwendete und gegenüber den  
LEP NRW-Vorgaben leicht modifizierte Berechnungsmodell ist seit dem 
Jahr 2013 in der Anwendung und diente auch als Grundlage für die sied-
lungsräumlichen Festlegungen des Regionalplans Ruhr (RP Ruhr). Bereits 
während der Modellentwicklung, die in enger Abstimmung mit der Region 
erfolgte, wurde eine Evaluierung des Rechenmodells vereinbart. 

Aus den bisherigen Erfahrungen mit der Anwendung des Rechenmodells 
lässt sich ein Anpassungserfordernis ableiten. Dies ergibt sich insbeson-
dere daraus, dass die kommunalen Bedarfszahlen bei Fortschreibungen, 
insbesondere aufgrund der vom Landesbetrieb Information und Technik 
(IT.NRW) vorgelegten Haushaltsmodellrechnung, ausgeprägt schwanken. 
Schwankende Bedarfszahlen führen zu Planungsunsicherheiten.  

 



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

8 
 

Bei längerfristigen Planverfahren wie der Neuaufstellung eines Flächen- 
nutzungsplans (FNP) trägt eine weitgehende Stabilität der Bedarfswerte zur 
Akzeptanz, Vermittelbarkeit und Nachvollziehbarkeit der Planbegründung bei. 

Mit der Überarbeitung des Rechenmodells soll daher in erster Linie erreicht wer-
den, dass die Bedarfswerte mittel- bis langfristige Trends abbilden, sich aber 
bei temporär schwankenden Datengrundlagen möglichst stabil erweisen. 
Gleichzeitig wurden die innerhalb des Modells verwendeten Kennziffern zu 
Dichtewerten oder zum städtebaulichen Zuschlag empirisch überprüft. 

Als Ergebnis der Evaluation, die u.a. auf umfangreichen Vergleichsrechnungen 
sowie GIS-gestützten Analysen und Erhebungen basiert sowie unter Einbezug 
einer informellen Beteiligung der Kommunen, Kreisverwaltungen und weiterer 
Akteure der Region, ergeben sich im Wesentlichen folgende Anpassungen des 
Rechenmodells: 

 

 
Anpassung der Komponente „Fluktuationsreserve“  

aufgrund unzureichender Datenaktualität 
 

Ziel der Komponente „Fluktuationsreserve“ ist es, ein ausreichendes  
Wohnungsangebot für Um- und Zuzugswillige zur Verfügung zu stellen. Der 
LEP NRW schlägt zwei Ansätze zur Berechnung der Fluktuationsreserve vor.  
 
Der im bisherigen Rechenmodell verwendete Ansatz erfordert aktuelle Infor-
mationen über den Wohnungsleerstand. Da diese, auf einer dem Zensus beglei-
tenden Erhebung basierende Daten, nur alle 10 Jahre aktualisiert werden, soll 
künftig die im LEP genannte Alternative eines pauschalen Ansatzes verwendet 
werden. Hiernach wird die Fluktuationsreserve mit 1 % des Wohnungsbestandes 
bemessen. 
 

 

Anpassung der Komponente „Ersatzbedarf“  
nach Analyse statistischer Daten 

 
Der Ersatzbedarf soll sicherstellen, dass Wohnungen, die abgerissen, zusam-
mengelegt oder aus anderen Gründen nicht mehr nutzbar sind, ersetzt werden 
können. Im bisherigen Rechenmodell wurde von der im LEP NRW genannten 
Quote von 0,2 % des Wohnungsbestandes pro Jahr des Planungszeitraums ab-
gewichen. Auf Basis von Schätzungen der NRW.BANK aus dem Jahr 2011 
wurde die Quote mit 0,24 % höher angesetzt. Die im Rahmen der Evaluation 
durchgeführte Analyse kann diese Schätzung nicht bestätigen, weshalb zu-
künftig die im LEP NRW genannte Quote zu berücksichtigen ist. 
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Anpassung der Dichtewerte und des städtebaulichen Zuschlags  
nach empirischer Analyse 

 

Die Dichtewerte dienen dazu, den ermittelten zusätzlichen Bedarf an 
Wohnungen auf die Fläche umzurechnen. Je niedriger die Dichtewerte,  
also weniger Wohnungen pro Hektar, desto höher der Flächenbedarf. Die 
im bisherigen Rechenmodell verwendeten Dichtewerte basieren auf 
Schätzungen der Neubautätigkeit, da zum Zeitpunkt der Modellentwick-
lung noch keine belastbaren Daten vorlagen. Diese liegen nun – aufgrund 
der Einführung des Siedlungsflächenmonitorings Ruhr (SFM Ruhr) im 
Jahr 2011 – für einen Zeitraum von 10 Jahren vor, weshalb die bisherigen 
Dichtewerte angepasst werden.  

Dies gilt auch für den städtebaulichen Zuschlag, der dazu dient, die  
erforderliche Bruttodarstellung im FNP einer Baufläche zu berechnen, um 
den ermittelten Nettobedarf tatsächlich umsetzen zu können. Sowohl die 
Dichtewerte als auch der städtebauliche Zuschlag werden künftig ge-
meindespezifisch berechnet. 

 

 

Anpassung des Planungszeitraumes  
zur Vereinheitlichung mit der Gewerbeflächenbedarfsberechnung 

 

Bei den Rechenmodellen für den Gewerbeflächenbedarf und für den 
Wohnbauflächenbedarf gelten aus methodischen Gründen bislang  
unterschiedliche Planungszeiträume. Während bei dem Gewerbeflächen-
bedarf ein Planungszeitraum vom 20 Jahren angenommen wurde, lag 
dieser für den Wohnbauflächenbedarf bei 22 Jahren. Der Planungszeit-
raum resultierte aus dem Zieljahr der initialen Haushaltsmodellrechnung 
von IT.NRW. Zur Vereinheitlichung soll zukünftig für die Flächen- 
nutzungsplanung ein Planungszeitraum von 20 Jahren gelten. 
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Einführung eines allgemeinen Flexibilitätsgrundbedarfs  
im Regionalplan Ruhr 

 

Zur Erhöhung der Flexibilität bei der planerisch-räumlichen Verortung des FNP-
Neudarstellungsbedarfs soll für den RP Ruhr zukünftig ein Planungszeitraum 
von 25 Jahren angenommen werden, wobei sich der kommunale Basisbedarf  
an Regionalplanreserven weiterhin aus dem FNP-Neudarstellungsbedarf zzgl. 
des regionalplanerischen Zuschlags von 20 % ergibt. Der sich ergebende Mehr-
bedarf zu 25 Jahren soll als allgemeiner Flexibilitätsgrundbedarf auf alle  
53 Kommunen gleichmäßig verteilt werden (derzeit 6,2 ha pro Kommune). Die 
Flächen innerhalb des Flexibilitätsgrundbedarfs können jedoch nur im Umfang 
des ermittelten Bedarfs in Anspruch genommen werden, der für einen FNP- 
Planungszeitraum von 20 Jahren berechnet wird. Der Flexibilitätsgrundbedarf  
erhöht daher nicht die Flächeninanspruchnahme, sondern dient ausschließlich 
der alternativen Standortauswahl zur Verortung des FNP-Neudarstellungs- 
bedarfes oder zur Realisierung von Flächentauschverfahren bei Kommunen mit 
Überdeckungen im FNP. 

 

 

Die Einführung einer „Regionalen Ausgleichskomponente“ 
unterstützt den Transfer des rechnerischen Bedarfs auf planerisch 

geeignete Flächen 

 

Eine auf die planerisch geeigneten Flächen gelenkte Bedarfsabbildung ist mit 
keinem rein auf strukturelle Ausprägungen bezogenem Verteilungsmodell 
möglich. Es soll daher eine „Regionale Ausgleichskomponente“ eingeführt 
werden. Über die Ausgleichskomponente kann ein Teil des Bedarfs gezielt 
dorthin gelenkt werden, wo entsprechende Flächenpotenziale für die künftige 
Flächenentwicklung vorhanden, bereits planerisch gesichert und somit kurz- 
bis mittelfristig verfügbar sind. Die Komponente soll dazu führen, dass derzei-
tig vorhandene Flächenüberhänge1 nicht (im bisherigen Maße) zurückgenom-
men werden müssen, während in anderen Kommunen hohe „virtuelle Bedarfe“ 
vorliegen, ohne dass diese Kommunen über geeignete Flächen zur planeri-
schen Sicherung verfügen. Die Komponente berücksichtigt im Sinne des  
Gegenstromprinzips die kommunale Bauleitplanung innerhalb des Bedarfsbe-
rechnungsmodells und gleicht den Entfall des im Ursprungsmodells vorhande-
nen „Vertrauensschutzes“ (keine Rücknahme bauleitplanerisch gesicherter 
Flächen in jüngeren FNP) aus. 

 
1  In dem Flächennutzungsplan der Kommune sind mehr Flächenreserven gesichert als rechnerischer Bedarf 

ermittelt wurde. Nach Ziel 6.1-1 LEP NRW sind Flächenüberhänge zurückzunehmen (auch „Überdeckung“). 
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Die Berücksichtigung einer „gleitenden“ Fortschreibung über vier 
Fortschreibungszyklen soll zur Stabilität der Bedarfswerte und damit 

zur Planungssicherheit beitragen 

 

Einen wesentlichen Einfluss auf die Höhe der ermittelten Bedarfswerte 
hat die Haushaltsmodellrechnung von IT.NRW, die in der Regel alle drei 
Jahre vorgelegt wird. Durch die schwer vorhersehbare Zuwanderung in 
den letzten Jahren weisen diese Berechnungen erhebliche Schwankun-
gen auf. Bei einem methodisch gleichbleibenden Rechenmodell ergeben 
sich im Zeitverlauf Abweichungen von bis zu 450 % zu dem vorherigen  
Bedarfswert in den Kommunen. Zudem bilden die Bedarfswerte im Zeit-
verlauf vielfach keinen linearen Trendverlauf ab, sondern weisen gegen-
läufige Schwankungen auf. Die Vergleichsrechnungen ergeben, dass 
über einen gleitenden Mittelwert der vier letzten Bedarfswerte eine hohe 
Stabilität erreicht werden kann und zugleich mittel- bis langfristige 
Trends abgebildet werden. Bei Fortschreibungen sollen aktualisierte  
Bedarfswerte demnach zu einem Viertel berücksichtigt werden. 

 

 

Zur Vermeidung von ausgeprägten Schwankungen der Bedarfswerte  
soll das angepasste Rechenmodell in Form einer Überleitungsregelung 

stufenweise eingeführt werden 

 

Angesichts der umfangreichen Anpassungen des bisherigen Rechen- 
modells, die sich aus der Evaluation ergeben haben, soll das überarbei-
tete Rechenmodell stufenweise eingeführt werden. Dies unter Würdi-
gung der zuletzt im November 2023 kommunizierten und bis Ende  
Februar 2025 noch geltenden Bedarfswerte und der darauf aufbauenden, 
laufenden kommunalen Planungen. Die Vergleichsrechnungen ergeben, 
dass eine Berücksichtigung des überarbeiteten Rechenmodells von zu-
nächst 25 % bei der Fortschreibung zu moderaten Änderungen der  
Bedarfswerte führt und somit zur kommunalen Planungssicherheit bei-
trägt. 
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In 31 der 53 Kommunen bleiben die Bedarfe durch die  
Überleitungsregelung stabil oder steigen;  
in 6 der 53 Kommunen sinken die Bedarfe  

um über 5 ha bis maximal 14 ha 

 

Mit der Überleitungsregelung ergeben sich gegenüber den zuletzt kommuni-
zierten Bedarfswerten nur moderate Bedarfsveränderungen. Der gesamtregi-
onale Netto-Wohnbauflächenbedarf weicht lediglich um 3,7 ha voneinander 
ab. Bei 58 % der Kommunen bleiben die Bedarfe stabil oder steigen.  
Kommunen mit einem, gegenüber den bisherigen Bedarfswerten, reduzierten 
Netto-Wohnbauflächenbedarf weisen dabei weiterhin einen im regionsver-
gleich überdurchschnittlich oder durchschnittlich hohen Neudarstellungsbe-
darf auf. 

Mit Blick auf das überarbeitete Rechenmodell (vollständige Umsetzung) erge-
ben sich sinnvolle räumliche Umverteilungen. Gegenüber dem bislang ange-
wandten Rechenmodell fällt die Anzahl der Kommunen mit Rücknahmeerfor-
dernissen auf ein niedrigeres Niveau (von im Mittel des Zeitverlaufs 24 zu 12 
Kommunen). Bisherige Rücknahmeerfordernisse werden deutlich reduziert, 
womit rund 80 ha bereits in den FNP planerisch gesicherte Wohnbauflächen 
als bedarfsgerecht gelten würden (bezogen auf die Überleitungsregelung 
30 ha). 

Zugleich zeigt sich eine signifikant höhere Stabilität im Zeitverlauf und eine 
moderate Nivellierung hoher Unterdeckungen („virtuelle Bedarfe“). Den Ober-
zentren und großen Mittelzentren verbleibt dabei mit rund 64 % ein hoher  
Anteil am gesamtregionalen Bedarf (bislang im Mittel des Zeitverlaufs 65 %).  

Die Evaluation des Rechenmodells soll nach spätestens drei SFM Ruhr-Fort-
schreibungszyklen wiederholt werden. Zwischenzeitliche Anpassungserfor-
dernisse können sich durch Änderungen des LEP NRW oder anderer Vorgaben 
der Landesplanungsbehörde bzw. der Landesregierung oder auch weiterer 
Rechtsgrundlagen ergeben. 
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Kurzgegenüberstellung des Formelsatzes des bisherigen und des überarbeiteten  
Rechenmodells 
Bisheriges Rechenmodell (Einzelzeitschnitt ging zu 100% in die Fortschreibung ein) 
 

Berechnung des Grundbedarfs an zusätzlich erforderlichen Wohnungen – Anzahl WE 

• Grundbedarf (GBWE) = Halber Ersatzbedarf (EB50%)  
• Wohnungen im Wohn- und Nichtwohnbau im Ausgangsjahr (WE) 

 

𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺 = 𝐸𝐸𝐸𝐸50% =
𝑊𝑊𝑊𝑊 × 0,0024 × 22 𝐽𝐽𝐽𝐽ℎ𝑟𝑟𝑟𝑟 𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃

2  

 

Berechnung des ergänzenden Wohnungsbedarfs (ErgWE) – Anzahl WE 

• wird auf den GBWE addiert, wenn Σ positiv 
• für kreisangehörige Kommunen ist eine Nebenrechnung zur  

Ermittlung der Zahl der Haushalte erforderlich (siehe Kapitel 5.3) 
 

• Neubedarf (NB = Haushalte Zieljahr – Haushalte Ausgangsjahr) 
• Zusätzliche Fluktuationsreserve (ZusFl =  𝑊𝑊𝑊𝑊  × (3−𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿

100
) 

• Anzurechnende Leerstandsüberhänge (AnzL = −𝑊𝑊𝑊𝑊  × ((𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿𝐿−3)/2
100

) 
 

Rechenweg, wenn Leerstandsquote in Kommune < 3 %: 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 = 𝐸𝐸𝐸𝐸50%  + NB + ZusFl 
Rechenweg, wenn Leerstandsquote in Kommune > 3 %: 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 = 𝐸𝐸𝐸𝐸50% + NB + AnzL 

 

Ermittlung des Nettobedarfs im Flächennutzungsplan (FNP) - ha 

• Fester anzustrebender Dichtewert je nach Raumstrukturtyp  
der Kommune (siehe Kapitel 5.6) 

• Mindestbedarf 10 ha 

𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁 𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 = (𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺+𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤>0)
𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎  𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷ℎ𝑡𝑡𝑡𝑡

 + ggfl. Mindestbedarfanteil 

 

Ermittlung des Bruttobedarfs / Neudarstellungsbedarfs im Flächennutzungsplan (FNP) - ha 

• Subtraktion der anzurechnenden Flächenreserven aus dem SFM 
Ruhr 𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆 = 𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁 𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 − 𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅  𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆  𝑅𝑅𝑅𝑅ℎ𝑟𝑟  𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎  
 

• Wenn Saldo negativ (weniger Nettobedarf als Reserven), dann Überdeckung  
= Rücknahmeerfordernis nach Ziel 6.1-1 LEP NRW - kein Neudarstellungsbedarf 

• Wenn Saldo positiv (mehr Nettobedarf als Reserven), dann Unterdeckung  
= Neudarstellungsbedarf 

• Städtebaulicher Zuschlagsfaktor (𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆ℎ𝑙𝑙𝑙𝑙𝑙𝑙) ergibt sich aus Brutto-Netto-Analyse 

Rechenweg, wenn Saldo negativ: 𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁  𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 = 0  
Rechenweg, wenn Saldo positiv: 𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁  𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 = 𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆  𝑥𝑥 𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆ℎ𝑙𝑙𝑙𝑙𝑙𝑙    
 

Ermittlung des Bedarfs an Regionalplanreserven im RP Ruhr - ha 

• Erhöhung des Neudarstellungsbedarfs um den regionalplanerischen  
Zuschlag (20%) 

𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵  𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅  𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 = 𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁 𝑥𝑥  1,2  

 

Kapitel 3.2 
Kapitel 5.2 

Kapitel 3.2 
Kapitel 5.3 

Kapitel 3.2 
Kapitel 5.6 

Kapitel 3.2 
Kapitel 5.7 

Kapitel 3.2 
Kapitel 5.7 
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Kurzgegenüberstellung des Formelsatzes des bisherigen und des überarbeiteten  
Rechenmodells 
Überarbeitetes Rechenmodell (Einzelzeitschnitt geht zu 25 % in die Fortschreibung ein) 
 

Berechnung des Grundbedarfs an zusätzlich erforderlichen Wohnungen – Anzahl WE 

• Grundbedarf (GBWE) = Halber Ersatzbedarf (EB50%) 
• Wohnungen im Wohn- und Nichtwohnbau im Ausgangsjahr (WE) 

 

𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺 = 𝐸𝐸𝐸𝐸50% =
𝑊𝑊𝑊𝑊 × 0,002 × 20 𝐽𝐽𝐽𝐽ℎ𝑟𝑟𝑟𝑟 𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃

2  

 

Berechnung des ergänzenden Wohnungsbedarfs (ErgWE) – Anzahl WE 

• wird auf den GBWE addiert, wenn Σ positiv 
• für kreisangehörige Kommunen ist eine Nebenrechnung zur  

Ermittlung der Zahl der Haushalte erforderlich (siehe Kapitel 5.3) 
 

• Neubedarf (NB = Haushalte Zieljahr – Haushalte Ausgangsjahr) 
• Fluktuationsreserve 1% des Wohnungsbestandes (Flres = WE x 0,01) 

 
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 = 𝐸𝐸𝐸𝐸50% + NB + Flres 

 

Ermittlung des Nettobedarfs im Flächennutzungsplan (FNP) - ha 

• Individueller anzustrebender Dichtewert innerhalb der Spannweite  
des Raumstrukturtyps der Kommune (siehe Kapitel 5.6) 

• Mindestbedarf 10 ha – Summe der Zulagen wird umgelegt  
(siehe Kapitel 5.5) 

• Abschlag oder Zuschlag aus „regionaler Ausgleichskomponente“ (siehe Kapitel 5.8) 

𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁 𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 = (𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺𝐺+𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤>0)
𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎  𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷ℎ𝑡𝑡𝑡𝑡

 ± 𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀  ± Ausgleichskompo. 

 

Ermittlung des Bruttobedarfs / Neudarstellungsbedarfs im Flächennutzungsplan (FNP) - ha 

• Subtraktion der anzurechnenden Flächenreserven aus dem  
SFM Ruhr 𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆 = 𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁  𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 − 𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅  𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆  𝑅𝑅𝑅𝑅ℎ𝑟𝑟  𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 

• Wenn Saldo negativ (weniger Nettobedarf als Reserven), dann 
Überdeckung  
= Rücknahmeerfordernis nach Ziel 6.1-1 LEP NRW - kein Neudarstellungsbedarf 

• Wenn Saldo positiv (mehr Nettobedarf als Reserven), dann Unterdeckung  
= Neudarstellungsbedarf 

• Städtebaulicher Zuschlagsfaktor (Stzuschlag) ergibt sich aus Brutto-Netto-Analyse  
(siehe Kapitel 5.7) 

Rechenweg, wenn Saldo negativ: 𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁  𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 = 0  
Rechenweg, wenn Saldo positiv: 𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁  𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 = 𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆  𝑥𝑥 𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆ℎ𝑙𝑙𝑙𝑙𝑙𝑙   
 

Ermittlung des Bedarfs an Regionalplanreserven im RP Ruhr - ha 

• Erhöhung des Neudarstellungsbedarfs um den regionalplanerischen 
Zuschlag (20%) (siehe Kapitel 5.7) 

• Planungszeitraum 25 Jahre – alle Kommunen erhalten allgemeinen 
Flexibilitätszuschlag (Flexzuschlag) (siehe Kapitel 5.9) 

 

𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵  𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅𝑅  𝑖𝑖𝑖𝑖 ℎ𝑎𝑎 = (𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁𝑁  𝑥𝑥 1,2) +  𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹𝐹ℎ𝑙𝑙𝑙𝑙𝑙𝑙  

Kapitel 5.2 

Kapitel 5.1 
Kapitel 5.3 

Kapitel 5.5 
Kapitel 5.6 
Kapitel 5.8 

Kapitel 5.7 

Kapitel 5.7 
Kapitel 5.9 
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2 Einleitung 
Die planerische Sicherung eines dem  
Bedarf angemessenen Flächenangebotes 
für die Siedlungsentwicklung stellt eine 
der zentralen Aufgaben der kommunalen 
Flächennutzungsplanung und der Regio-
nalplanung dar. Seit der Übernahme der 
Regionalplanungskompetenz im Jahr 
2009 liegt die Zuständigkeit der Regional-
planung für die Metropole Ruhr beim  
Regionalverband Ruhr (RVR). Der RVR ist 
damit eine der sechs Regionalplanungs-
behörden in Nordrhein-Westfalen (NRW). 
Der Landesentwicklungsplan NRW  
(LEP NRW), der in seiner ersten Fassung 
am 25.01.2017 rechtswirksam wurde, 
gibt den Regionalplanungsbehörden den 
Auftrag der Ermittlung von Wohnbau- 
und Gewerbeflächenbedarfen, die in den 
Regionalplänen als Siedlungsbereiche 
und in den kommunalen Flächen- 
nutzungsplänen (FNP) als Bauflächen für 
Wohnen, Gewerbe und Industrie festzule-
gen bzw. darzustellen sind. 

 

Der LEP NRW wurde seither zweimal 
in Teilen geändert. Die 1. Änderung 

befasste sich mit der Zielsetzung 
mehr Spielräume für „Kommunen, 

Wirtschaft und Bevölkerung“ zu 
schaffen und ist am 06.08.2019 in 

Kraft getreten. Das Oberverwaltungs-
gericht Münster hat mit Urteil vom  
21. März 2024 den überwiegenden 
Teil der Festlegungen des 1. Ände-
rungsverfahrens zum LEP NRW für 

unwirksam erklärt. Das hier betrach-
tete Wohnbauflächenbedarfsmodell 

bzw. die betreffenden Grundlagen im 
LEP NRW sind von dem Urteil nicht  

betroffen. 

 

Das 2. Änderungsverfahren des  
LEP NRW betrifft die Umsetzung des 
Wind-an-Land-Gesetzes, welches die 
Sicherung von Flächen für die Wind-
energie in NRW forciert. Die 2. Ände-
rung des LEP NRW ist am 01.05.2024 

in Kraft getreten. Die Regelungen  
berühren das hier zu evaluierende 

Wohnbauflächenbedarfsmodell nicht. 

 

Mit dem Regionalen Diskurs hat der RVR 
bei der Erarbeitung des Regionalplans 
Ruhr (RP Ruhr) einen transparenten und 
kooperativen Weg eingeschlagen, der 
auch bei der Erarbeitung der Modelle zur 
Ermittlung der Wohnbau- und Gewerbe-
flächenbedarfe beschritten wurde. Der 
Arbeitskreis Regionaler Diskurs wurde  
intensiv in die initiale Modellentwicklung 
einbezogen. Hervorzuheben ist neben der 
Kooperation mit Kommunen und Kreisen 
die Zusammenarbeit mit Vertreterinnen 
und Vertretern der Industrie- und Han-
delskammern, der Handwerkskammern, 
der Landwirtschaftskammer sowie der 
Business Metropole Ruhr (BMR), die mit 
ihrer Expertise und Erfahrung einen wert-
vollen Beitrag zur Ausarbeitung der initi-
alen Modelle geleistet haben. Die entwi-
ckelten Prognosemodelle können Impulse 
zur Siedlungsentwicklung für die Zukunft 
geben, gleichzeitig ist sichergestellt, dass 
eine Inanspruchnahme von Freiraum 
möglichst behutsam erfolgt. Eine be-
darfsgerechte Bereitstellung von Bauflä-
chen bedeutet weder ein Zuviel noch ein 
Zuwenig an planerischer Flächensiche-
rung. 

Den errechneten Siedlungsflächenbedar-
fen stehen aufgrund der weiter zuneh-
menden Flächennutzungskonkurrenzen 
immer weniger potenzielle Flächen für die 
Siedlungserweiterung gegenüber. Insbe-
sondere in den verdichteten Teilregionen 
der Metropole Ruhr werden damit noch 
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stärker als bisher Anstrengungen des 
Restriktionsabbaus, der Brachflächenre-
vitalisierung sowie dem haushälterischen 
Bodenmanagement notwendig sein, um 
die Flächenvorsorge sicherzustellen.   
Hieran müssen alle beteiligten Akteure 
gemeinsam wirken. 

 

2.1 Rechtsgrundlagen 

 

Maßgebliche Rechtsgrundlage – Der 
Landesentwicklungsplan Nordrhein-
Westfalen  

Der Raumordnung in NRW kommt in  
Bezug auf die Siedlungsentwicklung eine 
besondere Rolle zu. Es gilt ausreichend 
Flächenpotenziale planerisch zu sichern, 
Raumnutzungskonflikte zu vermeiden 
und dafür zu sorgen, dass für die Erweite-
rungen von Siedlungsbereichen keine  
Flächen in Anspruch genommen werden, 
die für andere Raumfunktionen (bei-
spielsweise Landwirtschaft, Naturschutz, 
erneuerbare Energien) eine herausgeho-
bene Bedeutung haben.  

Der LEP NRW enthält zur Siedlungsent-
wicklung Ziele – und damit für die Regio-
nalplanung zu beachtende Vorgaben – 
sowie Grundsätze, die in der planerischen 
Abwägung neben anderen Belangen zu 
berücksichtigen sind. Um den landespla-
nerischen Vorgaben, durch die auch die 
kommunale Bauleitplanung gebunden 
wird, gerecht zu werden, erfolgen die 
Festlegungen von Allgemeinen Sied-
lungsbereichen (ASB) in den Regional-
plänen bedarfsgerecht. Dies bedeutet, 
dass einerseits ausreichend Fläche für 
eine entsprechende Siedlungsentwick-
lung zur Verfügung gestellt wird und an-
dererseits die Neudarstellung von Flä-
chen auf das erforderliche Maß  
beschränkt wird.  

Der LEP NRW (Ziel 2-3 in der nun erneut 
geltenden Fassung vom 25.01.2017; Ziel 
2-4 ist entfallen; Ziel 6.1-1 unverändert) 
formuliert u.a. folgende Ziele und Grund-
sätze zur wohnbaulichen Siedlungsent-
wicklung: 

 

2-3 Ziel Siedlungsraum und Freiraum 

„Als Grundlage für eine nachhaltige, um-
weltgerechte und den siedlungsstruktu-
rellen Erfordernissen Rechnung tragende 
Entwicklung der Raumnutzung ist das 
Land in Gebiete zu unterteilen, die vorran-
gig Siedlungsfunktionen (Siedlungsraum) 
oder vorrangig Freiraumfunktionen (Frei-
raum) erfüllen oder erfüllen werden.  

Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden 
vollzieht sich innerhalb der regionalplane-
risch festgelegten Siedlungsbereiche.  

Unberührt von Satz 2 kann sich in den im 
regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
gelegenen Ortsteilen eine Siedlungsent-
wicklung vollziehen; die Siedlungsent-
wicklung in diesen Ortsteilen ist unter  
Berücksichtigung der Erfordernisse der 
Landschaftsentwicklung und des Erhalts 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche auf 
den Bedarf der ansässigen Bevölkerung 
und vorhandener Betriebe auszurichten“. 

 

6.1-1 Ziel Flächensparende und bedarfs-
gerechte Siedlungsentwicklung 

„Die Siedlungsentwicklung ist flächenspa-
rend und bedarfsgerecht an der Bevölke-
rungsentwicklung, der Entwicklung der 
Wirtschaft, den vorhandenen Infrastruk-
turen sowie den naturräumlichen und  
kulturlandschaftlichen Entwicklungs- 
potenzialen auszurichten. 

Die Regionalplanung legt bedarfsgerecht 
Allgemeine Siedlungsbereiche und  
Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen fest (…). 
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Bisher in Regional- oder Flächen- 
nutzungsplänen für Siedlungszwecke vor-
gehaltene Flächen, für die kein Bedarf 
mehr besteht, sind wieder dem Freiraum 
zuzuführen, sofern sie noch nicht in ver-
bindliche Bauleitpläne umgesetzt sind.“ 

Zur Ermittlung von Wohnbauflächen- 
bedarfen konkretisiert der LEP NRW in 
den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 folgende  
Rahmenbedingungen: 

„Die Bedarfsberechnung für Wohnbau-
flächen hat das Ziel, ein ausreichendes  
Flächenangebot für die Versorgung der 
Haushalte mit Wohnraum in der Zukunft 
sicherstellen. Der Bedarf setzt sich aus 
folgenden Komponenten zusammen:  

- dem Neubedarf, der sich aus der Verän-
derung der Haushaltszahlen im Planungs-
zeitraum gemäß Prognose von IT.NRW 
ergibt (dieser kann auch negativ werden),   

- dem Ersatzbedarf für abgerissene, zu-
sammengelegte oder aus anderen Grün-
den nicht mehr nutzbare Wohnungen 
(jährlich 0,2 % des Wohnungsbestandes) 
und  

- der Fluktuationsreserve von 1 % des 
Wohnungsbestandes zur Gewährleistung 
eines ausreichenden Wohnungsangebots 
für Um- bzw. Zuzugswillige; die Fluktuati-
onsreserve darf auf bis zu maximal 3 % des 
Wohnungsbestandes angehoben werden, 
wenn leerstehende Wohnungen zur Hälfte 
auf die Fluktuationsreserve angerechnet 
werden, d. h. in dieser Höhe von der Fluk-
tuationsreserve abgezogen werden.  

In jedem Fall verbleibt der Gemeinde ein 
Grundbedarf in Höhe der Hälfte des  
Ersatzbedarfs – auch wenn sich bei der 
Zusammenfassung der Komponenten ein 
geringerer bzw. negativer Bedarf ergibt.  

Der so ermittelte Bedarf an Wohneinhei-
ten wird anhand siedlungsstrukturtypi-
scher Dichten (brutto einschließlich  

Erschließung 20 - 35 / 30 - 45 / 40 - 60 
WE/ha bei Siedlungsdichten unter 1000 / 
1000 – 2000 oder Städte ab 100.000 Einw. 
mit einer Dichte unter 1000 / über 2000 
Einw. je km²) in Flächen umgerechnet.  

Die Regionalplanungsbehörde kann in  
begründeten Fällen, z. B. auf der Grund-
lage empirischer Ermittlungen, von den 
genannten Richtwerten abweichen. 

Die im Hinblick auf den bauleitplanerisch 
erforderlichen Umfang von Siedlungs-flä-
chen ermittelten Bedarfe können für die 
regionalplanerische Festlegung von Sied-
lungsraum um einen Planungs- bzw. Fle-
xibilitätszuschlag von bis zu 20 % erhöht 
werden. Im Rahmen der Anpassungsver-
fahren nach § 34 LPlG und der Genehmi-
gungsverfahren nach § 6 BauGB ist über 
das Siedlungsflächenmonitoring sicher-
zustellen, dass auf der Ebene der Bauleit-
planung nur Flächen im Gesamtumfang 
des ermittelten Bedarfs umgesetzt wer-
den. Die Regionalplanung stellt diesem 
Bedarf die auf Grundlage des Siedlungs-
flächenmonitorings ermittelten plane-
risch verfügbaren Flächenreserven ge-
genüber. Eine Teilmenge dieser plane-
risch verfügbaren Flächenreserven stellen 
die Brachflächen dar, die sich für eine 
bauliche Nachnutzung eignen und bereits 
als Siedlungsflächen festgelegt sind.“ 

Auf Grundlage der o. g. Bedarfsberech-
nungsmethode überprüft die Landespla-
nungsbehörde im Rahmen der Rechts-
prüfung die Flächenbilanzen der aufge-
stellten Regionalpläne. Dabei darf die 
Summe der Bedarfe für ASB und für  
Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen (GIB) den, für das jeweilige 
Regionalplangebiet berechneten, Bedarf 
an Wohnbau- und Gewerbeflächen nicht 
überschreiten. Erforderliche Flächenrück-
nahmen sind in diesem Zusammenhang 
nachzuweisen. 
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2.2 Allgemeine Zielsetzung 
der Evaluation 

Aus der Evaluation soll abgeleitet wer-
den, ob Änderungen am bisher verwen-
deten Berechnungsmodell notwendig 
sind und mit welchen Anpassungen des 
Berechnungsansatzes dies erreicht wer-
den kann. 

 

Unter Würdigung der Rechtsgrund-
lage sollen die Vorgaben des  

LEP NRW nicht evaluiert werden.  

Dies bedeutet, dass das im LEP NRW 
fixierte Komponentenmodell an sich 
nicht in Frage gestellt wird. Da das 
derzeit angewandte Rechenmodell 
und die darin verwendeten Richt-

werte als Ergebnis einer intensiven  
Abstimmung mit der Region stehen, 
sollten Modellanpassungen im Ver-
trauen darauf begründet erfolgen. 

 

 

2.3 Inhalt und Aufbau der  
Evaluation 

Zunächst wird in Kapitel 3 das bislang  
angewandte Rechenmodell zur Ermitt-
lung der Wohnbauflächenbedarfe in den 
Grundzügen erläutert.  

Kapitel 4 befasst sich mit den bisherigen 
Erkenntnissen aus der mehrjährigen An-
wendung des Rechenmodells und greift 
zudem die im Rahmen des Beteiligungs-
verfahrens zum RP Ruhr eingegangenen 
Hinweise und Anregungen erneut auf. 

In Kapitel 5 werden die einzelnen Modell-
bausteine des Rechenmodells sowie die 
zugrundeliegenden Datengrundlagen  
einer Überprüfung unterzogen. Ein  
besonderer Schwerpunkt liegt auf der 
Überprüfung der Dichtewerte und des 
städtebaulichen Zuschlags sowie in  

zusammenfassenden Vergleichsrechnun-
gen mit Darlegung der Auswirkungen der 
Änderungen gegenüber den zuletzt kom-
munizierten Bedarfswerten.  

In Kapitel 6 erfolgt eine Diskussion und 
Zusammenfassung der informellen Betei-
ligung im Rahmen des Evaluationsverfah-
rens. Kapitel 7 stellt schließlich die Aus-
wirkungen auf die Siedlungsflächen- 
bedarfe Wohnen für die FNP / den GFNP  
sowie auf die Festlegungen des RP Ruhr 
dar. 

In Anhang 1 sind die Ergebnisse der infor-
mellen Beteiligung mit Kommunen, Kreis-
verwaltungen und weiteren regionalen 
Akteuren im Rahmen des Evaluationsver-
fahrens synoptisch dargelegt. 

Gemeindescharfe Ergebnisse können den 
Tabellen in Anhang 2 entnommen wer-
den. 

 

Die Darlegungen und Vergleichsrech-
nungen in den Kapiteln 3 bis 5 basie-
ren auf den zum Sachstand Juni 2024 

vorliegenden Datengrundlagen.  
 

Die Ergebnisse in Kapitel 7 sowie in 
den Tabellen in Anhang 2 berücksich-

tigen dagegen den Sachstand der  
Datengrundlagen im Januar 2025 und 
eventuelle Anpassungen des Rechen-
modells aufgrund der informellen Be-
teiligung (siehe Kapitel 6). Folgende 
Eingangsdaten wurden für die finalen 
Ergebnisse gegenüber dem vorläufi-

gen Sachstand (Kapitel 3-5) 
 aktualisiert: 

Zahl der Wohnungen:  
statt 2022 nun 2023 

Vorliegende SFM-Zwischenaktuali-
sierungen bei Flächenreserven 

Herten, Hagen, Hamm 
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Je nach Fragestellung und Untersu-
chungsgegenstand sind unterschiedliche 
methodische Analyseverfahren zum Ein-
satz gekommen. Die Betrachtung der  
Datengrundlagen erfolgte im Wesentli-
chen durch eine deskriptive Gegenüber-
stellung und die Diskussion möglicher  
alternativer Datenquellen. Zur Überprü-
fung der Ersatzquote, des Teilraum- 
modells, der gleitenden Fortschreibung 
oder der Dichtewerte wurden Vergleichs-
berechnungen durchgeführt, um die Aus-
wirkungen eventueller Modellanpassun-
gen darzustellen. Die Bewertung dieser 
Vergleichsberechnungen basierte auf 
vorab definierten Indikatoren, die sich  
unter anderem aus den in Kapitel 4.5 dar-
gestellten Zielsetzungen ableiten. 

Zur Überprüfung des städtebaulichen  
Zuschlages erfolgte eine flächende-
ckende GIS-gestützte Analyse der in den 
FNP und im GFNP dargestellten Wohn-
bauflächen. 

 

3 Bisheriges Modell zur 
Ermittlung der Wohn-
bauflächenbedarfe 

Mit den in Kapitel 2 beschriebenen Vorga-
ben hat die Landesregierung den Rahmen 
für die Methode zur Berechnung des 
Wohnbauflächenbedarfs abgesteckt.  

Da die methodische Entwicklung für den 
Planungsraum der Metropole Ruhr mit 
dem Arbeitskreis Regionaler Diskurs zeit-
lich noch vor der ersten Offenlage des 
LEP NRW erfolgt ist, weichen einzelne 
Bausteine des Rechenmodells von den 
Regelungen des LEP NRW ab. Dies  
betrifft insbesondere den zunächst  
enthaltenen „Vertrauensschutz“, der 

 
2 Rechtskraft nach dem Jahr 2000 

Rücknahmen von in jüngeren FNP 2 vor-
handenen Überdeckungen ausgeschlos-
sen hatte. Hier besteht ein Widerspruch 
zu den Regelungen des Ziels 6.1-1 LEP 
NRW, weshalb der Vertrauensschutz be-
reits im Laufe des Aufstellungsverfahrens 
des RP Ruhr – ersatzlos – entfallen ist. 
Eine Überarbeitung des Rechenmodells 
zur weiterhin rechtssicheren Anwendung 
ist erforderlich. 

 

3.1 Kategorien der Wohnbau-
flächenbedarfe 

Bei der Ermittlung der gewerblich-indust-
riellen Flächenbedarfe gibt es für ver-
schiedene Kategorien "Bedarfskonten", 
die zum einen im Sinne eines diversifizier-
ten Angebotes in lokal-, regional- und 
landesbedeutsame Flächen differenzie-
ren, zum anderen aus den Landesvorga-
ben abgeleitet sind. So werden die  
Bedarfe für die landesbedeutsamen  
Häfen durch das Wasserstraßen-, Hafen- 
und Logistikkonzept des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 29. März 2016  
begründet (siehe LEP NRW, Seite 50).  
Auch Standorte für landesbedeutsame 
flächenintensive Großvorhaben unterlie-
gen nicht dem Bedarfsvorbehalt, sondern 
werden im LEP NRW als Ziele der Raum-
ordnung festgelegt, die von den nachge-
ordneten Planungsebenen zu überneh-
men sind (siehe LEP NRW, Seite 66).  

 

Bei den Wohnbauflächenbedarfen 
gibt es keine besonderen  

Bedarfskonten. 

 

So unterliegt beispielsweise die Entschei-
dung der Aufteilung der ermittelten   
Bedarfe in Ein- oder Zweifamilienhäuser 
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und Geschosswohnungsbau der kommu-
nalen Planungshoheit.  Grundsätzlich 
muss für jede (Bau-)Fläche in einem FNP, 
innerhalb der Wohnungen errichtet wer-
den können, ein Bedarf vorhanden sein. 
Dies gilt auch für Umwidmungen bei-
spielsweise von gewerblichen Bauflächen 
in Wohnbauflächen oder für (Brach-) 
Flächen, die bereits als Wohnbaufläche 
dargestellt sind und neu bebaut werden 
sollen (= anzurechnende Flächenreser-
ven, reduzieren den Bedarf). 

Für den Sonderstandort „Haus Aden“ in 
Bergkamen, der auf der Basis älterer  
Regelungen mit der vormals zuständigen 
Bezirksregierung Arnsberg einen auslau-
fenden Sonderstatus einnimmt, ist kein 
lokaler Bedarf nachzuweisen. Nach den 
aktuellen LEP NRW-Vorgaben sind Son-
derregelungen zur Bedarfsermittlung 
bzw. -anrechnung zu einzelnen Flächen 
nicht vorgesehen, weshalb der Bedarf von 
Flächen mit Sonderstatus aus einer  
gesamtregionalen Unterdeckung getra-
gen werden muss. Methodisch ist dies  
daher nur möglich, wenn der gesamt- 
regionale Bedarf höher ist als die in der  
Region in den FNP bzw. im GFNP  
gesicherten Flächenreserven. 

Einige Flächen in der Stadt Duisburg im 
Umfang von 70 ha konnten auf der Grund-
lage eines von der Regionalplanungsbe-
hörde Düsseldorf übertragenen Bedarfs 
der Stadt Düsseldorf gesichert werden.  

Das bisherige Rechenmodell geht von  
einem Planungszeitraum von 22 Jahren 
aus. 

 

 

 

 

 

 

3.2 Modellstruktur des bishe-
rigen Rechenmodells in 
der Übersicht 

Die Bedarfsermittlung für jede der  
53 Kommunen in der Metropole Ruhr  
erfolgt gemeindescharf in den fünf Schrit-
ten: 

Bauleitpläne 
a) Ermittlung von zusätzlich  

erforderlichen Wohnungen (WE) 
→  Grundbedarf +  
ergänzender Wohnungsbedarf 

b) Ermittlung der Nettobedarfe im  
Flächennutzungsplan 
(FNP/GFNP)  

c) Gegenüberstellung der  
Nettobedarfe mit anzurechnen-
den Reserven in den FNP/im 
GFNP → Rücknahmeerfordernis 
oder Neudarstellungsbedarf im 
FNP/GFNP 

Regionalplan 
d) Ermittlung des Bedarfs an  

ASB-Regionalplanreserven ausge-
hend von Schritt c) 

e) Gegenüberstellung mit gesicher-
ten ASB-Regionalplanreserven 

 → Rücknahmeerfordernis oder  
Neufestlegungsbedarf im  
Regionalplan 

 

Schritt a) Ermittlung von zusätzlich  
erforderlichen Wohnungen (WE)  

Der Bedarf an zusätzlichen Wohnungen 
setzt sich aus zwei Bausteinen zusam-
men. Den ersten Baustein bildet der 
„Grundbedarf“. Der Grundbedarf ist im-
mer positiv und wird allen Kommunen ge-
währt. Er soll sicherstellen, dass allen  
Kommunen ein angemessener Bedarf für 
die Befriedigung qualitativer Nachfragen 
zur Weiterentwicklung des Wohnungsbe-
standes zur Verfügung steht. Der Grund-
bedarf wird auch gewährt, wenn die  
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Bevölkerung und/oder die Zahl der Haus-
halte der Kommune zurückgehen. 

Den zweiten Baustein stellt der „ergän-
zende Wohnungsbedarf“ dar, der sich aus 
der Wohnungsmarktstruktur mit prog-
nostischen Komponenten ergibt. Er wird 
nur auf den Grundbedarf addiert, wenn 
der sich ergebende Wert aus drei Kompo-
nenten positiv ist.  

Die Höhe des Grundbedarfes ergibt sich 
aus den LEP NRW-Vorgaben: „In jedem 
Fall verbleibt der Gemeinde ein Grundbe-
darf in Höhe der Hälfte des Ersatzbe-
darfs“. Der Ersatzbedarf wird im LEP 
NRW mit 0,2 % des Wohnungsbestandes 
pro Jahr der Planlaufzeit des Regional-
plans definiert: „(…) dem Ersatzbedarf für 
abgerissene, zusammengelegte oder aus 
anderen Gründen nicht mehr nutzbare 
Wohnungen (jährlich 0,2 % des  
Wohnungsbestandes)“.  

Die Komponente des Ersatzbedarfes 
wurde in der Metropole Ruhr angepasst, 
weshalb das bisherige Rechenmodell von 
der im LEP NRW benannten Kenngröße 
abweicht. Aufgrund der vermuteten Un-
terzeichnung der Bauabgänge (z.B. durch 
fehlende Anzeigen) wurde bei der Über-
prüfung auf Erfahrungen der NRW.Bank3 
zur Bewertung des Ersatzbedarfes zu-
rückgegriffen. So wurden die Bauab-
gänge der Jahre 2008 bis 2013 herange-
zogen und auf dieser Basis ein Ersatzbe-
darf von 0,24 % des Wohnungsbestandes 
und Jahr ermittelt, der in das Modell auf-
genommen wurde.  

Der „Ergänzende Wohnungsbedarf“ er-
höht — sofern positiv — den Grundbedarf. 
Er ergibt sich aus der Verrechnung der 
Komponenten: 

 
3  Download unter: 

https://digital.zlb.de/viewer/api/v1/records/15436051/files/images/NRW.BANK_Wohnungsabgaenge_in_NR
W.pdf/full.pdf. Letzter Zugriff am 05.06.2024 

(Verbleibender) Ersatzbedarf 
+ 

Neubedarf 
+ 

Zusätzliche Fluktuationsreserve  
Anzurechnende Leerstandsüberhänge 

 

Einzelne Komponenten des ergänzenden 
Bedarfs können auch negative Werte an-
nehmen und im Saldo zu negativen Er-
gebnissen führen. Lediglich dann, wenn 
sich aus der Verrechnung der vier Kompo-
nenten ein positiver ergänzender Woh-
nungsbedarf ergibt, findet dieser Eingang 
in die Gesamtermittlung der Wohneinhei-
ten. 

Der verbleibende Ersatzbedarf ergibt sich 
innerhalb der Komponenten aus der 
Hälfte des Ersatzbedarfes (die andere 
Hälfte ergibt den Grundbedarf).  

Ein Neubedarf an Wohneinheiten wird 
dann gesehen, wenn die Anzahl der prog-
nostizierten Haushalte im Zieljahr höher 
liegt als im Ausgangsjahr der Berech-
nung. Der Wert kann bei einem Rückgang 
der prognostizierten Haushalte auch  
negativ in die Berechnung des ergänzen-
den Wohnungsbedarfes eingehen. 

Zur Gewährleistung eines ausreichenden 
Wohnungsangebots für Um- bzw.  
Zuzugswillige soll nach LEP NRW eine 
Fluktuationsreserve (Wohnungsleer-
stand) vorhanden sein.  Hierzu gehen 1 % 
des Wohnungsbestandes als Kompo-
nente in die Berechnung ein. Die Fluktua-
tionsreserve kann max. 3 % betragen, 
wenn leerstehende Wohnungen (zur 
Hälfte) gegengerechnet werden. Das der-
zeit angewandte Rechenmodell wendet in 
abgewandelter Form die zweite Möglich-
keit an. Die zusätzliche Fluktuations-
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reserve wird nur in den Städten und  
Gemeinden wirksam, deren Leerstands-
quote kleiner als 3 % ist. Die Komponente 
ergibt sich dann aus einer Aufstockung 
auf 3 % des Wohnungsbestandes.  

Anzurechnende Leerstandsüberhänge  
ergeben sich in solchen Kommunen, in 
denen die Leerstandsquote größer als 3 % 
ist. Im derzeit angewandten Modell wer-
den diese nur zu 50 % negativ auf die  
Bedarfsberechnung angerechnet4. 

 

Schritt b) Ermittlung der Nettobedarfe 
im Flächennutzungsplan (FNP/GFNP) 

Die Umrechnung der in „Schritt a“ ermit-
telten Anzahl von Wohnungen zur Fläche 
erfolgt durch die Division der Wohnein-
heiten über eine Dichtekennziffer.  

Der LEP NRW gibt als Dichtewerte (ein-
schließlich Erschließung) 20 – 35 WE/ha 
bei einer Einwohnerdichte unter 1.000 
Einwohner je km² und 30 – 45 WE/ha bei 
einer Einwohnerdichte von 1.000 bis 
2.000 Einwohner je km² bzw. bei Städten 
über 100.000 Einwohner vor.  Ein Brutto-
dichtewert zwischen 40 - 60 WE/ha soll 
bei Einwohnerdichten über 2.000 Einwoh-
ner je km² angenommen werden, wobei 
die Regionalplanungsbehörde z. B. auf 
der Grundlage empirischer Ermittlungen, 
von den genannten Richtwerten abwei-
chen kann. Im LEP NRW handelt es sich 
um Bruttodichtewerte. 

Da das Siedlungsflächenmonitoring Ruhr 
(SFM Ruhr) von einem Nettoflächenan-
satz ausgeht, werden bei dem derzeit an-
gewandten Rechenmodell Netto-Dichte-
werte für die Umrechnung in Flächen-

 
4  Eine vollständige Anrechnung der Leerstände über 3 % erscheint aufgrund der fehlenden Instrumente zum 

Leerstandsabbau nicht sinnvoll. Vor allem Einzeleigentümer entziehen sich hierbei einem systematischen 
Zugang. Eine vollständige Anrechnung der vorhandenen Leerstände würde diese Schwierigkeiten der 
Wiederinwertsetzung unberücksichtigt lassen. Den damit verbundenen theoretischen Vorteilen eines höheren 
Flexibilitätsspielraumes, stehen in der Praxis vor Ort erhebliche städtebauliche, soziale und ökonomische 
Probleme entgegen, die die Vorgehensweise rechtfertigen. 

einheiten zugrunde gelegt. Hierbei wird 
ebenfalls von einem an Raumkategorien 
orientierten Dichteansatz ausgegangen, 
der jedoch stärker die heterogene Struk-
tur der Region widerspiegeln soll. Bezo-
gen auf fünf siedlungsstrukturelle Raum-
kategorien (höher verdichtet, eher höher 
verdichtet, verdichtet, eher gering ver-
dichtet, geringer verdichtet) werden „an-
zustrebende Siedlungsdichten“ berech-
net. Diese ergibt sich für jede Raumkate-
gorie aus dem Mittelwert der derzeitigen 
Bestandsdichte und der angenommenen 
Neubaudichte. 

Als Mindestbedarf für jede Kommune 
werden im derzeit angewandten Modell 
10 ha Netto-FNP-Wohnbauflächenbedarf  
festgelegt. Da ein Mindestbedarf gemäß 
der LEP NRW-Vorgaben nicht vorgese-
hen ist, ist diese Regelung nur umsetzbar, 
solange der gesamtregionale Bedarfsrah-
men nicht überschritten wird und einzelne 
Kommunen die ihnen zugestandenen  
Bedarfe nicht räumlich verorten können 
(siehe auch Kapitel 5.5).  

Schritt c) Gegenüberstellung der Netto-
bedarfe mit gesicherten FNP-Reserven 

Um zu ermitteln, ob in einer Kommune  
ein gegenüber den bereits dargestellten  
Bauflächen zusätzlicher Neudarstellungs-
bedarf im FNP oder im GFNP vorliegt,  
werden den so berechneten Netto Wohn-
bauflächenbedarfen die im SFM Ruhr er-
hobenen anzurechnenden Wohnreserven 
gegenübergestellt. Ein positiver Saldo 
(weniger Reserven als Bedarf) zeigt den 
verbleibenden Nettobedarf an. Ein nega-
tiver Saldo weist auf Flächenüberhänge 
(„Überdeckung“) in den FNP hin, womit 
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ggf. ein Rücknahmeerfordernis nach Ziel 
6.1-1 LEP NRW verbunden ist.  

Zurückgenommen werden sollen alle  
Flächenüberhänge außerhalb der ver-
bindlichen Bauleitplanung. Ein positiver 
Saldo bzw. ein positiver verbleibender 
Nettobedarf bedeutet, dass ein zusätzli-
cher Bedarf für die Darstellung von 
Wohnbauflächen im FNP besteht.  

Über den Aufschlag eines städtebauli-
chen Zuschlags auf den Saldo (bislang 
Faktor 1,43) ergibt sich der Brutto-Neu-
darstellungsbedarf im FNP. Der städte-
bauliche Zuschlag wird vorgenommen, da 
sich aufgrund des FNP-Maßstabs anteilig 
u.a. auch Verkehrsflächen, Flächen für 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und/ 
oder Grünflächen in den Bauflächendar-
stellungen befinden. Der Neudarstel-
lungsbedarf beschreibt den Bedarf zu-
sätzlich zu den bereits im FNP oder im 
GFNP dargestellten Bauflächen. 

 

Schritt d) Ermittlung des Bedarfes an  
ASB-Regionalplanreserven 

Liegt in einer Kommune ein Brutto-Neu-
darstellungsbedarf im FNP vor, wird im 
nächsten Schritt der erforderliche Um-
fang an ASB-Regionalplanreserven ermit-
telt. Bei ASB-Regionalplanreserven han-
delt es sich um Festlegungen von Allge-
meinen Siedlungsbereichen (ASB) in den 
Regionalplänen, die sich grundsätzlich für 
eine Siedlungsentwicklung eignen, aber 
noch nicht in den kommunalen FNP als 
Bauflächen dargestellt sind. Laut LEP 
NRW wird Kommunen, bei denen sich aus 
der Berechnung ein Neudarstellungsbe-
darf im FNP ergibt, ein Planungs- bzw. 
Flexibilitätszuschlag (regionalplaneri-
scher Zuschlag) von 20 % auf den ermit-
telten zusätzlichen Brutto-Neudarstel-
lungsbedarf im FNP gewährt. 

In Kommunen, bei denen sich kein Neu-
darstellungsbedarf ergibt, besteht kein 
Bedarf an zusätzlichen ASB-Regional-
planreserven, da im FNP bereits ausrei-
chend Bauflächen für den Planungshori-
zont gesichert sind.  

 

Schritt e) Gegenüberstellung mit  
gesicherten ASB-Regionalplanreserven 

Um zu ermitteln, ob es in einer Kommune 
einen zusätzlichen ASB-Festlegungs- 
bedarf gibt, werden dem berechneten  
Bedarf an ASB-Regionalplanreserven die 
bereits im Regionalplan gesicherten ASB-
Regionalplanreserven gegenübergestellt.  

Ein positiver Saldo (weniger ASB-Regio-
nalplanreserven als ASB-Festlegungs- 
bedarf) bedeutet, dass ein zusätzlicher 
Bedarf für die Festlegung von ASB im  
Regionalplan in der Höhe des Saldos be-
steht.  

Ein negativer Saldo (mehr ASB-Regional-
planreserven als ASB-Festlegungsbedarf) 
weist auf Flächenüberhänge im Regional-
plan hin, womit ein Rücknahmeerforder-
nis nach Ziel 6.1-1 LEP NRW verbunden 
ist.  

Auf Rücknahmeerfordernisse gemäß Ziel 
6.1-1 LEP NRW kann die Regionalpla-
nungsbehörde im Einzelfall verzichten, 
solange der gesamtregionale Bedarfsrah-
men nicht ausgeschöpft ist.  

Abbildung 1 stellt das derzeit ange-
wandte Modell schematisch dar. 
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Abb. 1: Schematische Darstellung des bislang angewandten Rechenmodells 

Quelle: Eigene Darstellung

Fl
äc

he
nn

ut
zu

ng
sp

la
n 

R
eg

io
na

lp
la

n 

W
E 

/ 
D

ic
ht

e 
B

ed
ar

f 
./

. 
R

es
er

ve
n 

B
ed

ar
f 

./
. 

R
es

er
ve

n 



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

25 
 

4 Erkenntnisse aus mehr-
jähriger Anwendung des 
Rechenmodells 

Im Folgenden werden die Stärken und Schwä-
chen des bisherigen Rechenmodells nach 
mehrjähriger Anwendung diskutiert. Die Dar-
legung erfolgt auf der Grundlage von Erfah-
rungswerten der Regionalplanungsbehörde 
sowie einer zusammenfassenden Darlegung 
der im Beteiligungsverfahren des RP Ruhr ein-
gegangenen Stellungnahmen. 

 

4.1 Situationsanalyse 

Eine maßgebliche Grundlage zur Bestimmung 
des Wohnbauflächenbedarfes ist die Bevölke-
rungsentwicklung, die in der Metropole Ruhr 
durch einen tiefgreifenden demografischen 
Wandel gekennzeichnet ist, der sich in den 
Teilräumen unterschiedlich darstellt. Wesent-
liche Merkmale dieser Entwicklung sind das 
Nebeneinander von Schrumpfung und Wachs-
tum sowie verstärkte Alterungsprozesse ins-
besondere im suburbanen Raum. Auch in der 
Zusammensetzung der Bevölkerung hat sich 
ein massiver Wandel hin zu einer ethnischen 
Heterogenisierung vollzogen.  

Zugleich können die sich ergebenden Verän-
derungen aus dem Zuzug von Schutzsuchen-
den auf diese Prozesse wenig abgeschätzt 
werden. Vor diesem Hintergrund können der-
zeit kaum belastbare Bevölkerungsprognosen 
erstellt werden.  

Nach der zum Redaktionsschluss zuletzt im 
Jahr 2021 von IT.NRW vorgelegten  
Bevölkerungsprognose soll die Metropole 
Ruhr bis zum Jahr 2050 rund 228.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner bzw. 4,4 % ihrer  
Bevölkerung verlieren.  

Die Prognose geht für NRW insgesamt von  
einem Rückgang um rund 524.000 Einwohne-
rinnen und Einwohner bzw. 3,0 % aus. 

Nach den Berechnungen von IT.NRW soll es in 
allen Teilräumen der Metropole Ruhr zu Bevöl-
kerungsrückgängen kommen. Der prognosti-
zierte Bevölkerungsrückgang liegt bezogen 
auf die betrachteten Teilräume zwischen 2,6 % 
in den GFNP-Kommunen und 8,0 % im Kreis 
Wesel. Auf der Basis der Modellrechnung soll 
der Bevölkerungsrückgang in den Kreisen mit 
etwa 7,2 % größer ausfallen als in den kreis-
freien Städten mit etwa 2,9 %. Dies kann Folge 
der zu beobachteten Altersstrukturverschie-
bung und den damit einhergehenden höheren 
Sterbefallüberschüssen in den kreisangehöri-
gen Kommunen sein. Absolut sollen die kreis-
freien Kommunen rund 98.000 und die kreis-
angehörigen Kommunen rund 130.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner verlieren. 

 

Von allen 53 Kommunen wird bis zum 
Jahr 2050 lediglich in der Stadt Schwelm 
eine geringe Bevölkerungszunahme an-
genommen. Die weiteren Kommunen  

haben nach den Prognosen von IT.NRW 
zu erwartende Bevölkerungsabnahmen  

zwischen 0,5 % und 16,8 %. 

 

Auch die von IT.NRW auf der Basis der Bevöl-
kerungsprognose erstellte Haushaltsmodell-
rechnung geht für die Region bis 2050 von ei-
nem Rückgang um rund 74.000 Haushalte aus. 
Trotz des von IT.NRW prognostizierten Rück-
gangs an Haushalten ist im SFM Ruhr feststell-
bar, dass nach wie vor eine qualitative Neu-
baunachfrage existiert. Insgesamt sind zwi-
schen 2020 und 2022 rund 26.200 neue Woh-
nungen (Vorerhebung 2017 bis 2019 rund 
23.500 Wohnungen) entstanden. Davon ent-
fallen 7.650 auf Ein- und Zweifamilienhäuser 
(Vorerhebung 8.200 Wohnungen) und 18.550 
Wohnungen auf Mehrfamilienhäuser (Vorer-
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hebung 15.000). Die Zunahme der neu gebau-
ten Wohnungen ist ausschließlich auf eine  
Zunahme im Geschosswohnungsbau zurück-
zuführen. 

Auf einem Hektar entstanden etwa 23 Woh-
nungen in Ein- oder Zweifamilienhäusern oder 
85 Wohnungen in Mehrfamilienhäusern.   
Während die Bebauungsdichte bei Ein- und 
Zweifamilienhäusern im Verlauf der Erhebun-
gen nahezu konstant geblieben ist, zeichnet 
sich im Geschosswohnungsbau ein – jedoch 
zuletzt abgeschwächter – Trend zu höheren 
Bebauungsdichten ab. 

Ein mit rund 73 % hoher Anteil des Wohnungs-
neubaus (Vorerhebung 69 %) erfolgte auf 
siedlungsräumlich vorgenutzten Flächen.  

Gemäß Beschluss der Verbandsversammlung 
vom 4. April 2014 sollen u.a. die folgenden 
strategischen Zielvorstellungen im Hand-
lungsfeld „Regional abgestimmte, bedarfsge-
rechte und flächensparende Bereitstellung 
von Wohnbauflächen“ durch den RVR verfolgt 
werden: 

• in allen Städten und Gemeinden des 
Verbandsgebietes eine am Bedarf 
orientierte Ausstattung mit Wohnbau-
flächen ermöglichen, die den Kommunen 
auch vor dem Hintergrund des demo-
graphischen Wandels Handlungsspiel-
räume gewährt. 

• die Bereitstellung eines Baulandangebotes 
in der Region unterstützen, das den 
vielfältigen Nachfragewünschen und 
Nachfragegruppen gerecht wird. 

• dass Flächenkreislaufwirtschaft und 
Innenentwicklung unter Berücksichtigung 
klimagerechter Anpassungsmaßnahmen 
Vorrang vor der Neuinanspruchnahme von 
Freiraum haben. 

Im Zusammenspiel mit weiteren formellen und 
informellen Instrumenten, Strategien und 
Handlungsansätzen soll die Methode zur  
Ermittlung der Wohnbauflächenbedarfe die 
Erreichung dieser Perspektiven unterstützen.  

Es wird deutlich, dass eine über den Bestand 
hinausgehende wohnbauliche Flächenent-
wicklung, vor allem in den Verdichtungsräu-
men, aufgrund der Begrenztheit der Res-
source Fläche und zunehmender Flächen- 
nutzungskonkurrenzen nur noch begrenzt 
möglich ist. Auch im RP Ruhr ist der ermittelte 
ASB-Bedarf bereits nicht vollumfänglich ver-
ortet (siehe RP Ruhr; S. 57-58).  

Bei Fortschreibungen zeigen sich bei den 
kommunalen Wohnbauflächenbedarfen 
starke Schwankungen. Dies steht im Zusam-
menhang mit den oben beschriebenen Unsi-
cherheiten hinsichtlich der Bevölkerungsent-
wicklung und deren Auswirkungen auf die  
Bevölkerungsprognosen und insbesondere 
auf die in der Wohnbauflächenbedarfsberech-
nung relevanten Haushaltsmodellrechnungen 
von IT.NRW.  

 

 

 

4.2 Hinweise aus eingegangenen 
Stellungnahmen 

Das bislang angewandte Rechenmodell zu 
den Wohnbauflächenbedarfen gibt das quan-
titative Gerüst der ASB-Festlegungen im 
RP Ruhr vor. Demnach gingen im Rahmen der 
Beteiligungsverfahren zum RP Ruhr auch  
Hinweise und Anregungen zur Wohnbau- 
flächenbedarfsberechnung ein. 

In Tabelle 1 sind die eingegangenen Hinweise 
und Anregungen, die im Rahmen der Beteili-
gungsverfahren von den öffentlichen Stellen  
vorgebracht wurden, aufgeführt. Die Anre-
gungen sollen zum Anlass genommen  
werden, die damit verbundenen Modellbau-
steine in der vorliegenden Evaluation zu über-
prüfen. Positiv konnotierte Hinweise sind in 
der Tabelle nicht enthalten. 
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Tab. 1: In den Beteiligungsverfahren zum RP Ruhr eingegangene Hinweise und Anregungen 

Quelle: Eigene Darstellung

Hinweis / Anregung / Kritik Anmerkung Lösungsansatz 

Kritik an veralteten Datengrund-
lagen bei der Berechnung der  
Bedarfe (Zahl der dazu eingegan-
genen Stellungnahmen 26) 

Zeitnah soll eine Fortschreibung 
des RP Ruhr zu den Siedlungsbe-
reichen mit den dann aktuellen  
Datengrundlagen und unter  
Berücksichtigung der vorliegenden 
Evaluationsergebnisse eingeleitet 
werden. 

Den eingegangenen  
Stellungnahmen soll im Zuge 
einer Fortschreibung des  
RP Ruhr gefolgt werden.  
Zur 3. Offenlage erfolgte  
bereits eine vollständige   
Datenaktualisierung (jedoch 
noch ohne Anpassungen der 
Festlegungen). 

Kritik an veralteten Datengrund-
lagen bei der Berücksichtigung 
der Flächenreserven  
(Zahl der dazu eingegangenen 
Stellungnahmen 25) 

Im Zuge der Überarbeitung des  
RP Ruhr Planentwurfes wurden ab 
der 2. Offenlage die damals  
aktuellen Daten aus dem  
Siedlungsflächenmonitoring Ruhr 
(SFM Ruhr) 2020 berücksichtigt. 
Für die Bauleitplanung werden  
bereits die SFM Ruhr-Daten aus 
der Erhebung 2023 berücksichtigt. 

Den eingegangenen Stellung-
nahmen wurde bereits  
gefolgt. 

Kritik an den zugrunde gelegten 
Dichtewerten (Zahl der dazu ein-
gegangenen Stellungnahmen 12) 

Die Kritik an den Dichtewerten  
bezog sich sowohl darauf, dass 
diese zu gering als auch zu hoch 
angesetzt seien. Das derzeit ange-
wandte Modell weicht von den im 
LEP NRW angegebenen Dichte-
werten ab. 

→ Evaluation der  
Dichtewerte 
(siehe Kapitel 5.6) 

Anregung zu einer Verlängerung 
des regionalplanerischen  
Planungszeitraumes auf 25 Jahre 
(Zahl der dazu eingegangenen 
Stellungnahmen 11) 

Der Ende 2022 ausgelaufene Erlass 
der Landesregierung  
empfiehlt einen Planungszeitraum 
von 20 bis maximal 25 Jahren. 

→ Evaluation des  
Planungszeitraumes 
(siehe Kapitel 5.9) 

Wunsch nach Anerkennung  
kommunaler Datengrundlagen 
z.B. hinsichtlich der  
Bevölkerungsprognose  
(Zahl der dazu eingegangenen 
Stellungnahmen 8) 

In den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 
LEP NRW wird auf die Daten des 
Landesbetriebs IT.NRW verwiesen, 

→ Evaluation der 
Datengrundlagen 
(siehe Kapitel 5.1) 

Anregung zu mehr Flexibilität bei 
der Verortung von FNP-Neudar-
stellungen → Erhöhung des regi-
onalplanerischen  
Zuschlages (Zahl der dazu einge-
gangenen Stellungnahmen 8) 

In einigen Landesteilen werden  
sogenannte „Flexibilisierungsmo-
delle“ erprobt. 

→ Evaluation des  
Planungszeitraumes und der 
Zuschlagswerte 
(siehe Kapitel 5.7 und 5.9) 
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Hinweis / Anregung / Kritik Anmerkung Lösungsansatz 

Anregung zu einer kurzfristigen 
Fortschreibung des RP Ruhr zu 
den Siedlungsbereichen  
(Zahl der dazu eingegangenen 
Stellungnahmen 8) 

Zeitnah soll eine Fortschreibung 
des RP Ruhr zu den Siedlungsbe-
reichen mit den dann aktuellen  
Datengrundlagen und unter  
Berücksichtigung der vorliegenden 
Evaluationsergebnisse eingeleitet 
werden. 

Den eingegangenen Stellung-
nahmen soll, vorbehaltlich der 
politischen Beratung und Ent-
scheidung, gefolgt werden. 

Anregung zu einem „festen“  
Bedarfskonto oder einem  
Flächenpool  
(Zahl der dazu eingegangenen 
Stellungnahmen 5) 

Die Anregungen beziehen sich  
darauf, dass nicht verortete  
Bedarfe für die Dauer des  
gesamten Planungszeitraumes 
„gesichert“ bleiben sollen.  

Der Anregung wird nicht ge-
folgt. Die landesplanerischen 
Vorgaben sehen eine dreijäh-
rige Aktualisierung der  
Flächenreserven vor. Die  
Bedarfe können im Laufe des 
Planungszeitraumes steigen  
oder fallen („dynamischer  
Planungsansatz“). Es steht den 
Kommunen frei, eigene  
„Flächenpools“ zu bilden, wie 
dies mit der Bedarfsgemein-
schaft der sechs GFNP-Kom-
munen erfolgt ist. 

 

 

 

4.3 Planerische Sicherung der  
ermittelten Bedarfe 

Eine aus kommunaler Sicht „passgenaue“  
Zuweisung von Wohnbauflächenbedarfen 
stellt eine Herausforderung dar. Dies insbe-
sondere vor dem Hintergrund einer sich aus 
den LEP NRW-Vorgaben ergebenden gesamt-
regionalen Bedarfsobergrenze.  

Nicht in allen Kommunen gibt es ausreichende 
Möglichkeiten die ermittelten Flächenbedarfe 
räumlich zu verorten, während in anderen 
Kommunen zwar geeignete Flächen vorhan-
den sind, jedoch die ermittelten Flächen- 
bedarfe nicht ausreichen, um die Standorte 
planerisch zu sichern. 

Der gesamtregionale Bedarf an Flächen für 
zukünftige wohnbauliche Entwicklung kann 
aufgrund vorhandener Flächennutzungskon-
kurrenzen in der Metropole Ruhr kaum noch 
vollumfänglich planerisch gesichert werden.  

So liegt die Unterdeckung, der Umfang an 
räumlich nicht verorteten Wohnbauflächen  
(= „virtuelle Bedarfe“), im RP Ruhr Entwurf zur 
dritten Offenlage bei rund 367 ha.  

Zum Sachstand März 2024 stellen 38 der 53 
Kommunen des Planungsraumes den berech-
neten Wohnbauflächenbedarf nicht vollstän-
dig bauleitplanerisch dar (vgl. Abbildung 2).  
Im Umkehrschluss weisen 15 Kommunen eine 
Überdeckung an Flächenreserven auf, die 
nach Ziel 6.1-1 LEP NRW (sofern kein B-Plan 
vorliegt) zurückzunehmen wäre.  

In zehn der elf kreisfreien Kommunen sind die 
ermittelten Bedarfe gegenwärtig nicht voll-
ständig räumlich verortet. Besonders hohe 
„virtuelle Bedarfe“ bzw. Unterdeckungen über 
50 ha weisen die Städte Essen, Duisburg und 
Bochum auf.  
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Abb. 2: Unter- oder Überdeckung im FNP/GFNP in ha 

Quelle: Eigene Darstellung; Grundlage zuletzt kommunizierte Bedarfswerte, Flächenreserven SFM Ruhr 2023 
 
 

 

In sechs Kommunen mit Neudarstellungsbe-
darf liegt die mögliche Neudarstellung unter-
halb von 5 ha. Zusammen mit den Kommunen, 
die eine Überdeckung aufweisen, verfügen 
demnach rund 40 % der Kommunen des  
Planungsraums über nur noch geringe Hand-
lungsspielräume bei der planerischen Siche-
rung zusätzlicher Wohnbauflächen. Bis auf 
den Ennepe-Ruhr-Kreis, der eine Überde-
ckung im Umfang von 14 ha aufweist, liegen 
in allen anderen Kreisen sowie in der der 
Gruppe der GNFP-Kommunen und der Gruppe 
der kreisfreien Kommunen außerhalb des 
GFNP Unterdeckungen vor (vgl. Tabelle 2). 

Unterdeckungen bedeuten, dass die in den 
FNP/im GFNP gesicherten Flächenreserven 
unterhalb des ermittelten Bedarfs liegen.  

 

 

 

 

 

Tab. 2: Unterdeckungen in den FNP /im GFNP 

nach dem bisherigen Rechenmodell 

Quelle: Eigene Berechnungen; Stand Nov. 2023 

Gebietskörperschaft 

Bisheriges  
Rechenmodell 

Bedarf 
in ha 

„Virtueller  
Bedarf“ =  

Unterdeckung  
in ha netto 

(in %) in den 
FNP/im 

GFNP 

Kreis Wesel 309 131 (42 %) 

Kreis  
Recklinghausen 

359 133 (37 %) 

Kreis Unna 246 -14 (-6 %)* 

Ennepe-Ruhr-Kreis 149 2 (1 %) 

GFNP-Kommunen 679 336 (49 %) 

Kreisfreie Kommunen 
ohne GFNP 

739 140 (19 %) 

RVR 2.480 728 (29 %) 

*Überdeckung (mehr Reserven als Bedarf) 
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In den Kreisen Ennepe-Ruhr und Unna ist der 
Handlungsspielraum der Kommunen ver-
gleichsweise gering, hier wären zusätzliche 
Spielräume hilfreich. Zugleich zeigen sich in 
der Gruppe der GFNP-Kommunen sowie in 
den Kreisen Wesel und Recklinghausen  
höhere Unterdeckungen respektive „virtuelle“  
Bedarfe. 

Eine Anpassung des derzeit angewandten  
Rechenmodells könnte einen Beitrag zu einer 
Verbesserung dieses Befundes leisten, indem 
ein Teil der nicht verorteten Bedarfe, des  
„virtuellen Bedarfs“, auf Kommunen verteilt 
wird, die (noch) über geeignete Flächen ver-
fügen. 

In die Berechnungen zu Tabelle 2 sind fol-
gende Eingangsdaten eingegangen: Wohnun-
gen in Gebäuden mit Wohnraum 2020; Leer-
stehende Wohnungen in Gebäuden mit 
Wohnraum (Zensus 2011); Haushalte 2021 
und 2043 (Haushaltsmodellrechnung 2021 
IT.NRW); SFM Ruhr Flächenreserven 
01.01.2023. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.4 Mit der Modellanpassung  
verbundene Planungsansätze  

Ausgehend von den geschilderten Anregun-
gen und Hinweisen aus dem Beteiligungsver-
fahren zum RP Ruhr, der dargelegten Proble-
matik bei der räumlichen Verortung sowie der 
starken Schwankungen der ermittelten   
Bedarfe bei Fortschreibungen, soll die Evalua-
tion insbesondere vor dem Hintergrund der 
folgenden Planungsansätze A und B stehen: 

 

A 

Es soll eine möglichst umfängliche  
räumliche Verortung des ermittelten  
gesamtregionalen Bedarfs erreicht  
werden können. Die Bedarfe sollen  

stärker dorthin fließen, wo Flächen be-
reits bauleitplanerisch gesichert sind. 

Bislang erforderliche bauleitplanerische 
Rücknahmen sollen in diesem Zuge 

durch das Rechenmodell reduziert oder 
aufgehoben werden. Im Idealfall soll bei 
möglichst vielen Kommunen ein ange-
messener Neudarstellungsbedarf auf 

FNP-Ebene vorliegen. 

B 

Oberzentren und Mittelzentren um bzw. 
über 100.000 EW sollen, wie bisher auch 

umfängliche Bedarfe erhalten. 

 

 

Es ist zu vermeiden, dass das Rechenmodell 
zu deutlichen Bedarfsüberhängen in einzelnen 
Kommunen führt („virtueller Bedarf“). Die 
Ziele A und B müssen daher in einem ausge-
wogenen Verhältnis zueinanderstehen.  
Weitere Zielsetzungen sind: 

C 

Für Kommunen und Regionalplanung soll 
bei Fortschreibungen Planungssicherheit 

durch geringe Schwankungen der  
Bedarfswerte erreicht werden. 
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D 

Bei der Einführung des neuen Rechen- 
modells soll die Planungssicherheit  

weitestgehend erhalten bleiben, weshalb 
starke Schwankungen zu den zuletzt  

kommunizierten Bedarfszahlen zu  
vermeiden sind. 

 

Zur Gewährleistung einer ausreichenden  
Planungssicherheit bei FNP-Änderungs- 
und/oder Neuaufstellungsverfahren sowie bei 
regionalplanerischen Verfahren soll das  
Rechenmodell mittel- bis langfristige Tren-
dänderungen der Haushaltsmodellrechnung 
abbilden, jedoch kurzfristige Schwankungen 
weitgehend ausgleichen. Vor diesem Hinter-
grund stehen die Planungsansätze C und D. 

 

5 Evaluation der Modell-
bausteine 

Im folgenden Kapitel werden in Kapitel 5.1  
zunächst die im bisherigen Rechenmodell  
verwendeten Datengrundlagen betrachtet. In 
Kapitel 5.2 erfolgt eine Überprüfung der  
Ersatzbedarfsquote, die u.a. der Bemessung 
des Grundbedarfs dient. Anschließend wer-
den in Kapitel 5.3 verschiedene Teilraummo-
delle vor dem Hintergrund untersucht, ob 
diese zur Schwankungsstabilität beitragen. 
Kapitel 5.4 befasst sich mit einer gleitenden 
Fortschreibung der Bedarfswerte im Gegen-
satz zur bisherigen vollständigen Neuberech-
nung des Bedarfs bei Vorliegen neuer Daten-
grundlagen. In Kapitel 5.5 wird auf den  
Mindestbedarf von 10 ha eingegangen.   

Ein Schwerpunkt des Kapitels liegt mit Kapitel 
5.6 in der Evaluation der bislang verwendeten 
Dichtewerte, die maßgeblichen Einfluss auf 
dem Umfang des erforderlichen Flächenbe-
darfs haben. Kapitel 5.7 widmet sich den Zu-
schlagswerten, demnach dem städtebauli-
chen Zuschlag, mit dem die erforderliche FNP-

Brutto-Neudarstellungsfläche ermittelt wird,  
um den berechneten Netto-Neudarstellungs-
bedarf entwickeln zu können (Brutto-Netto-
Analyse). Dies bedeutet, dass untergeordnete 
Nutzungen, wie die innere verkehrliche  
Erschließung innerhalb einer FNP-Wohnbau-
fläche nicht den Bedarf belasten. Desweitern  
wird der regionalplanerische Zuschlag  
betrachtet, der in den Erläuterungen zu Ziel 
6.1-1 LEP NRW benannt ist und als Planungs- 
bzw. Flexibilitätszuschlag der Ermittlung des 
erforderlichen Umfangs der ASB-Festlegung 
dient.  

Das neue Instrument der „regionalen  
Ausgleichskomponente“, wie in Kapitel 5.8 
diskutiert, kann im Sinne der Zielsetzung A 
dazu dienen, einen Teil der Bedarfe dorthin zu 
lenken, wo Flächen bereits bauleitplanerisch  
gesichert sind.  

In Kapitel 5.9 erfolgt eine Diskussion der  
Planungszeiträume, die für die FNP/GFNP-
Bedarfswerte bzw. den Regionalplan   
zugrunde gelegt werden sollen.  

Das Kapitel 5.10 schließt mit zusammenfas-
senden Vergleichsrechnungen, der Darlegung 
der Auswirkungen der Anpassungen auf die 
Bedarfswerte und zuletzt in Kapitel 5.11 mit 
einem Ausblick auf zukünftige Fortschreibun-
gen.  

 

 

 

 

5.1 Datengrundlagen 

Zunächst soll erörtert werden, ob die dem  
Rechenmodell zugrundeliegenden Daten-
grundlagen für den Planungsraum weiterhin  
flächendeckend, einheitlich erhoben und in  
regelmäßiger Fortschreibung zur Verfügung 
stehen. Tabelle 3 führt die zur Ermittlung der  
Wohnbauflächenbedarfe erforderlichen Daten 
auf: 
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Tab. 3: Erforderliche Datengrundlagen 
Quelle: Eigene Darstellung 

Nr. Datengrundlage Nutzung für… 

1 Zahl der Wohnun-
gen  
(gemeindescharf; 
im Ausgangsjahr) 

Ermittlung des Grund-
bedarfs, Eingang in 
den „ergänzenden 
Wohnungsbedarf“ und 
Verwendung zur  
Berechnung der  
gemeindescharfen 
Haushaltszahlen 

2 Leerstehende  
Wohnungen in  
Gebäuden mit  
Wohnraum  
(gemeindescharf;  
Zensus 2011) 

Eingang in den  
„ergänzenden  
Wohnungsbedarf“ 

3 Zahl der Haus-
halte (Kreise und 
Kreisfreie; im Aus-
gangsjahr und im 
Zieljahr; Haus-
haltsmodellrech-
nung) 

Eingang in den  
„ergänzenden Woh-
nungsbedarf“ 

4 Durchschnittliche 
Haushaltsgröße 
(Kreise und Kreis-
freie; im Aus-
gangsjahr und im 
Zieljahr; Haus-
haltsmodellrech-
nung) 

Eingang in die  
Berechnung der  
gemeindescharfen 
Haushaltszahlen 

5 Zahl der  
Einwohnerinnen 
und Einwohner  
(gemeindescharf; 
im Ausgangsjahr 
und im Zieljahr) 

Eingang in die  
Berechnung der  
gemeindescharfen 
Haushaltszahlen 

6 Anzurechnende  
Flächenreserven  
(SFM Ruhr;  
je aktueller Stand) 

Diese werden den er-
mittelten kommuna-
len Nettobedarfen 
gegenübergestellt. 
Ergibt sich eine Un-
terdeckung besteht 
ein Neudarstellungs-
bedarf im FNP/GFNP 

7 Regionalplan- 
reserven  
in Allgemeinen  
Siedlungsberei-
chen (ASB) 

Diese werden den er-
mittelten  
ASB-Neufest- 
legungsbedarfen  
gegenübergestellt. 
Ergibt sich eine  
Unterdeckung be-
steht ein Neufestle-
gungsbedarf im  
RP Ruhr 

 
5https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Wohnen/Wohnungsbestand.pdf?__blob=publication

File; zuletzt zugegriffen am 11.07.2024 
6 https://www.landesdatenbank.nrw.de/ldbnrw/online; zuletzt zugegriffen am 11.07.2024 

5.1.1 Zahl der Wohnungen 

Die Zahl der Wohnungen wird in mehrfacher 
Weise innerhalb des Rechenmodells zum 
Wohnbauflächenbedarf herangezogen. Als 
Wohnung gelten nach außen abgeschlossene, 
zu Wohnzwecken bestimmte, in der Regel zu-
sammenhängende Räume, die die Führung  
eines Haushalts ermöglichen 5. 

In den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 LEP NRW 
wird ausgeführt, dass der „Ersatzbedarf“ „für 
abgerissene, zusammengelegte oder aus an-
deren Gründen nicht mehr nutzbare Wohnun-
gen mit jährlich 0,2 % des Wohnungsbestan-
des ermittelt wird.  

Der jeder Kommune zugestandene Grundbe-
darf ergibt sich aus der Hälfte des Ersatz- 
bedarfs und beträgt demnach 0,1 % des  
Wohnungsbestandes (vgl. Erläuterungen zu 
Ziel 6.1-1 LEP NRW). 

Darüber hinaus geht die Zahl der Wohnungen 
in die gemeindescharfe Haushaltsberechnung 
ein, da die Daten der Haushaltsmodellrech-
nung nur auf der Ebene der Kreise und kreis-
freien Städte veröffentlicht werden (siehe Ka-
pitel 5.1.3). 

Informationen zur Zahl der Wohnungen  
werden in der Landesdatenbank von IT.NRW6  
unter dem Code 31231A vorgehalten. Die 
Fortschreibung erfolgt jährlich. Die aktuellen  
Daten (Sachstand März 2024) mit Stand 
31.12.2022 basieren auf der Fortschreibung 
der Gebäude- und Wohnungszählung des Jah-
res 2011. Diese war als Bestandteil des Zensus 
2011 als Vollerhebung angelegt. Die Daten 
sind räumlich bis auf die Ebene der Gemein-
den differenziert. 

Die Fortschreibung erfolgt durch eine Ver-
rechnung mit den jährlichen Ergebnissen der 
Baufertigstellungs- und der Bauabgangssta-
tistik. Erhebungsmerkmale sind u.a. neben der 
Anzahl der Wohnungen auch die Anzahl der 

https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Wohnen/Wohnungsbestand.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Wohnen/Wohnungsbestand.pdf?__blob=publicationFile
https://www.landesdatenbank.nrw.de/ldbnrw/online
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Räume, die Wohnfläche aber auch die Gliede-
rung nach Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhäu-
sern. 

Die Zahl der Wohnungen wird in den drei  
Aggregationen „Wohnungen im Wohn- und 
Nichtwohnbau“, „Wohnungen im Wohnbau“ 
und „Wohnungen im Nichtwohnbau“ vorge-
halten. Wohngebäude werden in der Landes-
statistik als Gebäude definiert, die mindestens 
zur Hälfte - gemessen am Anteil der Wohnflä-
che an der Nutzfläche nach DIN 277 - Wohn-
zwecken dienen. Nichtwohngebäude sind  
Gebäude, die überwiegend (mindestens zu 
mehr als der Hälfte der Nutzfläche) Nicht-
wohnzwecken dienen. 

Aus den LEP NRW-Vorgaben geht nicht her-
vor, welche der Aggregationen herangezogen 
werden soll. Tabelle 4 stellt die Zahl der  
Wohnungen bezogen auf die Teilräume inner-
halb der Metropole Ruhr dar. Der Anteil der 
Wohnungen im Nichtwohnbau liegt in den 
Teilräumen zwischen 2,8 % in den kreisfreien  
Städten und 3,4 % im Kreis Wesel. 

 

Tab. 4: Zahl der Wohnungen nach IT.NRW 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Landesdaten-

bank IT.NRW; Stand 31.12.2022 

Teilraum 

Zahl der Wohnungen nach 
IT.NRW im... 
Wohn- 

und 
Nicht-

wohnbau 

Wohnbau Nicht-
wohnbau 

Kreis WES 227.364 219.655 7.709 

Kreis RE 322.222 312.040 10.182 

Kreis UN 201.396 195.252 6.144 

EN-Kreis 174.614 168.814 5.800 

GFNP 947.839 921.455 26.384 

Kreisfreie  
Kommunen  
ohne GFNP 

1.782.919 1.732.481 50.438 

RVR 2.708.515 2.628.242 80.273 

 

 
7 Zahl der Wohnungen bezogen auf den Sachstand 31.12.2022 

Im derzeit angewandten Rechenmodell  
werden die „Wohnungen im Wohn- und Nicht-
wohnbau“ verwendet.  Da für einen Teil dieser 
Wohnungen, etwa Hausmeisterwohnungen in 
gewerblich genutzten Gebäuden, kein   
Bedarfsnachweis zu führen wäre, ist die voll-
umfängliche Einbeziehung der „Wohnungen 
im Nichtwohnbau“ methodisch nicht eindeu-
tig vertretbar. Im Fall einer Hausmeisterwoh-
nung wäre stattdessen für die gewerbliche 
Hauptnutzung bzw. für die gewerbliche Bau-
fläche ein Bedarf nachzuweisen 

Sofern die Gebäude auf gemischten Bau- 
flächen errichtet werden, würde sich anteilig 
ein für Wohnen erforderlicher Bedarf ergeben. 
Die Daten von IT.NRW lassen keine Differen-
zierung zur Ermittlung der bedarfsrelevanten 
Zahl der Wohnungen zu. Demnach könnte  
lediglich ein pauschaler Abschlag erfolgen, 
der jedoch nicht valide begründbar sein  
würde.  

Auch für einen Teil der in „Wohnungen im 
Wohnbau“ enthaltenen Wohnungen wäre kein  
Bedarfsnachweis zu führen. Dies betrifft Woh-
nungen in Wohnheimen, die in der Regel dem 
Gemeinbedarf zugerechnet werden, selbst 
wenn diese auf einer Wohnbaufläche errichtet 
werden. Hier erlauben die Daten der Landes-
datenbank, über die in den Aggregations-
gruppen enthaltenen Merkmalsausprägun-
gen, eine Herausnahme dieses Anteils. Der 
Anteil an Wohnungen in Wohnheimen liegt 
bezogen auf die „Wohnungen im Wohn- und 
Nichtwohnbau“ in den 53 Kommunen  
zwischen 0 % und 2,1 %. 

 Würden alle Wohnungen im Nichtwohnbau 
und Wohnheime aus der Berechnung heraus-
genommen, ergäbe sich bezogen auf das ge-
samte Verbandsgebiet ein um 52 ha geringe-
rer Ersatzbedarf (1.354 ha statt 1.406 ha)7. 
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Angesichts der nicht vollständig realisierbaren 
Datendifferenzierung und der eher geringen 
Auswirkungen einer Herausnahme eines Teils 
der Wohnungen wird vorgeschlagen, weiter-
hin die Zahl der „Wohnungen im Wohn- und 
Nichtwohnbau“ zu verwenden. Diese Aggre-
gationsgruppe wird in der Landesdatenbank 
vorgehalten und fortgeschrieben. 

Alternative Daten zu diesen amtlich und lan-
desweit einheitlich vorgehaltenen Daten  
werden nicht gesehen.  Für die in den Kommu-
nen selbst vorhandenen Informationen kann 
nicht sichergestellt werden, dass sie für die 
gesamte Planungsregion nach einheitlicher 
Erhebungsmethodik und mit gleichem zeitli-
chem Stand vorliegen.  

 

Ergänzende Hinweise zur Datenaktualität  
Die Daten werden jährlich veröffentlicht. Die 
Veröffentlichung erfolgt in der Regel im  
3. Quartal des Folgejahres. Derzeit liegen als 
aktuelle Daten solche vom 31.12.2022 vor 
(Sachstand März 2024). Diese Daten wurden 
am 14.07.2023 veröffentlicht. Die bedeutet,  
dass im Falle einer aktualisierten Berechnung 
der Wohnbauflächenbedarfe die Aktualität 
der Daten, aufgrund der jährlichen Veröffent-
lichung, zwischen mindestens 7 und maximal 
19 Monaten liegt. 

 

Ergebnis: 

Die regelmäßige und einheitliche Daten- 
erhebung der Zahl der Wohnungen ist über 

die Erfassungen in der Landesdatenbank 
von IT.NRW sichergestellt. Die  

Daten liegen auf Gemeindeebene vor.  
Alternative Daten werden nicht gesehen. 

An der Datengrundlage kann  
festgehalten werden. 

 

5.1.2 Leerstehende Wohnungen in 
Gebäuden mit Wohnraum  

Angaben zum Wohnungsleerstand können in 
die Berechnung der „Fluktuationsreserve“ im 
Rahmen der Berechnung des zusätzlichen 
Wohnungsbedarfs eingehen. In den Erläute-
rungen zu Ziel 6.1-1 LEP NRW wird dazu aus-
geführt: „Der Bedarf setzt sich aus folgenden 
Komponenten zusammen: (…) der Fluktuati-
onsreserve von 1 % des Wohnungsbestandes 
zur Gewährleistung eines ausreichenden 
Wohnungsangebots für Um- bzw. Zuzugswil-
lige; die Fluktuationsreserve darf auf bis zu 
maximal 3 % des Wohnungsbestandes ange-
hoben werden, wenn leerstehende Wohnun-
gen zur Hälfte auf die Fluktuationsreserve an-
gerechnet werden, d. h. in dieser Höhe von der 
Fluktuationsreserve abgezogen werden“. 

Das derzeit angewandte Rechenmodell wen-
det in abgewandelter Form die zweite Alter-
native an. Die zusätzliche Fluktuationsreserve 
wird nur in den Städten und Gemeinden wirk-
sam, deren Leerstandsquote kleiner als  
3 % ist.  

Die Komponente ergibt sich so aus einer Auf-
stockung auf 3 % des Wohnungsbestandes. 
Anzurechnende Leerstandsüberhänge erge-
ben sich in solchen Kommunen, in denen die 
Leerstandsquote größer als 3 % ist. Im derzeit 
angewandten Rechenmodell werden diese nur 
zu 50 % negativ auf die Bedarfsberechnung an-
gerechnet (vgl. Kapitel 3.2). 

Die Daten können der Landesdatenbank von 
IT.NRW in der Tabelle mit der Kennung 31211-
03i entnommen werden. Die Art der Woh-
nungsnutzung wird hier nach den Merkmalen 
„von Eigentümer/-in bewohnt“, „zu Wohn-
zwecken vermietet (auch mietfrei)“, „Ferien- 
oder Freizeitwohnung“ und „leerstehend“  
differenziert.  
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Ergänzende Hinweise zur Datenaktualität 

Wie auch bei der Zahl der Wohnungen basie-
ren die Daten auf der Gebäude- und  
Wohnungszählung des Jahres 2011. Diese war 
als Bestandteil des Zensus 2011 als Vollerhe-
bung angelegt. Die Daten sind räumlich bis auf 
die Ebene der Gemeinden differenziert. Im  
Gegensatz zur Zahl der Wohnungen wurde die 
Art der Wohnungsnutzung jedoch seit 2011 
nicht aktualisiert.  

Zwar stehen Daten aus der Gebäude- und 
Wohnungszählung des Jahres 2021 zur Veröf-
fentlichung an, jedoch sind dann auch diese 
Daten bereits mindestens 3 Jahre alt. Dies  
bedeutet, dass im Falle einer aktualisierten 
Berechnung der Wohnbauflächenbedarfe die 
Aktualität der Leerstandsdaten bei mindes-
tens 3 Jahren bis 13 Jahren liegt.  

Alternative Daten zum Wohnungsleerstand 
werden nicht gesehen. Zwar liegen in einigen 
Kommunen entsprechende Daten vor, diese 
basieren jedoch zum einen auf unterschiedli-
chen Erhebungsmethoden und zum anderen 
auf unterschiedlichen Zeitständen. Kommer-
zielle Daten sollten aus Gründen der Kosten-
neutralität nicht verwendet werden. 

Der Befund stellt das bisherige Modell zur  
Ermittlung der Fluktuationsreserve in Frage. 
Bis zu 13 Jahre alte Leerstandsdaten stellen  
vor dem Hintergrund eines dynamischen 
Wohnungsmarktes keine geeignete Daten-
grundlage dar. Zukünftig soll daher auf die 
auch im LEP NRW bekannte Alternative eines 
pauschalen Ansatzes von 1 % des Wohnungs-
bestandes zurückgegriffen werden. 

Wie bei der Zahl der Wohnungen lässt der LEP 
NRW offen, welche Aggregationsgruppe für 
den Wohnungsbestand zu verwenden ist. Aus 
Gründen der einheitlichen Datenverwendung 
wird vorgeschlagen, auch hier „Wohnungen 
im Wohn- und Nichtwohnbau“ zu verwenden. 

 

 
8 https://www.it.nrw/statistik/produkte-und-service/standardveroeffentlichungen/statistik-kompakt-0 

Ergebnis: 

Die Daten zum Wohnungsleerstand  
werden aus methodischen Gründen in der 

Landesdatenbank von IT.NRW nur alle 
zehn Jahre, und damit für den erforderli-
chen Zweck unzureichend, aktualisiert.  

Alternative Daten werden  
nicht gesehen. 

Zukünftig soll daher der im LEP NRW  
benannte Pauschalansatz von 1 % des 

Wohnungsbestandes zur Ermittlung der 
Fluktuationsreserve verwendet werden. 

 

 

5.1.3 Zahl der Haushalte 

Die Zahl der Haushalte dient im Rahmen der 
Berechnung des zusätzlichen Wohnungsbe-
darfs der Ermittlung des Neubedarfs, „der sich 
aus der Veränderung der Haushaltszahlen im 
Planungszeitraum gemäß Prognose von 
IT.NRW ergibt (dieser kann auch negativ wer-
den)“. 

Die Angaben können der „Haushaltsmodell-
rechnung“ entnommen werden, die auf der  
Internetseite von IT.NRW zur Verfügung 
steht8. Die letzte Berechnung wurde 2021 vor-
gelegt und reicht bis in das Jahr 2050 (kreis-
freie Städte und Kreise) bzw. 2070 (NRW). 
Gemeindescharfe Daten liegen im Gegensatz 
zur Bevölkerungsvorausberechnung (vgl.   
Kapitel 5.1.5) nicht vor. 

IT.NRW führt dazu aus: „Die Haushaltsmodell-
rechnung zeigt mögliche zukünftige Entwick-
lungen bei den Privathaushalten auf. Sie  
berücksichtigt dabei einerseits die Bevölke-
rungsentwicklung entsprechend den Ergeb-
nissen der aktuellen Bevölkerungsvorausbe-
rechnung sowie andererseits die aktuellen  
Haushaltsstrukturen, die sich aus den Daten 
des Mikrozensus ergeben“. 
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Gemeinschaftsunterkünfte wie z. B. Pflege- 
und Wohnheime, Kasernen oder Flüchtlings-
heime zählen im Sinne der Modellrechnung 
nicht als Privathaushalt. Zur weitergehenden 
Methodik wird auf die Internetseite von 
IT.NRW verwiesen. 

Die Genauigkeit der Modellrechnung hängt 
unmittelbar von den Annahmen ab, die der 
Bevölkerungsvorausberechnung zugrunde 
liegen. Je stärker die Annahmen zur natürli-
chen Bevölkerungsentwicklung (Geburten, 
Sterbefälle) und zu den Wanderungen von der 
Realität abweichen, desto ungenauer werden 
die Prognosen sein. Große Schwierigkeiten er-
geben sich hier insbesondere vor dem Hinter-
grund des derzeit kaum greifbaren Zuwande-
rungsgeschehens.  

 Aufgrund der Vorgabe im LEP NRW ist die  
Datengrundlage selbst nicht Gegenstand der 
Evaluation. Die Betrachtung alternativer  
Daten entfällt. 

In der Modellrechnung wird innerhalb der 
Haushalte nach Personenzahl (1, 2, 3 sowie 4 
und mehr) in 5-Jahresschritten differenziert.  
Dazu wird die durchschnittliche Personenzahl 
pro Haushalt angegeben. 

Das derzeit angewandte Rechenmodell zu den 
Wohnbauflächenbedarfen sieht vor, dass der 
Bedarf direkt für die jeweilige Gemeinde er-
mittelt wird. Da die Daten zur Zahl der Haus-
halte nur auf der Ebene der kreisfreien Städte 
und Kreise vorliegen, werden die Haushalte 
für die kreisangehörigen Gemeinden über eine 
Näherungsrechnung geschätzt (vgl. Kapitel 
5.3). Darüber hinaus ist es je nach gewähltem 
Planungszeitraum erforderlich, die Haushalts-
zahlen des Ausgangs- und des Zieljahres über 
Interpolationsrechnungen zu ermitteln. Im Zu-
sammenspiel mit den oben beschriebenen 
methodischen Unwägbarkeiten insbesondere 
im Kontext der Zuwanderung ergeben sich so-
mit additive Unsicherheiten bei der Berech-
nung des Neubedarfs. In Kapitel 5.3 wird ge-
prüft, ob eine Modellanpassung hier zu einer 
Optimierung beitragen kann. 

Ergänzende Hinweise zur Datenaktualität 

Die Daten werden in der Regel alle drei Jahre 
vom Landesbetrieb IT.NRW neu vorgelegt.  
Eine zukünftige gemeindescharfe Berechnung 
ist nicht vorgesehen. Derzeit liegen als aktu-
elle Daten Berechnungen von 2021 bis 2050 
bzw. 2070 vor (Sachstand März 2024). Diese 
Daten wurden Mitte 2022 veröffentlicht. Die 
bedeutet, dass im Falle einer aktualisierten 
Berechnung der Wohnbauflächenbedarfe die 
Aktualität der Daten, aufgrund der dreijähri-
gen Fortschreibung, zwischen mindestens  
6 Monaten und im Regelfall maximal 3,5 Jah-
ren liegt. 

 

Ergebnis:  
Die Wahl der Datengrundlage steht auf-

grund der im LEP NRW verbindlichen  
Vorgabe einer Evaluation nicht offen.  

Die Daten als auch deren Verwendung sind 
mit verschiedenen methodisch bedingten 
Unwägbarkeiten verbunden, die das kaum 

greifbare Zuwanderungsgeschehen und 
die Beschränkung auf Kreise und kreisfreie 

Kommunen betreffen. 

An der Datengrundlage wird festgehalten. 
Die Verwendung innerhalb des  

Rechenmodells soll jedoch  
überprüft werden. 

 

 

 

 

5.1.4 Durchschnittliche  
Haushaltsgröße 

Die durchschnittliche Haushaltsgröße dient im 
Rahmen der Berechnung des zusätzlichen 
Wohnungsbedarfs der Ermittlung des Neube-
darfs, „der sich aus der Veränderung der 
Haushaltszahlen im Planungszeitraum gemäß 
Prognose von IT.NRW ergibt (dieser kann 
auch negativ werden)“.  
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Die Angaben können der „Haushaltsmodell-
rechnung“ entnommen werden, die auf der In-
ternetseite von IT.NRW zur Verfügung steht9.  

Die durchschnittliche Haushaltsgröße wird  
dabei zur Hilfsrechnung herangezogen, um 
die Haushaltszahlen von den Kreisen auf die 
kreisangehörigen Gemeinden herunterzubre-
chen (vgl. Kapitel 5.3). Wie in Kap. 5.1.3 zu 
der Zahl der Haushalte ausgeführt, ist auch die 
durchschnittliche Haushaltsgröße mit prog-
nostischen Unsicherheiten behaftet. Dies ver-
stärkt sich nochmals, wenn die Daten auf die 
kreisangehörigen Kommunen heruntergebro-
chen werden. In Kapitel 5.3 wird geprüft, ob 
eine Modellanpassung hier zu einer Optimie-
rung beitragen kann. So ist zu überprüfen, ob 
ggfls. auf die Hilfsrechnung verzichtet werden 
kann. 

 

 

Ergänzende Hinweise zur Datenaktualität 

Die Daten werden in der Regel alle drei Jahre 
von IT.NRW neu vorgelegt. Eine zukünftige 
gemeindescharfe Berechnung ist nicht vorge-
sehen. Derzeit liegen als aktuelle Daten  
Berechnungen von 2021 bis 2050 bzw. 2070 
vor (Sachstand März 2024). Diese Daten wur-
den Mitte 2022 veröffentlicht. Die bedeutet,  
dass im Falle einer aktualisierten Berechnung 
der Wohnbauflächenbedarfe die Aktualität 
der Daten, aufgrund der dreijährigen Fort-
schreibung, zwischen mindestens 6 Monaten 
und im Regelfall maximal 3,5 Jahren liegt. 

 

 

 

 

 

 

 
9 https://www.it.nrw/statistik/produkte-und-service/standardveroeffentlichungen/statistik-kompakt-0; zuletzt zugegriffen 

am 03.07.2024 

Ergebnis:  
Die Wahl der Datengrundlage steht auf-

grund der im LEP NRW verbindlichen  
Vorgabe einer Evaluation nicht offen.  

Die Daten als auch deren Verwendung sind 
mit verschiedenen methodisch bedingten 

Unwägbarkeiten verbunden, die das 
schlecht greifbare Zuwanderungsgesche-
hen und die Beschränkung auf Kreise und 

kreisfreie Kommunen betreffen. 

An der Datengrundlage wird festgehalten. 
Die Verwendung innerhalb des  

Rechenmodells soll jedoch  
überprüft werden. 

 

5.1.5 Zahl der Einwohnerinnen und 
Einwohner 

Ähnlich wie die durchschnittliche Haushalts-
größe gehen die Bevölkerungszahlen in die 
Hilfsrechnung zur Ermittlung der gemeinde-
scharfen Haushaltszahlen ein (siehe dazu  
Kapitel 5.3).  

Benötigt werden die Einwohnerzahlen für das 
Ausgangsjahr und für das Zieljahr (Planungs-
zeitraum) der Berechnung. Die Informationen 
werden gemeindescharf in der Landesdaten-
bank IT.NRW unter dem Code 12421-11i vor-
gehalten. Hier handelt es sich aktuell (Sach-
stand März 2024) um die Daten der Bevölke-
rungsvorausberechnung 2021 bis 2050. Die 
Werte können jährlich jeweils für den 01.01. 
abgerufen werden. 

IT.NRW führt zu den Daten aus, dass die Basis 
der vorliegenden Bevölkerungsvorausberech-
nung der Bevölkerungsstand zum 01.01.2021 
ist. Es wurde die „Kohorten-Komponente-Me-
thode“ angewandt. Hier erfolgt eine jahr-
gangsweise Fortschreibung der Ausgangsbe-
völkerung, indem Gestorbene und Fortgezo-
gene abgezogen sowie Geburten und Zugezo-
gene hinzugezählt werden. Die zugrunde-

https://www.it.nrw/statistik/produkte-und-service/standardveroeffentlichungen/statistik-kompakt-0
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liegenden Annahmen wurden mit der Landes-
regierung abgestimmt und festgelegt. 

Wie bereits in Kap. 5.1.3 zur Zahl der Haus-
halte beschrieben, unterliegt auch die Bevöl-
kerungsvorausberechnung verschiedenen  
Unsicherheiten. Die aufgezeigte Bevölke-
rungsentwicklung wird nur dann wie prognos-
tiziert stattfinden, wenn die zugrundeliegen-
den Annahmen eintreten. Vor dem Hinter-
grund des derzeit kaum abschätzbaren Wan-
derungsgeschehens lassen sich prognostisch 
sichere Annahmen kaum treffen. Die Prog-
nose ist als Annäherung zu verstehen.  

Alternative gemeindescharfe Daten zur  
Bevölkerungsvorausberechnung werden nicht 
gesehen. Zwar liegen in einigen Kommunen 
entsprechende Daten vor, diese basieren je-
doch zum einen auf unterschiedlichen Prog-
nosemethoden und zum anderen auf unter-
schiedlichen Zeitständen. Kommerzielle Da-
ten sollten aus Gründen der Kostenneutralität 
nicht verwendet werden. 

Ergänzende Hinweise zur Datenaktualität 

Die Daten der Bevölkerungsvorausberech-
nung werden in der Regel alle drei Jahre vom 
Landesbetrieb IT.NRW neu vorgelegt. Derzeit 
liegen als aktuelle Daten gemeindescharfe  
Berechnungen von 2021 bis 2050 (Sachstand 
März 2024). Diese Daten wurden Anfang 2022 
veröffentlicht. Die bedeutet, dass im Falle  
einer aktualisierten Berechnung der Wohn-
bauflächenbedarfe die Aktualität der Daten, 
aufgrund der dreijährigen Fortschreibung, 
zwischen mindestens 6 Monaten und im  
Regelfall maximal 3,5 Jahren liegt. 

 

Ergebnis:  
An der Datengrundlage wird festgehalten. 

Die Verwendung innerhalb des  
Rechenmodells soll jedoch  

überprüft werden. 

 

10 https://www.rvr.ruhr/themen/staatliche-regionalplanung/siedlungsflaechenmonitoring/ ; zuletzt zugegriffen am 
03.07.2024 

5.1.6 Anzurechnende  
Flächenreserven aus dem 
Siedlungsflächenmonitoring 
Ruhr  

Informationen zu den wohnbaulichen  
Flächenreserven in den FNP und im GFNP 
werden über das nach §4 Abs. 4 Landespla-
nungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPlG 
NRW) gesetzlich geregelte Siedlungsflächen-
monitoring alle drei Jahre durch die Regional-
planungsbehörden in Zusammenarbeit mit 
den Kommunen erhoben.  

Dem ermittelten kommunalen Wohnbau- 
flächenbedarf wird mit den anzurechnenden 
Wohnreserven eine Teilmenge der im SFM 
Ruhr erhobenen Flächen gegenübergestellt.  
Ein positiver Saldo zeigt den verbleibenden  
Nettobedarf an. Ein negativer Saldo weist auf 
Flächenüberhänge in den FNP hin, womit ggf. 
ein Rücknahmeerfordernis nach Ziel 6.1-1 LEP 
NRW verbunden ist. 

Anzurechnende Wohnreserven im Sinne der 
Erhebung sind alle in rechtskräftigen Bauleit-
plänen dargestellte für Wohnen nutzbare und 
geeignete Flurstücke oder Teile von Flur- 
stücken, die zum jeweiligen Erhebungsstich-
tag des SFM Ruhr ungenutzt oder fehlgenutzt 
sind, größer oder gleich 0,2 ha sind und inner-
halb der nächsten 15 Jahre einer wohnbauli-
chen Nutzung oder Nachnutzung für Wohnen 
zugeführt werden könnten. Bzgl. der genauen 
Ermittlung der anzurechnenden Wohnreser-
ven wird auf die veröffentlichten Berichte zum 
SFM Ruhr verwiesen 10. Die methodische Ab-
leitung der anzurechnenden Wohnreserven ist 
nicht Gegenstand der vorliegenden Evalua-
tion. Im Zuge der Evaluation stellt sich die 
Frage, ob die Daten für den gesamten  
Planungsraum weiterhin einheitlich erhoben 
und in regelmäßiger Fortschreibung zur Ver-
fügung stehen. Dies ist über die gesetzliche 
Vorgabe im LPlG NRW sichergestellt. 

https://www.rvr.ruhr/themen/staatliche-regionalplanung/siedlungsflaechenmonitoring/
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In den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 LEP NRW 
ist die Nutzung der Flächenreserven aus dem 
SFM vorgegeben.  

Alternative Daten liegen nicht vor.  

 

Ergebnis:  
Die regelmäßige und einheitliche Datener-
hebung des Siedlungsflächenmonitorings 
Ruhr ist über die gesetzliche Vorgabe im 

LPlG NRW sichergestellt.  
Zugleich wird die Nutzung der  
Daten im LEP NRW gefordert.  

An der Datengrundlage SFM Ruhr bzw. 
dem Auszug „anzurechnende  

Wohnreserven“ kann  
festgehalten werden. 

 

 

5.1.7 Regionalplanreserven in Allge-
meinen Siedlungsbereichen 

Bei Regionalplanreserven handelt es sich um 
Festlegungen von Allgemeinen Siedlungsbe-
reichen (ASB) in den Regionalplänen, die sich 
grundsätzlich für eine Siedlungsentwicklung 
eignen, aber noch nicht in den kommunalen 
FNP als Bauflächen dargestellt sind.  

Die Regionalplanreserven, die in die  Berech-
nung zur Aufstellung des RP Ruhr eingeflos-
sen sind, wurden von der Regionalplanungs-
behörde unter Berücksichtigung der landes-
planerisch vorgegebenen Kriterien erhoben. 
Einmalig erfolgte im Zuge der Erhebung des 
Siedlungsflächenmonitorings im Jahr 2014 
eine Beurteilung der damals vorhandenen  
Regionalplanreserven in den rechtskräftigen 
Regionalplänen durch die Kommunen. Die 
kommunale Beurteilung ist in die Bewertung 
der Regionalplanreserven im RP Ruhr einge-
flossen. Ähnlich wie bei der Erhebung der  
Flächennutzungsplanreserven ist zukünftig 
vorgesehen, die Kommunen bei der Erhebung 
der Regionalplanreserven zu beteiligen, um 
die Validität der Daten weiter zu erhöhen.  

Die Ableitung der Regionalplanreserven ist 
nicht Gegenstand der vorliegenden Evalua-
tion. Die Landesplanungsbehörde hat dazu in 
Handreichungen entsprechende Vorgaben er-
teilt. Hier stellt sich die Frage, ob die Daten für 
den gesamten Planungsraum weiterhin ein-
heitlich erhoben und in regelmäßiger Fort-
schreibung zur Verfügung stehen. Im Zuge 
der an das SFM gekoppelten Berichtspflicht 
werden von den Regionalplanungsbehörden 
der Landesplanungsbehörde neben den FNP-
Flächenreserven auch die Regionalplanreser-
ven alle drei Jahre aktualisiert vorgelegt. Die 
Erhebung erfolgt für die Metropole Ruhr regi-
onsweit einheitlich und erfolgt über die gefor-
derte Berichterstattung in einem regelmäßi-
gen dreijährigen Turnus.  

Alternative Daten liegen nicht vor. 

 

Ergebnis:  
Die regelmäßige und einheitliche Datener-
hebung der Regionalplanreserven ist über 

die gesetzliche Vorgabe im LPlG NRW 
bzw. über die Kopplung an das SFM Ruhr 

sichergestellt.  
An der Datengrundlage der  

Regionalplanreserven kann festgehalten 
werden. Bei Fortschreibungen des SFM 
Ruhr sollen die Kommunen zukünftig in 
die Bewertung der Regionalplanreserven 

einbezogen werden. 
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5.2 Überprüfung der  
Ersatzbedarfquote  

Der Ersatzbedarf ist den Erläuterungen in Ziel 
6.1-1 LEP NRW folgend neben der Fluktuati-
onsreserve und dem Neubedarf ein Teil des 
Komponentenmodells. Aus der Hälfte des  
Ersatzbedarfs ergibt sich der Grundbedarf, 
der allen Kommunen zur Verfügung steht, 
selbst dann, wenn diese eine negative Bevöl-
kerungs- bzw. Haushaltsmodellrechnung auf-
weisen: „In jedem Fall verbleibt der Gemeinde 
ein Grundbedarf in Höhe der Hälfte des Ersatz-
bedarfs“. 

Der Ersatzbedarf wird im LEP NRW mit 0,2 % 
des Wohnungsbestandes pro Jahr der Plan-
laufzeit des Regionalplans definiert: „(…) dem 
Ersatzbedarf für abgerissene, zusammenge-
legte oder aus anderen Gründen nicht mehr 
nutzbare Wohnungen (jährlich 0,2 % des  
Wohnungsbestandes)“.  

Die Quote des Ersatzbedarfs weicht im bislang 
angewandten Rechenmodell des RVR von der 
im LEP NRW benannten Kenngröße ab. Auf-
grund der vermuteten Unterzeichnung der 
Bauabgänge (z.B. durch fehlende Anzeigen) 
wurde bei der Quote auf Erfahrungen der 
NRW.Bank11 zur Bewertung des Ersatzbedar-
fes zurückgegriffen. Die NRW.Bank ging in ei-
ner Veröffentlichung aus dem Jahr 2011 da-
von aus, dass die Bauabgangsstatistik „im 
Bundesdurchschnitt lediglich ein Viertel der 
tatsächlichen Wohnungsverluste erfasst“ (vgl.  
NRW.Bank, S. 4). Dementsprechend wurden 
die Bauabgänge aus der amtlichen Statistik 
der Jahre 2008 bis 2013 bilanziert mal vier 
multipliziert und auf dieser Basis ein Ersatzbe-
darf von 0,24 % des Wohnungsbestandes und 
Jahr ermittelt, der in das Modell aufgenom-
men wurde. 

Erkenntnisse zu den Bauabgängen können 
den statistischen Berichten „Baufertig-

 
11 Download unter: 

https://digital.zlb.de/viewer/api/v1/records/15436051/files/images/NRW.BANK_Wohnungsabgaenge_in_NRW.pdf/full.
pdf. zuletzt zugegriffen am 05.06.2024 

12 https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/ NWSerie_mods_00000354 ; zuletzt zugegriffen am 03.07.2024 

stellungen und Bauabgänge in Nordrhein-
Westfalen“ 12   entnommen werden. Bei der 
Statistik der Bauabgangs handelt es sich um 
eine Vollerhebung. Die Bauherrin oder der 
Bauherr füllen bei Antragstellung einer  
Abbruchgenehmigung oder Nutzungsände-
rung einen Statistikbogen aus. Die Bauämter 
leiten die Statistikbögen an IT.NRW weiter.  

Zur Überprüfung der Ersatzbedarfquote 
wurde die Statistik der Wohnungsabgänge in 
der Metropole Ruhr (Totalabgänge und  
Abgänge durch Nutzungsänderung) für die 
zwei Zeiträume 2013-2017 und 2018-2022 
ausgewertet. Den Ergebnissen folgend liegen 
die Wohnungsabgänge signifikant unter der 
im LEP NRW genannten Kennziffer von 0,2 % 
des Wohnungsbestandes (vgl. Tabelle 5).  

  

Tab. 5: Bauabgangsquoten nach Statistik der 

Bauabgänge im Mittel der Jahre 2013-2017 und 

2018-2022; Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune / Kreis 

Bauabgangsquote in % des 
Wohnungsbestandes (2022) 

pro Jahr (Mittelwert der  
Erhebungsjahrgänge) 

2013-2017 2018-2022 

Duisburg 0,12 % 0,08 % 

Essen 0,05 % 0,04 % 

Mülheim a.d.R. 0,08 % 0,09 % 

Oberhausen 0,04 % 0,02 % 

Kreis WES 0,04 % 0,02 % 

Bottrop 0,05 % 0,04 % 

Gelsenkirchen 0,04 % 0,02 % 

Kreis RE 0,04 % 0,04 % 

Bochum 0,06 % 0,05 % 

Dortmund 0,05 % 0,04 % 

Hagen 0,05 % 0,02 % 

Hamm 0,18 % 0,08 % 

Herne 0,08 % 0,05 % 

EN-Kreis 0,06 % 0,04 % 

Kreis UN 0,06 % 0,04 % 

RVR  0,06 % 0,04 % 

 

https://www.statistischebibliothek.de/mir/receive/
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Laut Analysen des statistischen Bundesamtes 
haben die Bauabgänge in den vergangenen 
Jahren deutlich abgenommen. So wurden 
bundesweit im Jahr 2004 rund dreimal so viele 
Wohnungen abgerissen oder umgewidmet als 
im Jahr 2022. 

Dies zeigt sich ebenfalls in den Daten aus 
NRW. Sowohl in NRW insgesamt als auch  
in der Metropole Ruhr bilden sich die „Corona-
Jahrgänge“ im Sinne eines sprunghaften 
Rückgangs bei den Wohnungsabgängen ab. 
Bis auf den Höchstwert im Jahr 2004 zeigt sich 
im Ruhrgebiet ansonsten ein relativ konstan-
ter Verlauf zwischen rund 1.000 bis 2.000 
Wohnungsabgängen pro Jahr (vgl. Abbildung 
3). 

Die von der NRW.Bank angenommene Unter-
zeichnung der amtlichen Daten, etwa auf-
grund fehlender Meldungen, kann über alter-
native Daten nicht überprüft werden.  Tat-
sächlich zeigen sich in den betrachteten Jahr-
gängen in einigen Kommunen nicht plausible 
Werte. So haben etwa die Städte Bottrop, 
Herne und Gelsenkirchen im Jahrgang 2022 
keinerlei Bauabgänge gemeldet.  

 

 
13 https://www.bezreg-koeln.nrw.de/geobasis-nrw/produkte-und-dienste/liegenschaftskataster/aktuelles-

liegenschaftskataster/hausumringe ; zuletzt zugegriffen am 03.07.2024 

Zur Überprüfung könnte eine GIS-gestützte 
Analyse der Veränderungen der Hausum-
ringe13 Hinweise auf Bauabgänge liefern. Auf 
diese Weise ließen sich Gebäudeabgänge 
(räumlich) detektieren, dies jedoch ohne Ab-
gangszahlen von Wohnungen. Auch Woh-
nungsabgänge durch Nutzungsänderung 
könnten über diese Methode nicht erfasst 
werden. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass der 
im bisherigen Modell angenommene Wert von 
0,24 % des Wohnungsbestandes als jährliche 
Bauabgänge auf Basis der vorliegenden Daten 
empirisch nicht abgesichert werden kann. 
Selbst wenn die Schätzung der NRW.Bank aus 
dem Jahr 2011 zutreffen würde und die in der 
Bauabgangsstatistik erfassten Bauabgänge 
nur ein Viertel der tatsächlichen Bauabgänge 
betragen, ergäbe sich – auf der Basis der 
Jahre 2018-2022 – lediglich eine Quote von 
0,16 % des Wohnungsbestandes.  
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Abb. 3: Wohnungsabgänge in Nordrhein-Westfalen und in der Metropole Ruhr 1997 bis 2022 

Quelle: IT.NRW Baufertigstellungen und Bauabgänge in NRW; Eigene Darstellung 

https://www.bezreg-koeln.nrw.de/geobasis-nrw/produkte-und-dienste/liegenschaftskataster/aktuelles-liegenschaftskataster/hausumringe
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/geobasis-nrw/produkte-und-dienste/liegenschaftskataster/aktuelles-liegenschaftskataster/hausumringe
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Die im derzeit angewandten Bedarfsmodell 
angesetzte Quote resultierte aus eben jener 
Annahme und den zum Zeitpunkt der Modell-
entwicklung noch höheren Bauabgängen (vgl.  
Tabelle 5).  

Aus Gründen der unsicheren Datenlage soll 
zukünftig die in den Erläuterungen zu Ziel 6.1-
1 LEP NRW gesetzte Kennziffer von 0,2 % des 
Wohnungsbestandes für die Ermittlung des 
Ersatzbedarfes, und dem daraus berechneten 
Grundbedarf, verwendet werden. Die Beibe-
haltung der höheren Quote ist nicht begründ-
bar. 

 

 

Ergebnis:  
Die im bisherigen Rechenmodell höhere 
Quote zur Berechnung des Ersatzbedar-

fes beruhte auf Schätzungen der 
NRW.Bank. Über die aktuelle Auswer-
tung der Wohnungsabgänge lässt sich 
der Beibehalt der höheren Quote nicht 

mehr begründen.  
Zukünftig soll zur Berechnung des  

Ersatzbedarfes auf die im LEP NRW  
genannte Quote zurückgegriffen  

werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

5.3 Teilraummodell 

Im Gegensatz zur Gewerbeflächenbedarfs- 
berechnung sieht das derzeit angewandte  
Modell zur Ermittlung des Wohnbauflächen-
bedarfs kein Teilraummodell vor. Für jede 
Kommune wird das Rechenmodell individuell 

bzw. direkt auf die jeweilige Kommune ange-
wendet. Bei der Gewerbeflächenbedarfsbe-
rechnung wird dagegen zunächst ein teil-
räumlicher (bzw. nach Evaluationsergebnis 
ein gesamtregionaler) Bedarf ermittelt, der 
dann über einen Verteilungsschlüssel auf die 
53 Kommunen umgelegt wird.  

Der direkte Rechenweg hat zur Folge, dass die 
für die Berechnung des Neubedarfs erforder-
lichen gemeindescharfen Haushaltszahlen zu-
nächst über Nebenrechnungen bzw. verhält-
nismäßig aufwendige Hilfsrechnungen abge-
leitet werden müssen. IT.NRW legt die Haus-
haltsmodellrechnung nur für die Kreise und 
kreisfreien Kommunen vor.  

 

Hilfsrechnung zur Ermittlung der gemeinde-
scharfen Haushaltszahlen 

Zur gemeindescharfen Berechnung wird  
zunächst eine „Belegungsdichte“ aus dem 
Verhältnis von Einwohnern zu Wohneinheiten 
(jeweils Stand des Ausgangsjahres) gebildet.  
Zusätzlich wird für die Kreise das Verhältnis 
von durchschnittlicher Haushaltsgröße zu  
Belegungsdichte errechnet.  

 

Die Hilfsrechnung wird folgend am  
Beispiel der Gemeinde Alpen (Jahr 2020) 

erläutert: 

a) Bevölkerungszahl Alpen = 12.502 
b) Zahl der Wohnungen Alpen = 5.709 

c) Belegungsdichte Alpen (a/b) =  
2,19 Personen pro Wohnung 

d) Bevölkerungszahl Kreis WES = 460.113 
e) Zahl der Wohnungen Kreis WES  

= 225.084  

f) Belegungsdichte Kreis WES (d/e)  
= 2,04 Personen pro Wohnung 
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g) Durchschnittliche Haushaltsgröße Kreis 
WES = 2,08 Personen pro Haushalt 

h) Verhältnis von Belegungsdichte zu 
durchschnittlicher Haushaltsgröße Kreis 

WES (g/f) = 1,02 

 

Methodisch wird unterstellt, dass das Verhält-
nis von durchschnittlicher Haushaltsgröße zu 
Belegungsdichte für die einzelnen kreisange-
hörigen Kommunen dem Verhältnis der Bele-
gungsdichte und der durchschnittlichen Haus-
haltsgröße des jeweiligen Kreises entspricht. 
Die durchschnittliche Haushaltsgröße für die 
kreisangehörigen Kommunen im Ausgangs-
jahr ergibt sich demnach aus der Multiplika-
tion des Verhältniswertes mit den individuel-
len Belegungsdichten der Kommunen.  

i) Durchschnittliche Haushaltsgröße Alpen 
im Ausgangsjahr 

(c x h) = 2,2338 Personen pro Haushalt 

 

Für die Vorausberechnung der Haushalts-
größe im Zieljahr wird angenommen, dass die 
Entwicklung in den kreisangehörigen Kommu-
nen der Entwicklung des Kreises folgt. Dem-
nach ergibt sich die durchschnittliche Haus-
haltsgröße im Zieljahr der kreisangehörigen 
Kommunen aus dem Abzug des prozentualen 
Anteils vom Prognosewert des Ausgangs-
jahrs.  

j) Durchschnittliche Haushaltsgröße  
Kreis WES im Zieljahr 2043 

= 2,03 Personen pro Haushalt 
k) Relative Veränderung der durchschnittli-
chen Haushaltsgröße Kreis WES von Aus-

gangs- zu Zieljahr 
= -2,21 % 

l) Durchschnittliche Haushaltsgröße Alpen 
im Zieljahr (i minus (i x k/100))  
= 2,18 Personen pro Haushalt 

 

14 Entnommen aus der Bevölkerungsvorausberechnung; Landesdatenbank IT.NRW, https://www.landesdatenbank.nrw.de/; 
Code 12421 

 

Die Ermittlung der absoluten Zahl der Haus-
halte in den kreisangehörigen Kommunen  
erfolgt schließlich durch Division der von 
IT.NRW bereitgestellten Bevölkerungswerte 14 
durch die durchschnittliche Haushaltsgröße 
(jeweils für das Ausgangs- und das Zieljahr). 

 

m) Bevölkerungszahl Alpen im Ausgangs-
jahr = 12.502 

n) Bevölkerungszahl Alpen im Zieljahr  
= 11.383 

o) Haushalte Alpen im Ausgangsjahr  
(m / i) = 5.597 

p) Haushalte Alpen im Zieljahr (n / I)  
= 5.222 

 

Im Ergebnis liegt eine Schätzung der Haus-
halte der kreisangehörigen Kommunen vor, 
die an die gemeindescharfe Bevölkerungs-
prognose gekoppelt ist. Bei Datenaktualisie-
rungen, z.B. der Haushaltsmodellrechnung, 
hat sich gezeigt, dass die Bedarfe in den ein-
zelnen Kommunen stark schwanken. In einer 
Kommune traten Abweichungen bis zu 550 ha 
zu der vorherigen Berechnung auf. Dies ist 
nicht nur (politisch) schwer vermittelbar,   
sondern führt auch zu mangelnder Planungs-
sicherheit.   

Um Schwankungen der berechneten Bedarfe 
bei Datenaktualisierungen auszugleichen 
bzw. im Sinne der Zielsetzung C der Evalua-
tion (siehe Kapitel 4.4), soll daher im Folgen-
den überprüft werden, ob ein Teilraummodell 
zur Stabilität beitragen kann. Bei der Verwen-
dung eines Teilraummodells wird zunächst ein  
teilräumlicher oder gesamtregionaler Bedarf 
ermittelt, der dann über einen Schlüssel auf 
die Städte und Gemeinden der Teilregion ver-
teilt wird.  
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Aus den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 LEP NRW 
geht nicht eindeutig hervor, ob der Bedarf für 
die jeweilige Kommune direkt zu berechnen 
ist oder ob ein Teilraummodell verwendet 
werden kann. Die Erläuterungen verweisen  
jedoch zum Teil direkt auf die Kommune: „In 
jedem Fall verbleibt der Gemeinde ein Grund-
bedarf in Höhe der Hälfte des Ersatzbedarfs – 
auch wenn sich bei der Zusammenfassung der 
Komponenten ein geringerer bzw. negativer 
Bedarf ergibt“. Hieraus lässt sich interpretie-
ren, dass zumindest die Komponente des  
„Ersatzbedarfs“, die von der Zahl der Woh-
nungen abgeleitet wird, einer direkten, kom-
munalscharfen Berechnung unterliegen soll.  

Auch die Fluktuationsreserve kann unmittel-
bar von der Zahl der Wohnungen abgeleitet 
werden. Die Zahl der Wohnungen wird von 
IT.NRW gemeindescharf vorgehalten, stär-
kere Schwankungen ergeben sich bei dieser 
Datengrundlage nicht. 

Anders verhält es sich mit der Komponente 
„Neubedarf“. Hier ist die Zahl der Haushalte im 
Ausgangsjahr und im Zieljahr (Prognose) zu 
verwenden. Da diese Daten nur für die Ebene 
der kreisfreien Städte und Kreise vorliegen, ist 
die eingangs dieses Kapitels beschriebene 
umfangreiche Hilfsrechnung zur Abschätzung 
der gemeindescharfen Zahl der Haushalte er-
forderlich. Auch ergeben sich durch die Aktu-
alisierung der Haushaltsmodellrechnung und 
der Bevölkerungsprognose durch IT.NRW 
maßgeblich die oben beschriebenen Schwan-
kungen der Bedarfszahlen. 

Ein zu prüfendes Teilraummodell soll sich  
daher auf die Komponente des „Neubedarfs“  
beschränken. 

 

5.3.1 Untersuchungsgegenstände 
zum Teilraummodell 

Es soll untersucht werden, wie stark die kom-
munalen Bedarfe bei regelmäßigen Fort-
schreibungen (Aktualisierungen der 

Datengrundlagen ohne Modellanpassungen) 
auf der Basis verschiedener Teilraummodelle 
schwanken. Zwar sind Veränderungen der  
Bedarfe gewünscht, da diese im Sinne eines 
dynamischen Planungsansatzes auf Verände-
rungen der äußeren Rahmenbedingungen  
reagieren sollen, jedoch führen starke, insbe-
sondere Schwankungen in entgegengesetzte 
Richtungen zu unerwünschten Auswirkungen 
auf die Planungssicherheit. Grundlegende 
Verschiebungen der Bedarfszahlen führen 
dann bei Datenaktualisierungen zu Anpas-
sungsnotwendigkeiten sowohl der kommuna-
len FNP als auch des Regionalplanes. Der Be-
rechnungsansatz sollte daher zwar längerfris-
tige Tendenzen abbilden, aber Ausschläge 
durch kurzfristige Abweichungen möglichst 
nivellieren.  

Die Kommunen des GFNP-Planungsraumes 
haben sich nach Entwicklung des Gewerbe-
flächenbedarfsmodells auf die Bildung einer 
Bedarfsgemeinschaft (= quantitativer  
“Flächenpool“) verständigt. Die sechs Kom-
munen werden im Falle der Notwendigkeit  
eines Bedarfsnachweises demnach wie eine 
Kommune betrachtet. So sind Bauflächendar-
stellungen, etwa in Gelsenkirchen, auch dann 
möglich, wenn kein Neudarstellungsbedarf  
vorliegt. Dies sofern der GFNP-Planungsraum 
insgesamt eine Unterdeckung (weniger gesi-
cherte Reserven als rechnerischer Bedarf) auf-
weist. In einem idealen Teilraummodell sollte 
der GFNP-Raum daher nach Möglichkeit un-
zerteilt enthalten sein oder einen eigenen Teil-
raum bilden. 

 

5.3.2 Schwankungen der Bedarfe  
in verschiedenen Teilraummo-
dellen 

Im Rahmen der Untersuchung soll das bislang  
angewandte Modell in den Vergleich mit  
fünf Teilraumvarianten gesetzt werden (vgl.  
Abbildung 4). 
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Methode 

Ein ideales Teilraummodell würde im Zeitver-
lauf auftretende, kurzfristige Schwankungen 
der Bedarfe weitmöglich nivellieren. Es soll 
sich ein Mittel- bis Langzeittrend abbilden, 
insbesondere deutliche Schwankungen in  
gegenläufige Richtungen sollten in der Ab-
folge weniger Zeitschnitte nach Möglichkeit 
nicht auftreten. Der Vergleich der verschiede-
nen Teilraummodelle erfolgt daher vor dem 
Hintergrund der Fragen: 

 

→  Wie stark schwanken die Bedarfswerte 
bei verschiedenen Teilraummodellen? 

→ In wie vielen Kommunen zeigen sich in 
den unterschiedlichen Teilraumodellen  
stärkere, gegenläufige Bedarfs-
schwankungen?  

 

In Abbildung 4 sind sechs Teilraummodelle 
dargestellt, die vor dem Hintergrund dieser 
Überlegungen betrachtet werden sollen. 

Der Mittelwert der Standardabweichungen 
pro Teilraummodell wird zur Messung der 
Schwankungen herangezogen. Dazu wurden 
für fünf Zeitschnitte, für jede der 53 

Kommunen und für die sechs Teilraummodelle  
Rechenläufe durchgeführt. Pro Kommune und 
Teilraummodell wurden im Anschluss zu-
nächst die Standardabweichungen über den 
Zeitverlauf ermittelt. Die Standardabwei-
chung misst die durchschnittliche Abwei-
chung jedes Datenpunkts von dem arithmeti-
schen Mittelwert der Daten. Von den 53 (pro 
Kommune) Standardabweichungen pro Teil-
raummodell wurde sodann der Mittelwert be-
rechnet. Die Verwendung des Mittelwerts der 
Standardabweichungen ermöglicht einen Ver-
gleich zwischen den Teilraummodellen. Je ge-
ringer der Wert, desto stabiler zeigt sich das 
Teilraummodell gegenüber Schwankungen 
der Bedarfszahlen bei Datenaktualisierungen.  

Zur Einschätzung der Teilraummodelle wurde 
zudem die jeweils höchste Standardabwei-
chung der 53 Kommunen betrachtet. 

Neben der Standardabweichung wurde ermit-
telt, in wie vielen Kommunen im zeitlichen 
Verlauf größere, gegenläufige Schwankungen 
auftreten. Dies ist der Fall, wenn in einer  
Aktualisierung der Bedarf in der Kommune 
sinkt und in der darauffolgenden Erhebung 
wieder steigt oder umgekehrt. Größere, ge-
genläufige Schwankungen werden hier als sol-
che definiert, wenn die Ausschläge um den 
arithmetischen Mittelwert der Bedarfe sowohl 
um mehr als 10 % nach oben und unten 

1 2

3 4

5 6

1) Aktuelles Modell: 53 Kommunen

2) Kreise / Kreisfreie Städte und GFNP-Raum (10 Teilräume)

3) Siedlungsstrukturtypen RVR (5 Teilräume)

4) Siedlungsstrukturtypen LEP NRW (3 Teilräume)

5) Alle Kreise und alle kreisfreie Kommunen (2 Teilräume)

6) Gesamtregion (1 Teilraum als Teilraum in NRW)

1

2

3

4

5

6

Abb. 4: Analysierte Varianten von Teilraummodellen 

Quelle: Eigene Darstellung 
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ausschlagen. Insgesamt zielt die Analyse da-
rauf ab, nicht nur die Streuung (Standardab-
weichung) der Bedarfe zu betrachten, son-
dern auch signifikante Veränderungen im zeit-
lichen Verlauf zu identifizieren, die durch grö-
ßere, gegenläufige Schwankungen charakteri-
siert sind. 

In Tabelle 6 wird gegenübergestellt, wie stark 
die Schwankungen je nach Teilraumansatz bei 
Datenaktualisierungen ausfallen. In die  
Berechnung sind die jeweils aktuellen Daten-
grundlagen zu den Zeitschnitten 2009, 2012, 
2015, 2018 und 2021 eingegangen. 

 

Ergebnisse 

Bedingt durch die Fortschreibung der Haus-
haltsmodellrechnung schwanken die sich  
ergebenden Bedarfszahlen im aktuellen   
Modell stark. Der Mittelwert der Standardab-
weichung liegt bei 19,3 ha. Dies bedeutet,  
dass die Bedarfe der Kommunen im Durch-
schnitt um 19,3 ha um das jeweilige arithmeti-
sche Mittel schwanken. Das bislang in der  

Gewerbeflächenbedarfsberechnung herange-
zogene monitoringgestützte Modell weist da-
gegen lediglich eine mittlere Standardabwei-
chung von 4,3 ha auf und zeigt sich somit im 
Zeitverlauf deutlich stabiler.  

Auch die maximale Standardabweichung ist 
mit 240,9 ha hoch. Diese liegt in der Stadt 
Dortmund vor. Hier schwanken die Bedarfs-
zahlen im Zeitverlauf zwischen 184,6 ha und 
780,1 ha.  

Aus dem Einbezug von Teilräumen in die 
Wohnbaubauflächenbedarfsberechnung er-
geben sich keine signifikanten Verbesserun-
gen. Zwar zeigen sich reduzierte Standardab-
weichungen bis zu 12,8 ha und geringere ma-
ximale Standardabweichungen, die Zahl der 
Kommunen mit stärkeren gegenläufigen 
Schwankungen zeigt sich jedoch nur in den 
Modellen 2 und 3 geringfügig reduziert (vgl.  
Tabelle 6). 

 

 

 

 

Tab. 6: Vergleich von Streuungsparametern verschiedener Teilraummodelle im Zeitverlauf 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Teilraummodell 

Z
ah

l d
er

 E
in

he
it

en
 Mittelwert 

der  
Standard- 

abweichung 
(SD) 

min. 
SD 

max. 
SD 

Zahl der Kommunen mit 
stärkeren gegenläufigen 

Schwankungen im  
Zeitverlauf  

(je min 10% vom Bedarfs-
mittelwert nach oben und 

unten) 

ha ha ha n 

1 Aktuelles Modell 53 19,3 0,0 240,9 49 

2 
4 Kreise, GFNP-Raum,  
5 KF Städte 10 16,3 0,0 240,9 43 

3 Siedlungsstrukturtypen 
RVR 

5 13,5 0,0 78,4 45 

4 Siedlungsstrukturtypen  
LEP NRW 

3 13,1 0,0 85,1 50 

5 
Alle Kreise, alle kreisfreie 
Kommunen 2 13,3 0,0 77,7 52 

6 Gesamtregion 1 12,8 0,0 75,0 52 
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Bei der Standardabweichung zeigt das Teil-
raummodell der Gesamtregion sowohl im Mit-
telwert als auch im Maximalwert die besten 
Ergebnisse. Allerdings treten hier bei fast allen  
Gemeinden stärkerer, gegenläufige Schwan-
kungen der Bedarfswerte auf. Zusammenfas-
send lässt sich festhalten, dass die Einbezie-
hung von Teilraummodellen keine wesentliche 
Verbesserung der Schwankungsstabilität mit 
sich bringt, weshalb eine Abkehr von den  
gemeindespezifischen Datengrundlagen hier 
nicht angemessen erscheint. Die Einzelbe-
rechnung pro Kommune sollte daher beibe-
halten werden. 

In weiteren Kapiteln soll überprüft werden, ob 
mit anderen Modellanpassungen eine opti-
mierte Schwankungsstabilität erreicht werden 
kann. 

 

Ergebnis: 
Der Einbezug von Teilraummodellen führt 
zu keiner signifikanten Verbesserung der 

Schwankungsstabilität, weshalb das  
bisherige Modell der gemeindespezifischen 

Bedarfsberechnung  
beibehalten werden soll. 

 

5.4 Gleitende Fortschreibung der 
Bedarfe 

Im derzeit angewandten Rechenmodell 
schwankt der Bedarf für die Fortschreibung 
der Daten sowohl auf der Ebene des Gesamt-
raumes als auch auf der Ebene einzelner Kom-
munen stark. Dies führt zu mangelnder  
Planungssicherheit sowohl auf kommunaler 
als auch auf regionaler Planungsebene. Wie in 
Kapitel 5.3 erläutert, ergibt sich aus der  
Anwendung von Teilraummodellen keine aus-
reichende Optimierung der Schwankungssta-
bilität im Zeitverlauf. Je geringer die Schwan-
kungseffekte im Zeitverlauf sind, desto größer 
stellt sich die Planungssicherheit auf kommu-
naler und regionaler Ebene dar. 

Ein alternativer Ansatz zur Stabilisierung 
könnte sich aus einer „gleitenden Fortschrei-
bung“ der Bedarfe ergeben. Hierbei wird der 
Mittelwert von zwei oder mehr berechneten 
Bedarfswerten im Zeitverlauf als aktueller Be-
darfswert herangezogen. Im Ziel steht dabei 
eine gewisse Nivellierung von kurzfristigen 
Trendänderungen hin zu einer Abbildung mit-
tel- bis langfristiger Trendänderungen. Zur 
Verdeutlichung der Schwankungsbreite sind 
in Tabelle 7 die resultierenden Bedarfswerte 
im Zeitverlauf dargestellt.

 

Tab. 7: Schwankungen der Bedarfswerte im zeitlichen Verlauf ohne gleitendes Mittel 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Teilraum 

Schwankungen der Bedarfswerte im zeitlichen Verlauf 

Haushalts- 
modellrechnung 

2009 

Haushalts- 
modellrechnung 

2012 

Haushalts- 
modellrechnung 

2015 

Haushalts- 
modellrechnung 

2018 

Haushalts- 
modellrechnung 

2021 
 in ha in ha in ha in ha in ha 

Kreis WES 286,2 286,9 714,8 385,3 284,8 

Kreis RE 268,1 283,4 497,7 352,6 393,7 

EN Kreis 137,9 138,7 249,4 169,9 150,3 

Kreis UN 193,4 219,2 328,8 232,0 233,0 

GFNP 603,8 627,1 1.131,9 1.030,2 717,7 

Kfr. ohne GFNP 571,4 765,0 1.358,6 1.016,1 758,3 

RVR 2.060,7 2.320,3 4.281,2 3.186,1 2.537,8 
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Insbesondere aus der im Jahr 2015 durch 
IT.NRW vorgelegten Haushaltsmodellrech-
nung ergaben sich hohe Bedarfswerte, die um 
mehr das Doppelte höher lagen als mit den 
Daten der Haushaltsmodellrechnung 2009. 
Dies kann bedeuten, dass mit jeder Aktualisie-
rung (alle drei Jahre) eine vollständig andere 
Beurteilungsgrundlage für die Planung vor-
liegt. Zwar schreibt der LEP NRW nicht vor, 
dass jede Fortschreibung verpflichtend in der  
Bedarfsberechnung zu berücksichtigen ist,   
jedoch ist es kaum möglich, eine belastbare 
Begründung dafür zu finden, warum die eine 
oder andere „ausreißende“ Modellrechnung 
nicht in die Bedarfsberechnung eingeflossen 
ist. Hinzu kommt, dass eine ausreißende  
Berechnung erst im Rückblick erkannt werden 
kann. 

Aufgrund der Anforderungen an die Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit von Planungs-
prozessen erscheint es daher plausibler, jede 
Aktualisierung einzubeziehen, dies jedoch im 
Sinne eines gleitenden Einbezugs, um die 
prognostischen Schwankungen mittel- bis 
langfristig abzubilden. Bei Planwerken wie 
den FNP oder dem Regionalplan mit  
Geltungszeiträumen von 15-25 Jahren und 
Verfahrenszeiträumen von mindestens einem 
Jahr (Änderungsverfahren) bis zu über zehn 
Jahren (Neuaufstellungen) ist dies folgerichti-
ger als die Planung auf kurzfristige Trends hin 
anzupassen. 

 

Mittelwert von zwei oder mehr berechneten 
Bedarfswerten im Zeitverlauf als aktueller 
Bedarfswert 

Methodisch wird die vollständige Berechnung 
für alle 53 Kommunen mit Vorlage jeder neuen 
von IT.NRW vorgelegten Haushaltsmodell-
rechnung durchgeführt. Der Bedarf der Kom-
mune ergibt sich dann aus dem Mittelwert des 
Bedarfes von zwei oder mehr Zeitschnitten. 

 

Fiktives Beispiel:  
Bedarf unter Verwendung der vorliegen-
den Datengrundlagen und der Haushalts-

modellrechnung 

im Jahr 2012 = 14,1 ha 
im Jahr 2015 = 43,5 ha 
im Jahr 2018 = 11,1 ha 
im Jahr 2021 = 24,8 ha 

Bedarf zur Berechnung im Jahr 2015 auf  
der Basis von zwei Zeitschnitten: 
(14,1 ha + 43,5 ha) / 2 =28,8 ha 

Bedarf zur Berechnung im Jahr 2018 auf  
der Basis von zwei Zeitschnitten: 
(43,5 ha + 11,1 ha) / 2 =27,3 ha 

Bedarf zur Berechnung im Jahr 2021 auf  
der Basis von zwei Zeitschnitten: 
(11,1 ha + 24,8 ha) / 2 = 18,0 ha 

 

An dem Beispiel ist bereits erkennbar, dass 
sich zwar weiterhin Trendveränderungen des 
Wohnbauflächenbedarfs der Kommune abbil-
den, diese jedoch nivellierter ausfallen als bei 
einer direkten Berücksichtigung jeder neuen 
Haushaltsmodellrechnung.  

Je mehr Zeitschnitte in das gleitende Mittel 
einbezogen werden, desto stärker ist die  
Nivellierung von Veränderungen der Daten-
grundlagen im zeitlichen Verlauf. Zugleich  
werden jedoch mit zunehmender Anzahl der 
Zeitschnitte aktuelle Trendentwicklungen 
ausgeglichen, weshalb die Anzahl der Zeit-
schnitte zugleich nicht übermäßig hoch aus-
fallen sollte. Im Folgenden soll daher folgende 
Fragestellung betrachtet werden: 

 

→ Wie stark fällt die Nivellierung der kom-
munalen Bedarfswerte bei gleitender 
Mittelwertbildung (zwei bis fünf Zeit-
schnitte) im Vergleich zu einer Datenak-
tualisierung über nur einen Zeitschnitt 
aus? 
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Methode 

Gegenübergestellt werden die in Tabelle 8 
dargestellten gleitenden Mittelwerte bezogen 
auf die 53 kommunalen Bedarfswerte je Zeit-
schnitt. Zur Anwendung kommt das bislang 
angewandte Rechenmodell. 

Zur Gegenüberstellung wurde ein Index auf 
der Basis von fünf gleitenden Zeitschnitten  
(Index = 100) gebildet. Je weiter die gemes-
senen Werte von dem Index abweichen, desto 
deutlicher fallen die Schwankungen aus. 

 

Ergebnisse 

Erwartungsgemäß zeigen sich im zeitlichen 
Verlauf bei einer vollständigen Aktualisierung 
mit jedem Zeitschnitt die deutlichsten 
Schwankungen der Bedarfswerte (vgl. Abbil-
dung 5). Unter Bezug auf den derzeit längst 
möglichen Zeitraum 2009-2021 (= Index 100) 
variiert der Index der ermittelten Bedarfs-
werte bei einem Zeitschnitt zwischen 80,8 und 

140,3, wobei sich auch gegenläufige Bedarfs-
werte zeigen.  

Bei zwei Zeitschnitten fallen die Schwankun-
gen bereits geringer aus und bewegen sich 
zwischen 83,1 und 118,1. Eine gegenläufige 
Bewegung ist, wenn auch milder, weiterhin  
vorhanden. Bei drei und vier Zeitschnitten 
zeigt sich in den Bedarfsmitteln ein steigender 
Trendverlauf von 100,2 bis zu 111,2 bzw. von 
100,6 zu 104,8. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tab. 8: Betrachtete gleitende Mittel der Bedarfe zur Analyse der Schwankungen 

Quelle: Eigene Darstellung 

 
Datengrundlagen 

2009 2012 2015 2018 2021 

1 1 Zeitschnitt 2009 2012 2015 2018 2021 

2 2 Zeitschnitte 2009 + 2012     

3 2 Zeitschnitte  2012 + 2015   

4 2 Zeitschnitte   2015 + 2018  

5 2 Zeitschnitte    2018 + 2021 

6 3 Zeitschnitte 2009 + 2012 + 2015   

7 3 Zeitschnitte  2012 + 2015 + 2018  

8 3 Zeitschnitte   2012 + 2018 + 2021 

9 4 Zeitschnitte 2009 + 2012 +2015 +2018  

10 4 Zeitschnitte  2012 +2015 +2018 +2021 

11 5 Zeitschnitte* 2009 + 2012 +2015 +2018 + 2021 

*Index (= 100) 
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Zur weiteren Beurteilung wird die durch-
schnittliche Standardabweichung sowie die 
maximale Standardabweichung herangezo-
gen.  

 

Tab. 9: Schwankungsparameter in verschiedenen 

Modellen mit gleitender Fortschreibung 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Modell 

Mittlere  
Standard- 

abweichung 
in ha 

Maximale 
Standard-

abweichung 
in ha 

4 Zeitschnitte 1,8 20,8 

3 Zeitschnitte 6,3 87,2 

2 Zeitschnitte 14,9 185,9 

1 Zeitschnitte 21,6 240,9 

 

In Tabelle 9 ist erkennbar, dass sowohl die 
mittlere als auch die maximale Standardab-
weichung bezogen auf die 53 Kommunen mit 
zunehmender Anzahl der Zeitschnitte  
abnimmt. Während bei der Bedarfsberech-
nung über nur einen Zeitschnitt die maximale 
Standardabweichung der Bedarfswerte bis zu 

240,9 ha beträgt, liegt diese bei vier Zeit-
schnitten nur noch bei 20,8 ha. 

Im Zusammenspiel der betrachteten Parame-
ter erscheinen sowohl Berechnungen über 
drei als auch über vier Zeitschnitte zur Ver-
meidung stärkerer Bedarfsschwankungen  
geeignet. Dabei bilden drei Zeitschnitte eher 
einen Trendverlauf sich verändernder Daten-
grundlagen ab, weisen jedoch in einzelnen 
Kommunen immer noch deutliche Schwan-
kungen der Bedarfswerte auf. So zeigen sich 
in sieben Kommunen Differenzen von über 
15 ha, davon in drei Kommunen über 30 ha. 

Bei vier Zeitschnitten gehen bis zu 4,5 Jahre 
alte Bedarfswerte in die Berechnung ein (vgl.  
Kapitel 5.11), wobei die aktuellen Bedarfs-
werte zu 25% einfließen. Demnach bildet sich 
ein Trendverlauf hier leicht verzögert in den 
ermittelten Bedarfswerten ab. Auf der ande-
ren Seite ergibt sich eine ausgeprägt stabile 
Planungsgrundlage. Lediglich in drei Kommu-
nen zeigen sich Differenzen von über 15 ha 
und nur in einer Kommune über 30 ha von  
einer Fortschreibung zur nächsten.  

Abb. 5: Veränderung des Index im Vergleich von gleitenden Bedarfsmitteln unterschiedlicher Anzahl von 

Zeitschnitten; Quelle: Eigene Darstellung 

80,8 85,5 140,3 95,9

102,2 107,2 111,2

100,6 104,8

100 5 Zeitschnitte

1 Zeitschnitte

2 Zeitschnitte

3 Zeitschnitte

4 gleitende Mittel

3 gleitende Mittel

2009 2012 2015 2018

2009 - 2021

112,9 118,183,1 96,72 gleitende Mittel

97,5

4 Zeitschnitte

2021
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Zum Vergleich: Bei nur einem Zeitschnitt, also 
einer vollständigen Datenaktualisierung alle 
drei Jahre, weisen 32 der 53 Kommunen  
Bedarfsdifferenzen im Zeitverlauf über 15 ha 
auf. Die maximale Differenz beträgt über ca. 
583 ha. Zur Verdeutlichung sind die Werte an 
einem „Extrembeispiel“ mit besonders ausge-
prägten Schwankungen der Bedarfswerte, der 
Stadt Dortmund, in Tabelle 10 dargestellt. 

 

Tab. 10: Beispiel: Bedarfsentwicklung der Stadt 

Dortmund in verschiedenen Modellen der  

gleitenden Fortschreibung 

Quelle: Eigene Berechnungen 

  Z
ei

ts
ch

ni
tt

e 

Bedarf in ha 

St
an

da
rd

- 
ab

w
ei

ch
un

g 

4 452 494 21 

3 387 541 592 87 

2 191 488 713 498 186 

1 185 197 780 646 351 241 

 

Während bei einem Zeitschnitt, d.h. bei voll-
ständiger Aktualisierung der Datengrundla-
gen alle drei Jahre, massive Schwankungen 
der Bedarfswerte in der Stadt Dortmund auf-
treten, werden diese mit zunehmender Anzahl 
der eingehenden Zeitstände geringer. Bei drei 
Zeitschnitten gibt es keine gegenläufigen 
Schwankungen, aber die Sprünge der Werte 
sind mit 154 ha und 51 ha immer noch groß. 
Bei vier Zeitschnitten ist dagegen nur noch 
eine Bedarfsänderung von 42 ha zu verzeich-
nen. 

Je mehr Zeitschnitte in die Bedarfsermittlung 
eingehen, desto mehr Planungssicherheit 
ergibt sich. Die Häufigkeit von Änderungser-
fordernissen der Planwerke (FNP und Regio-
nalplan) aufgrund von Datenaktualisierungen 
nimmt ab. 

Im Zuge der Vergleichsrechnungen zeigen 
sich bei der Ermittlung des Wohnbau-

flächenbedarfs über vier gleitende Zeit-
schnitte die günstigsten Schwankungspara-
meter und somit die größte Planungssicher-
heit. Bei Bedarfsaktualisierungen fließen die 
aktuellen Prognosen und Datengrundlagen  
jeweils zu einem Viertel in den Bedarf ein, 
während das älteste Viertel nicht mehr  
berücksichtigt wird. Über den Zeitverlauf ist 
somit sichergestellt, dass jede von IT.NRW 
vorgelegte Haushaltsmodellrechnung berück-
sichtigt wird, aber in einen fließenden Kontext 
mit den bisherigen und zukünftigen Annah-
men zur Bevölkerungsentwicklung gestellt 
wird. 

Methodisch wird das gleitende Mittel Mt (=Be-
darfswert) zum Zeitpunkt t berechnet, indem 
die letzten vier Einzelschnitte x1, x2, x3 und x4 
jeweils zu 25 % in das Mittel einfließen: 

 

𝑴𝑴𝒕𝒕 = 𝟏𝟏
𝟒𝟒� (𝒙𝒙𝟏𝟏 + 𝒙𝒙𝟐𝟐 + 𝒙𝒙𝟑𝟑 + 𝒙𝒙𝟒𝟒) 

 

Der gleitende Mittelwert führt zu stabileren 
Bedarfswerten, da die früheren Zeitschnitte 
berücksichtigt werden und dadurch kurzfris-
tige Schwankungen aufgrund von neu vorge-
legten Haushaltsmodellrechnungen auf den 
neu ermittelten Bedarfswert weniger Einfluss 
haben. Dies bewirkt eine Glättung der Zeit-
reihe und reduziert die Volatilität der Ergeb-
nisse im Vergleich zur bisherigen Vorgehens-
weise. 

Der Effekt auf den Trendverlauf wird anhand 
einer fiktiven Zeitreihe von stark schwanken-
den Bedarfswerten in Abbildung 6 dargelegt.  
In einem Planungszeitraum von 20 Jahren 
kommt es zu ungefähr dreizehn Datenaktuali-
sierungen (siehe Kapitel 5.11). Unter Beibe-
haltung des Trendverlaufs ist im Zeitverlauf  
eine deutliche Nivellierung zu erkennen.  
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Ergebnis: 
Zur Reduzierung starker Schwankungen 
soll der Bedarf als gleitender Mittelwert 

aus den letzten vier Zeitschnitten  
(Prognosen und Datengrundlagen)  

gebildet werden. 

 

 

5.5 Mindestbedarf 

Da das bislang angewandte Bedarfsberech-
nungsmodell für einige Kommunen sehr ge-
ringe Bedarfswerte ergeben hat, sieht das 
RVR-Rechenmodell einen Mindestbedarf in 
Höhe von 10 ha vor. Der Mindestbedarf soll  
allen Kommunen eine grundsätzliche planeri-
sche Handlungsfähigkeit ermöglichen. Die 
Größe von 10 ha wurde von der regionalplane-
rischen Regeldarstellungsschwelle eines Sied-
lungsbereiches abgeleitet.  

Nach derzeitiger Vorgehensweise wird  
zunächst für alle Kommunen der Netto-Bedarf  
ermittelt. Zeigen sich Kommunen mit Bedarfs-
werten unterhalb von 10 ha, wird der Bedarf 

in diesen Kommunen auf 10 ha „aufgestockt“, 
ohne dass die Summe der Aufstockungen an 
anderer Stelle „gegengerechnet“ wird. Diese 
Vorgehensweise ist vor dem Hintergrund der 
LEP NRW-Vorgaben nur möglich, solange der 
gesamtregionale Bedarf in der Metropole Ruhr 
nicht in allen Kommunen planerisch gesichert 
werden kann.  

Im bisherigen Modell betrifft die „Aufsto-
ckung“ in den überwiegenden Zeitschnitten 
die acht Kommunen Alpen, Hünxe, Scherm-
beck, Sonsbeck, Breckerfeld, Herdecke,  
Bönen und Holzwickede. In der Summe liegt 
die Aufstockung im Zeitschnitt 2021 bei rund 
24 ha. Bezogen auf einen gesamtregionalen 
Bedarf in Höhe von rund 2.500 ha ist dies ein  
geringer Anteil (< 1 %). Für die betroffenen 
Kommunen bedeutet dies jedoch einen deut-
lichen Mehrwert an planerischem Handlungs-
spielraum. 
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Abb. 6: Effekt der Bildung eines gleitenden Mittels über die letzten vier Bedarfswerte auf den Trendverlauf 

 Quelle: Eigene Darstellung 
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→ Generell soll ein „Mindestbedarf“ auf-
grund der hohen Bedeutung für die  
betreffenden Kommunen nicht in Frage 
gestellt werden. Ein „Mindestbedarf“  
muss sich aus dem gesamtregionalen 
Bedarf insgesamt speisen. Er darf diesen 
nicht erhöhen. 

 

Wie erläutert, speisen sich die Aufstockungen 
methodisch aus dem gesamtregionalen  
Bedarf ohne vor Umverteilung auf die einzel-
nen kommunalen Bedarfe in Abzug gebracht 
worden zu sein. Im Gegenschluss bedeutet 
dies, dass sich eine vollständige planerische 
Sicherung der nicht verorteten Bedarfe  
(„virtuelle Bedarfe“) ausschließt. Bei einer ge-
samtregionalen Unterdeckung in Höhe von 
beispielsweise 100 ha und einer Summe an 
Aufstockungen in Höhe von 40 ha, könnten 
(um den gesamtregionalen Bedarf nicht zu 
überschreiten) nur noch 60 ha planerisch ver-
ortetet werden. Zwar ist dies aufgrund der 
(derzeit) gesamtregionalen Unterdeckung ein  
lediglich theoretisch-methodisches Problem, 
könnte sich aber bei einem möglichen Rück-
gang des gesamtregionalen Bedarfs als me-
thodische Schwäche erweisen. 

Im Rahmen des Modells gibt der LEP NRW be-
reits jeder Kommune einen „Grundbedarf“ vor 
(vgl. LEP NRW, Seite 50). Hier handelt es sich 
um die Hälfte des „Ersatzbedarfs“, der sich aus 
einem Anteil der in der Kommune vorhande-
nen Wohnungen ergibt. Das Ergebnis ist  
jedoch zunächst eine Wohnungszahl und kein  
Flächenbedarf. Die Umrechnung auf die  
Fläche erfolgt in der weiteren Berechnung 
über einen Dichtewert, der von der Siedlungs-
struktur der Kommune abhängt. Der im Modell 
implementierte Grundbedarf kann daher aus 
methodischen Gründen nicht „direkt“ mindes-
tens 10 ha betragen. 

Ein Lösungsansatz liegt in einer anteiligen 
Übernahme der Aufstockungssumme von den 

Kommunen deren Bedarf über 10 ha liegt. Es 
muss demnach zunächst weiterhin für alle 
Kommunen der Bedarf ermittelt werden, um 
anschließend Kommunen zu bestimmen deren 
Bedarfswert unter 10 ha liegt.  

Die Summe der ihnen zugewiesenen Bedarfe 
zur Aufstockung auf 10 ha soll anschließend 
von den Bedarfen der verbleibenden Kommu-
nen mit Bedarfswerten über 10 ha abgezogen 
werden. Die Höhe des Abzugs soll von dem 
Anteil des Bedarfes der Kommune am ge-
samtregionalen Bedarf abgeleitet werden. 
Konkret bedeutet dies, dass im aktuellen Zeit-
schnitt von den 45 Kommunen über 10 ha Be-
darf zwischen 0,1 ha und 3,7 ha abgezogen 
werden (jeweils rund 0,8 % des Bedarfes).  

Das im derzeit angewandten Modell vorhan-
dene methodische Defizit ist damit behoben, 
da die auf diese Weise ermittelten Bedarfs-
werte, selbst bei vollständiger planerischer 
Verortung, den gesamtregionalen Bedarf 
nicht überschreiten. 

 

Ergebnis: 
Die zur Aufstockung auf einen Mindest- 

 bedarf von 10 ha erforderliche Anteil am 
gesamtregionalen Bedarf soll auf alle  
Kommunen mit mehr als 10 ha Bedarf  

umgelegt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

54 
 

5.6 Dichtewerte 

Bei den Dichtewerten handelt es sich um einen 
wesentlichen Baustein im Rechenmodell zur 
Berechnung des Wohnbauflächenbedarfs. Die 
im ersten Schritt kommunalscharf ermittelten  
Wohneinheiten werden über die Division mit 
einem Dichtewert auf den Flächenbedarf   
umgerechnet. Je höher der Dichtewert ist,  
desto geringer fällt der Flächenbedarf aus.  

 

Beispiel: 
Für Kommune A wird ein Bedarf an 500 
(zusätzlichen) Wohnungen berechnet.  

Mit einem Dichtewert von 25 WE/ha ergibt 
sich ein Flächenbedarf von 20 ha, mit  

einem Dichtewert von 30 WE/ha  
ergeben sich 16,7 ha. 

 

Der LEP NRW beschreibt in den Erläuterungen 
zu Ziel 6.1-1: „Der (..) ermittelte Bedarf an 
Wohneinheiten wird anhand siedlungsstruk-
turtypischer Dichten (brutto einschließlich  
Erschließung 20 - 35 / 30 - 45 / 40 - 60 WE/ha 
bei Siedlungsdichten unter 1000 / 1000 – 
2000 oder Städte ab 100.000 Einw. mit einer 
Dichte unter 1000 / über 2000 Einw.je km²) in 
Flächen umgerechnet.  

Die Regionalplanungsbehörde kann in  
begründeten Fällen, z. B. auf der Grundlage 
empirischer Ermittlungen, von den genannten 
Richtwerten abweichen.“ 

Dem Modell des LEP NRW folgend, werden 
die Kommunen zunächst in drei Gruppen 
(Raumstrukturtypen) unterteilt. Dies erfolgt 
über die Relation der Einwohnerinnen und 
Einwohner (EW) zur Siedlungs- und Verkehrs-
fläche. Den Kommunen werden anschließend 
„siedlungsstrukturtypische Dichten“, die sich 
auf Brutto-Wohnbauflächen beziehen, zuge-
ordnet. Die Dichtewerte sollen sich demnach 
am Siedlungsbestand orientieren und unter-
geordnete Nutzungen in den Wohnbauflächen 
(FNP) implizieren.  

 

  Im LEP NRW wird keine Aussage  
getroffen, dass eine höhere Dichte als im  
Bestand vorliegend angestrebt wird. 

  Der LEP NRW gibt zudem nicht vor, dass 
die Dichtewerte bei allen Kommunen in einer 
Gruppe gleich sein sollen, vielmehr ist eine 
Spannweite möglicher Dichtewerte angege-
ben. 

  Weiter erlauben die Regelungen von den 
im LEP NRW angegebenen Richtwerten ab-
zuweichen, sofern eine Begründung vorge-
nommen wird. 

 

Im folgenden Kapitel soll überprüft werden, 
ob die im LEP NRW angegebenen Richtwerte 
für die Metropole Ruhr die „siedlungsstruktur-
typische“ Dichte der Region wiedergeben. 
Ferner soll diskutiert werden, ob eine oder 
welche Aggregation der Kommunen zur 
Vergabe der Dichtewerte geeignet erscheint.  

 

5.6.1 Raumstrukturtypen im RVR-
Modell 

Da zum Zeitpunkt der Entwicklung des RVR-
Rechenmodells der LEP NRW von 2017 noch 
nicht vorlag, wurde eine von den LEP NRW 
Angaben abweichende Methode zur Ablei-
tung der Dichtewerte entwickelt. Hierzu  
werden die 53 Kommunen der Region zu-
nächst einem von fünf Raumstrukturtypen 
(höher verdichtet, eher höher verdichtet, ver-
dichtet, eher gering verdichtet, geringer ver-
dichtet) zugewiesen. Dies erfolgt wie im LEP 
NRW über die Relation der Einwohnerinnen 
und Einwohner (EW) je ha Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche (SuV) nach amtlicher Flächensta-
tistik. Gegenüber dem LEP NRW werden dem-
nach fünf statt drei Raumstrukturtypen abge-
leitet. Diese Entscheidung wurde vor dem Hin-
tergrund getroffen, dass auf diese Weise eine  
differenzierte Darstellung der räumlichen 
Struktur erreicht werden kann.  
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Abweichend von den Regelungen im LEP 
NRW wurden anschließend, die für den jewei-
ligen Raumstrukturtyp geltenden „anzustre-
benden“ Dichtewerte berechnet. Diese erge-
ben sich bei dem bislang angewandten  
Rechenmodell für jede Raumkategorie aus 
dem Mittelwert der derzeitigen Bestands-
dichte und der geschätzten Neubaudichte 
(vgl. Tabelle 11). 

 

 

 

 

Tab. 11: Dichtewerte im bislang angewandten 

Rechenmodell  

Quelle: Eigene Berechnungen 

 

 

 

 

 

 

 

Raumstrukturtyp 

Anzustre-

bende Netto-

Dichte 

Geringer verdichtet 23,6 WE/ha 

Eher gering verdichtet 30,4 WE/ha 

Verdichtet 32,6 WE/ha 

Eher höher verdichtet 36,2 WE/ha 

Höher verdichtet 44,2 WE/ha 

Abb. 7: Raumstrukturtypen nach RVR 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Im Zuge des Beteiligungsverfahrens zum 
RP Ruhr wurde mehrfach Kritik an der Ablei-
tung der Dichtewerte vorgebracht. Die Kritik 
richtete sich je nach Interessenlage sowohl 
darauf, dass sich daraus zu hohe Bedarfswerte 
ergeben würden, als auch darauf, dass sich 
daraus zu niedrige Bedarfswerte ergeben 
würden. 

Aufgrund der im LEP NRW zugrunde gelegten 
dreistufigen Gliederung der Raumstruktur 
stellt sich die fünfstufige Gliederung im RVR-
Modell differenzierter dar. In 32 der 53 

Kommunen ergeben sich abweichende Zuord-
nungen. Dabei wird in 27 Kommunen eine hö-
here Verdichtungskategorie zugewiesen. Eine 
geringere Verdichtungskategorie liegt im 
RVR-Modell in den Kommunen Moers, 
Bottrop, Recklinghausen, Hamm und Sprock-
hövel vor.  

In Abbildung 7 sind die Kommunen den fünf 
Raumstrukturtypen nach RVR-Modell zuge-
ordnet.  

Abbildung 8 stellt zum Vergleich die im LEP  
NRW benannten Raumstrukturtypen dar.
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Quelle: Eigene Darstellung 
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5.6.2 Analyse der Bestandsdichte 

Gemäß den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 LEP 
NRW sollen sich die Dichtewerte an „sied-
lungsstrukturtypischen Dichten“ orientieren. 
Im Folgenden wird daher die Übereinstim-
mung der im LEP NRW angegebenen Spannen 
der Dichtewerte mit den Dichten des bauli-
chen Bestandes überprüft. 

Dem LEP NRW folgend handelt es sich um 
Brutto-Dichtewerte. Diese beziehen sich dem-
nach auf die Anzahl von Wohnungen in Wohn-
bauflächen einschließlich der untergeordne-
ten Nutzungen wie eine öffentliche innere  
Erschließung oder öffentlicher ruhender Ver-
kehr. Die amtlichen Daten zur Flächennutzung 
lassen keine direkte Ableitung eines Brutto-
Dichtewertes in FNP-Bauflächen zu.  

Möglich ist jedoch die Ableitung von  
gemeindespezifischen Netto-Dichtewerten: 
Mit dem Code 33111-03iz hält IT.NRW in der 
Landesdatenbank Daten zur Bodenfläche 
nach Art der tatsächlichen Nutzung vor. Die 
Informationen stammen aus dem amtlichen 
Liegenschaftskataster-Informationssystem 
(ALKIS). Im Nutzungsartenbereich „Siedlung“ 
wird die Nutzungsartengruppe „Wohnbauflä-
che“ geführt. Nach der Definition handelt es 
sich dabei um „eine baulich geprägte Fläche 
einschließlich der mit ihr im Zusammenhang 
stehenden Freiflächen (z.B. Vorgärten, Zier-
gärten, [Anmerkung Verfasserin: private] Zu-
fahrten, [Anmerkung Verfasserin: private] 
Stellplätze und Hofraumflächen), die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Wohnen 
dient“. Während also private Grundstücke in 
der Nutzungsart Wohnbaufläche enthalten 
sind, fallen öffentliche Straßen und öffentliche 
Stellplätze nicht darunter und werden im Nut-
zungsartenbereich „Verkehr“ geführt.  

Setzt man die Nutzungsartengruppe „Wohn-
baufläche“ in die Relation zu den „Wohnungen 
in Wohngebäuden“ (siehe Kap. 5.1.1) erhält 

man eine Netto-Bestandsdichte. Im Gegen-
satz zur Berechnung des Ersatzbedarfs wird 
hier aus Gründen der Bezugsgröße die Zahl 
der Wohnungen in Wohngebäuden verwen-
det. Zur Berechnung des Ersatzbedarfs wird 
dagegen die Zahl der Wohnungen in Wohn- 
und Nichtwohngebäuden verwenden. 

In Abbildung 9 sind jeweils für Nordrhein-
Westfalen sowie für die sechs Planungsregio-
nen die Netto-Bestandsdichten in einem 
Boxplot-Diagramm dargestellt.   

 

 Die Boxplots stellen für jede Planungs-
region die Netto-Bestandsdichten der 
jeweiligen Kommunen dar. Die Linie in-
nerhalb der Boxen stellt den Median dar, 
womit die eine Hälfte der Kommunen 
eine höhere und die andere Hälfte der 
Kommunen eine niedrigere Bestands-
dichte aufweist. Das Kreuz zeigt das 
arithmetische Mittel (der Einzelwerte) 
an. Die Box bildet die Dichtewerte der 
mittleren 50 % der Kommunen ab.  
Statistische Ausreißer sind als isolierte 
Punkte abgebildet. 

 

Die Netto-Bestandsdichten in NRW liegen 
zwischen 11,1 WE/ha und 93,5 WE/ha,  
wobei 50 % der Kommunen zwischen 
19,5 WE/ha und 31,5 WE/ha aufweisen. Im 
Durchschnitt gibt es in NRW 27 Wohnungen 
pro ha Wohnbaufläche.  

Anhand der Boxplots ist erkennbar, dass es 
mit den Städten Düsseldorf und Köln zwei 
Kommunen mit höheren Bestandsdichten als 
in der Metropole Ruhr gibt. Sowohl die durch-
schnittliche Bestandsdichte, der unterste 
Wert der Bestandsdichten als auch die mittle-
ren 50 % der Kommunen weisen in der Metro-
pole Ruhr jedoch die höchsten Dichtewerte 
auf. 
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Die im LEP NRW genannten Dichtewerte zwi-
schen 20 und 60 WE/ha beziehen sich, wie 
oben ausgeführt, auf eine Bruttodichte. In  
Abbildung 9 sind jedoch Netto-Dichtewerte 
dargestellt. Der Einfachheit halber wird hier 
zunächst nicht unterschieden: Bezogen auf 
NRW zeigt sich, dass ein Teil der Kommunen 
Dichtewerte unter 20 WE/ha im Bestand auf-
weist. In diesen Kommunen müsste also, bei 
Anwendung der im LEP NRW genannten Dich-
tewerte, dichter gebaut werden als im bauli-
chen Bestand. Insgesamt betrifft dies 102 der 
396 Städte und Gemeinden (rund 25 %), davon 
liegt mit der Gemeinde Alpen nur eine Kom-
mune in der Metropole Ruhr. Weiterhin gibt es 
in einem Teil der Kommunen in NRW Städte 
mit Dichtewerten über 60 WE/ha, hier würde 
demnach eine lockerere Neubebauung als im 
baulichen Bestand vorliegend möglich sein.  
Dies beträfe sieben Städte, wovon mit Essen, 
Duisburg und Gelsenkirchen drei Städte in der 
Metropole Ruhr liegen.  

 

 
1515 Faktor = 1 / (1 - 20%) = 1 / (1 - 0,2) = 1 / 0,8 ≈ 1,25; 20 WE/ha Netto x 1,25 = 25 WE/ha Brutto 

Da es sich im LEP NRW jedoch um Bruttodich-
ten handelt, müssten diese zum direkten Ver-
gleich angehoben werden.  

In einer Untersuchung der Wohnbauflächen in 
den 47 FNP und im GFNP der Metropole Ruhr 
(vgl. Kapitel 5.7.1) wurde der Anteil der unter-
geordneten Nutzungen analysiert. Hiernach 
weisen die Wohnbauflächen in den FNP etwa 
20 % und im GFNP etwa 27 % untergeordnete 
Nutzungen auf. Bei einem Brutto-Dichtewert 
von 20,0 WE/ha läge ein Netto-Dichtewert im 
FNP demnach bei 25,0 WE/ha15. Dies würde 
bedeuten, dass bereits bei dem untersten im 
LEP NRW genannten Wert rund 50 % der Kom-
munen künftig dichter als im Bestand bauen 
müssten. Bei dem höchsten Brutto-Wert von 
60 WE/ha läge der Netto-Dichtewert bei  
74 WE/ha. Diese Bestandsdichten weisen  
lediglich die Städte Düsseldorf und Köln auf. 

Insgesamt weisen die im LEP NRW genannten 
Werte daher gegenüber den Bestandsdichten 
überwiegend höhere Dichtewerte aus, obwohl 
auf „siedlungsstrukturtypische Dichten“ 

Abb. 9: Bestandsdichte nach amtlicher Flächenstatistik (Zahl der Wohnungen in Wohnbaufläche pro ha) 

Quelle: Eigene Darstellung 

Ø 47,1 WE/ha    Ø 45,1 WE/ha      Ø 36,6 WE/ha      Ø 25,1 WE/ha      Ø 27,3 WE/ha       Ø 23,5 WE/ha 
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abgestellt wird. Die überwiegende Zahl der 
Planungsregionen hat aus ähnlichen Gründen 
von der im LEP NRW eröffneten Möglichkeit 
Gebrauch gemacht von den dort genannten 
Dichtewerten abzuweichen. 

 

Ergebnis: 
Die Metropole Ruhr weist im Vergleich der 
sechs Planungsregionen mit 47,1 WE/ha 

die höchste Bestandsdichte auf.  

 

 

5.6.3 Analyse der Neubaudichte 

Aus dem Siedlungsflächenmonitoring Ruhr 
(SFM Ruhr) können Dichtewerte für die Neu-
bautätigkeit der vergangenen Jahre abgelei-
tet werden. Eine analoge Abbildung zur amt-
lichen Bestandsdichte ist somit leistbar. Die 
Inanspruchnahmen bzw. neu bebauten  
Flächen werden im SFM Ruhr ohne öffentliche 
Erschließung abgegrenzt, die Zahl der ent-
standenen Wohnungen wird erfasst.  

Neben der Gesamtanzahl der entstandenen 
Wohnungen pro Hektar (WE/ha) können auch 

die Dichtewerte im Ein- und Zweifamilien-
hausbau bzw. im Geschosswohnungsbau ab-
geleitet werden. 

Da nicht alle Regionalplanungsbehörden  
Daten in erforderlicher Tiefe erheben und/ 
oder diese veröffentlichen, ist ein landeswei-
ter Vergleich hier nicht möglich, weshalb die 
Neubaudichte nur für die Metropole Ruhr  
dargelegt werden kann. 

In Abbildung 10 sind als Boxplot-Diagramme 
neben den Neubaudichten der letzten drei 
SFM Ruhr Erhebungen, die Neubaudichte im 
Mittel der drei Erhebungen 2017, 2020 und 
2023 sowie zur Gegenüberstellung die  
Bestandsdichte dargestellt. 

Wie erkennbar, bewegen sich die Neubau-
dichten der Kommunen im Bereich der  
Bestandsdichten und sind im Zeitverlauf ge-
stiegen: So lag die Neubaudichte im Zeitraum 
2020 bis 2022 bei 45,8 WE/ha, während die 
Bestandsdichte zum 31.12.2022 bei 
47,1 WE/ha liegt.  

 

 

Neubaudichte 
2014-2016

Bestandsdichte 
31.12.2022

Neubaudichte 
2017-2019

Neubaudichte 
2020-2022

Neubaudichte
Mittel

2014-2022

Ø 36,4 WE/ha Ø 45,8 WE/haØ 42,0 WE/ha Ø 41,7 WE/ha Ø 47,1 WE/ha

Abb. 10: Neubaudichte in den 53 Kommunen der Metropole Ruhr in verschiedenen Zeiträumen 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Zur weiteren Bewertung der Neubaudichte 
wird diese gemeindescharf ins Verhältnis zur 
Bestandsdichte gesetzt. Dazu wird die Neu-
baudichte für den Zeitraum 2020 bis 2022 her-
angezogen. In Abbildung 11 zeigt sich, dass 
die Anzahl der Kommunen, die eine geringere 
Bebauungsdichte aufweisen, und die Anzahl 
der Kommunen, die eine höhere Bebauungs-
dichte als ihre Bestandsdichte aufweisen, an-
nähernd ausgeglichen ist. So unterschreiten 
27 der 53 Gemeinden die Bestandsdichte um 
bis zu 28 Prozentpunkte. Darunter sind acht 
der elf kreisfreien Kommunen. 26 der 53 Kom-
munen bauten im Zeitraum 2020-2022 im Um-
kehrschuss dichter als in deren Bestand. Dies 
bedeutet, dass weniger große Baugrundstü-
cke bebaut wurden als im Siedlungsbestand 
und/oder ein höherer Anteil Geschosswoh-
nungsbau errichtet wurde als im Siedlungsbe-
stand vorliegt. 

 

 

 

 

 

 

Exkurs: Differenzierung der Neubaudichte 
nach Art der Bebauung 

Wie bereits erwähnt, hat die Neubaudichte in 
den letzten drei Erhebungen des SFM Ruhr zu-
genommen. In Tabelle 12 sind die Werte nach 
Art der Bebauung aufgeschlüsselt, um zu ana-
lysieren, ob sich der Anstieg der Dichtewerte 
sowohl in Ein- und Zweifamilienhäusern als 
auch im Geschosswohnungsbau zeigt. Hier 
zeigt sich, dass die Dichtewerte im Ein- und 
Zweifamilienhausbau im Zeitverlauf seit 2014 
nahezu konstant blieben, während der Ge-
schosswohnungsbau tendenziell steigende 
Dichtewerte aufweist. Die mittlere Grund-
stücksgröße bzw. der mittlere  

Flächenbedarf für ein Ein- und Zweifamilien-
hausbau liegt bei etwa 440 m2, für eine Woh-
nung im Geschosswohnungsbau bei etwa 
120 m2.  

Der Anteil der Wohnungen in Ein- und Zwei- 
Familienhäusern bewegt sich bezogen auf die 
Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden in 
den 53 Kommunen zwischen 14 % und 100 % 
und liegt im Mittel bei 32 %.  

Abb. 11: Abweichung der Neubaudichte von der Bestandsdichte in Prozentpunkten 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Im baulichen Bestand der Wohngebäude liegt 
der Anteil der Wohnungen in Ein- und Zweifa-
milienhäusern mit 19,5 % deutlich darunter.  

 

Wohnungen in  
Ein- und Zweifamilienhäusern 

Zeit-
raum 
 

Anzahl 
WE 

Fläche  
in ha 

Dichte 
WE/ha 

Grund-
stücks-
größe 
in m2 

2014-
2016 

7.974 335 24 420 

2017-
2020 8.196 373 22 456 

2020-
2023 

7.654 333 23 436 

Wohnungen  
im Geschosswohnungsbau 

Zeit-
raum 
 

Anzahl 
WE 

Fläche  
in ha 

Dichte 
WE/ha 

Grund-
stücks-
größe 
in m2 

2014-
2016 8.091 106 77 131 

2017-
2020 

15.011 179 84 119 

2020-
2023 

16.504 194 85 118 

 

 

Mit Ausnahme von Hamminkeln, Sonsbeck 
und Schwerte wurden in der Beobachtung seit 
2014 in allen Kommunen anteilig mehr Woh-
nungen in Ein- und Zweifamilienhäusern   
errichtet als im baulichen Bestand vorliegend. 
Die maximale Abweichung liegt hier bei  
59 Prozentpunkten in der Stadt Wetter, wo 
der Anteil der Wohnungen in Ein- und Zweifa-
milienhäusern im Bestand bei 23 % liegt und im 
Neubau bei 82 %. Bei den kreisfreien Städten 
weist im Zeitraum seit 2014 die Stadt Hagen 
mit 52 % den höchsten Anteil an Wohnungen 
in Ein- und Zweifamilienhäusern im Neubau 

auf. Im Bestand liegen 13 % der Wohnungen in 
Ein- und Zweifamilienhäusern. 

 

 

Ergebnis:  
Die Neubaudichte ist im Zeitverlauf seit 

2014 gestiegen. Etwa die Hälfte der  
Kommunen baut zuletzt dichter als im  

‚baulichen Bestand. Dies liegt im  
Wesentlichen an Entwicklungen im  

Geschosswohnungsbau. 

 

 

 

 

5.6.4 Ableitung einer geeigneten 
Raumtypisierung 

Im Folgenden soll untersucht werden, ob die 
Ableitung von Raumstrukturtypen über die 
Siedlungsdichte (EW pro ha Siedlungs- und 
Verkehrsfläche) für die Aufgabe der Zuwei-
sung der Dichtewerte geeignet erscheint. 

In Tabelle 13 werden die mittlere Neubau-
dichte sowie der Mittelwert, das Minimum und 
der Maximalwert der Bestandsdichte pro 
Raumstrukturtyp nach LEP NRW und bisheri-
gem RVR-Modell betrachtet. Da über die 
Raumstrukturtypen die Zuordnung der Dich-
tewerte erfolgt, sollten sich die Kommunen in 
den einzelnen Raumstrukturtypen hinsichtlich 
der betrachteten Werte ähnlich verhalten.  

Im Ergebnis zeigt sich, dass die Ableitung der 
Raumstrukturtypen über die Siedlungsdichte 
kein schlüssiges Ergebnis liefert. Dies gilt so-
wohl für eine dreistufige Klassifizierung nach 
LEP NRW als auch für eine fünfstufige Klassi-
fizierung nach RVR-Modell. Zwar zeigen sich 
sowohl bei der Neubaudichte als auch bei der 
Bestandsdichte mit zunehmender Siedlungs-
dichte steigende Tendenzen der Werte, inner-
halb der Gruppen gibt es jedoch Kommunen, 
die anhand der Ergebnisse eher einem 

Tab. 12: Differenzierung der Neubaudichte nach 

Art der Bebauung 

Quelle: Eigene Darstellung 
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anderen Raumstrukturtyp zuzuordnen wären. 
Dies ist erkennbar an auffälligen Minimal- und 
Maximalwerten. Beispielsweise variiert die Be-
standsdichte in der Gruppe der geringer ver-
dichteten Kommunen nach LEP NRW zwi-
schen 19,4 und 40,1 Wohnungen pro ha 
Wohnbaufläche (WE/ha). Eine Kommune mit 
30,2 WE/ha fällt jedoch in die Gruppe der ver-
dichten Kommunen.  

Über den bisherigen Ansatz erhalten zwei 
Kommunen mit beispielweise je 50.000 EW 
unterschiedliche anzustrebende Dichtewerte 
zugeschrieben, wenn deren Siedlungs- und 
Verkehrsfläche voneinander abweicht. Dies 
selbst dann, wenn sich deren Bestandsdichte 
innerhalb bestehender, für die Bedarfsberech-
nung relevanter Wohnbauflächen vergleich-
bar darstellt. Eine Klassifizierung des Raum-
strukturtyps anhand der Siedlungsdichte er-
scheint daher nicht ideal, um Gruppen von 
Kommunen für die Zuweisung eines Dichte-
wertes zur Ermittlung des Wohnbauflächen-

bedarfes zu bilden. Die anzustrebenden Dich-
tewerte beziehen sich direkt auf die Zahl der 
Wohnungen innerhalb der Wohnbauflächen.  

 

Typisierung nach Bebauungsdichte anstatt 
nach Siedlungsdichte 

Daher erscheint eine Typisierung über die „Be-
bauungsdichte“, die hier als Anzahl der Woh-
nungen in bestehenden Wohnbauflächen de-
finiert wird, im Kontext der Aufgabenstellung 
das geeignetere Mittel zur Zuordnung von 
Dichtewerten zu sein.  

Je mehr Klassen für die Typisierung gebildet 
werden, desto differenzierter wird der Raum 
abgebildet, gleichzeitig sinkt aber auch die 
mit dem Instrument verbundene mögliche 
Steuerungswirkung. 

 

 

 

 

Tab. 13: Mittelwert, Minimum und Maximalwert in Neubau- und Bestandsdichte nach Raumstrukturtypen 

Quelle: Eigene Berechnungen 

 
 
 
Raumstrukturtyp RVR 
nach Siedlungsdichte 

Neubaudichte  
2020-2022 

Bestandsdichte  
(Wohnungen pro ha Wohnbaufläche) 

31.12.2022 

Mittelwert 
WE/ha 

Mittelwert 
WE/ha 

Min.  
WE/ha 

Max.  
WE/ha 

Geringer verdichtet 30,3 25,0 19,4 27,9 

Eher gering verdichtet 35,0 33,2 24,3 39,2 

Verdichtet 37,9 36,3 30,2 44,7 

Eher höher verdichtet 41,6 41,0 30,3 44,4 

Höher verdichtet 56,2 58,3 44,8 67,5 

Raumstrukturtyp LEP NRW 
nach Siedlungsdichte 

Mittelwert 
WE/ha 

Mittelwert 
WE/ha 

Min.  
WE/ha 

Max.  
WE/ha 

Geringer verdichtet 35,7 32,0 19,4 40,1 

Verdichtet 38,2 39,1 30,2 44,8 

Höher verdichtet 52,7 55,1 36,3 67,5 
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Beispiel: Würde man für alle Kommunen etwa 
den regionalen Median der Bestandsdichte 
(=1 Klasse) als gleichen Dichtewert ansetzen, 
so könnte die eine Hälfte der Kommunen zu-
künftig weniger dicht bauen als im Bestand, 
die andere Hälfte könnte dichter bauen. Damit 
wäre ein deutlicher Steuerungseffekt verbun-
den, der auf eine Angleichung der Bestands-
dichten der Kommunen abzielt. Da dies nicht 
die Intention der Landesplanung ist, sind un-
terschiedliche Dichtevorgaben sinnvoll.  

Umgekehrt wäre die geringste Steuerungswir-
kung damit verbunden, wenn jeder Kommune 
(= 53 Klassen) ihre (individuelle) Bestands-
dichte zugewiesen würde. Dies würde auch 
bedeuten, dass sich in eher ländlich geprägten 
Kommunen der Ein- und Zweifamilienhausbau 
mit historisch gewachsenen großen Grundstü-
cken manifestieren könnte, während sich die 
Bautätigkeit in den Großstädten vielfach auf 
ggfls. wenig nachfragegerechte, sehr hoch 
verdichtete Quartiere reduzieren müsste. Die 
Beobachtung der Neubaudichte zeigt aber,  
dass ein Teil der kreisfreien Kommunen inzwi-
schen dichter baut als in deren baulichem Be-
stand, was u.a. mit gestiegenen Grundstücks-
preisen und einer erhöhten Nachfrage nach al-
tersgerechten Wohnungen zusammenhängen 
dürfte. 

Andererseits ist zu beobachten, dass in Groß-
städten aufgelockerte, niedriggeschossige 
Neubauquartiere mit hohem Grünanteil ent-
stehen, teilweise auch mit integrierter Regen-
wasserrückhaltung und/oder Wasserflächen. 
Insbesondere bei Abriss und Neubau kann je-
doch häufig auch eine Nachverdichtung beo-
bachtet werden.  

Wie bereits in Kap. 5.6.3 erläutert, entspricht 
die aktuelle Neubautätigkeit daher nicht in al-
len Fällen der Bestandsdichte, stellt aber in ei-
nigen Fällen eine sinnvolle Abweichung im 
Sinne einer nachhaltigen Bestandsentwick-
lung dar. Die Siedlungskörper sind so zu ge-
stalten, dass sie den Herausforderungen des 
Klimawandels mit Starkregenereignissen oder 

langen Hitzeperioden gewachsen sind, wes-
halb auch eine gegenüber dem Bestand weni-
ger dichtere Bauweise sinnvoll sein kann.  

In anderen Fällen sollte aber (im Vergleich zu 
ähnlichen Kommunen) tendenziell dichter ge-
baut werden, insbesondere dann, wenn ein zu 
hoher Anteil an Ein- und Zweifamilienhäusern  
im Neubau auf ein Missverhältnis zur demo-
grafischen Entwicklung hindeutet. 

Eine Typisierung der Kommunen ist daher ge-
rechtfertigt. Wie bereits oben erläutert, soll 
dies methodisch mit der Bestandsdichte bzw. 
der Zahl der Wohnungen auf einen Hektar 
Wohnbaufläche (WE/ha Wohnbaufläche) 
über einen Indikator erfolgen, der den unmit-
telbaren thematischen Bezug aufweist.  

In Abbildung 12 werden die 53 Kommunen der 
Metropole Ruhr nach Bestandsdichte typi-
siert. Zur Klassenbildung werden feste Werte 
nach Abstufung in 5er-Schritten ausgehend 
von bis zu 25 WE/ha zu 55 WE/ha und größer 
gewählt. Zur Abbildung der heterogenen 
Raumstruktur der Metropole Ruhr erfolgt eine 
moderate Ausweitung von bislang fünf auf 
sieben Dichteklassen.  

Gegenüber der bisherigen Typisierung der 
Raumstrukturtypen (vgl. Kap. 5.6.1) ergibt 
sich vor allem bei den kreisangehörigen Kom-
munen eine sachgerechtere Differenzierung. 
So waren bislang beispielsweise die Gemeinde 
Bönen und die Kreisstadt Unna einem Raum-
strukturtyp zugeordnet und haben somit den 
gleichen anzustrebenden Dichtewert zuge-
wiesen bekommen. Dies betraf auch die kreis-
freie Stadt Bottrop und die kreisangehörigen 
Kommunen Ennepetal und Waltrop. Nach 
dem neuen Modell sind diese Städte in drei un-
terschiedlichen Typenklassen enthalten. 
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Ergebnis: 
Eine Ableitung von Raumstrukturtypen 

über die Einwohnerdichte führt in einigen  
Gemeinden zu unplausiblen Zuordnungen 
von Dichtewerten. Für die weiteren Ver-

gleichsrechnungen soll daher eine Typisie-
rung über die thematisch enger verbun-

dene Bestandsdichte (Anzahl der Wohnun-
gen in bestehenden Wohnbauflächen) un-

ter Anwendung von sieben Typenklasse er-
folgen. 

 

 

 

5.6.5 Definition der anzustrebenden 
Dichtewerte 

Je nach Herleitung der verwendeten Dichte-
werte handelt es sich um eine empirisch her-
geleitete Ableitung und/oder um eine norma-
tiv-politische Festlegung. Ist das politische 
Ziel eine stärker verdichtete Bauweise, so 
werden Dichtewerte angesetzt, die oberhalb 
der Bestandsdichte liegen.  

Die in den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 LEP 
NRW genannten Dichtewerte beziehen sich 
auf „siedlungsstrukturtypische Dichten“. Mit 
dem, seit dem OVG-Urteil zur 1. LEP NRW-Än-
derung nun wieder, geltenden 5-ha-Grund-
satz (siehe Kapitel 2.1) könnte man ggfls. 

Abb. 12: Typisierung nach Bebauungsdichte zur Zuweisung der Dichtewerte 

Quelle: Eigene Darstellung 
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höhere Dichtewerte als im baulichen Bestand 
vorliegend begründen. Dies gilt im Besonde-
ren in Bezug auf den langfristig anzustreben-
den „Netto-Null-Ansatz“ in Grundsatz 6.1-2 
des LEP NRW aus dem Jahr 2017: „Die Regio-
nal- und Bauleitplanung soll die flächenspa-
rende Siedlungsentwicklung im Sinne des 
Leitbildes, in Nordrhein-Westfalen das tägli-
che Wachstum der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche bis zum Jahr 2020 auf 5 ha und langfris-
tig auf "Netto-Null" zu reduzieren, umset-
zen“.  

Im Zuge einer 3. Änderung des LEP NRW soll 
der nun wieder geltende Grundsatz ggfls. 
überarbeitet werden. Eine verbindliche  
Netto-Null-Vorgabe als Ziel der Raumordnung 
ist dabei nicht geplant, da dies u.a. mit der in 
den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 LEP NRW ent-
haltenen Regelung, dass jeder Kommune ein  
Grundbedarf zugestanden werden muss, kol-
lidieren würde. Eine ausschließliche Verortung 
der Bedarfe innerhalb der bestehenden Sied-
lungskörper wäre nur in wenigen Kommunen 
umsetzbar. Einer ausschließlichen Fokussie-
rung auf Innenentwicklung und Nachverdich-
tung sind aufgrund der klimatischen Heraus-
forderungen, verbunden mit der Vermeidung 
von Hitzeinseln und ausreichenden Re-
tentionsflächen bei Starkregenereignissen, 
sowie maßgeblich auch durch Eigentumsrest-
riktionen Grenzen gesetzt.  

In Abbildung 13 ist zur Einordnung der tat-
sächlichen Freirauminanspruchnahme bzw. 
des 5-ha-Grundsatzes die tägliche Verände-
rung der Siedlungs- und Verkehrsfläche seit 
1996 in NRW und in der Metropole Ruhr dar-
gestellt. Aufgrund der methodischen Umstel-
lung der amtlichen Flächenstatistik ergibt sich 

 
16 Von Seiten des Landes wurde die auf das gesamte Land NRW bezogene 5 ha Größe nicht auf die einzelnen 

Planungsregionen heruntergebrochen. Für die Untersuchung im Rahmen der Evaluation wurde die in wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen erläuterte BeFla-Indikator herangezogen (Henger, Ralph, Christoph Schröter-Schlaack, Philip Ulrich, and 
Martin Distelkamp. "Flächeninanspruchnahme 2020 und das 30-ha-Ziel: Regionale Verteilungsschlüssel und 
Anpassungserfordernisse." Raumforschung und Raumordnung 68, no. 4 (2010): 297-309. https://doi.org/10.1007/s13147-
010-0038-2; zuletzt geöffnet am 24.04.2024). Hiernach erfolgt die Verteilung zur Hälfte über den Bevölkerungsanteil („Be“) 
und zur anderen Hälfte über den Flächenanteil („Fla“). 

im Jahr 2016 ein Bruch innerhalb der Zeit-
reihe. 

Erkennbar ist, dass die Freirauminanspruch-
nahme seit 1996 tendenziell zurückgegangen 
ist. Während die Werte bezogen auf NRW seit 
2016 noch leicht über dem Zielwert von 5 ha 
liegen, wird die Zielvorgabe in der Metropole 
Ruhr16 unterschritten. In einigen Jahrgängen 
liegt im Saldo sogar ein Rückgang der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche (SuV) vor. Dem-
nach wurde in diesen Jahrgängen mehr Sied-
lungs- und Verkehrsfläche dem Freiraum zu-
rückgegeben (renaturiert) als bisheriger Frei-
raum neu mit siedlungsräumlichen Nutzungen 
bebaut wurde (=Netto-Null). Dieses Ergebnis 
deckt sich auch mit den Analysen aus dem 
SFM Ruhr, wonach die Bautätigkeit zuletzt 
überwiegend im baulichen Bestand erfolgte.  

Darüber hinaus wurde untersucht, ob auch die 
weiteren Planungsregionen in NRW die aus 
dem 5-ha-Grundsatz abgeleitete Zielvorgabe 
eingehalten haben: Neben der Metropole Ruhr 
wurde die Zielvorgabe im Mittel der Jahre 
2019-2022 ebenfalls in den Planungsregionen 
Düsseldorf und Münster eingehalten, während 
in den Regionen Detmold, Arnsberg und Köln 
die Freirauminanspruchnahme oberhalb des 
Zielwertes lag. Insbesondere in der Planungs-
region Detmold wurde die Zielvorgabe mit 
100 % oberhalb des Zielwertes deutlich über-
schritten. 

Eine Rechtfertigung für höhere Dichtevorga-
ben als zuletzt bei der aktuellen Neubautätig-
keit, ergibt sich daher aus dem 5-ha-Grund-
satz für die Metropole Ruhr nicht. Eine Orien-
tierung der Dichtewerte an den Bestandsdich-
ten, aber auch an den aktuellen Neubaudich-
ten erscheint vor dem Hintergrund der Analy-
seergebnisse sachgerecht. 

https://doi.org/10.1007/s13147-010-0038-2
https://doi.org/10.1007/s13147-010-0038-2
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In rund der Hälfte der Kommunen liegt die 
Neubaudichte im aktuellen Betrachtungszeit-
raum 2020 bis 2022 über der Bestanddichte.  
Dies stellte sich zur Einführung des Rechen-
modells, wie in Kapitel 5.6.3 erläutert, noch 
anders dar. Die Neubaudichte hat im Zeitver-
lauf der letzten drei SFM Ruhr Erhebungen in 
38 von 53 Kommunen zugenommen, davon in 
18 Städten und Gemeinden in einem stetigen 
Verlauf.  

Neben den planerischen Bestrebungen zur 
Reduzierung der Freirauminanspruchnahme 
ist dies vor allem auf den Flächendruck durch 
weiter zunehmende Flächennutzungskonkur-
renzen zurückzuführen. 

Als konkretes Beispiel dient die Stadt Kamp-
Lintfort mit einer Bestandsdichte von 
38,5 WE/ha und einer tatsächlichen Neubau-
dichte von 70,7 WE/ha (Stützzeitraum 2020-
2022). Die Stadt ist nach dem bisherigen RVR-
Modell den „eher gering verdichten“ Kommu-
nen und dem LEP NRW folgend den „gering 
verdichteten“ Kommunen zugeordnet.  

 

 

 

 

 

 

Im Rahmen der Bedarfsberechnung würde der 
Kommune nach dem bisherigen RVR-Modell 
ein anzustrebender Dichtewert von 30,4 
WE/ha und nach den LEP NRW Angaben  
zwischen 20 und 35 WE/ha (Brutto) bzw.  
zwischen 26 und 46 ha WE/ha (Netto) zuge-
rechnet. 

Die anzustrebenden Dichtewerte liegen alle 
unter der aktuellen Neubaudichte sowie bis 
auf den oberen korrigierten LEP NRW-Wert 
auch unter der Bestandsdichte. 

 Der Kommune wird demnach ein rechnersi-
cher Flächenbedarf zugestanden, der eine ge-
genüber dem baulichen Bestand und der Neu-
baudichte weniger dichte Bebauung ermög-
licht. Dieses Phänomen tritt, aufgrund der zu-
letzt steigenden Neubaudichte, nach dem bis-
herigen RVR-Modell in 32 der 53 Kommunen 
auf.  

 Auf das ganze Land bezogen, kann nur eine 
Gegenüberstellung mit der Bestandsdichte 
vorgenommen werden. Hier liegen die nach 
LEP NRW anzustrebenden Brutto-Dichte-
werte in 42 Kommunen (oberer Wert) unter-
halb der Bestandsdichte. Mit den korrigierten 
Netto-Werten weisen 5 der 396 Kommunen 
eine höhere Bestandsdichte auf. In den 

Abb. 13: Tägliche Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) in NRW und in der Metropole Ruhr 

zur Überprüfung des 5-ha-Grundsatzes zwischen 1996 und 2022 

Quelle: Datengrundlagen IT.NRW, Landesdatenbank; Eigene Darstellung 
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Kommunen Köln, Düsseldorf, Hilden, Mon-
heim am Rhein und Aachen liegt die Bestands-
dichte demnach oberhalb des höchsten korri-
gierten Netto-Dichtewertes des jeweiligen 
Raumstrukturtyps. 

Bei Kommunen mit höheren Bestandsdichten 
bildet sich die „siedlungsstrukturtypische 
Dichte“, mit Ausnahme der genannten fünf 
Kommunen, die alle außerhalb der Metropole 
Ruhr liegen, weitgehend plausibel ab. 

Auf der anderen Seite liegen die Bestands-
dichten in 102 der 396 Kommunen, also bei 
über einem Viertel der Kommunen, unterhalb 
der im LEP NRW genannten Mindestdichte 
von 20 WE/ha (Brutto). Bezogen auf den kor-
rigierten Netto-Dichtewert von 25 WE/ha be-
trifft dies sogar 210 Städte und Gemeinden, 
demnach müsste in mehr als der Hälfte der 
Kommunen dichter gebaut werden, als es de-
ren „siedlungsstrukturtypische Dichte“ vor-
gibt.  

Bei Kommunen mit niedrigeren Bestandsdich-
ten sind die im LEP NRW genannten Dichte-
werte gegenüber deren „siedlungsstrukturty-
pischer Dichte“ vielfach höher angesetzt.  

 Die im LEP NRW genannten Dichtewerte 
sollen grundsätzlich eingehalten, jedoch an-
hand der Befunde leicht angepasst werden. 
Die niedrigste Bestandsdichte in der Metro-
pole Ruhr liegt bei 19,4 WE/ha. Die höchste 
Bestandsdichte bei 67,5 WE/ha. Die anzustre-
benden Dichtewerte sollen sich innerhalb die-
ser Spannweite bewegen. 

Die in Kap. 5.6.4 eingeführte Raumtypisierung 
umfasst zudem nicht drei (wie im LEP NRW), 
sondern sieben Typenklassen zur differenzier-
ten Darstellung der Dichtewerte. Tabelle 14 
zeigt die anzustrebenden Dichtewerte je Ty-
penklasse. Analog zum LEP NRW werden 
überlappende Spannweiten der Typenklassen 
definiert. 

 

 

Tab. 14: Anzustrebende Dichte: Spannweiten in 

den sieben Typenklassen 

Quelle: Eigene Berechnungen  

Klasse 
Anzustrebende  

Netto-Dichtewerte 
(WE/ha) 

A 19,4 bis 27,5 

B 22,6 bis 32,5 

C 27,6 bis 37,5 

D 32,6 bis 42,5 

E 37,6 bis 47,5 

F 42,6 bis 52,5 

G 47,6 bis 67,5 

 

 

Zur Plausibilitätsprüfung erfolgt in Tabelle 15 
eine Gegenüberstellung verschiedener mittle-
rer Dichtewerte in Bezug auf das bisherige 
RVR-Rechenmodell. Hiernach lag die mittlere 
Neubaudichte in den Jahren 2014 bis 2022 in 
vier der fünf Raumstrukturtypen und die  
Bestandsdichte in allen fünf Raumstrukturty-
pen höher. Es ist daher sachgerecht, die im 
Zuge des Modellentwicklung definierten anzu-
strebenden Dichtewerte zu erhöhen, um sied-
lungsstrukturtypische Dichtewerte abzubil-
den. 

Nach der aktualisierten Raumtypisierung liegt 
die mittlere Neubaudichte in Typenklasse A 
(geringe Bestandsdichte) oberhalb und in den 
Klassen D, E und F unterhalb der definierten 
Spannweiten. Da die neu definierten Spann-
weiten aus den Bestandsdichten abgeleitet 
wurden, liegen diese jeweils innerhalb der 
Spannweiten.  

 

 

 

 

 

 



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

68 
 

Tab. 15: Gegenüberstellung verschiedener Dichtewerte 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Raumstrukturtyp RVR  
Bisheriges Modell 

Anzustrebende 
Dichtewerte 

(Feste Größe) 

Mittlere Neubau-
dichte 

 2011-2022 

Bestandsdichte 
31.12.2022 

Mittelwert Neu-
baudichte + Be-

standdichte 

WE/ha WE/ha WE/ha WE/ha 

Geringer verdichtet 23,6 28,6 25,0 26,8 

Eher gering verdichtet 30,4 29,9 33,2 31,6 

Verdichtet 32,6 35,9 36,3 36,1 

Eher höher verdichtet 36,2 37,2 41,0 39,1 

Höher verdichtet 44,2 51,2 58,3 54,8 

Typisierung nach  
Bestandsdichte RVR 
Neues Modell 

Anzustrebende 
Dichtewerte 
(Individueller 

Wert) 

Mittlere Neubau-
dichte 

 2011-2022 

Bestandsdichte 
31.12.2022 

Mittelwert Neu-
baudichte + Be-

standdichte 

Klasse A – Geringe Dichte 19,4 bis 27,5 26,6 23,3 25,0 

Klasse B 22,6 bis 32,5 27,6 27,2 27,4 

Klasse C 27,6 bis 37,5 31,7 32,5 32,1 

Klasse D – Mittlere Dichte 32,6 bis 42,5 33,4 37,0 35,2 

Klasse E 37,6 bis 47,5 38,6 42,4 40,5 

Klasse F 42,6 bis 52,5 43,0 48,0 45,5 

Klasse G – Hohe Dichte 47,6 bis 67,5 52,4 59,5 56,0 

Definition des anzustrebenden Dichtewertes 
innerhalb der Spannweiten 

Da in einigen Kommunen dichter und in ande-
ren weniger dicht als im Bestand gebaut wird,  
soll wie im bisherigen Modellansatz die Neu-
baudichte als Korrelator verwendet werden.  

In Tabelle 15 wird ein Mittelwert zwischen 
Neubaudichte und Bestandsdichte gebildet.  
Es zeigt sich, dass damit in der Typklasse A 
eine etwas lockerere Bebauung als im Neubau 
der Jahre 2014 bis 2022 realisiert werden 
könnte, der anzustrebende Wert aber im obe-
ren Bereich der neu definierten Spannweite 
und oberhalb der Bestandsdichte liegt. Somit 
wird einerseits die typische Siedlungsstruktur 

in diesen Städten und Gemeinden aufgegrif-
fen und andererseits die zwischenzeitlich ver-
änderte Tendenz einer dichteren Bauweise im 
Neubau berücksichtigt. 

In den oberen vier Typenklassen D bis G ergibt 
sich dagegen ein höheres mittleres Dichteziel 
als im Durchschnitt des Neubaus der Jahre 
2014 bis 2022. Hier soll sich die Neubaudichte 
stärker als bisher an der bestehenden Sied-
lungsstruktur orientieren.  

 Um der Heterogenität der Kommunen 
Rechnung zu tragen, soll die mittlere Neubau-
dichte und Bestandsdichte gemeindespezi-
fisch berechnet werden.  
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 Um einen Zeitraum mit „untypischer“ Neu-
bautätigkeit auszuschließen („Ausreißer“) soll 
als Neubaudichte der mittlere Werte der drei 
letzten SFM Ruhr Zyklen ausgewählt werden. 

Liegt die auf diese Weise ermittelte rechneri-
sche Dichte unterhalb der Spannweite der je-
weiligen Typenklasse, so wird der untere Wert 
der Typenklasse als anzustrebende Dichte an-
genommen. In diesem Fall liegt die Neubau-
dichte der Kommune nicht im „Normbereich“  
der Bestandsdichten der anderen Kommunen 
ihrer Typenklasse und soll sich stärker daran 
orientieren. 

Überschreitet die ermittelte Dichte den obe-
ren Wert der Typenklasse, so wird der obere 
Wert der Typenklasse als anzustrebende 
Dichte angenommen. Auch in diesem Fall liegt 
die Neubaudichte der Gemeinde nicht im 
„Normbereich“ der Bestandsdichten der an-
deren Gemeinden ihrer Typenklasse und soll 
sich mehr an diesem orientieren. 

Der Rechenweg wird an folgenden Beispielen  
verdeutlicht: 

 

A: Stadt Mülheim an der Ruhr 
Neubaudichtewerte letzte drei SFMF Ruhr-

Zyklen: 33,5 – 39,9 – 44,0 WE/ha 
Mittlere Neubaudichte = 39,9 WE/ha 

Bestandsdichte = 49,4 WE/ha 
Vorläufige rechnerische Dichte  
= (39,9 + 49,4) / 2 = 44,7 WE/ha 
Spannweite in Typenklasse F  

= 42,6 bis 52,5 WE/ha 
 

Die vorläufige rechnerische Dichte befindet 
sich innerhalb der Spannweite. 

 Die anzustrebende Dichte beträgt  
44,7 WE/ha (bislang 44,2 ha). 

 

 

 

 

B: Kamp-Lintfort 
Neubaudichtewerte letzte drei SFMF Ruhr-

Zyklen: 25,7 - 21,4 – 70,7 WE/ha 
Mittlere Neubaudichte = 25,7 WE/ha 

Bestandsdichte = 38,5 WE/ha 
Vorläufige rechnerische Dichte  
= (25,7 + 38,5) / 2 = 32,1 WE/ha 
Spannweite in Typenklasse D  

= 32,6 bis 42,5 WE/ha 
 

Die vorläufige rechnerische Dichte liegt  
unterhalb der Spannweite und wird  

angehoben. 
 Die anzustrebende Dichte beträgt  

32,6 WE/ha (bislang 30,4 ha). 

 

Es liegen 38 der 53 Kommunen innerhalb der 
Spannweiten der jeweiligen Typenklasse. Bei 
drei Kommunen erfolgt eine Absenkung der 
vorläufigen, rechnerischen Dichte auf den 
oberen Wert der Spannweite in der Typen-
klasse. Bei zwölf der 53 Kommunen wird die 
vorläufige, rechnerische Dichte auf den unte-
ren Wert der Spannweite erhöht. 

Ergebnis: 

Die im bisherigen Modell verwendeten 
Werte zur Neubaudichte wurden  

geschätzt. Über das SFM Ruhr können  
inzwischen empirisch gestützte Daten her-
geleitet werden. Aus weiteren Berechnun-
gen ergibt sich eine gegenüber der Sied-

lungsdichte plausiblere Ableitung von 
Raumstrukturtypen über die Zahl der 

Wohnungen in Wohnbauflächen (=Be-
standsdichte). Die Typenklassen  

werden von fünf auf sieben erhöht. Statt 
fester anzustrebender Dichtewerte pro Ty-

penklasse, soll zukünftig für jede  
Kommune ein individueller Dichtewert in-
nerhalb einer Spannweite pro Typenklasse 
herangezogen werden. In den Wert gehen 
wie bisher die Neubaudichte und die Be-

standsdichte je zur Hälfte ein. 
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5.7 Zuschlagswerte 

Im folgenden Kapitel werden die beiden  
Zuschlagswerte „städtebaulicher Zuschlag“ 
und „regionalplanerischer Zuschlag“ erörtert. 

 

5.7.1 Städtebaulicher Zuschlag 

Im bislang angewandten Rechenmodell wird,  
wie bereits in Kapitel 3.2 erläutert, ein Netto-
Ansatz verfolgt. Von dem berechneten  
Nettowohnbauflächenbedarf werden die im 
SFM Ruhr ermittelten anzurechnenden  
Nettowohnreserven in Abzug gebracht. Ist 
der berechnete Bedarf größer als die anzu-
rechnenden Reserven liegt ein Neudarstel-
lungsbedarf im FNP bzw. im GFNP vor.  
Beträgt der Bedarf beispielsweise 10 ha und 
die vorhandenen Reserven liegen bei 6 ha, 
dann ergibt sich ein Netto-Neudarstellungs-
bedarf in Höhe von 4 ha. Da die Bauflächen in 
den FNP bzw. im GFNP in der Regel nicht voll-
ständig für den Wohnungsbau genutzt wer-
den können, wird auf den Netto-Neudarstel-
lungsbedarf ein städtebaulicher Zuschlag auf-
gerechnet.  

Der städtebauliche Zuschlag umfasst die in-
nere Erschließung sowie untergeordnete  
ergänzende Nutzungsarten, wie Flächen für 
den ruhenden Verkehr, kleinere Grünflächen 
oder Spielplätze. Der Nettobedarf ist mit den 
für Wohnen geeigneten Bauflächenfestset-
zungen im Bebauungsplan gleichzusetzen, 
währen sich der Bruttobedarf (Nettobedarf  
zzgl. des städtebaulichen Zuschlags) auf die 
Bauflächendarstellung im FNP bezieht. Der 
städtebauliche Zuschlag im derzeit ange-
wandten Modell wurde zur Modellentwicklung 
über eine GIS-gestützte Analyse abgeleitet 
und ist mit 30 % angesetzt. Rechnerisch wird 
der Faktor 1,43 auf den Neudarstellungsbe-
darf aufgeschlagen. 

Zur damaligen Analyse wurden die tatsächli-
chen wohnbaulichen Nutzungsanteile in den 

FNP-Wohnbauflächen von 47 Kommunen in 
der Metropole Ruhr bestimmt (= Netto).  

Im Umkehrschluss ergab sich aus den abwei-
chend genutzten Anteilen der erforderliche 
Zuschlagsanteil (Netto + Anteil = Brutto). Auf-
grund der höheren Darstellungsschwelle von 
in der Regel 5 ha und aufgrund des Maßstabs 
1:50.000 ist der damalige Regionale Flächen-
nutzungsplan (RFNP), und somit die Gebiets-
kulisse der Kommunen Mülheim an der Ruhr, 
Oberhausen, Essen, Bochum, Herne und  
Gelsenkirchen, initial nicht in die Betrachtung 
eingegangen. Da jedoch mit den Kommunen 
Duisburg, Bottrop, Dortmund, Hagen und 
Hamm weitere kreisfreie Kommunen mit ähn-
lichem strukturellem Gefüge berücksichtigt 
worden sind, wurde damals eine ausreichende 
Betrachtungstiefe unterstellt. 

Die damalige Untersuchung (=Brutto-Netto-
Analyse) wurde zur Überprüfung des städte-
baulichen Zuschlags mit aktuellen Daten  
erneut vorgenommen. Zudem wurde die me-
thodische Herangehensweise überprüft. 

 

Brutto-Netto-Analyse 

Im Folgenden werden Datengrundlagen und 
Methodik zur Aktualisierung der Brutto/ 
Netto-Analyse dargelegt. In Tabelle 16 wer-
den die Stände der Datengrundlagen bei der 
initialen Berechnung der Brutto/Netto-Ana-
lyse zur Ermittlung des städtebaulichen Zu-
schlages und der nun aktuellen Berechnung 
gegenübergestellt: 

 

 

 

 

 

 

 



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

71 
 

Tab. 16: Aktualisierte Datengrundlagen zur  

Brutto/Netto-Analyse 

Quelle: Eigene Datengrundlagen 

U
nt

er
su

ch
un

g 

Digitale 
Flächen- 

nutzungs-
pläne  

Tatsächliche  
Flächen-nut-

zung  
(Flächen-

nutzungs- 
kartierung, 

FNK) 

Siedlungs-
flächen- 

reserven  
in den  

FNP  
(SFM Ruhr) 

Initiale 
Brutto/ 
Netto 
Untersu-
chung 

2013  
(ohne 
RFNP) 

2014 
 
 

2011 
 
 

Aktuelle 
Brutto/ 
Netto 
Untersu-
chung 

2021  
(einschl. 

GFNP) 

2023 
 
 

2023 
 
 

 

 

Beschreibung des methodischen Vorgehens 
bei der initialen Analyse zur Modellentwick-
lung: 

1. Selektion der Wohnbauflächen aus den di-
gital vorliegenden FNP. Der RFNP wurde 
aufgrund der von den FNP abweichenden 
Darstellungsschwelle und Maßstäblichkeit 
nicht betrachtet. 

2. Differenzierung der Wohnbauflächen nach 
Flächen ohne Reserven („vollständig ent-
wickelte Baugebiete“) und Flächen mit Re-
serven („in Entwicklung befindliche  
Flächen“) → in die Analyse gingen voll-
ständig entwickelte Wohnbauflächen  
> 1 ha Größe ein. 

3. GIS-Verschnitt (Intersect) der Wohnbau-
flächen mit der tatsächlichen Flächen- 
nutzung (FNK). 

4. Aggregation der Nutzungsarten in den  
Wohnbauflächen nach „Wohnnutzungen“, 
„Andere Nutzungen“ und „Verkehrs- 
flächen“ 

5. Statistische Auswertung 

 
 
 
 

Insgesamt befanden sich in den 47 Flächen-
nutzungsplänen 44.748 ha Wohnbauflächen in 
497 Ortsteilen. In 46 Ortsteilen befanden sich 
keine Wohnbauflächen. Es verblieben 451 
Ortsteile mit Wohnbauflächendarstellungen. 
Es wurde definiert, dass Ortsteile mit weniger 
als 5 % Reserveflächenanteil als „vollständig 
entwickelt“ galten. So verblieben 225 Stadt-
teile für die weitere Betrachtung. Ortsteile mit 
mehr als 5 % Reserveflächenanteil, bezogen 
auf die Gesamtfläche, blieben in der Analyse 
unberücksichtigt, da das Ziel in der Feststel-
lung der Nutzungsanteile von abgeschlosse-
nen Wohnbauflächen lag.  

Im Ergebnis der Analyse lag der Anteil der 
Wohnnutzungen in den Wohnbauflächen der 
FNP bei 71,1 %, der Anteil der anderen  
Nutzungen bei 11,8 % und der Anteil der  
Verkehrsflächen bei 14,6 %. Aus den Berech-
nungen wurde ein städtebaulicher Zuschlag 
(Anteil andere Nutzungen + Anteil der Ver-
kehrsflächen) von 30 % in den Wohnbau- 
flächen im Rahmen der Netto-Brutto-Berech-
nung abgeleitet. 

 

Beschreibung des methodischen Vorgehens 
bei der wiederholten Analyse im Rahmen der 
vorliegenden Evaluation: 

1. Selektion der Wohnbauflächen aus den di-
gital vorliegenden FNP. Der GFNP wurde 
aufgrund der von den FNP abweichenden 
Darstellungsschwelle und Maßstäblichkeit 
gesondert analysiert. 

2. GIS-Verschnitt (Intersect) der Wohnbau-
flächen mit der tatsächlichen Flächen- 
nutzung (FNK). 

3. Aggregation der Nutzungsarten in den  
Wohnbauflächen nach „Wohnnutzungen“, 
„Erschließung und Wohnnebennutzungen 
(=Bruttoanteil)“ und „nicht bedarfsrele-
vanten Nutzungen“ 

4. Statistische Auswertung 
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Im Vergleich zur initialen Analyse wurde der 
GFNP ebenfalls in die Analyse aufgenommen. 
Die Bilanzierung erfolgt jedoch aufgrund der 
abweichenden Maßstäblichkeit gesondert. Die 
Unterscheidung zwischen „vollständig entwi-
ckelten Baugebieten“ und „in Entwicklung be-
findlichen Baugebieten“ entfällt. Stattdessen 
wurden die im SFM Ruhr erhobenen Flächen-
reserven aus der Gesamtbilanz herausgenom-
men („ausgestanzt“) und die verbleibende 
Flächenkulisse vollständig mit der tatsächli-
chen Flächennutzung verschnitten 

Die Nutzungen innerhalb der Wohnbau- 
flächen wurden anschließend den drei Aggre-
gationsgruppen nach „Wohnnutzungen“, „Er-
schließung und Wohnnebennutzungen 
(=Bruttoanteil)“ und „nicht bedarfsrelevanten 
Nutzungen“ zugeordnet (vgl. Abbildung 14).  

Der städtebauliche Zuschlag soll die bei der 
verbindlichen Bauleitplanung wegfallenden, 
nicht für Wohnen zu nutzende Anteile einer 
größeren Wohnbaufläche im FNP kompensie-
ren. Der ermittelte Nettobedarf soll, sofern 
eine Entwicklung nach § 34 BauGB nicht mög-
lich ist, im späteren B-Plan festgesetzt werden 
können.  

 

 

 

 

 

Da ein Bedarfsnachweis für die Neudarstel-
lung einer (Bau-)Fläche nur für neue Wohn-
bauflächen (sowie gemischte Bauflächen und 
gewerbliche Bauflächen bzw. entsprechende 
Sonderbauflächen) erforderlich ist, ist der Ein-
bezug des Anteils „nicht bedarfsrelevanter 
Nutzungen“ in den Bruttoanteil nicht sach-
dienlich. Häufig handelt es sich bei den nicht 
bedarfsrelevanten Nutzungen um „gewach-
sene“ Bestandsstrukturen. Unabhängig von 
der Darstellung im FNP ist etwa für die Neuan-
lage eines Sportplatzes oder Golfplatzes kein 
Bedarfsnachweis zu führen.  

Soll eine bisher nicht genutzte Wohnbauflä-
che zu einem späteren Zeitpunkt einem ande-
ren Nutzungszweck zugeführt werden, wird 
diese Fläche nicht mehr als Reserve angerech-
net, der bisherige Bedarfsnachweis wird ent-
sprechend revidiert. Es ist daher methodisch 
und fachlich nicht begründbar, für „nicht  
bedarfsrelevante“ Nutzungen einen Zuschlag 
bei der Ermittlung des benötigten Bruttobe-
darfes vorzunehmen. Anteile für die innere  
Erschließung und für Wohnnebennutzungen, 
wie z.B. den ruhenden Verkehr oder für Gar-
tenflächen und kleinere Spielplätze sollen da-
gegen in den städtebaulichen Zuschlag ein-
fließen. 

Flächennutzung

Zuordnung Wohnen

Wohnutzungen

Erschließung und Wohnnebennutzungen

Nicht bedarfsrelevant

Abb. 14 : Beispiel der GIS-Auswertung im Rahmen der Brutto/Netto-Analyse 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Der Anteil der „nicht bedarfsrelevanten  
Nutzungen“ variiert im Ergebnis in den  
47 FNP Kommunen zwischen 3 % und 11 % und 
liegt im Mittel bei 7 %. In den sechs GFNP-
Kommunen ergibt sich aufgrund der Regel-
Darstellungsschwelle von 5 ha mit 14 % ein hö-
herer Wert. 

Tabelle 17 gibt die Ergebnisse der Brutto-
Netto-Analyse aggregiert auf die Teilräume 
für den gesamten Planungsraum wieder. Die 
Anteile beziehen sich auf die innerhalb der in 
den FNP und im GFNP dargestellten Wohn-
bauflächen. Im SFM Ruhr enthaltene Flächen-
reserven sowie nicht bedarfsrelevante  
Nutzungen sind hierbei ausgenommen. 

Tab. 17: Anteile der Nutzungsarten in  

Wohnbauflächen 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Teilraum 

Art der Nutzung 

A B 

Wohn-
nutzungen 

Brutto-an-
teil* 

Kreis WES 82 % 18 % 

Kreis RE 80 % 20 % 

Kreis UN 83 % 17 % 

EN-Kreis 82 % 18 % 

Kreisfreie Kommunen 
ohne GFNP 79 % 21 % 

RVR (ohne GFNP) 80 % 20 % 

GFNP 73 % 27 % 

*Erschließung und Wohnnebennutzungen 

 

Demzufolge liegen der Anteil der reinen 
Wohnnutzungen in den FNP-Wohnbauflächen  
(ohne GFNP) der Metropole Ruhr bei 80 % und 
der Bruttoanteil bei 20 %. Die bisherige  
Annahme eines Erschließungsanteiles (ein-
schließlich nicht bedarfsrelevanter Nutzun-
gen) von 30 % soll somit auf der Basis der ak-
tuellen Analyse angepasst werden. Eine 

Reduzierung des städtebaulichen Zuschlags 
ist auch vor dem Hintergrund vertretbar, dass 
es sich bei den zu erbringenden Bedarfsnach-
weisen und den damit verbundenen FNP-Neu-
darstellungen häufig um voll nutzbare Bauflä-
chen handelt (bereits vorhandene verkehrli-
che Erschließung; brutto=netto). 

Bei den sechs GFNP-Kommunen ergibt sich 
aufgrund der Regel-Darstellungsschwelle von 
5 ha und des Maßstabs 1:50.000 ein mit 27 % 
höherer Bruttoanteil. Beispielsweise sind hier 
in den Wohnbauflächen größere Grünflächen 
als in den FNP enthalten. Auch erfolgt die Dar-
stellung von Verkehrsflächen maßstäblich be-
dingt teilweise „überzeichnet“.  

Bislang wurde der städtebauliche Zuschlag 
von dem Mittelwert der 47 FNP-Kommunen 
abgeleitet. Da abgesehen von dem GFNP auch 
unterschiedliche Maßstäbe und unterschiedli-
che Darstellungsschwellen (Tendenz zur  
„Entfeinerung“) in den FNP vorliegen (z.B. 
Dortmund, Duisburg), soll zukünftig jeweils 
der auf die Kommune bzw. deren FNP-Dar-
stellungen bezogene, individuell analysierte 
Bruttoanteil herangezogen werden.  

Im Zuge von Fortschreibungen der Bedarfe 
soll die Brutto-Netto-Analyse ebenfalls fort-
geschrieben werden, so dass sich der städte-
bauliche Zuschlag im Zeitverlauf anpassen 
kann. Die Ergebnisse der Analyse können der 
Anlage entnommen werden. 

 

Rechenbeispiel 

Ergibt sich aus den Berechnungen für eine 
Kommune ein Netto-Neudarstellungsbedarf  
im FNP von 20 ha und liegt ein Bruttoanteil im 
FNP in Höhe von 20 % vor, wird eine  
Brutto-Neudarstellung von 25 ha benötigt  
(25 ha x 0,8 = 20 ha). In der neu dargestellten  
Baufläche können somit 80 % der Fläche 
wohnbaulich genutzt werden bzw. es stehen 
20 % der Fläche für die innere Erschließung 
und sonstige Flächennutzungen (z.B. Grünflä-
chen) zur Verfügung.  
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Die erforderliche Brutto-Neudarstellung 
ergibt sich in „umgekehrter“ Rechnung aus  
einem Zuschlagwert von 25 % (Faktor x 1,25) 
(20 ha x 1,25 = 25 ha). Der städtebauliche  
Zuschlag auf den Netto-Neudarstellungsbe-
darf beträgt somit 25 %, um einen nutzbaren 
Anteil für die innere Erschließung und sons-
tige Nutzungen von 20 % zu erreichen. 

Die Höhe des städtebaulichen Zuschlags vari-
iert in den 53 Kommunen zwischen 15 % und 
43 % und liegt im Mittel bei 28 %. 

 

Ergebnis: 
Der städtebauliche Zuschlag soll auf der 
Basis der aktuellen Brutto-Netto-Analyse 

angepasst werden und zukünftig individu-
ell für jede Kommune auf der Basis des  
jeweiligen FNP bzw. des GFNP ermittelt 

werden. 

 

 

 

 

5.7.2 Regionalplanerischer  
Zuschlag 

Zur regionalplanerischen Festlegung wird auf 
den FNP Brutto-Neudarstellungsbedarf ein re-
gionalplanerischer Zuschlag in Höhe von 20 %, 
der sich aus den LEP NRW-Vorgaben in den 
Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 ergibt, aufge-
schlagen: „Die im Hinblick auf den bauleitpla-
nerisch erforderlichen Umfang von Siedlungs-
flächen ermittelten Bedarfe können für die re-
gionalplanerische Festlegung von Siedlungs-
raum um einen Planungs- bzw. Flexibilitätszu-
schlag von bis zu 20 % erhöht werden“. 

Der Zuschlag dient demnach zur Berechnung 
der erforderlichen „Regionalplanreserven“.  
Regionalplanreserven sind als Siedlungsberei-
che, für Wohnen als Allgemeiner Siedlungsbe-
reich (ASB) festgelegt, weisen in den FNP 
oder im GFNP jedoch noch keine Bauflächen-

darstellung auf. Der Brutto-Neudarstellungs-
bedarf auf FNP-Ebene kann in der Kulisse der 
Regionalplanreserven verortet werden. Um 
hier eine gewisse Flexibilität bei der Verortung 
zu gewährleisten, wird für den Regionalplan  
bis zu 20 % mehr Fläche festgelegt. 

Weist der FNP in einer Kommune mehr anzu-
rechnende Reserven auf, als Bedarf ermittelt 
wurde, dann kommt der regionalplanerische 
Zuschlag nicht zum Tragen, da keine zusätzli-
chen Regionalplanreserven für eine Bau- 
flächendarstellung erforderlich sind.  

 Die maximale Höhe des regionalplaneri-
schen Zuschlags von 20 % („Flexibilitätszu-
schlag“) unterliegt aufgrund der Formulierun-
gen in den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 LEP 
NRW nicht der Evaluation und soll in dieser 
Höhe bestehen bleiben.  

 Die Höhe des Zuschlags soll nicht reduziert 
werden, da sich für die Kommunen wichtige 
planerische Alternativmöglichkeiten ergeben, 
ohne dass dies jedoch mit einer höheren  
Flächeninanspruchnahme einhergeht. 

Flexibilisierungsmodelle in einigen Regio-
nalplänen 

In den eingegangenen Stellungnahmen zu den 
Offenlagen zum RP Ruhr wurde vorgebracht,  
dass eine größere Flexibilität bei der Darstel-
lung von Bauflächen innerhalb der regional-
planerischen Siedlungsbereiche gewünscht 
wird.  

In einigen Regionalplanungsregionen (BR 
Detmold, BR Köln und BR Münster) werden 
oder wurden sogenannte „Flexibilisierungs-
modelle“ eingeführt. Hierzu wird der regional-
planerische Zuschlag teils auf bis zu 300 % an-
gehoben. Diese umfänglichen Siedlungsberei-
che können jedoch nur im Umfang der ermit-
telten kommunalen FNP-Bedarfe in Anspruch 
genommen werden. Die BR Düsseldorf und 
die BR Arnsberg sowie der RVR wenden die 
Flexibilisierungsmodelle nicht an. Es werden 
rechtliche Unsicherheiten oder aufgrund 
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bereits vorhandener Flächenengpässe keine 
Erfordernisse gesehen.  

In einem Rechtskommentar zum BauGB zur 
raumplanerischen Erforderlichkeit führt  
Brügelmann 17  aus: „Nicht erforderlich sind 
Ziele, die das Übermaßverbot verletzen, z. B. 
eine am Bedarf völlig vorbeigehende überdi-
mensionierte Planung. Eine Übermaßplanung 
kann auch bei Zielfestlegungen gegeben sein,  
mit denen Flächen für noch nicht hinreichend 
konkrete künftige Planungen „vorsorglich“ 
freigehalten werden sollen. Hier liegt keine 
zielgerichtete Planungsentscheidung endgül-
tiger Art vor. Im Hinblick auf das Verbot der 
Übermaßplanung ist ebenfalls nicht zu recht-
fertigen, wenn für geplante Nutzungen meh-
rere Standort - oder Trassenvarianten (z. B. für 
Straßen) bis zur endgültigen Auswahl und 
Entscheidung freigehalten werden sollen.“  

Aus dem Kommentar kann demnach abgelei-
tet werden, dass übermäßige Festlegungen 
der Siedlungsbereiche zur Alternativenaus-
wahl mit rechtlichen Unsicherheiten behaftet 
sind. 

Im Folgenden werden Argumente benannt, 
die im Zusammenhang von rechtlichen  
Bedenken u.a. mit der BR Düsseldorf zusam-
mengetragen wurden.  

In Ziel 6.1-1 LEP NRW heißt es u.a.: „Die  
Regionalplanung legt bedarfsgerecht Allge-
meine Siedlungsbereiche und Bereiche für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen fest.“ 
Aus dem Wortlaut dieser Regelung kann inter-
pretiert werden, dass die zeichnerischen Fest-
legungen selbst den ermittelten Bedarfen ent-
sprechen müssen. Eine Möglichkeit der  
Flächensicherung über den Bedarf hinaus 
lässt sich der Formulierung hingegen nicht 
entnehmen. Der unbestimmte Rechtsbegriff 
„bedarfsgerecht“ wird in den Erläuterungen 
zu Ziel 6.1-1 LEP NRW konkretisiert. Dort ist 
eine Festlegung von ASB und GIB über  

 
1717 Brügelmann/Gierke/Blessing, 109. EL Januar 2019, BauGB § 1 Rn. 355-362 

Bedarf im Planungskonzept zwar bereits vor-
gesehen, die Möglichkeiten der Überschrei-
tung sind aber klar formuliert und begrenzt 
worden: „Die im Hinblick auf den bauleitplane-
risch erforderlichen Umfang von Siedlungsflä-
chen ermittelten Bedarfe können für die regi-
onalplanerische Festlegung von Siedlungs-
raum um einen Planungs- und Flexibilitätszu-
schlag von bis zu 20% erhöht werden.“ Damit 
hat sich der Plangeber bereits abschließend 
mit der Zulässigkeit der Überschreitung der 
Darstellungen von Siedlungsbereichen über 
Bedarf auseinandergesetzt.  

Im Regionalplan festgelegte Siedlungsberei-
che sind Ziele der Raumordnung. Ziele der 
Raumordnung sind verbindliche Vorgaben in 
Form von räumlich und sachlich bestimmten 
oder bestimmbaren, textlichen oder zeichne-
rischen Festlegungen in Raumordnungsplä-
nen (§ 3 Abs. 1 Pkt. 2 ROG). Es bestehen Zwei-
fel, ob eine deutlich über dem Bedarf vorge-
nommene Abgrenzung neuer Siedlungsflä-
chen dem vorgenannten Bestimmtheitsgebot 
Rechnung tragen kann. Gerade die Festlegung 
der Siedlungsbereiche auf der Grundlage der 
ermittelten Flächenbedarfe stellt ein eindeuti-
ges und vor allem bestimmbares planerisches 
Abgrenzungskriterium dar.  

Siedlungsbereiche (ASB und GIB) werden mit 
ihrer Vorrangbereichsfestlegung sehr lang-
fristig (bis zu 25 Jahre Planungszeitraum) an-
deren (Freiraum-)Funktionen entzogen, ohne 
dass es eine vorbehaltsfreie Nutzungszuwei-
sung für die Siedlungsentwicklung gibt.   
Bereits die Erweiterung des Planungszeitrau-
mes auf 25 Jahre durch den (inzwischen aus-
gelaufenen) Erlass zur Konkretisierung des 
LEP NRW – Wohnen, Gewerbe und Industrie 
vom 17.04.2018 und der o.g. Planungs- und 
Flexibilitätszuschlag von 20 % geben den Trä-
gern der Regionalplanung einen großen Spiel-
raum bei der Festlegung von Siedlungsberei-
chen. Betriebliche Investitionen von 
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Landwirten oder die Aufwertung von Frei-
raumflächen würden in diesen Bereichen auf-
grund der Siedlungsbereichsfestlegungen im 
Regionalplan ggfls. unterlassen, obwohl nicht 
absehbar ist, ob die Siedlungsentwicklung je-
mals tatsächlich erfolgen wird. Entsprechen-
des gilt für konkurrierende Festlegungen im 
Regionalplan, für die es nach den Planungs-
konzepten erforderliche Abstände zu schutz-
bedürftigen Nutzungen / ASB bzw. GIB gibt.  
Dies betrifft insbesondere die Darstellung von 
Abgrabungsbereichen (BSAB).  

Ergebnis: 
Zusammenfassend wird ohne einschlägige 
Rechtsurteile zu den Flexibilisierungsmo-

dellen oder einer klarstellenden LEP NRW-
Neufassung weiterhin von einer Anwen-

dung bzw. Erhöhung des regionalplaneri-
schen Zuschlags abgeraten.  Es soll aber 
überprüft werden, ob die Ausweitung der 

Planungszeiträume für eine zusätzliche 
Flexibilität genutzt werden kann. 

 

5.8 Einführung einer Regionalen 
Ausgleichskomponente 

Zur Umsetzung bzw. möglichst umfänglichen 
planerischen Darstellung der berechneten  
Bedarfswerte soll analog zur Evaluation der 
Gewerbeflächenbedarfe eine „Regionale Aus-
gleichskomponente“ in Vergleichsrechnungen 
betrachtet werden.  

In den FNP bzw. im GFNP vorhandene, bereits 
gesicherte Flächenreserven weisen aus städ-
tebaulicher Sicht auf Flächen hin, die für eine 
wohnbauliche Entwicklung geeignet sind. Die 
planerische Sicherung neuer Bauflächen ist oft 
langwierig und stößt vielfach auf geringe  
Akzeptanz in der Bevölkerung. Vor dem Hin-
tergrund zunehmender Flächenengpässe ist 
es daher in der eng verflochtenen Planungsre-
gion wenig sinnvoll, bereits bauleitplanerisch  

 
18 Bei den Gewerbeflächen beträgt der Wert 6,9 ha pro 100 ha Gewerbliche Baufläche. 

gesicherte Flächenreserven zugunsten eines 
"virtuellen", nicht planerisch verortbaren  
Bedarfs („Bedarfskonto“) in anderen Kommu-
nen zurückzunehmen. 

Informationen zu Wohnbauflächenreserven in 
den kommunalen FNP werden über das nach 
§4 Abs. 4 Landesplanungsgesetz (LPlG NRW) 
gesetzlich geregelte Siedlungsflächenmonito-
ring (SFM) alle drei Jahre durch die Regional-
planungsbehörden in Zusammenarbeit mit 
den Kommunen erhoben.  

Der Umfang, der in den kommunalen FNP und 
im GFNP planerisch gesicherten Wohnbau-
flächenreserven, weicht in den 53 Kommunen 
voneinander ab. Zur Verdeutlichung kann das 
Verhältnis der Flächenreserven zu den vor-
handenen Wohnbauflächen herangezogen 
werden. So entfallen auf 100 ha vorhandene 
Wohnbauflächen in den 53 Kommunen  
zwischen 0,4 ha und 6,9 ha anzurechnende 
Wohnreserven. Im Mittel aller 53 Kommunen 
liegt das Verhältnis bei 2,4 ha bauleitplane-
risch gesicherter Wohnreserven zu 100 ha 
vorhandenen Wohnbauflächen 18 . Auch bei 
Kommunen mit vergleichbaren strukturellen  
Merkmalen können größere Unterschiede 
festgestellt werden. Beispielweise gibt es in 
Dortmund 3,5 ha, in Essen jedoch nur 1,2 ha 
Flächenreserven auf 100 ha vorhandene 
Wohnbauflächen. Noch deutlicher wird dies in 
den Nachbargemeinden Schermbeck mit 
5,5 ha und Hünxe mit 0,4 ha Wohnreserven 
auf 100 ha vorhandene Wohnbauflächen. 

Über eine „Regionale Ausgleichskomponente“  
könnte ein Teil des Bedarfs dorthin gelenkt 
werden, wo entsprechende Flächenpotenziale 
für die künftige Flächenentwicklung vorhan-
den und bereits bauleitplanerisch gesichert 
sind. Die Komponente soll dazu führen, dass 
vorhandene Flächenüberhänge nicht im  
bisherigen Maße zurückgenommen werden 
müssen, während in anderen Kommunen hohe 
„virtuelle Bedarfe“ vorliegen, die nicht 
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planerisch verortet werden können. Eine sol-
che Komponente berücksichtigt, im Sinne des  
Gegenstromprinzips, die kommunale Bauleit-
planung innerhalb des Bedarfsberechnungs-
modells. 

Das ursprüngliche Bedarfsberechnungsmo-
dell beinhaltete bis zur ersten Offenlage des 
RP Ruhr einen sogenannten „Vertrauens-
schutz“, wonach Bedarfsüberdeckungen in 
„neueren“ FNP (damals FNP-Rechtskraft nach 
dem Jahr 2000) erhalten bleiben können.  

Diese Regelung widerspricht den Vorgaben 
des LEP NRW, wo nur Bedarfsüberdeckungen 
in der verbindlichen Bauleitplanung vor einer 
Rücknahme "geschützt" sind. Von einem  
„Vertrauensschutz“ wurde daher bereits im 
Zuge der Überarbeitung des RP Ruhr zur zwei-
ten Offenlage abgesehen.  

Eine „regionale Ausgleichskomponente“, die 
vorhandene Flächenreserven berücksichtigen 
soll, kann dies – nun in Vereinbarkeit mit den 
LEP NRW Vorgaben – und unabhängig vom 
Alter der FNP, erneut aufgreifen.  

 

Über die „regionale Ausgleichskomponente“  
kann zur Vermeidung oder Reduzierung von 
Rücknahmeerfordernissen in Kommunen mit 
überdurchschnittlich hohen „virtuellen Bedar-
fen“ ein Teil des vorläufigen Bedarfes auf 
Kommunen mit Überdeckungen oder unter-
durchschnittlich hoher Unterdeckung verteilt 
werden. 

Kommunen mit vergleichsweise hohen  
Bedarfsüberdeckungen, die teils auch aus  
älteren FNP resultieren, werden jedoch im 
Sinne eines gesamtregionalen Gleichgewichts 
weiter dazu angehalten sein, diese gemäß Ziel 
6.1-1 LEP NRW zurückzunehmen, sofern diese 
nicht der verbindlichen Bauleitplanung unter-
liegen. 

Ermittlung der Unter- oder Überdeckung in 
den einzelnen Kommunen 

Zur Berechnung der Unter- bzw. Überdeckung 
wird der, auf der Basis der vorangegangenen 
Kapitel, ermittelte Nettobedarf den im SFM 
Ruhr erhobenen anzurechnenden Flächenre-
serven gegenübergestellt. 

Nach Ziel 6.1-1 LEP NRW müssen, die nicht 
der verbindlichen Bauleitplanung unterliegen-
den Reserveflächenüberhänge zurückgenom-
men werden. Zum zuletzt kommunizierten 
Sachstand der Bedarfe im Herbst 2023 weisen 
15 der 53 Kommunen des Planungsraumes 
eine Überdeckung auf (siehe Kapitel 4.3), die 
nach Ziel 6.1-1 LEP NRW (sofern für die Re-
serveflächen kein B-Plan vorliegt) zurückzu-
nehmen wäre. Die relative Überdeckung be-
trägt in diesen Kommunen maximal 186 %.  
Dies bedeutet, dass die in den FNP gesicher-
ten Flächenreserven den Bedarf hier um fast 
das 3-fache übersteigen. 

 

→ Übersteigen die Flächenreserven den 
vorläufigen Bedarf, liegt eine Überde-
ckung (ein „Rücknahmeerfordernis“) 
vor.  

 

Beträgt der vorläufige Bedarf beispielsweise 
50 ha und die Höhe der Flächenreserven 
25 ha, liegt dagegen eine Unterdeckung  
(„virtueller Bedarf“) vor. Zum Sachstand 
Herbst 2023 gibt es in 38 Kommunen eine  
Unterdeckung, die maximal 93 % beträgt. Dies 
bedeutet im Umkehrschluss, dass in dieser 
Kommune nur 7 % des berechneten Bedarfs 
im FNP gesichert ist, was auf eine erhebliche 
Diskrepanz zwischen Bedarf und gesicherten 
Flächenreserven hinweist.  

Aufgrund der Analysen und Erkenntnisse im 
Rahmen der Regionalplanaufstellung kann 
festgestellt werden, dass in vielen der  
Kommunen mit Unterdeckungen erhebliche 

Eine „regionale Ausgleichskomponente“ 
dient auch als Ausgleich zum Wegfall des 

„Vertrauensschutzes“ 
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Restriktionen bei der räumlichen Verortung 
des ermittelten Bedarfs bestehen. 

 

→ Übersteigt der vorläufige Bedarf die  
Flächenreserven, liegt eine Unterde-
ckung (ein „virtueller Bedarf“) vor.  

 

Bestimmung der Abschläge zur Verteilung 
auf Kommunen mit Überdeckungen und  
unterdurchschnittlichen Unterdeckungen  

In die Vergleichsrechnungen in Kapitel 5.10  
sollen folgende Annahmen einfließen: 

 Bei den 53 Kommunen wird auf der Basis 
des vorläufigen Bedarfs im ersten Schritt die 
relative Über- oder Unterdeckung 19  berech-
net. Von den Kommunen oberhalb des Medi-
ans (50 % höchste Unterdeckungen dement-
sprechend „die Hälfte der Kommunen“) soll 
ein Abschlag vorgenommen werden, der den 
Kommunen unterhalb des Medians, folglich 
die andere Hälfte der Kommunen mit unter-
durchschnittlichen Unterdeckungen oder 
Überdeckungen, zufallen soll. 

 Zur Berechnung des individuellen   
Abschlags einer Kommune, der vom vorläufi-
gen Bedarf abzuziehen ist, wird zunächst  
unter Berücksichtigung der anzurechnenden  
Flächenreserven ermittelt, wie hoch der  
Abschlag wäre, wenn die verbleibende Unter-
deckung dem Median entspräche,  
(= ‚Abschlag bis zum Median‘). 

 Danach wird der ‚Abschlag bis zum Median ‘ 
mit einem Anteilsfaktor multipliziert, dessen 
Wert noch durch die Vergleichsrechnungen 
festgelegt werden muss. So wird nur ein Anteil 
des ‚Abschlags bis zum Median‘ abgezogen 
und in die regionale Umverteilung einbezo-
gen. 

 

 
19 Vorläufiger Bedarf abzüglich anzurechnende Flächenreserven / vorläufiger Bedarf * 100 = Relative Überdeckung in % (wenn 

das Ergebnis negativ ist) oder relative Unterdeckung in % (wenn das Ergebnis positiv ist). 

Beispiel: Der Median der Über- und Unter-
deckungen der 53 Kommunen beläuft sich 
auf 40 % Unterdeckung. In Modellkommune 
„A“ ist der vorläufige Bedarf 77 ha,  
während 19 ha als anzurechnende Flächen-
reserven gelten. 

Die relative Unterdeckung der Kommune 
liegt bei 75 %. Bei einem Bedarf von 34 ha 
würde die Unterdeckung der Kommune 
dem Median aller Kommunen entsprechen, 
also 40 %. Ein ‚Abschlag bis zum Median‘ 
ergäbe 43 ha (77 ha abzüglich 34 ha).  
Angenommen, der noch zu bestimmende 
Anteilsfaktor beträgt 0,3 (30 %), dann 
würde ein Abschlag in Höhe von 12,9 ha auf 
den vorläufigen Bedarf entfallen. Die  
Modellkommune „A“ hätte somit einen ver-
bleibenden Bedarf von etwa 64 ha, bei  
einer weiterhin überdurchschnittlich hohen 
relativen Unterdeckung von 70,5 %. 

 

Daraus folgt: Je höher die Unterdeckung über 
dem Median liegt, desto höher fällt der rela-
tive Abschlag vom vorläufigen Bedarf aus. Zur 
Vermeidung von unverhältnismäßig großen 
Abschlägen werden folgende Grenzen einge-
zogen: 

 Der maximale Abschlag vom vorläufigen 
Bedarf in einer Kommune wird auf 20 ha  
gedeckelt. 

 Ein Abschlag darf nicht dazu führen, dass 
der Bedarf der Kommune unterhalb des  
Mindestbedarfs (10 ha; siehe Kapitel 5.5) fällt.  

 Ein Abschlag darf nicht dazu führen, dass 
eine bestehende Überdeckung in einer Kom-
mune größer wird oder eine Überdeckung ent-
steht (dies kann nur dann geschehen, wenn 
die Haushaltsmodellrechnung von IT.NRW in 
Zukunft außergewöhnlich stark zurückgehen 
sollte; in diesem Fall soll die „regionale Aus-
gleichskomponente“ entfallen). 
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In den Vergleichsrechnungen (siehe Kapitel 
5.10) sollen die in Tabelle 18 aufgeführten Ab-
schlagsvarianten geprüft werden: 

Tab. 18: Varianten zu Abschlägen innerhalb der 

regionalen Ausgleichskomponente 

Quelle: Eigene Darstellung 

Ermittlung 
der  
Kommunen 
mit  
Abschlägen 

Variante 

A B C 

Anteil  
(Anteil an dem rechneri-
schen ‚Abschlag bis zum 

Median‘) 

G
er

in
ge

r 

M
it

te
l 

H
öh

er
 

Relative  
Unterdeckung  
(„Unterschrei-
tung des  
Bedarfswertes 
in %“) oberhalb 
des Medians  
der 53  
Kommunen 

 
20 %  

 

 
30 %  

 

 
40 %  

 

→ Der Abschlag ist be-
grenzt auf max. 20 ha  

(rund 1 % des durchschnitt-
lichen regionalen Gesamt-

bedarfes). 
→ Der verbleibende Bedarf 

der Kommune darf einen 
Mindestbedarf in Höhe von 

10 ha nicht  
unterschreiten. 

 

 

Das oben genannte Beispiel aufgreifend, 
läge der Abschlag in der Modellkommune 
„A“ zwischen 8,6 ha und maximal 17,2 ha. 
Ein vollständiger Abschlag der vorhande-

nen Überdeckung bis auf den Median  
betrüge bei der Kommune dagegen 43 ha. 

 

 Es ist damit sichergestellt, dass Kommunen 
mit Abschlägen weiterhin ein überdurch-
schnittlich hoher Neudarstellungsbedarf bzw. 
Handlungsspielraum verbleibt. 

 

Ermittlung der Zuschläge für Kommunen mit 
Überdeckungen oder unterdurchschnittli-
cher Unterdeckung 

Aus der Summe der Abschläge in Kommunen 
mit überdurchschnittlich hohen vorläufigen 
„virtuellen Bedarfen“ ergibt sich die Höhe des 
regionalen Ausgleichzuschlages insgesamt.  

 Der regionale Zuschlag soll für die Hälfte 
der Kommunen mit einer Überdeckung oder 
einer unterdurchschnittlichen Unterdeckung 
entsprechend ihrem Anteil an der Summe der 
rechnerischen „Aufstockungsbedarfe bis zum 
Median“ (je höher der Anteil, desto höher der 
Zuschlag) gewährt werden. 

Da nur ein Teil (20%, 30% oder 40%) der den 
Median übersteigenden Bedarfswerte in die 
regionale Umverteilung einfließt, ist die 
Summe der notwendigen Aufstockungs- 
bedarfe bis zum Median grundsätzlich höher. 
Daraus folgt, dass die regionale Umverteilung 
den Zuschlagskommunen zwar einen größe-
ren Handlungsspielraum ermöglicht, dieser 
aber im Vergleich zu den Abschlagskommu-
nen unterdurchschnittlich bleibt. Dies ist auch 
im Hinblick auf die Komponentenmodellrech-
nung so beabsichtigt. 

Beispiel: In der Kommune „B“ beträgt der 
vorläufige Bedarf 44 ha, die anzurechnen-
den Flächenreserven liegen bei 53 ha. Die 

relative Überdeckung der Kommune  
beträgt 21 %. Mit einem Bedarf von 94 ha 

würde die Gemeinde dem Median aller 
Kommunen entsprechen, also eine Unter-
deckung von 40 % aufweisen. Dies würde 

mit einem rechnerischen ‚Zuschlag bis zum 
Median‘ von 50 ha (94 ha minus 44 ha) er-
reicht. Beträgt die Summe aller rechneri-
schen Zuschläge bis zum Median 750 ha, 

so entspricht der Anteil der Kommune 
(50 ha) daran 6,7 %. Die Modellkommune 
„B“ erhält demnach von der Summe aller 

Abschläge (in diesem fiktiven Beispiel 
100 ha) einen Anteil von 6,7 % bzw. 6,7 ha. 
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Die Kommune „B“ hat somit einen finalen  
Bedarf von rund 51 ha. Von der bisherigen 
Überdeckung von 9 ha fallen damit 6,7 ha 
nicht mehr unter das Rücknahmeerfordernis 
nach Ziel 6.1-1 LEP NRW.  

Ergebnis: 
In Kommunen mit  

überdurchschnittlicher Unterdeckung (= 
hoher "virtueller", nicht planerisch  

gesicherter Bedarf) soll ein moderater  
Abschlag vorgenommen werden. Dieser 

soll als „regionale Ausgleichskomponente“ 
auf die Hälfte der Kommunen mit Überde-

ckungen bzw. unterdurchschnittlichen  
Unterdeckungen verteilt werden, um u.a. 
Rücknahmeerfordernisse bereits gesicher-

ter Flächenreserven zu vermeiden und  
verbesserte Handlungsspielräume zu 

gewährleisten. 

 

5.9 Planungszeitraum 

Zur Dauer eines verbindlichen Planungszeit-
raumes für kommunale FNP und für Raumord-
nungspläne machen weder das Baugesetz-
buch (BauGB), noch das Raumordnungsge-
setz (ROG) oder das Landesplanungsgesetz in 
Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) konkrete 
Aussagen.  

Auch im LEP NRW gibt es hierzu keine Vorga-
ben. Der am 31.12.2022 ausgelaufene Erlass 
zur Konkretisierung des Landesentwicklungs-
plans Nordrhein-Westfalen – Wohnen, Ge-
werbe und Industrie Ministerium für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 
vom 17. April 2018 führte hierzu aus: „Ange-
sichts der aktuellen Laufzeiten von Regio-
nalplänen und der Tatsache, dass die Berech-
nungen zum Umfang der mit dem Regional-
plan ermöglichten Siedlungsentwicklung in 
der Regel zu Beginn einer Regionalplanfort-
schreibung erfolgen, wird empfohlen, bei der 
anstehenden Fortschreibung der Regional-

 
20  

pläne einen Planungszeitraum von 20 bis ma-
ximal 25 Jahren anzusetzen. Damit wird den 
Kommunen Flexibilität und Entscheidungs-
kompetenz bei der Flächenausweisung zu-
rückgegeben, in dem sie bei der bauleitplane-
rischen Umsetzung eine größere Auswahl an 
Potentialflächen haben. Sie können damit auf  
Hemmnisse bei der Umsetzung des regional-
planerisch gesicherten Siedlungsraums rea-
gieren, ohne insgesamt mehr Fläche auswei-
sen zu müssen. Somit können im Rahmen der 
Verortung auf der kommunalen Ebene auch 
die Belange der Landwirtschaft und weitere 
örtlich relevante Belange Eingang finden“  
(Ziffer 2.2).  

Mit der Empfehlung des Planungszeitraumes 
handelte es sich nicht um eine verbindliche 
Vorgabe. 

5.9.1 Planungszeitraum in Regio-
nalplänen 

Im bundesweiten Vergleich sind Planungszeit-
räume über 10 bis 15 Jahren unüblich. Mit 
Stand 2019 (eigene Recherche) gelten in den  
20Bundesländern folgende Planungszeiträume 
für Regionalpläne: 

Verbindliche Vorgabe    

» Baden-Württemberg: 15 Jahre 
» Bayern: „mittelfristiger Zeitraum“  
» Berlin/Brandenburg: 10 Jahre  
» Hessen: 10 Jahre –  

nach 8 Jahren überprüfen    
» Niedersachsen: 10 Jahre 
» Rheinland-Pfalz: 10 Jahre 
» Schleswig-Holstein: 15 Jahre –  

nach 8 Jahren anpassen 
» Thüringen: 7 Jahre 
Ohne verbindliche Vorgabe  

» Nordrhein-Westfalen 
» Mecklenburg-Vorpommern 
» Sachsen 
» Sachsen-Anhalt 
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5.9.2 Planungszeitraum in  
Flächennutzungsplänen 

Für FNP gibt es derartige Regelungen nicht. 
Hier gilt im planerischen „Sprachgebrauch“ 
und in Begründungen zu FNP Neuaufstellun-
gen i.d.R. ein Planungszeitraum von 10 bis 15 
Jahren. 

Das Baugesetzbuch hat in § 5 BauGB (alte 
Fassung) formuliert, dass der „Flächen- 
nutzungsplan (..) spätestens 15 Jahre nach 
seiner erstmaligen oder erneuten Aufstellung 
überprüft und, soweit nach § 1 Abs. 3 Satz 1 
erforderlich, geändert, ergänzt oder neu auf-
gestellt werden“ soll. Diese Regelung wurde 
zum 01.01.2007 aufgehoben. 

In der Metropole Ruhr sind die FNP 
zum Teil seit über 55 Jahren in Rechtskraft. Im 
Mittel sind die Pläne 25 Jahre alt. Dies bedeu-
tet, dass der o.g. „Sprachgebrauch“ in der  
Praxis des Planungsraumes keine Entspre-
chung findet. 

5.9.3 Planungszeitraum in der  
Siedlungsflächenbedarfs- 
berechnung 

Für die Siedlungsflächenbedarfsberechnung 
Wohnen gilt in der Metropole Ruhr sowohl für 
den FNP-Bedarf als auch für den Bedarf des 
RP Ruhr bislang ein Planungszeitraum von  
22 Jahren. Bei der initialen Modellentwicklung 
wurden noch 18 Jahre zugrunde gelegt. Für 
Gewerbe wird ein Planungszeitraum von 20 
Jahren (initial 15 Jahre) berücksichtigt. Die 
Abweichung zwischen Wohnen und Gewerbe 
ergab sich durch das damals vorliegende Ziel-
jahr der Haushaltsmodellrechnung von 
IT.NRW. Aufgrund des Zuzugs von Schutzsu-
chenden im Jahr 2015, und der daraus  
mutmaßlich resultierenden höheren Flächen-
bedarfe für Wohnen und Gewerbe, wurde der 
Planungszeitraum durch den RVR um 5 Jahre 
verlängert.  

 
21 Z.B. Mitschang; ARL – Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.): Handwörterbuch der Stadt‐ und 

Raumentwicklung; 2018; S. 690 

Der laut des o.g. ausgelaufenen Erlasses zur 
Konkretisierung des Landesentwicklungs-
plans Nordrhein-Westfalen empfohlene  
Planungszeitraum von 20 bis zu 25 Jahren  
wird somit berücksichtigt – jedoch nicht maxi-
mal ausgereizt. Von einem Planungszeitraum 
von 25 Jahren wurde bislang aus  
folgenden Gründen abgesehen: 

 Es handelt sich nicht um eine verbindliche 
Vorgabe, sondern um eine „Empfehlung“, 
deren Grundlage zum Jahresende 2022 zu-
dem ausgelaufen ist. 

 Ein derart langer regionalplanerischer  
Planungszeitraum ist bundesweit unüblich 
(s.o.).  

 Gegenüber anderen Planungsregionen  
zeigen sich in der hochverdichteten Metro-
pole Ruhr ausgeprägte Flächennutzungs-
konkurrenzen.  

 Nach dem RVR-Rechenmodell wird auch 
für die Ermittlung der FNP-Bedarfe ein Pla-
nungszeitraum von 22 Jahren angesetzt. 
Dies ist in anderen NRW-Regional- 
planungsregionen teilweise anders. In der 
BR Düsseldorf etwa werden die FNP-Be-
darfe i.d.R. für einen Planungszeitraum 
zwischen 10 und 15 Jahren berechnet. Der 
RVR räumt demnach bereits für die kom-
munale Planungsebene eine umfassende 
Flexibilität ein.  
 

Angesichts des ehemals im BauGB fixierten 
15-jährigen und des fachlich für FNP ange-
nommenen Planungshorizontes von 10 bis 15 
Jahren 21, sollten die bislang im Rahmen des 
Rechenmodells zur Ermittlung der FNP-
Wohnbauflächenbedarfe angesetzten 22 
Jahre nicht noch weiter ausgedehnt werden. 
Eine deutliche Reduzierung soll vor dem Hin-
tergrund notwendiger kommunaler Hand-
lungsspielräume („Flexibilität“) und der in der 
Praxis länger als 10 bis 15 Jahre dauernden 
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Rechtskraft eines FNP (im Mittel des Pla-
nungsraumes 25 Jahre) jedoch ebenfalls nicht 
erfolgen.  

Aus Kohärenzgründen ist aber ein einheitli-
cher Planungszeitraum für die Ermittlung des 
Bedarfs an Gewerbe- und Wohnbauflächen 
sinnvoll. Im bisherigen Rechenmodell liegt der 
Planungszeitraum in der Gewerbeflächen- 
bedarfsberechnung bei 20 Jahren, in der 
Wohnbauflächenberechnung bei 22 Jahren.   

Die Entscheidung, einen 20-jährigen  
Planungszeitraum auch für die Entwicklung 
von Wohnbauflächen festzulegen, wird vor 
dem Hintergrund der "klar umrissenen" Zeit-
spanne von zwei Dekaden als sinnvoll erach-
tet. Der bisher verwendete Planungszeitraum 
von 22 Jahren wurde aufgrund des Zieljahres 
der Haushaltsmodellrechnung festgelegt. Bei 
zukünftigen Aktualisierungen könnte auf-
grund dieser Methodik eine Variation der Pla-
nungszeiträume auftreten. Aus diesem Grund 
wird angestrebt, zukünftig stets eine Interpo-
lation auf 20 Jahre vorzunehmen, um einen 
einheitlichen und klar definierten Planungs-
zeitraum zu gewährleisten. Die Auswirkungen 
auf die sich ergebenden Bedarfszahlen sollen  
in den Vergleichsrechnungen überprüft wer-
den. 

 

Der im ausgelaufenen Erlass genannte 
Planungszeitraum von 20 bis zu 25 Jahren 

richtete sich ausschließlich an die  
Regionalplanung.  

Ein Planungszeitraum für  
Flächennutzungspläne wird nicht definiert. 

Um eine einheitliche Vorgehensweise zu 
gewährleisten, soll für die Ermittlung des 
Wohnbauflächenbedarfs und des Gewer-

beflächenbedarfs auf FNP-Ebene der  
gleiche Planungszeitraum (20 Jahre)  

gewählt werden. 

 

Aufgrund des Ansatzes eines Planungszeit-
raumes von 25 Jahren in den Regionalplänen 
anderer Planungsregionen in NRW, sollen  
aber im Folgenden die Auswirkungen einer 
Verlängerung des regionalplanerischen  
Planungszeitraumes von derzeit 22 auf 25 
Jahre untersucht werden. 

 Es ist klarzustellen, dass dies nicht zu einer 
höheren Flächeninanspruchnahme führen 
würde, da die Regionalplanreserven lediglich  
im Umfang der ermittelten FNP-Bedarfe in 
Anspruch genommen werden können. 

 

 

5.9.4 Einführung eines allgemeinen 
Flexibilitätsbedarfs 

Ein längerer regionalplanerischer Planungs-
zeitraum könnte dazu dienen, Alternativ- 
flächen zur Darstellung des kommunalen Neu-
darstellungsbedarfs in den FNP anzubieten. 
Die in den Regionalplänen vorhandenen Regi-
onalplanreserven sollen zur planerischen Ver-
ortung vorhandener kommunaler Neudarstel-
lungsbedarfe in den FNP genutzt werden. Zur 
Verbesserung der kommunalen Darstellungs-
flexibilität erscheint eine Erweiterung des re-
gionalplanerischen Planungszeitraumes auf 
25 Jahre gegebenenfalls sinnvoll. 

Der Berechnungsansatz ergibt sich daraus, 
dass der Brutto-Neudarstellungsbedarf einer 
Kommune (nach Abzug der vorhandenen  
Flächenreserven und unter Berücksichtigung 
des städtebaulichen Zuschlages) zunächst 
durch 20 bzw. 22 Jahre geteilt wird und dann 
mit 22 bzw. 25 Jahren multipliziert wird. Auf 
das Ergebnis wird der gemäß LEP NRW vor-
gesehene regionalplanerische Zuschlag von 
20 % aufgerechnet. 
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Tab. 19: Beispielrechnung zur Erhöhung des Regionalplanungszeitraumes auf bis zu 25 Jahre 

Quelle: Eigene Berechnung 

Planungs- 
zeitraum 

FNP/GFNP Regionalplan 

Netto-Bedarf Anzurechnende  
Flächenreserven 

Brutto- 
Neudarstellungsbedarf 
einschl. städtebaulicher 

Zuschlag  
(x 1,25) 

Bedarf an  
Regionalplan- 

reserven  
einschl.  

regionalplanerischer  
Zuschlag 

ha ha ha ha 

20 Jahre 

100 60 (100-60) x 1,25 = 50 

50*1,2 = 60  

22 Jahre 50/20*22*1,2 = 66 

25 Jahre 50/20*25*1,2 = 75 

An der Beispielrechnung (vgl. Tabelle 19) 
zeigt sich im Vergleich von 20 zu 25 Jahren  
Planungszeitraum eine Erhöhung des Bedarfs 
an Regionalplanreserven um 25 %. Dies bedeu-
tet, dass sich die Flächenkulisse zur Darstel-
lung des Brutto-Neudarstellungsbedarfs, im 
Falle einer vollständigen planerischen Festle-
gung der Regionalplanreserven, in der  
Beispielkommune um 15 ha erhöhen würde. 
Zur Darstellung des FNP Brutto-Neudarstel-
lungsbedarfs in Höhe von rund 50 ha stünden 
demnach rund 75 ha statt bislang rund 50 ha 
zur Auswahl. 

Der gesamtregionale Bedarf an Regionalplan-
reserven würde basierend auf dem angepass-
ten Modellansatz von 1.302,6 ha bei 20 Jahren 
auf 1.432,9 bei 22 Jahren oder rund 
1.628,3 ha bei 25 Jahren steigen. Damit stün-
den den betreffenden Kommunen mit Neudar-
stellungsbedarf rund 326 ha zur alternativen  
Darstellung ihres Bedarfs zusätzlich zur Verfü-
gung. Dies aber nur sofern der Bedarf an  
Regionalplanreserven planerisch festgelegt 
werden kann bzw. geeignete Flächen in den 
jeweiligen Stadtgebieten vorhanden sind.  

Im Zuge des Aufstellungsverfahrens zum 
RP Ruhr hat sich gezeigt, dass bereits die  
regionalplanerische Festlegung eines Bedarfs 
für 22 Jahre vor dem Hintergrund der  

beschriebenen Herausforderungen in der  
Planungsregion in der Mehrzahl der Kommu-
nen mit Neudarstellungsbedarf kaum oder 
nicht möglich ist. Die Anpassung könnte sich 
daher teilweise in einer rein mathematischen 
Erhöhung von „virtuellen“ Bedarfskonten  
niederschlagen. 

Auf der anderen Seite können erst Standortal-
ternativen bei der Darstellung von Bauflächen 
in vielen Kommunen eine bedarfsgerechte 
Darstellung im FNP ermöglichen. Ist z.B. die 
einzige regionalplanerische Reserve mit ei-
gentumsrechtlichen Restriktionen belegt,  
bleibt unter Umständen nur ein Flächentausch 
im Regionalplan. Dies ist jedoch in der Regel 
mit einem regionalplanerischen Änderungs-
verfahren sowie zusätzlichem finanziellen und 
personellen Aufwand verbunden. Liegt die 
o.g. einzige Regionalplanreserve zudem inte-
griert innerhalb eines Siedlungsbereichs und 
deutlich unterhalb der regionalplanerischen 
Darstellungsschwelle, ist ein Flächentausch 
kaum realisierbar. Die Fläche muss zudem - 
bei ausschließlich eigentumsrechtlichen Rest-
riktionen – nach den landesweit geltenden Re-
gelungen weiterhin angerechnet werden.  

Dabei ist zu betonen, dass ein längerer  
Planungszeitraum im Regionalplan nicht zu ei-
ner größeren Flächeninanspruchnahme 



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

84 
 

führen würde, da die regionalplanerischen 
Festlegungen nur im Umfang des FNP-Be-
darfs (mit kürzerem Planungszeitraum) in An-
spruch genommen werden können. 

Die Möglichkeit, auf alternative Standorte bei 
der FNP-Bauflächendarstellung zurückgreifen 
zu können, bietet Vorteile für die städtebauli-
che Planung: 

• Alternativstandorte ermöglichen es, flexi-
bel auf veränderte Bedingungen zu reagie-
ren, wenn unerwartete Restriktionen, 
rechtliche Probleme oder Anwohnerpro-
teste auftreten.  

• Bodenpreisspekulationen wird entgegen-
gewirkt. Eine Verknappung von verfügba-
rem Bauland kann die Preise in die Höhe 
treiben, was den Zugang zu bezahlbarem 
Wohnraum erschweren kann. 

• Durch die Überprüfung mehrerer Stand-
orte kann der für die geplante Nutzung  
optimale Standort in Bezug auf Infrastruk-
tur und verkehrlicher Anbindung ausge-
wählt werden.  

• Durch die Auswahl der wirtschaftlich oder 
planerisch besten Option können Kommu-
nen (finanzielle) Ressourcen schonen und 
besser einsetzen. 

• Mehrere Standortoptionen erlauben es, die 
Fläche auszuwählen, die die geringsten ne-
gativen Auswirkungen auf die Umwelt hat. 
Dies unterstützt den Schutz natürlicher 
Ressourcen und die Erhaltung von Lebens-
räumen. 

• Auswahlmöglichkeiten fördern die Trans-
parenz und die Einbindung der Bürger in 
den Planungsprozess. Dies kann die Ak-
zeptanz von Projekten erhöhen und dazu 
beitragen, Konflikte zu minimieren. 

• Mehrere Standortoptionen bieten eine 
langfristige Planungssicherheit, was zu ei-
ner Stabilität der städtischen Entwicklung 
beitragen kann. 

 
22  Zur Finalisierung der Siedlungsflächenbedarfs-

berechnung im März 2025 = 6,2 ha  

Als Ergebnis des Abwägungsprozesses der 
Vor- und Nachteile soll für den Regionalplan  
zukünftig ein Planungszeitraum von 25 Jahren 
angenommen werden. Die Vorteile für die Pla-
nung überwiegen, da der längere Planungs-
zeitraum in der Regionalplanung nicht zu einer 
größeren Flächeninanspruchnahme führt bzw. 
den berechneten Bedarf der Kommune nicht 
erhöht. Gleichzeitig kann dies zu einer Pla-
nungsbeschleunigung beitragen, da Ände-
rungsverfahren des RP Ruhr in einigen Fällen  
hinfällig werden. Auch vor dem Hintergrund 
des OVG-Urteils zur 1. Änderung des LEP 
NRW trägt die Festlegung von Siedlungsbe-
reichen als Standortalternative zur Rechtssi-
cherheit für die Kommunen bei, da die im  
1. Spiegelstrich des nun für rechtsunwirksam 
erklärten ehemaligen Ziels 2-3 definierte „Un-
schärferegelung“ keine Anwendung mehr fin-
den kann. 

Es gilt aber einen Ansatz zu finden, der  
einerseits insbesondere kleineren Kommunen 
zusätzliche Flexibilität bei der planerischen 
Verortung ihres Neudarstellungsbedarfs  
ermöglicht, andererseits aber nicht zu einer 
übermäßigen Ausweitung ohnehin räumlich 
nicht umsetzbarer „virtueller“ Bedarfskonten 
führt. Hierzu sollen zunächst alle Kommunen 
mit FNP-Neudarstellungsbedarf, den sich aus  
einem Planungszeitraum vom 20 Jahren erge-
benen regionalplanerischen Bedarf erhalten. 
Die Differenz zu einem Planungszeitraum von 
25 Jahren soll sodann auf alle 53 Kommunen 
als „allgemeiner Flexibilitätsgrundbedarf“  
gleichmäßig verteilt werden. Bezogen auf die 
aktuellen Datengrundlagen ergibt sich derzeit 
ein allgemeiner Flexibilitätsgrundbedarf von 
rund 6,1 ha22 für jede Kommune.  

Der Flexibilitätsbedarf soll demnach auch 
Kommunen ohne FNP-Neudarstellungsbedarf  
gewährt werden, der für Flächentausch-



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

85 
 

verfahren auf FNP-Ebene in Anspruch genom-
men werden kann.  

Die gleichmäßige Verteilung des allgemeinen 
Flexibilitätsbedarfs soll insbesondere in klei-
neren Kommunen zu größeren Handlungs-
spielräumen führen, während in größeren 
Kommunen mit FNP-Neudarstellungsbedar-
fen kaum noch Festlegungsoptionen vorlie-
gen. Eine breitere Verteilung des allgemeinen 
Flexibilitätsbedarfs soll die Resilienz und 
Handlungsfähigkeit erhöhen, da alle Kommu-
nen befähigt werden, auf (flächenbezogene) 
Herausforderungen zu reagieren. Dies ist  
besonders wichtig vor dem Hintergrund aktu-
eller Krisensituationen.  

Die Höhe des allgemeinen Flexibilitätsbedarfs 
wird mit jeder Fortschreibung der Wohnbau-
flächenbedarfsermittlung neu ermittelt. Die 
im RP Ruhr festgelegten Regionalplanreser-
ven dürfen den gesamtregionalen Bedarf ge-
mäß Ziel 6.1-1 LEP NRW nicht überschreiten. 

 

Beispielrechnungen: 

A Stadt Oberhausen 
GFNP-Brutto-Neudarstellungsbedarf  
= 27 ha (Unterdeckung) 
Basisbedarf an Regionalplanreserven  
= 32,4 ha (27*1,2) 
Bedarf an Regionalplanreserven einschl. 
allgemeiner Flexibilitätsbedarf (6,1 ha) 
= 38,5 ha (32,4+6,1)  

 

B Stadt Rheinberg 
GFNP-Brutto-Neudarstellungsbedarf  
= 0 ha (Überdeckung) 
Basisbedarf an Regionalplanreserven  
= 0 ha 
Bedarf an Regionalplanreserven einschl. 
allgemeiner Flexibilitätsbedarf (6,1 ha) 
= 6,1 ha  bislang 0 ha 

Ergebnis: 

FNP/GFNP: 20 Jahre 

Zur Angleichung an das Modell der  
Gewerbeflächenbedarfsberechnung soll 

für die FNP bzw. den GFNP zukünftig 
auch für die Ermittlung der Wohnbau- 

flächenbedarfe ein einheitlicher Planungs-
zeitraum von 20 Jahren gelten. 

RP Ruhr: 25 Jahre 

Für den RP Ruhr soll ein Planungszeit-
raum von 25 Jahren angenommen wer-

den, wobei sich der kommunale Bedarf an 
Regionalplanreserven weiterhin aus dem 
FNP-Neudarstellungsbedarf zzgl. des re-

gionalplanerischen Zuschlags von 20 % 
ergibt. Der sich ergebende Mehrbedarf zu 

25 Jahren soll als „allgemeiner Flexibili-
tätsgrundbedarf“ auf alle 53 Kommunen 
gleichmäßig verteilt werden. Der Flexibili-
tätsgrundbedarf erhöht nicht die Flächen-

inanspruchnahme, sondern dient aus-
schließlich der alternativen Standortaus-
wahl zur Verortung des FNP-Neudarstel-
lungsbedarfes oder zur Realisierung von 

Flächentauschverfahren. 

 

 

 

 

 

 

 

5.10 Zusammenfassende  
Vergleichsrechnungen 

Aus den bisherigen Untersuchungen und  
Annahmen ergibt sich im Vergleich mit dem 
derzeit verwendeten Modell der in Tabelle 20 
dargestellte Modellansatz. 
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Tab. 20: Gegenüberstellung des bisherigen und des überarbeiteten Rechenmodells  

(FNP/GFNP-Bedarfswerte); Quelle: Eigene Darstellung 

Bezeichnung Bisheriges Modell Angepasstes Modell Anteil in % 

A: Grundbedarf  
(erhalten alle Kommunen) 

Grundbedarf 
(Nach LEP NRW  

„halber Ersatzbedarf“) 

% des Wohnungsbestandes x Jahre des Planungszeitraums / 
2 Ergibt sich  

rechnerisch  
(ca. 60 % des 

Gesamtbedar-
fes) 

Kenngröße 0,24 %  
(nach Schätzungen der NRW 

Bank aus dem Jahr 2011) 

Kenngröße 0,2 %  
(im LEP NRW  

genannte Kenngröße) 

B: Ergänzender Wohnungsbedarf  
(wird nur auf den Grundbedarf addiert, wenn die Σ der drei Komponenten positiv ist)  

Verbleibender  
Ersatzbedarf 

% des Wohnungsbestandes x Jahre des Planungszeitraums / 
2 

Ergibt sich  
rechnerisch 

(ca. 40 % des Ge-
samtbedarfes) 

Kenngröße 0,24 %  
(nach Schätzungen der 

NRW Bank aus dem Jahr 
2011) 

Kenngröße 0,2 %  
(im LEP NRW  

genannte Kenngröße) 

Neubedarf 

Anzahl der prognostizierten Haushalte im Zieljahr abzüglich 
Anzahl der als Haushalte im Ausgangsjahr der Berechnung. 
Der Wert kann bei einem Rückgang der prognostizierten 

Haushalte auch negativ in die Berechnung des ergänzenden 
Wohnungsbedarfes eingehen. 

Fluktuationsreserve 

Berücksichtigung der  
Leerstandsdaten aus dem  
Zensus 2011 bei Annahme 

einer Notwendigkeit von 3 % 
des Wohnungsbestandes als 
Fluktuationsreserve (Wert 

kann auch negativ in die Be-
rechnung eingehen) 

1 % des Wohnungsbestan-
des 

(im LEP NRW  
genannte Kenngröße; Wert 

immer positiv) 

C: Dichtewerte (Umrechnung auf die Fläche)  

Dichtewerte 

Eigene Berechnung auf der 
Basis von fünf Raumstruk-
turtypen, der Bestands-

dichte und einer Schätzung 
der Neubaudichte 

Eigene Berechnung auf der 
Basis von sieben Raum-

strukturtypen, der  
Bestandsdichte und der  

tatsächlichen  
Neubaudichte;  

stärkere Orientierung an 
den im LEP NRW genannten 

Dichtewerten  

 

D: Regionale Ausgleichskomponente 

Regionale 
Ausgleichskompo-

nente 
nicht vorhanden 

Abschlag in Kommunen mit 
überdurchschnittlichen  
„virtuellen Bedarfen“  

zugunsten von Kommunen 
mit Rücknahme- 

erfordernissen und unter-
durchschnittlicher  

Unterdeckung 

Anteil zu 
bestimmen 
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Der auf der Basis der vorausgegangenen  
Kapitel diskutierte angepasste Modellansatz 
sieht für jede Kommune einen Grundbedarf an 
zusätzlich erforderlichen Wohnungen ggfls. 
zuzüglich eines ergänzenden Bedarfs an Woh-
nungen vor, sofern sich die Summe aus Neu-
bedarf, verbleibendem Ersatzbedarf und Fluk-
tuationsreserve positiv darstellt. Anpassun-
gen gegenüber dem bisherigen Rechenmodell 
gibt in der Berechnung des Ersatzbedarfes 
(vgl. Kapitel 5.2), in der Berechnung der Fluk-
tuationsreserve (vgl. Kapitel 5.1.2) sowie in 
der Dauer des Planungszeitraumes (vgl. Kapi-
tel 5.9.2). Der sich ergebende Bedarf an zu-
sätzlichen Wohnungen wird durch einen kom-
munalspezifischen Dichtewert dividiert, um 
den Netto-Flächenbedarf (mindestens 10 ha) 
zu ermitteln. Die Dichtewerte werden auf der 
Grundlage der vorliegenden Evaluation eben-
falls angepasst (vgl. Kapitel 5.6).  

Neu eingeführt werden soll eine „regionale 
Ausgleichskomponente“, die einen maßvollen  
Ausgleich zwischen hohen Unterdeckungen 
und hohen Überdeckungen in den Kommunen 
schaffen soll und die Rücknahme eines Teils 
bereits planerisch gesicherter Wohnbau- 
flächen verhindern soll (vgl. Kapitel 5.8). Auch 
die Höhe des städtebaulichen Zuschlags wird 
angepasst (vgl. Kapitel 5.7.1). Bei einer Unter-
deckung (weniger vorhandene Reserven als 
berechneter Bedarf) wird der Zuschlag auf die 
Höhe der Netto-Unterdeckung aufgeschla-
gen. Der so ermittelte Brutto-Neudarstel-
lungsbedarf im FNP stellt sicher, dass z.B. die 
innere verkehrliche Erschließung eines neuen 
Wohnbaugebiets nicht den Bedarf belastet. 

Die Bedarfe sollen dazu gleitend fortgeschrie-
ben werden (siehe Kapitel 5.4). 

Folgende Fragestellungen sollen innerhalb 
des Kapitels betrachtet werden: 

• Welcher Anteilsfaktor soll auf die regionale 
Ausgleichskomponente entfallen? 

• Es wird angenommen, dass sich aus den 
umfänglichen Modellanpassungen stärkere 
Bedarfsverschiebungen gegenüber den 

zuletzt kommunizierten Bedarfswerten er-
geben. Auf welche Weise kann eine im 
Sinne der Planungssicherheit stufenweise,   
allmähliche Einführung des neuen Rechen-
modells erfolgen? 

 

 

 

5.10.1 Zielsetzungen und Indikatoren 
zur Modellbewertung 

Die Bewertung der Ergebnisse der Vergleichs-
rechnungen unterliegt folgenden, auf der Ba-
sis der in Kap. 4.4 beschriebenen, konkreti-
sierten Zielsetzungen: 

 

A) Es soll eine möglichst umfängliche 
räumliche Verortung des ermittelten 
gesamtregionalen Bedarfs erreicht 
werden können. Die Bedarfe sollen 
stärker dorthin fließen, wo Flächen 
bereits bauleitplanerisch gesichert 
sind. Bislang erforderliche bauleitpla-
nerische Rücknahmen sollen durch 
das Verteilungsmodell reduziert oder 
aufgehoben werden. Im Idealfall soll  
bei möglichst vielen Kommunen ein 
angemessener Neudarstellungsbe-
darf auf FNP-Ebene vorliegen.  

B) Oberzentren und Mittelzentren über 
100.000 EW sollen, wie bisher auch 
umfängliche Bedarfe erhalten. 

 

Es ist zu vermeiden, dass das Verteilungsmo-
dell zu deutlichen Bedarfsüberhängen in ein-
zelnen Kommunen führt („virtueller Bedarf“). 
Die Ziele A und B müssen daher in einem aus-
gewogenen Verhältnis zueinanderstehen. 
Weitere Zielsetzungen sind: 
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C) Die Bedarfswerte sollen im Zeitverlauf 
möglichst gering schwanken, jedoch 
langfristige Tendenzen abbilden. 

D) Bei der Einführung des neuen Modells 
soll die Planungssicherheit weitestge-
hend erhalten bleiben, weshalb starke 
Schwankungen zu den zuletzt kommu-
nizierten Bedarfszahlen zu vermeiden 
sind. 

Folgende in Tabelle 21 dargestellte, aus den 
Zielsetzungen abgeleitete, Indikatoren sollen  
zur Modellbewertung herangezogen werden: 

 

 

 

 

 

Tab. 21: Indikatoren zur Modellbewertung 

Quelle: Eigene Darstellung 

 Indikator Erläuterung Bewertungsmaßstab 

 Zielsetzung A: Umfängliche räumliche Verortung und Handlungsspielräume 

A 
Anzahl der Kommunen mit  
Überdeckung  
( Rücknahmeerfordernis im FNP/GFNP) 

Je geringer die Zahl der  
Kommunen, desto idealer stellt 
sich die Modellvariante dar  

Erfüllt,  
wenn der Wert in den 
Vergleichsrechnungen 
durchschnittlich oder 

unterdurchschnittlich ist 
+  

geringer ist als im  
derzeit  

angewandten Modell 

B ∑ der Überdeckung in Kommunen  
mit Überdeckung in ha 

Je geringer die Summe der 
Überdeckung, desto idealer 
stellt sich die Modellvariante 
dar  

C 
Anzahl der Kommunen mit einem Neudar-
stellungsbedarf im FNP/GFNP über 
5 ha ( Handlungsspielraum) 

Je höher die Zahl der  
Kommunen, desto idealer stellt 
sich die Modellvariante dar 

Erfüllt,  
wenn der Wert in den 
Vergleichsrechnungen 
durchschnittlich oder 

überdurchschnittlich ist 

 Zielsetzung B: Bedarfszuweisung für Zentrale Orte 

D 

Reduzierung des Anteils des gesamtregio-
nalen Bedarfs für Ober- und Mittelzentren 
> 100.000 EW  
in Prozentpunkten 

Je geringer die Reduzierung des 
Bedarfsanteil für Ober- und Mit-
telzentren > 100.000 EW aus-
fällt, desto idealer stellt sich die 
Modellvariante dar 

Erfüllt,  
wenn der Wert in den 
Vergleichsrechnungen 
durchschnittlich oder 

unterdurchschnittlich ist 

E 
∑ der Überdeckung in  
Ober- und Mittelzentren  
> 100.000 EW in ha 

Je geringer die Summe der  
Überdeckung, desto idealer 
stellt sich die Modellvariante 
dar 

Erfüllt,  
wenn der Wert in den 
Vergleichsrechnungen 
durchschnittlich oder 

unterdurchschnittlich ist 
+  

geringer ist als im  
derzeit  

angewandten Modell 

 Zielsetzung C: Schwankungsstabilität im Zeitverlauf 

G 

Standardabweichung der  
Bedarfsveränderung (bezogen auf die  
jeweilige Kommune; davon gebildeter  
Mittelwert) im Zeitverlauf in ha 

Je geringer die  
Standardabweichung ausfällt, 
desto idealer stellt sich die  
Modellvariante dar 

Erfüllt,  
wenn der Wert in den 
Vergleichsrechnungen 
durchschnittlich oder 

unterdurchschnittlich ist 
+  

geringer ist als im  
derzeit  

angewandten Modell 

H Anzahl der Kommunen mit einer  
Standardabweichung > 5 ha 

Je geringer die Zahl der  
Kommunen, desto idealer stellt 
sich die Modellvariante dar 
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5.10.2 Varianten der Vergleichsrech-
nungen 

Es ergeben sich acht Kombinationen von  
Anteilen der regionalen Ausgleichskompo-
nente und der Methode der gleitenden Fort-
schreibung, die in Vergleichsrechnungen dem 
bisherigen Rechenmodell gegenübergestellt 
werden (vgl. Tabelle 22). Zur Vergleichbarkeit 
erfolgt die Gegenüberstellung in den einzel-
nen Zeitschnitten auf der Basis identischer  
Datengrundlagen und jeweils gleicher Haus-
haltsmodellrechnungszeiträume (je 20 Jahre 
Planungszeitraum).  

Die acht Kombinationen werden für das neue 
Modell in zwei Mittelwert-Zeitschnitten (glei-
tende Mittel über je vier Einzelzeitschnitte) 

bzw. für das bisherige Modell in fünf Einzel-
zeitschnitten angewandt und auf der Basis,  
der in Kapitel 5.10.1 erläuterten Indikatoren 
bewertet.  

Zur Bewertung eines Überleitungsmodells 
werden die Berechnungen nochmals für drei 
Modellvarianten durchgeführt.   

Neben der Betrachtung der Vergleichsrech-
nungen werden die Mittelwerte der Indikato-
ren A bis G zur abschließenden Bewertung der 
Modellvarianten herangezogen. Die Indikato-
ren F und G (siehe Kapitel 5.10.1) werden im 
Zeitverlauf berechnet. 

Insgesamt ergeben sich so 24 Rechendurch-
läufe.

Tab. 22: Varianten der Vergleichsrechnungen 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

 

Modellbaustein Erläuterung 
Varianten  

Vergleichsrechnungen 

Regionale 
Ausgleichs-
komponente 

 

Abschlag 

Abschlagsfaktor an dem  
rechnerischen ‚Abschlag bis zum Me-
dian‘ bei Kommunen mit überdurch-
schnittlicher Unterdeckung oberhalb 

des Medians 
(hohe „virtuelle“ Bedarfe)  

20 % 30 % 40 % 

Zuschlag 

Zuschlag für Kommunen mit einer 
Überdeckung oder einer unterdurch-
schnittlichen Unterdeckung unterhalb 
des Medians (Rücknahmeerfordernis 
oder geringer Handlungsspielraum)   

Ergibt sich aus der  
∑ aller Abschläge und dem Anteil 

an der ∑ der rechnerischen  
‚Zuschläge bis zum Median‘ 

Gleitende Fortschreibung  3 Zeitschnitte  4 Zeitschnitte 

Modelleinführung 
(Überleitungsregelung) 

Betrachtung einer ggfls. stufenwei-
sen Überleitung zu dem angepassten 
Rechenmodell („Planungssicherheit“) 

– 
Vergleich einer sofortigen 

Einführung mit einer stufenweisen 
Einführung nach max. drei Fort-

schreibungen 

Neues Modell = MN 

Bisheriges Modell /  
letzte Bedarfswerte = MA 

MA 25 % 
MN 75 % 

= MZ 
 
MN  

100 % 

MA 50 % 
MN 50 % 

= MZ 
 

MZ 25 % 
MN 75 % 
 
MN  

100 % 

MA 75 % 
MN 25 % 

=MZ 
 

MZ 50 % 
MN 50 % 

=MZ1 
 

MZ1 25 % 
MN 75 % 
 
MN  

100 % 

Zeitverlauf Stabilität 
Betrachtung der 

Schwankungsparameter 2009-2012-2015-2018-2021 
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Überleitungsmodelle 

Aufgrund der umfänglichen Modellanpassun-
gen soll, vor dem Hintergrund von Zielsetzung 
D (siehe Kapitel 5.10.1) zur Gewährleistung 
der Planungssicherheit, das neue Rechenmo-
dell stufenweise eingeführt werden. Hierzu 
soll zunächst überprüft werden, ob sich deut-
liche Abweichungen gegenüber den zuletzt 
genannten Bedarfswerten ergeben. Es wer-
den dazu vier Varianten gegenübergestellt: 

A) Sofortige Einführung des neuen Modells 
(MN)  MN = 100 % 

B) Einführung des neuen Modells anteilig zu 
75 %; Berücksichtigung der zuletzt kommu-
nizierten Bedarfswerte (MA) zu 25 %.  

C) Einführung des neuen Modells anteilig zu 
50 %; Berücksichtigung der zuletzt kommu-
nizierten Bedarfswerte (MA) zu 50 %.  

D) Einführung des neuen Modells anteilig zu 
25 %; Berücksichtigung der zuletzt kommu-
nizierten Bedarfswerte (MA) zu 75 %.  
 

Die Fortschreibungen (siehe auch Kapitel 
5.11) sollen jeweils mit neuen SFM Ruhr Erhe-
bungen (anzurechnende Reserven und 
Neujustierung der Dichtewerte) als auch mit 
neuen Haushaltsmodellrechnungen erfolgen. 

 

Beispiel bei Modellansatz D im Zeitverlauf:  

Stand Evaluation: MN 25 % und MA 75 %  
 MF1 

Frühjahr 2025 23 : MN 50 % und MF1 50 %  
 MF2 

Herbst 202624: MN 75 % und MF2 25 %  

Frühjahr 202825: MN 100% 

 

Da in den genannten Bedarfen zu den Fort-
schreibungen (MF) das neue Modell bereits an-
teilig enthalten ist, liegt der Anteil des neuen 

 
23 Voraussichtliche Berücksichtigung der nächsten Haushaltsmodellrechnung durch IT.NRW 
24 Eingang SFM Ruhr 2026 
25 Voraussichtliche Berücksichtigung der übernächsten Haushaltsmodellrechnung durch IT.NRW 

Modells faktisch höher als angegeben. Bei der 
geplanten Fortschreibung im Herbst 2026 
liegt der tatsächliche Anteil des neuen Modells 
rechnerisch bei 90,6 %. 

 

Mit den Vergleichsrechnungen sollen  
einerseits die Auswirkungen der  

Anpassung des Rechenmodells auf die  
Bedarfswerte mit unterschiedlichen Zeit-
ständen der Datengrundlagen gegenüber 

dem derzeit verwendeten Modell  
aufgezeigt und andererseits die im Sinne 

der o.g. Zielsetzungen bestmögliche  
Modellvariante ermittelt werden. 
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5.10.3 Ergebnis der  
Vergleichsrechnungen 

Betrachtet man die sieben für die Modellbe-
wertung ausgewählten Indikatoren, so zeigen 
sich in allen Varianten zielkonforme räumliche 
Umverteilungstendenzen gegenüber dem bis-
herigen Rechenmodell. Dies insbesondere in 
Hinblick auf die Schwankungsstabilität (vgl.  
Tabelle 23):  

 Indikator A: Die Anzahl der Kommunen mit 
Überdeckungen und damit mit Rücknah-
meerfordernis im FNP/GFNP sinkt in allen  
betrachteten Modellvarianten von 24 im 
Mittel (bezogen auf fünf Zeitschnitte) des 
bisherigen Rechenmodells auf 9 bis zu 16 
Kommunen und liegt im Mittel bei 13  
Kommunen. 

 Indikator B: Die Summe der gesamtregio-
nalen Überdeckung in Kommunen mit 
Überdeckung (Rücknahmeerfordernis) 
fällt von derzeit 413,8 ha im Mittel (bezo-
gen auf fünf Zeitschnitte) in den angepass-
ten Modellvarianten auf 35,9 ha bis 
186,5 ha und liegt im Mittel bei 98,5 ha. 

 Indikator C: Die Anzahl der Kommunen mit 
einem Neudarstellungsbedarf über 5 ha 
verändert sich gegenüber dem derzeit an-
gewandten Rechenmodell je nach Modell-
variante von durchschnittlich 23 auf 32 bis 
36 Kommunen und liegt im Mittel bei 34 
Kommunen. 

 Indikator D: Der Anteil am gesamtregiona-
len Bedarf, der auf die Oberzentren und 
Mittelzentren mit mehr als 100.000 Ein-
wohnern entfällt, ist erwartungsgemäß 
und wie angestrebt in allen Varianten ge-
ringer als im derzeit angewandten Modell.  
Vor dem Hintergrund der Zielsetzungen 
sollte er jedoch so hoch wie möglich blei-
ben. Die Reduzierung des Anteils variiert je 
nach Modellvariante zwischen 0,4 % und 
2,1 % und liegt im Durchschnitt bei 1,6 %. 

 Indikator E: Die Summe der Überdeckun-
gen in Oberzentren und Mittelzentren mit 
mehr als 100.000 Einwohnern fällt je nach 
Modellvariante von derzeit durchschnitt-
lich 112,2 ha auf 10,0 ha bis 29,5 ha und 
liegt im Mittel bei 17,7 ha. Der Indikator 
zeigt, dass auch die Gruppe der Oberzen-
tren und Mittelzentren mit mehr als 
100.000 Einwohnern von der Modellanpas-
sung profitiert und nicht nur bedarfsabge-
bend ist. 

 Indikator F: Der Indikator zeigt die 
Schwankungen der Bedarfe im Zeitverlauf  
auf. Dazu wurden die Vergleichsrechnun-
gen der drei bis fünf Zeitschnitte je nach 
Modellvariante gegenübergestellt. Der 
Wert gibt die durchschnittliche Abwei-
chung der gemessenen Werte (Verände-
rung der Bedarfswerte in den Kommunen) 
vom Mittelwert an. Je geringer der Wert,  
desto stabiler zeigt sich das Modell. In den 
angepassten Modellvarianten liegt die 
Standardabweichung zwischen 2,0 ha und 
6,2 ha, im Mittel bei 3,9 ha. Im bisher ange-
wandten Rechenmodell beträgt die mitt-
lere Standardabweichung 20,2 ha.  
Alle angepassten Modellvarianten zeigen 
somit signifikant geringere Schwankun-
gen. 

 Indikator G: Die Anzahl der Kommunen mit 
einer maximalen Standardabweichung in 
Höhe von 5 ha (= weniger Schwankungs-
stabil) variiert in den angepassten Modell-
varianten zwischen 4 und 19 und im 
Durchschnitt bei 10 Kommunen.  
Gegenüber dem bisherigen Modell ist da-
mit in allen Varianten eine optimierte 
Schwankungsstabilität erkennbar. Im  
bisherigen Modell liegt der Wert noch bei 
37 Kommunen. 
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Tab. 23: Ergebnis der Vergleichsrechnungen (Mittelwert der drei Berechnungsdurchläufe) 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Indikatoren: 
A:  Anzahl der Kommunen mit Überdeckung (Rücknahmeerfordernis) 
B:  ∑ der Überdeckung in Kommunen mit Überdeckung in ha  
C:  Anzahl der Kommunen mit einem Neudarstellungsbedarf > 5 ha 
D:  Reduzierung des Anteils des Bedarfes für Ober- und Mittelzentren > 100.000 EW gegenüber dem bisheri-

gen Modell in Prozentpunkten 
E:  ∑ der Überdeckung in Ober- und Mittelzentren > 100.000 EW in ha 
F:  Mittlere Standardabweichung der Bedarfsveränderung in ha im Zeitverlauf 
G:  Anzahl der Kommunen mit einer Standardabweichung > 5 ha im Zeitverlauf 
H:  Anzahl der Kommunen mit relativer Abweichung zu den zuletzt kommunizierten Bedarfswerten über 20 % 
 
 
Varianten:  
RA= Abschlagsanteil der Reg. Ausgleichskomponente Geringer: 20 %; Mittel: 30 %; Höher: 40 in % 

erfüllt  Indikatoren 

Varianten* A B C D E F G  Erg. 

0:  Bisheriges Modell ohne RA  24 413,8 23 - 112,2 20,2 37 -  

1:  Neues Modell 3 ZS, ohne RA 15 174,8 34 0,4 24,4 6,2 19  2 

2:  Neues Modell 3 ZS, RA 20 % 12 83,3 35 1,8 14,3 5,7 15  4 

3:  Neues Modell 3 ZS RA 30 % 11 56,1 35 1,9 11,9 5,5 11  4 

4:  Neues Modell 3 ZS RA 40 % 9 35,9 36 1,9 10,0 5,4 11  4 

5:  Neues Modell 4 ZS, ohne RA 16 186,5 33 0,7 29,5 2,2 7  3 

6:  Neues Modell 4 ZS, RA 20 % 15 105,7 33 2,0 19,3 2,1 5  2 

7:  Neues Modell 4 ZS RA 30 % 13 81,7 33 2,0 16,7 2,1 5  5 

8:  Neues Modell 4 ZS RA 40 % 12 64,0 32 2,1 15,2 2,0 4  5 

Mittelwert 13 98,5 34 1,6 17,7 3,9 10 -  

Übergangsregelung 
Neues Modell (MN);  
zuletzt kommunizierte  
Bedarfe (MA) 

       
 

 
H 

A:  MN 100 % 12 64,0 32 2,1 15,2 2,0 4 32  

B: MA 25 % + MN 75 % 14 74,6 34 2,2 6,3   31  

C:  MA 50 % + MN 50 %  14 89,3 33 2,3 0   17  

D:  MA 75 % + MN 25 %  15 113,6 35 2,4 0   4  

* Bei F und G bezogen auf die Mittelwerte der Ergebnisse im Zeitverlauf seit 2009; Sonst aktuellste Daten; das 
bisherige Modell basiert zur Vergleichbarkeit ebenfalls auf einem Planungszeitraum von 20 Jahren. 
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Grundsätzlich liegen die Modellvarianten  
insbesondere solche mit Verwendung der  
regionalen Ausgleichskomponente in ihren  
Ergebnissen nah beieinander. Durch den Ein-
bezug der gleitenden Fortschreibung variie-
ren die Ergebnisse auch bei unterschiedlichen 
Anteilen der regionalen Ausgleichskompo-
nente weniger stark.  

Für die Bewertung der Modellvarianten gelten 
diejenigen Teilergebnisse als erfüllt, die bei 
den einzelnen Indikatoren mindestens  
einen durchschnittlichen oder unterdurch-
schnittlichen Wert, gemessen am arithmeti-
schen Mittel, aufweisen. Je niedriger die ein-
zelnen Werte ausfallen, desto optimaler stellt 
sich das Teilergebnis dar (Ausnahme Indikator 
C).  

Tabelle 23 zeigt auf, dass die Modellvarianten 
mit einem gleitenden Mittel über vier Zeit-
schnitte (5-8) bei den Indikatoren A bis E  
etwas schlechter abschneiden. Diese Indikato-
ren beziehen sich auf die Zielsetzungen A und 
B, wonach erforderliche bauleitplanerische 
Rücknahmen möglichst reduziert oder aufge-
hoben werden sollen und möglichst vielen  
Kommunen ein angemessener Neudarstel-
lungsbedarf auf FNP-Ebene zugewiesen wer-
den soll. Dazu soll der Umfang der bisherigen 
Bedarfszuweisungen an Oberzentren und grö-
ßere Mittelzentren möglichst wenig reduziert 
werden. 

Hinsichtlich der Schwankungsparameter, die 
auf die Zielsetzung C abzielen, schneiden  
Modellvarianten mit einem gleitenden Mittel 
über vier Zeitschnitte dagegen günstiger ab. 

Von den acht untersuchten Modellvarianten 
schneidet Variante 8 hinsichtlich der betrach-
teten Indikatoren am günstigsten ab. Hier 
wird bei 5 von 7 Indikatoren der Bewertungs-
maßstab erfüllt. Das Modell setzt auf ein glei-
tendes Mittel über vier Zeitschnitte und einen 
Anteil bei der Regionalen Ausgleichskompo-
nente von 40 %. Dies bedeutet, dass 40 % der 
Unterdeckung einer Kommune oberhalb des 

Medians (aller Kommunen) in die Zuschlags-
werte einfließen.   

Bei den betrachteten Überleitungsmodellen  
bestätigt sich zunächst, dass sich aus der  
Modellumstellung größere Abweichungen zu 
den zuletzt kommunizierten Bedarfswerten 
ergeben. So zeigen sich in 32 der 53 Kommu-
nen Abweichungen über 20 %, die in 12 Kom-
munen höhere Bedarfe und in 20 Kommunen 
geringere Bedarfe ergeben. Um hier  
Planungssicherheit gemäß Ziel D zu gewähr-
leisten, ist die Anwendung eines Übergangs-
modells sinnvoll. 

Anhand des betrachteten Indikators H soll  
Modell D herangezogen werden. Bei der Ein-
führung des überarbeiteten Modells sollen  
demnach die zuletzt kommunizierten Bedarfe 
zunächst zu ¾ und das überarbeitete Modell 
zu ¼ in den neuen Bedarfswert eingehen. 

 

Ergebnis: 
Aus den Vergleichsrechnungen ergeben 
sich bei der Modellvariante 8 die durch-

schnittlich günstigsten Werte.  
Gegenüber dem bislang angewandten  

Rechenmodell halbiert sich die Zahl der 
Kommunen mit Rücknahmeerfordernissen. 
Die absolute Höhe der Überdeckung sinkt 
von 414 ha auf 64 ha.  Im Umkehrschluss 
verbessern sich die Handlungsspielräume 
für viele Kommunen. Zugleich zeigt sich 

eine deutlich optimierte Stabilität im  
Zeitverlauf. 

Überleitungsregelung 

Zur Überleitung auf das überarbeitete 
Rechenmodell wird zum Erhalt der  

Planungssicherheit ein fließender Über-
gang sichergestellt, Dies erfolgt indem die 
zuletzt kommunizierten Bedarfswerte zu-

nächst zu einem Anteil von ¾ weiter gelten 
und die angepassten Bedarfswerte zu ¼ 

herangezogen werden. Der Anteil des 
überarbeiteten Rechenmodells erhöht sich 

mit jeder Fortschreibung. 
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5.11 Fortschreibungen 

Der Fortschreibungszyklus ist abhängig von 
der Verfügbarkeit aktualisierter Datengrund-
lagen. Das Siedlungsflächenmonitoring Ruhr 
(SFM Ruhr), als eine der maßgeblichen Daten-
grundlagen, wird alle drei Jahre fortgeschrie-
ben. Dies gilt ebenfalls für die Haushaltsmo-
dellrechnung, die vom Landesbetrieb IT.NRW 
vorgelegt wird. Die Zahl der Wohnungen wird 
jährlich fortgeschrieben. Die Erhebungsstich-
tage für die Vollerhebungen des SFM gelten 
landesweit. Die nächste Fortschreibung wird 
zum 01.01.2026 erfolgen, die Daten dazu wer-
den im Herbst 2026 vorliegen. Die Haushalts-
modellrechnung wird für das Frühjahr 2025 
erwartet. Anders als bei der Gewerbeflächen-
bedarfsberechnung erscheinen wesentliche 
Datengrundlagen demnach in einem Turnus 
von 1,5 Jahren. Die Mindestfortschreibungs-
dauer liegt demzufolge bei 1,5 Jahren. 

Eine längere Fortschreibungsdauer führt  
tendenziell zu längerfristiger Planungssicher-
heit, zugleich bilden sich aktuelle Tendenzen 
weniger ab. Da jedoch die Modellanpassung 
bei Aktualisierungen mit einer höheren 
Schwankungsstabilität einhergeht (u.a. glei-
tende Fortschreibung), sollen die Bedarfe so-
wohl bei den Aktualisierungen des SFM Ruhr 
als auch bei neuen Haushaltsmodellrechnun-
gen, alle 1,5 Jahre fortgeschrieben werden. 
Die auf die Bedarfe anzurechnenden Flächen-
reserven werden im SFM Ruhr aktualisiert,  
können jedoch abweichend von dem dreijäh-
rigen Zyklus auch für einzelne Kommunen an-
lassbezogen (z.B. bei einer FNP-Änderung) 
fortgeschrieben werden. 

Zur weitergehenden Planungssicherheit sollen  
bei lang andauernden Planverfahren, die zwi-
schen Kommune und Regionalplanungsbe-
hörde abgestimmten Bedarfszahlen, maximal 
sechs Jahre bei FNP-Änderungs-verfahren 
(zwei Fortschreibungszyklen) bzw. neun 
Jahre bei FNP-Neuaufstellungs-verfahren 

 
26 Siehe auch Erläuterungen zu Ziel 1.1-5 RP Ruhr 

(drei Fortschreibungszyklen) ihre Gültigkeit 
behalten, es sei denn die Kommune wünscht 
eine vorherige Datenaktualisierung26. 

Bei regionalplanerischen Verfahren sollen, die 
zu Beginn des Erarbeitungsverfahrens vor-
handenen Bedarfszahlen bis zur Rechtskraft 
des Verfahrens ihre Gültigkeit behalten, in der 
Regel sollten hier neun Jahre jedoch ebenfalls 
nicht überschritten werden. 

 

Ergebnis: 
Die Bedarfszahlen sollen ab Rechtskraft 

des RP Ruhr alle 1,5 Jahre bzw. nach  
jeder SFM Ruhr-Erhebung und jeder 

neuen Haushaltsmodellrechnung fortge-
schrieben werden. Ab dem Tag der Veröf-
fentlichung der neuen Bedarfswerte sollen 
die dann jeweils aktualisierten Zahlen für 

ab diesem Zeitpunkt neu begonnene  
Verfahren (z.B. bauleitplanerische oder  

regionalplanerische Änderungsverfahren) 
herangezogen werden. 

 

Die Anpassungen des Bedarfsmodells sollen  
nach einer informellen Beteiligung der Kom-
munen und Kreise und einer daran anschlie-
ßenden Rückmeldung mit synoptischer Auf-
bereitung der eingegangenen Hinweise und 
Anregungen umgesetzt werden. Sofern zu 
diesem Zeitpunkt bereits eine aktuellere 
Haushaltsmodellrechnung von IT.NRW vorlie-
gen sollte, werden die Bedarfszahlen noch-
mals aktualisiert. 

Eine Evaluation des Bedarfsmodells soll nach 
spätestens drei SFM Ruhr Fortschreibungs-
zyklen wiederholt werden (demnach im Jahr 
2031 oder 2032). Zwischenzeitliche Anpas-
sungserfordernisse können sich durch Ände-
rungen des LEP NRW oder anderer Vorgaben 
der Landesplanungsbehörde bzw. der Lan-
desregierung oder auch weiterer Rechts-
grundlagen ergeben.  
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Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich 
durch die Modellanpassungen sinnvolle räum-
liche Umverteilungen der lokalen Bedarfe er-
geben. Gegenüber dem bislang angewandten 
Modell fällt die Anzahl der Kommunen mit 
Rücknahmeerfordernissen auf ein niedriges 
Niveau (von 24 zu 12 Kommunen). Bisherige 
Rücknahmeerfordernisse werden reduziert,  
womit bereits im Überleitungsmodell rund 
30 ha bereits in den FNP planerisch gesicherte 
Wohnbauflächen nun als bedarfsgerecht  
gelten. Würde man das überarbeitete Modell 
direkt vollständig einführen, wären - durch die 
regionale Umverteilung der Bedarfe - rund 
80 ha der planerisch gesicherten Wohnbauflä-
chen nun als bedarfsgerecht einzustufen.  

Zugleich zeigt sich eine hohe Stabilität im 
Zeitverlauf und eine moderate Nivellierung  
hoher Unterdeckungen („virtuelle Bedarfe“) 
und hoher Überdeckungen („Rücknahmeer-
fordernisse“).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6 Diskussion der informel-
len Beteiligung 

Den 53 Kommunen, den vier Kreisverwaltun-
gen und weiteren regionalen Akteuren wurde 
von Juli 2024 bis Oktober 2024 die Möglich-
keit zur informellen Mitwirkung an der Evalua-
tion gegeben. Dazu wurden der vorläufige 
Evaluationsbericht sowie bilanzielle Übersich-
ten per E-Mail-Verteiler bereitgestellt. 

Insgesamt gingen bis zum Ende der Beteili-
gungsfrist 15 Stellungnahmen mit Hinweisen 
und Anregungen ein. Die Stellungnahmen  
sowie die Erwiderung in synoptischer Form 
können Anhang 1 entnommen werden. Aus 
Gründen der Übersicht wurden Hinweise und 
Anregungen zur Siedlungsflächenbedarfsbe-
rechnung Gewerbe aus der Synopse heraus-
genommen. Diese finden sich im Evaluations-
bericht zur Siedlungsflächenbedarfsberech-
nung Gewerbe. 

 

 Aus der informellen Beteiligung  
ergaben sich in Bezug auf das im  

vorläufigen Evaluationsbericht vorgestellte 
Rechenmodell keine  

Anpassungsnotwendigkeiten. 

 

 

Grundsätzlich breite Zustimmung 

Die Möglichkeit der informellen Beteiligung 
am Evaluationsverfahren wurde durchgängig 
positiv bewertet. Grundsätzlich zeigte sich 
eine breite Zustimmung zu den vorgenomme-
nen Anpassungen. Insbesondere die Einfüh-
rung einer regionalen Ausgleichskomponente 
(vgl. Kap. 5.8) wird weitgehend begrüßt. 

Einzelne redaktionelle Hinweise, insbesondere 
zu den Bilanztabellen wurden im Zuge der 
Überarbeitung berücksichtigt. Dies betraf u.a. 
fehlende Rundungshinweise und zu korrigie-
rende Fußnoten. 
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Nutzung kommunaler Daten 

In mehreren Stellungnahmen wurde angeregt 
kommunale Datengrundlagen – etwa zur Zahl 
der Wohnungen oder zur Bevölkerung – inner-
halb des Rechenmodells zu berücksichtigen.  

Zur Würdigung der Anregung hat die Regio-
nalplanungsbehörde bei den Kommunen an-
fragt, ob diese Daten zu ihren Wohnungs- 
beständen, Haushalten und zu aktuellen Ein-
wohnerzahlen zur Verfügung stellen können. 
Im Ergebnis haben 30 der 53 Kommunen eine 
Rückmeldung gegeben. Während nahezu alle 
(28 von 30) der Kommunen Daten zu den Ein-
wohnerzahlen stellen könnten, geben ledig-
lich sechs Kommunen an, eigene Daten zur 
Zahl der Wohnungen liefern zu können. Sieb-
zehn Kommunen geben an, dass die Zahl der 
Haushalte vorliegt, dies jedoch teilweise aus 
dem Zensus (damit identisch zu IT.NRW).  
Acht Kommunen lehnen eine Abkehr von den 
IT.NRW-Daten ab und weitere sieben Kommu-
nen lehnen dies eher ab.  

Da nicht alle Kommunen die geforderten Da-
ten liefern könnten und somit keine einheitli-
che Betrachtungsgrundlage gewährleistet 
werden könnte, wird von der Nutzung kom-
munaler Daten im Rahmen der Siedlungsflä-
chenbedarfsberechnung abgesehen.   

Reduzierung der Freirauminanspruchnahme 

Von einigen kreisfreien Kommunen wird kri-
tisch gesehen, dass das auf „bundes- und lan-
despolitischer Ebene forcierte Ziel der Netto-
Null-Versiegelung bzw. Flächenkreislaufwirt-
schaft“ nicht konkret in die Siedlungsflächen-
bedarfsberechnung einfließt. Es ist richtig, 
dass das Rechenmodell nicht unmittelbar  
Bezug auf ein Netto-Null-Ziel nimmt. Mittelbar 
dient jedoch bereits die (vergleichsweise rest-
riktive) Siedlungsflächenbedarfsberechnung 
an sich sowie die Anrechnung von  
Bestands- und Brachflächen als Flächenreser-
ven dem Schutz des Freiraumes. Dazu dienen 
weitere regionalplanerische Festlegungen 
dem Freiraumschutz, hier sind etwa Regionale 
Grünzüge zu nennen.  

Wie in Kapitel 5.6.5 des Evaluationsberichts 
Wohnen dargelegt, wird im Planungsraum das 
heruntergebrochene 5-ha-Ziel bereits seit 
dem Jahr 2017 eingehalten. In mehreren Jah-
ren zeigt sich sogar eine reduzierte Siedlungs- 
und Verkehrsfläche (=“Netto-Null“). Aus dem 
analytischen Befund ergibt sich, dass ein   
weitergehender Eingriff in die kommunale 
Planungshoheit und in die planerischen Hand-
lungsspielräume derzeit nicht angemessen ist.   

In Abhängigkeit von den konkreten Formulie-
rungen eines novellierten 5-ha-Grundsatzes 
soll geprüft werden, die textlichen Regelun-
gen des RP Ruhr im Zuge der Fortschreibung 
der Siedlungsbereiche zu ergänzen. Im Falle 
einer Überschreitung, der aus dem 5-ha-
Grundsatz abgeleiteten Zielvorgabe oder der 
Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche, 
könnten z.B. temporäre Regelungen (solange 
bis die quantitative Vorgabe wieder eingehal-
ten wird) zu einer reduzierten Freirauminan-
spruchnahme beitragen. Die eventuelle An-
passung der textlichen Festlegungen des RP 
Ruhr ist jedoch nicht Gegenstand des hier zur 
Rede stehenden Evaluationsverfahrens der 
Siedlungsflächenbedarfsberechnung und wird 
in einem formalen Änderungsverfahren erfol-
gen. 

Weitergehende Berücksichtigung des  
Stadtumbaus 

Darüber hinaus wird von einigen kreisfreien  
Kommunen angeregt, den Stadtumbau inner-
halb des Rechenmodells deutlicher zu berück-
sichtigen. Konkret wird vorgeschlagen, dass 
„Gesamtniveau des Siedlungsflächenbedarfs 
in der Metropole Ruhr“ über einen Abzug  
„Bestandsumbau“ zu reduzieren.  

Innerhalb der Bedarfsberechnungsmodelle 
Wohnen und Gewerbe wird der Bestandsum-
bau bereits in mehrfacher Hinsicht berück-
sichtigt: 

• Brachflächen und Innenentwicklungs-
potenziale gelten als anzurechnende Reser-
ven und werden von den ermittelten Bedarfen 
abgezogen. Dies gilt auch, wenn es sich dabei 
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nicht um eine Umwidmung im Bauleitplan 
handelt (Beispiel: war Wohnbaufläche und 
bleibt Wohnbaufläche). Brachflächen und In-
nenentwicklungspotenziale liegen aufgrund 
der Vorerhebungsmethode in unserer Region 
einheitlich erhoben vor. 

• Wenn eine Umwidmung im Bauleit-
plan z.B. von einer Gemeinbedarfsfläche zu ei-
ner Wohnbaufläche erfolgen soll, ist hierzu ein 
Bedarfsnachweis erforderlich. Der ermittelte 
Bedarf bezieht sich daher ausdrücklich auch 
auf Anwendungsfälle innerhalb des Siedlungs-
bestandes. 

Die SFM-Erhebungen belegen jedoch, dass die 
den Bedarfen gegenübergestellten Flächen-
reserven in der Vergangenheit unterschätzt 
waren ( = Schattenreserven). Rund 115 ha 
konnten zwischen 2014 und 2022 in der  
Gesamtregion jährlich (hauptsächlich durch 
Abriss und Neubau oder Nachverdichtung) 
zusätzlich, davon 90 ha innerhalb der vorhan-
denen Siedlungs- und Verkehrsfläche für den 
Wohnungsbau aktiviert werden. Die Frage  
einer weitergehenden Berücksichtigung des 
Stadtumbaus ist damit gerechtfertigt. Zur  
Beantwortung sind im Umkehrschluss die Fra-
gen zu stellen, ob  

a) vor dem Hintergrund der Ziele zur Redu-
zierung der Freirauminanspruchnahme ein 
Handlungsbedarf vorliegt und 

b) ob die Bedarfswerte unter Einbezug der 
„Schattenreserven“ tatsächlich zu hoch an-
gesetzt sind. 

Zu Frage a) wird auf die o.g. Ausführungen zur 
Anregung „Reduzierung der Freirauminan-
spruchnahme“ verwiesen. In den letzten Jah-
ren ist die Siedlungs- und Verkehrsfläche im 
Ruhrgebiet nicht gewachsen. Aus diesem ana-
lytischen Befund ergibt sich, dass ein weiter-
gehender Eingriff in die kommunale Planungs-
hoheit und in die planerischen Handlungs-
spielräume derzeit nicht angemessen ist. 

Zu Frage b) kann formuliert werden, dass die 
Bedarfswerte dann zu hoch angesetzt sind, 
wenn die Summe aus anzurechnenden  

Flächenreserven und Baulücken, Schatten- 
reserven und dem Handlungserfordernis aus 
der Bedarfsberechnung (Rücknahmeerforder-
nis oder Neudarstellungsbedarf) höher ausfal-
len würde als die auf 20 Jahre hochgerechnete 
Bautätigkeit der letzten Jahre. In diesem Fall 
könnte daraus, sofern eine vollständige Veror-
tung der Neudarstellungsbedarfe erfolgt und 
sich die Bautätigkeit der letzten Jahre auf-
grund des größeren Angebotes verstärken 
würde, ein Wachstum der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche resultieren. 

Die Summe aus anzurechnenden Reserven, 
Baulücken, Schattenreserven (Bautätigkeit 
außerhalb der vormals erhobenen Reserven) 
und dem Neudarstellungsbedarf bzw. dem 
Rücknahmeerfordernis im FNP beschreibt die 
Höhe der Flächenpotenziale insgesamt – ein-
schl. der bislang noch unbekannten Reserven 
und einschl. der Anpassungserfordernisse in 
den FNP bzw. dem GFNP, die aus der Bedarfs-
berechnung resultieren.  

Die anzurechnenden Reserven und Baulücken 
gehen zu einem Anteil von 50 % in die Summe 
ein, da die SFM-Erhebungen darlegen, dass 
nicht alle Reserven innerhalb von 20 Jahren 
entwickelt werden. Zur Bestimmung des  
Anteils wurden die erhobenen Flächenreser-
ven der SFM-Erhebung aus dem Jahr 2014 im 
Zeitverlauf bis 2022 betrachtet. Hier zeigt 
sich, dass von den Reserven jährlich im Mittel 
82,1 ha (2,5 %) entwickelt wurden. Auf 20 
Jahre hochgerechnet ergibt dies einen Anteil 
von 50 %. 

Im Ergebnis (vgl. Tab. 24) zeigt sich, dass das 
aus den vorhandenen Flächenreserven, den 
Schattenreserven und den Anpassungserfor-
dernissen aus der Bedarfsberechnung ermit-
telte Potenzial in der Summe unterhalb der 
Bautätigkeit der vergangenen Jahre liegt. Dies 
unter der Annahme, dass alle Neudarstel-
lungsbedarfe planerisch verortet werden kön-
nen. Die Höhe der Bedarfe erscheint vor dem 
Hintergrund der Plausibilitätsprüfung ange-
messen. 
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Tab. 24: Beurteilung der Höhe der Bedarfswerte unter Einbezug der „Schattenreserven“  

Quelle: Eigene Berechnungen 

Teilraum 

A B C D B+C+D 
Tatsächliche 
Bautätigkeit 

Wohnen hoch-
gerechnet auf 

20 J. 

Anteil Anzu-
rechnende  
Reserven + 
Baulücken 

202327 

„Schatten- 
reserven“28 

hochgerech-
net auf 20 J. 

Über- /  
Unterdeckung 
im FNP/GFNP 

netto 

Potenziale 
insgesamt 

ha ha ha ha ha 

Kreis Wesel 567,2 136,7 308,1 64,1 509,0 

Kreis Recklinghausen 455,9 160,9 203,5 37,3 401,7 

Kreis Unna 373,0 181,2 171,5 -24,9 327,9 

Ennepe-Ruhr-Kreis 236,7 106,8 106,8 -3,1 210,5 

GFNP-Kommunen 872,2 240,6 497,5 233,2 971,5 

Kreisfreie ohne GFNP 988,0 433,6 521,3 69,3 1.024,3 

RVR Insgesamt 3.493,0 1.259,8 1.809,9 376,0 3.444,7 

 

 

In der Stellungnahme wurde zudem das  
Beispiel der BR Düsseldorf angeführt. Die BR 
Düsseldorf berücksichtigt den Bestandsum-
bau in der Bedarfsberechnung indem die er-
hobenen Flächenreserven um anzunehmende, 
geschätzte Innenpotenziale erhöht werden. 
Dabei wird zwischen Innenpotenzial A und B 
unterschieden. Da die dortigen Kreise in ihren 
Kommunen nicht flächendeckend Nachver-
dichtungseffekte sehen, wird ein Innenpoten-
zial A ausschließlich in Großstädten angerech-
net. Das Innenpotenzial B berücksichtigt die 
Hälfte der im SFM erhobenen Baulücken für 
alle Kommunen.  

Darüber hinaus sind in einigen Städten, wie in 
Düsseldorf und in Haan, einzelne Flächen ein-
bezogen worden, bei denen die Kommunen 
bislang Entwicklungshemmnisse formuliert 
haben (Keine Reserve), da auch solche  
Flächen aufgrund des Entwicklungsdrucks in 
den Großstädten – laut Planbegründung der 
BR Düsseldorf – zunehmend mobilisiert 

 
27 Anteil 50 % 
28 Bislang unbekannte Reserven = Bautätigkeit auf 

Flächen, die vorher nicht als Reserve waren.  

werden. Mit dem Einbezug der Innenpotenti-
ale wurde im Planungsraum der BR Düsseldorf 
vornehmlich der hohe regionalplanerische 
Neufestlegungsbedarf in den prosperierenden 
Großstädten reduziert.  

Da über das SFM der BR Düsseldorf, im  
Gegensatz zum SFM Ruhr, Angaben zum Be-
standsumbau der Vergangenheit nicht um-
fänglich abgeleitet werden können, wurde zur 
Ermittlung des Innenpotenzials A der halbe 
Ersatzbedarf (=der Grundbedarf) in Ansatz 
gebracht. Allein dies würde bedeuten, dass 
beispielsweise im Planungsraum des GFNP 
statt bislang 450 ha Neudarstellungsbedarf 
ein Rücknahmeerfordernis in einem Umfang 
von 5,5 ha vorliegen würde. Für die Stadt 
Dortmund würde sich, statt eines Neudarstel-
lungsbedarfs in Höhe von 69 ha ein Rücknah-
meerfordernis in Höhe von 61 ha ergeben. 
Dies resultiert im Wesentlichen daraus, dass 
für die Kommunen in der Haushaltsmodell-
rechnung, im Gegensatz zur Region 

Empirische Ableitung aus den SFM-Erhebungen 2017, 
2020 und 2023. Mittelwert der Jahre 2014-2022. 
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Düsseldorf, ein Haushalterückgang prognosti-
ziert wird. Die Bedarfe der kreisangehörigen 
Kommunen blieben unter Anwendung des In-
nenpotenzials A hier jedoch unverändert. Die 
zusätzliche Anwendung des Innenpotenzials B 
(Anrechnung eines Teils der Baulücken und 
der bislang nicht als Reserve klassifizierten 
Flächen), nach dem Modell der BR Düsseldorf,  
würde auch für die kreisfreien Kommunen das 
Rücknahmeerfordernis weiter erhöhen.  

Das Rechenbeispiel belegt, dass eine Übertra-
gung des Ansatzes der BR Düsseldorf, auf-
grund der unterschiedlichen Entwicklungs-
pfade für die Metropole Ruhr, planerisch nicht 
sinnvoll ist. Dies würde die Handlungsspiel-
räume, insbesondere für die kreisfreien Kom-
munen in unserer Region nicht nur aufheben, 
sondern gar mit umfänglichen Rücknahmeer-
fordernissen bauleitplanerisch gesicherter 
Flächen einhergehen. Vor dem Hintergrund 
des gerade dort vielfach vorhandenen Woh-
nungsdrucks ergäbe sich ein nicht begründba-
rer planerischer Effekt. 

In der Zusammenschau der Analysen rund um 
die Frage einer weitergehenden Berücksichti-
gung des Stadtumbaus bzw. des Bestandsum-
baus wird daher festgestellt, dass der Anre-
gung nicht gefolgt wird. 

Anregungen zu Dichtewerten 

In einigen Stellungnahmen wird auf die ange-
passte Ableitung der Dichtewerte Bezug ge-
nommen. Sofern vorgebracht, werden die 
neuen Dichtewerte in der Regel als zu hoch 
eingeschätzt. Es zeigen sich jedoch auch Stel-
lungnahmen mit positiver Bewertung. Da sich 
die Anregungen häufig auf die individuelle  
Situation in den Kommunen beziehen, wird 
auf die Ableitung der Dichtewerte in Kapitel 
5.6 sowie auf die jeweiligen Erwiderungen in 
Anhang 1 verwiesen. Aus den Stellungnahmen 
ergibt sich keine Änderung in der Herleitung 
der anzustrebenden Dichtewerte. 

 

 

Kein individueller städtebaulicher Zuschlag 

Einige Anregungen beziehen sich auf den mo-
difizierten städtebaulichen Zuschlag. Über 
den städtebaulichen Zuschlag auf den Netto-
Neudarstellungsbedarf im FNP bzw. im GFNP 
ergibt sich der Brutto-Neudarstellungsbedarf .   
Der städtebauliche Zuschlag dient somit der 
Ermittlung der erforderlichen Darstellungs-
fläche im Flächennutzungsplan zur Realisie-
rung des Nettoflächenbedarfs. Innerhalb des 
bisherigen Rechenmodells wurde für alle 
Kommunen ein einheitlicher Zuschlag heran-
gezogen.  

Zur Evaluation des städtebaulichen Zuschlags 
ist eine gesamtregionale Analyse aller Wohn-
bauflächendarstellungen (in den FNP und im 
GFNP) erfolgt. Dabei zeigte sich, dass es sich 
bei rund 9 % der ca. 66.000 ha Wohnbauflä-
chendarstellungen um von dem Nutzungs-
zweck „Wohnen“ abweichende, (gewach-
sene) Nutzungen handelt. Dies sind u.a. ge-
werbliche Nutzungen, übergeordnete Ver-
kehrswege, Schienenwege, Gemeinbedarfs-
nutzungen aber auch Waldflächen. Für diese 
Nutzungen würde bei einer FNP-Änderung 
oder Neuaufstellung des FNP keine Wohnbau-
flächendarstellung gewählt. SFM-Reserveflä-
chen und Baulücken sind darin nicht enthalten 
(hier sind von Wohnen abweichende Nutzun-
gen die Regel, sie werden daher aus der Be-
trachtung herausgenommen).  

Dagegen sind u.a. kleinere öffentliche Grün- 
flächen, innere verkehrliche Erschließungs-
flächen, Ausgleichsflächen oder Rückhaltebe-
cken, Spielplätze, Flächen für den ruhenden 
Verkehr der Bruttofläche zuzuordnen. Hier 
liegt der ermittelte Anteil unter Ausschluss 
der „gewachsenen“ Nutzungen bei rund 22 %. 

In den 53 Kommunen liegen die ermittelten in-
dividuellen Faktoren für den städtebaulichen 
Zuschlag zwischen 1,15 und 1,43. Die Unter-
schiede ergeben sich aus unterschiedlichen 
Maßstäben der FNP zwischen 1:10.000 und 
1:50.000 sowie aus unterschiedlichen Darstel-
lungsschwellen (bis zu 5 ha im GFNP; bei 
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aktuellen FNP eine Tendenz zur Entfeine-
rung). Dies ist auch darauf zurückzuführen, 
dass die FNP in der Region aus sieben ver-
schiedenen Jahrzehnten stammen. Aufgrund 
der sehr unterschiedlichen kartografischen 
Ausprägungen werden individuelle städte-
bauliche Zuschläge als erforderlich und sach-
gerecht erachtet. Es geht bei höheren oder 
niedrigeren Zuschlägen demnach nicht um 
eine Begünstigung oder Benachteiligung ein-
zelner Kommunen, sondern um die Berück-
sichtigung der individuellen kartografischen 
Darstellungsschärfe des FNP / des GFNP (ent-
sprechend des gesamten Stadt- oder Gemein-
degebietes). 

Der städtebauliche Zuschlag soll bei jeder zu-
künftigen Überprüfung des Rechenmodells er-
neut betrachtet werden. Damit wird der Zu-
schlag bei sich ändernden Rahmenbedingun-
gen angepasst. 

Zu niedrige Fluktuationsreserve 

In einer Stellungnahme wird angeregt, die 
Fluktuationsreserve zu erhöhen. Die Fluktua-
tionsreserve soll nach den LEP-Vorgaben 
dazu dienen ein ausreichendes Wohnungsan-
gebot für Um- bzw. Zuzugswillige zu gewähr-
leisten. Der LEP NRW eröffnet in den Erläute-
rungen zu Ziel 6.1-1 zwei abschließende Mög-
lichkeiten zur Berechnung der Fluktuationsre-
serve:  

  1 % des Wohnungsbestandes  

  die Fluktuationsreserve darf auf bis zu ma-
ximal 3 % des Wohnungsbestandes ange-
hoben werden, wenn leerstehende Woh-
nungen zur Hälfte auf die Fluktuationsre-
serve angerechnet werden, d. h. in dieser 
Höhe von der Fluktuationsreserve abgezo-
gen werden. 

Die Änderung bei der Berechnung der Fluktu-
ationsreserve resultiert aus der unzureichen-
den Zugänglichkeit der bisher berücksichtig-
ten Daten zum Wohnungsleerstand. Da für die 
zweite Möglichkeit Leerstandsdaten benötigt 
werden, die über den Zensus bzw. die 

begleitende Erhebung des Wohnungs- und 
Gebäudebestandes nur alle 10 Jahre aktuali-
siert werden, soll künftig die erste Möglichkeit 
des Pauschalansatzes genutzt werden. 

Die Einführung der regionalen Ausgleichs-
komponente forciere eine Suburbanisierung 

In einer Stellungnahme wird die Annahme for-
muliert, dass der neu eingeführte Modellbau-
stein der regionalen Ausgleichskomponente 
Ziele wie die dezentrale Konzentration oder 
die Innenentwicklung konterkarieren und  
„expansive Planungen der Vergangenheit“ be-
lohnen würde. 

Der Anteil des gesamtregionalen Bedarfes,  
der in die regionale Ausgleichskomponente 
einfließt, schwankt in den vorgenommenen 
Vergleichsrechnungen von 2012 bis 2022   
zwischen 4,2 % und 8,9 %. Es handelt sich dem-
nach um einen eher geringen Anteil am ge-
samtregionalen Bedarf. Ziel 6.1-1 LEP NRW 
fordert eine bedarfsgerechte Festlegung All-
gemeiner Siedlungsbereiche und Bereiche für 
gewerbliche und industrielle Nutzungen für 
den Regionalplan. Die Regionalplanungsbe-
hörde hat daher für eine möglichst umfas-
sende Festlegung der ermittelten Bedarfe zu 
sorgen, weshalb die Einführung einer Regio-
nalen Ausgleichskomponente als angemessen 
erachtet wird. 

Vor dem Hintergrund des einerseits modera-
ten Anteils am gesamtregionalen Bedarf und 
andererseits der eng verflochtenen Region 
wird die Gefahr einer aus dem Berechnungs-
baustein resultierenden Forcierung der Subur-
banisierung nicht gesehen. Vielmehr soll der 
Berechnungsbaustein dazu beitragen, dem 
überdurchschnittlich hohen Flächendruck des 
Ruhrgebiets im Vergleich zu den angrenzen-
den Planungsräumen angemessen zu begeg-
nen. Dies gilt sowohl bei der Bereitstellung 
von Flächen für den Wohnungsbau als auch 
von geeigneten Flächen für die wirtschaftliche 
Entwicklung. Von nicht verortbaren, „virtuel-
len“ Bedarfen geht keine Wirkung aus. Einen 
Teil der virtuellen Bedarfe jedoch dazu zu 
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nutzen, dass bereits bauleitplanerisch gesi-
cherte, städtebaulich sinnvolle Erweiterungen 
rechtssicher bebaut werden können, schafft 
konkrete Entwicklungsmöglichkeiten für die 
Region.  

Darüber hinaus lenkt der Berechnungsbau-
stein die Bedarfe nicht per se in den suburba-
nen Raum bzw. schwächt auf diese Weise wie 
in der Stellungnahme angenommen den Bal-
lungskern: 

Bei den Wohnbedarfen profieren 20 der 39 
Mittelzentren (51 %) darunter die kreisfreien  
Städte Hamm, Oberhausen und Bottrop sowie 
mit Dortmund und Hagen auch zwei der fünf 
Oberzentren. In den Oberzentren Essen, Bo-
chum und Duisburg verbleiben, trotz des Ab-
schlages, je noch über 120 ha Neudarstel-
lungsbedarf in den FNP (bezogen auf den ak-
tuellen Zeitschnitt). 

Es besteht zudem keine Kausalität hinsichtlich 
des Alters der FNP und einer expansiven Pla-
nung, wie in der Stellungnahme angenom-
men. In den älteren FNP (vor 1996 erstellt) 
liegt im Durchschnitt eine Unterdeckung in 
Höhe von 11 % vor. In den jüngeren FNP (ab 
1996 erstellt), liegt dagegen im Durchschnitt 
eine Überdeckung in Höhe von 12 % vor. Die 
maximale Überdeckung liegt in einem FNP aus 
dem Jahr 2005 vor. Die Flächensituation der 
53 Kommunen stellt sich demnach unabhän-
gig vom Alter der FNP heterogen dar.   

Zusammenfassend wird festgestellt, dass die 
in der Stellungnahme vorgebrachten Annah-
men und Einwände nicht bestätigt werden 
können, weshalb der Beibehalt der Regionalen 
Ausgleichskomponente als angemessen und 
sachgerecht erachtet wird. 

Kritik an der dynamischen Fortschreibung 
der Bedarfsberechnung 

In einer Stellungnahme wird kritisiert, dass die 
Bedarfswerte und Flächenreserven regelmä-
ßig fortgeschrieben werden – und sich somit 
immer wieder ein erneuter Bedarf ergibt.  

Mit der Einführung des Siedlungsflächenmoni-
torings in das Landesplanungsgesetz und der 
darauf aufbauenden Festlegungen im LEP 
NRW steht in NRW ein Instrumentarium zur 
Verfügung, dass den vormals starren Ansatz 
der Ermittlung der Flächenbedarfe in ein   
dynamisches, monitoringgestütztes System 
überführt hat. Anders als zuvor, erlaubt das 
Vorgehen nun eine regelmäßige Neubewer-
tung des Siedlungsflächenbedarfs vor dem 
Hintergrund aktueller Rahmenbedingungen.  

Dies bedeutet, dass sich die aktualisiert be-
rechneten Bedarfszahlen für einen Zeitraum 
von 20 Jahren regelmäßig für drei Jahre in die 
Zukunft verschieben. Dabei können die Be-
darfe steigen aber auch sinken. Dieser dyna-
mische Planungsansatz erlaubt im Sinne eines 
Frühwarnsystems eine rechtzeitige Reaktion 
auf sich ändernde Rahmenbedingungen. Zu-
gleich haben sich in den vergangenen Jahren 
die äußeren Rahmenbedingungen dramatisch 
verändert. Zuwanderungswellen aus dem 
Ausland, der Umstieg auf erneuerbare Ener-
gien und die Herausforderungen des Klima-
wandels erlauben keine starre Planung für 
zwei Dekaden im Voraus, wie teils in voraus-
gehenden Planergenerationen erfolgt.  

In den letzten Jahren zeigt sich die Freiraumi-
nanspruchnahme zurückgehend, zuletzt im 
Saldo „Netto-Null“ – siehe Kap. 5.6.5. Aus die-
sem Befund lässt sich demnach nicht ableiten,  
dass der seit mehr als zehn Jahren ange-
wandte dynamische Ansatz zu negativen Ef-
fekten auf die Freirauminanspruchnahme 
führt. 
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7 Ergebnisse 
7.1 Auswirkungen des  

Überleitungsmodells auf die 
Bedarfswerte  

Tabelle 25 zeigt die Auswirkungen des Über-
leitungsmodells (Stand März 2025) auf den er-
mittelten Bedarf im Vergleich zu den zuletzt 
geltenden Bedarfswerten von November 2023 
auf. Der Nettobedarf der zuletzt geltenden 
Bedarfe beträgt insgesamt 2.480,4 ha. Das 
Überleitungsmodell ergibt einen Gesamtbe-
darf von 2.476,7 ha. Somit ist der gesamtregi-
onale Bedarf ähnlich hoch. Aus einer direkten 
Anwendung des überarbeiteten Modells ergä-
ben sich 2.465,5 ha. 

Gegenüber den zuletzt geltenden Bedarfen 
zeigen sich in allen Teilräumen zumindest ge-
ring reduzierte Überdeckungen. Dies bedeu-
tet, dass weniger bereits in den FNP gesi-
cherte Flächen nach Ziel 6.1-1 LEP NRW zu-
rückzunehmen sind.  

Im Folgenden werden die Auswirkungen der 
Modellumstellung auf die Bedarfswerte und 
die damit verbundenen Über- oder Unterde-
ckungen in den kommunalen FNP sowie im 
GFNP betrachtet.  

Zum Vergleich sind hier die zuletzt geltenden 
Bedarfswerte (Herbst 2023) und die auf Basis 
des Überleitungsmodells neu berechneten Be-
darfswerte (März 2025) dargestellt. Im Sinne 
der Zielsetzung D (vgl. Kapitel 4.4) ergeben 
sich zum Beibehalt der Planungssicherheit nur 
moderate Änderungen der Bedarfswerte. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tab.25: Gegenüberstellung der zuletzt geltenden Bedarfe mit den Bedarfswerten aus dem überarbeiteten 

Überleitungsmodell; Quelle: Eigene Berechnungen 

Teilraum 
 
 
 

Zuletzt geltende  
Bedarfe 

(November 2023) 

 
Neue Bedarfswerte 

(Überleitungsmodell) 
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Ü
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in ha 
netto 

Anteil  
in %  

in ha 
netto 

Anteil  
in %  

Kreis Wesel 308,9 12,5% 19,9 151,2 304,9 12,3% 17,0 144,3 

Kreis Recklinghausen 359,1 14,5% 18,9 151,5 347,2 14,0% 15,8 136,5 

Kreis Unna 246,0 9,9% 69,2 54,9 252,4 10,2% 56,3 48,4 

Ennepe-Ruhr-Kreis 148,5 6,0% 32,1 33,7 155,4 6,3% 24,9 33,4 

GFNP-Kommunen 678,7 27,4% - 336,2 669,8 27,0% - 327,3 

Kreisfreie ohne GFNP 739,2 29,8% 1,5 141,2 746,9 30,2% - 151,2 

RVR Insgesamt 2.480,4 100% 141,6 868,7 2.476,7 100% 114,0 841,2 



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

103 
 

Kreis Wesel 

In sechs der 13 Kommunen des Kreises Wesel  
ergeben sich durch die Modellumstellung  
höhere Nettobedarfswerte als zuletzt und in 
drei Kommunen bleiben die Bedarfe gleich  
hoch (vgl. Abbildung 15). In drei Kommunen 
fällt der Nettobedarf um maximal 5 ha. Ledig-
lich in der Stadt Kamp-Lintfort gibt es mit 9 ha 
einen deutlicheren Rückgang, der aus einem 
angepassten Dichtewert resultiert. Sowohl die 
Bestandsdichte als auch die Neubaudichte 
liegt deutlich über dem bislang für die Stadt 
Kamp-Lintfort angesetzten Dichtewert.   

 

Unter anderem aufgrund der überprüften 
Kennziffer zum städtebaulichen Zuschlag 
(Brutto-Netto; vgl. Kapitel 5.7.1) haben sich 
die Neudarstellungsbedarfe in fünf Kommu-
nen um mehr als 2 ha reduziert (vgl. Abbil-
dung 16). Im Vergleich zu allen Kommunen 
des Planungsraums ist der verbleibende Neu-
darstellungsbedarf jedoch weiterhin über-
durchschnittlich (Kamp-Lintfort, Hamminkeln, 
Neukirchen-Vluyn, Moers, Xanten) hoch. Sie-
ben der 13 Kommunen haben einen Neudar-
stellungsbedarf von min. 10 ha. 
 
 
 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Abb. 15: Kreis Wesel Auswirkungen auf die Nettobedarfe 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Abb. 16: Kreis Wesel Auswirkungen auf die Höhe der Über- oder Unterdeckung im FNP 

Quelle: Eigene Berechnungen 
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Kreis Recklinghausen 

Gegenüber den zuletzt kommunizierten  
Bedarfen ergeben sich in drei der zehn Kom-
munen des Kreises Recklinghausen durch die  
Modellumstellung höhere Bedarfswerte (vgl.  
Abbildung 17). In der Stadt Waltrop bleibt der 
Bedarf gleich hoch. Weniger Bedarf ergibt 
sich in den verbleibenden sechs Kommunen 
Castrop-Rauxel, Datteln, Haltern am See, Her-
ten, Marl und Recklinghausen. Diese Kommu-
nen weisen jedoch einen im regionsweiten 
Vergleich weiterhin einen durchschnittlichen 

bis überdurchschnittlich hohen Neudarstel-
lungsbedarf auf. 

Acht der zehn Kommunen können min. 10 ha 
an zusätzlichen Bauflächen in den FNP dar-
stellen Die verbleibende Überdeckung in der 
Stadt Dorsten zeigt sich leicht reduziert (vgl.  
Abbildung 18).  

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
  

Abb. 17: Kreis Recklinghausen Auswirkungen auf die Nettobedarfe 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Abb. 18: Kreis Recklinghausen Auswirkungen auf die Höhe der Über- oder Unterdeckung im FNP 

Quelle: Eigene Berechnungen 
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Kreis Unna 

In sieben der zehn Kommunen des Kreises 
Unna ergeben sich durch die Modellumstel-
lung höhere Nettobedarfswerte (vgl. Abbil-
dung 19).  

Reduzierungen von maximal 4 ha zeigen sich 
in Bergkamen, Lünen und Unna.  

Die zuletzt vorhandenen Rücknahmeerforder-
nisse in den Kommunen Bönen, Fröndenberg, 
Holzwickede, Kamen, Selm und Werne stellen  
sich leicht reduziert dar (vgl. Abbildung 20). 
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Abb. 19: Kreis Unna Auswirkungen auf die Nettobedarfe 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Abb. 20: Kreis Unna Auswirkungen auf die Höhe der Über- oder Unterdeckung im FNP 

Quelle: Eigene Berechnungen 
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Ennepe-Ruhr-Kreis 

In sechs der neun Kommunen des Ennepe-
Ruhr-Kreises ergeben sich durch die Model-
lumstellung höhere Nettobedarfswerte als im 
derzeit angewandten Rechenmodell (vgl. Ab-
bildung 21). In weiteren zwei Kommunen 
bleibt der Bedarf gleich hoch. Weniger Bedarf 
ergibt sich in der Stadt Schwelm, wobei der 

verbleibende Neudarstellungsbedarf im regi-
onalen Vergleich überdurchschnittlich hoch 
ausfällt.  

Die bislang vorhandenen Rücknahmeerforder-
nisse in Ennepetal, Gevelsberg, Hattingen, 
Sprockhövel und Wetter stellen sich jeweils 
leicht reduziert dar (vgl. Abbildung 22).   

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Abb. 21: Ennepe-Ruhr-Kreis Auswirkungen auf die Nettobedarfe 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Abb. 22: Ennepe-Ruhr-Kreis Auswirkungen auf die Höhe der Über- oder Unterdeckungen im FNP 

Quelle: Eigene Darstellungen 
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Kreisfreie Kommunen 

Da in vielen kreisfreien Städten bedingt durch 
die vorliegende verdichtete Siedlungsstruktur 
kaum noch Möglichkeiten zur Neudarstellung 
von Bauflächen bestehen, ist langfristig eine 
weniger umfängliche Bedarfszuweisung als 
bisher planerisch sinnvoll. Zugleich sollten  
hier jedoch weiterhin hohe Bedarfe vorliegen, 
damit noch vorhandene Möglichkeiten ohne 
Einschränkungen realisiert werden können 
(vgl. Zielsetzung B, Kapitel 4.4).  

 

 

Mindestens 1 ha weniger Bedarf als bislang 
entfällt auf sieben der elf kreisfreien Städte 
(vgl. Abbildung 23). In allen Fällen verbleiben 
jedoch Neudarstellungsbedarfe (vgl. Abbil-
dung 24).  

In den Kommunen Essen, Dortmund und 
Hamm ergeben sich durch die Modellum- 
stellung höhere Neudarstellungsbedarfe als 
zuletzt. Das bislang vorliegende Rücknahme-
erfordernis in der Stadt Hamm zeigt sich kom-
pensiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 23: Kreisfreie Kommunen Auswirkungen auf die Nettobedarfe 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Abb. 24: Kreisfreie Kommunen Auswirkungen auf die Höhe der Über- oder Unterdeckungen im FNP/im GFNP 

Quelle: Eigene Berechnungen 
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7.2 Auswirkungen auf die Festle-
gungen des RP Ruhr 

 

Der RP Ruhr ist im Februar 2024 rechtswirk-
sam geworden. Eine Fortschreibung der Sied-
lungsbereiche wurde bereits angekündigt.  

Mit der Evaluation der Rechenmodelle unter-
liegen die Bedarfszahlen einer weiteren  
Anpassung. Zudem gibt es nicht zuletzt mit 
der SFM Ruhr Erhebung 2023 neue Daten-
grundlagen. 

Im Folgenden werden die sich aus der Evalua-
tion und Aktualisierung ergebenden Auswir-
kungen auf die Festlegungen des RP Ruhr be-
trachtet. Es ist hervorzuheben, dass es sich 
hier ausschließlich um die quantitative Ermitt-
lung der Bedarfswerte handelt. Zwar gilt es 
diese Bedarfe nach Ziel 6.1-1 LEP NRW räum-
lich festzulegen, wenn jedoch nach planeri-
scher Abwägung keine oder nicht ausreichend 
geeignete Flächen zur Festlegung zur Verfü-
gung stehen, verbleibt der Kommune der  
Bedarf in Form eines „virtuellen“ Flächenkon-
tos. Dieses kann zu einem späteren Zeitpunkt 
in die planerische Sicherung einfließen. Zu-
künftige Aktualisierungen können sich, im 
Sinne des dynamischen Planungsansatzes, auf 
den Umfang des Flächenkontos auswirken, 
demnach dieses erhöhen oder reduzieren. 

Die Bedarfstabelle in den Erläuterungen des 
Ziels 1.1-5 RP Ruhr (vgl. S. 56; RP Ruhr) grün-
det auf der Haushaltsmodellrechnung 2021 
sowie den anzurechnenden Flächenreserven 
der SFM Ruhr-Erhebung zum 01.01.2020. In 
der Gegenrechnung der gewährten Zulagen 
zu Mindestbedarfen von 10 ha und dem Son-
derstandort Haus Aden in Bergkamen ergab 
sich zum Stand des Feststellungsbeschlusses 
eine Unterdeckung in Höhe von 366,6 ha bei 
den Festlegungen für zukünftige wohnbauli-
che Entwicklungen. 

Aus dem überarbeiteten Bedarfsmodell bzw. 
dem Übergangsmodell, insbesondere auch 
aus dem allgemeinen Flexibilitätsgrundbe-
darf, ergeben sich durch das veränderte  
Rechenmodell weitergehende Handlungs-
spielräume (vgl. Tabelle 26). So liegt die regi-
onalplanerische Unterdeckung nun bei 
570,4 ha. Hierbei sind die vorhandenen Über-
deckungen bereits gegengerechnet.  

Zum weiteren Vergleich wurde im Rahmen der 
Evaluation auch eine Berechnung der Auswir-
kungen auf den RP Ruhr in Bezug auf die zu-
letzt kommunizierten Bedarfswerte durchge-
führt: 

Im Kreis Wesel ergeben sich in zehn der 13 
Kommunen höhere Festlegungsbedarfe oder 
geringere Überdeckungen als zuletzt kommu-
niziert. In drei der 13 Kommunen zeigt sich die 
Unterdeckung reduziert, wobei weiterhin ein  
Neufestlegungsbedarf von min. 13,2 ha ver-
bleibt.  

Im Kreis Recklinghausen ergeben sich in  
sieben der 10 Kommunen höhere Festle-
gungsbedarfe oder geringere Überdeckungen 
als zuletzt kommuniziert. In drei der 10 Kom-
munen zeigt sich die Unterdeckung zwar re-
duziert, es verbleibt aber weiterhin ein Neu-
festlegungsbedarf von min. 25,3 ha.  

Im Kreis Unna ergeben sich in acht der 10 
Kommunen höhere Festlegungsbedarfe oder 
geringere Überdeckungen als zuletzt kommu-
niziert. In 2 der 10 Kommunen zeigt sich die 
Unterdeckung zwar reduziert, es verbleibt 
aber weiterhin ein Neufestlegungsbedarf von 
min. 28,7 ha.  
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Tab. 26: Auswirkungen des überarbeiteten Bedarfsmodells auf die Festlegungen des RP Ruhr 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Teilraum 
 
 
 

Rechnerischer Anpassungsbedarf bezogen auf die  
vorhandenen Festlegungen des RP Ruhr für wohnbauliche  

Entwicklungen bis zu einer passgenauen bedarfsgenauen Festlegung 

Bilanzierung 
RR Ruhr 

Feststellungsbeschluss  
Haushaltsmodell 

2021 
Flächenreserven 

01.01.2020 

Zuletzt geltende  
Bedarfe 

November 2023 
Haushaltsmodell  

2021 
Flächenreserven 

01.01.2023*3 

Neue Bedarfe 
(Überleitungsmodell) 

März 2025 
Haushaltsmodell 

2021 
Flächenreserven 01.01.2023*3 

Überdeckung  
(positiver Wert) oder  

Unterdeckung  
(negativer Wert) 

Überdeckung  
(positiver Wert) oder  

Unterdeckung  
(negativer Wert) 

Überdeckung  
(positiver Wert) oder  

Unterdeckung  
(negativer Wert) 

22 Jahre 22 Jahre 20 Jahre 25 Jahre 

ha ha ha ha 

Kreis Wesel 25,4 -20,3 -63,3 16,8 

Kreis Recklinghausen 88,6 116,1 64,2 125,9 

Kreis Unna -51,6 -27,4 -38,4 23,3 

Ennepe-Ruhr-Kreis -29,4 -33,4 -35,3 20,2 

GFNP-Kommunen 405,0 454,7 417,4 454,4 

Kreisfreie ohne GFNP -33,5 -73,6 -85,2 -54,4 

Gegenrechnung -38,0*1 -38,0*1 -15,6*2 -15,6*2 

Saldo insgesamt 366,5 378,1 243,8 570,4 

*1 Gegenrechnung Mindestbedarf und Sonderbedarf (Haus Aden in Bergkamen)  
*2 Gegenrechnung Sonderbedarf (Haus Aden in Bergkamen) 
*3 mit Ausnahme der Stadt Herten - im Mai 2024 anlassbezogen aktualisiert 
 

 

Im Ennepe-Ruhr-Kreis ergeben sich in acht 
der 9 Kommunen höhere Festlegungsbedarfe 
oder geringere Überdeckungen als zuletzt 
kommuniziert. In der Stadt Schwelm zeigt sich 
die Unterdeckung zwar um 1,2 ha reduziert, es 
verbleibt aber weiterhin ein Neufestlegungs-
bedarf in einem Umfang von 17,8 ha.  

Bei allen sechs GFNP-Kommunen zeigen sich 
verbleibende Unterdeckungen. In den Städten 
Essen, Oberhausen und Gelsenkirchen sind 
diese gestiegen und in den Städten Mülheim 
an der Ruhr, Bochum und Herne gefallen. Da 
es sich bei den GFNP-Kommunen um eine  
Bedarfsgemeinschaft handelt, sind Schwan-
kungen der einzelnen Kommunen hier weni-
ger bedeutsam. Im Saldo zeigt sich gegenüber 

den zuletzt kommunizierten Bedarfswerten 
ein nahezu konstanter Neufestlegungsbedarf. 

In der kreisfreien Stadt Duisburg zeigt sich 
nunmehr eine ausgeglichene Bedarfsbilanz 
hinsichtlich der Festlegungen im RP Ruhr. Zu-
letzt kommuniziert lag noch eine Unterde-
ckung in einem Umfang von 30,7 ha vor. 

In der Stadt Bottrop ist die Unterdeckung von 
30,7 ha auf 19,0 ha gefallen. In der Stadt Dort-
mund zeigt sich ein Anstieg der Unterdeckung 
von 51,4 ha auf 68,6 ha, während die Stadt  
Hagen nun eine leichte Unterdeckung in einem 
Umfang von 1,3 ha aufweist. In der Stadt 
Hamm ist die zuletzt kommunizierte 
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Überdeckung von 184,0 ha auf 143,5 ha zu-
rückgegangen.  

Falls der errechnete zusätzliche gesamtregio-
nale Bedarf an Festlegungen im Zuge der ge-
planten Fortschreibung der Siedlungsberei-
che nicht in vollem Umfang räumlich verortet 
werden kann, verbleiben den betreffenden 
Kommunen die nicht verorteten Bedarfe als 
„virtueller Bedarf“ bzw. als Flächenkonto. Die 
Höhe des Flächenkontos bleibt variabel und 
kann sich bei künftigen Datenaktualisierungen 
erhöhen oder verringern. 

Solange gesamtregional eine regionalplaneri-
sche Unterdeckung vorliegt, lösen moderate 
Veränderungen der Höhe des gesamtregiona-
len Bedarfes nach oben oder unten, im Hin-
blick auf Ziel 6.1-1 LEP NRW, kein Anpas-
sungserfordernis des Regionalplans aus. Dies 
bedeutet, dass mit den in Tabelle 25 aufge-
führten Überdeckungen, solange deren 
Summe geringer ist als die Summe der Unter-
deckungen, kein generelles Rücknahmeerfor-
dernis verbunden ist. In einzelnen Kommunen 
bleibt dies, insbesondere bei sehr hohen Über-
deckungen im Sinne des kommunalen Aus-
gleichs, jedoch zu überprüfen. 

 

Ergebnis: 
Aus dem überarbeiteten Modell ergeben 
sich zusätzliche Handlungsspielräume. 

Auf der Basis des überarbeiteten Modells 
könnten rechnerisch im RP Ruhr rund 

570 ha für wohnbauliche Entwicklungen 
zusätzlich festgelegt werden (zuletzt 
378 ha). Rücknahmen vorhandener  

Festlegungen sind aus Bedarfsgründen  
vorrausichtlich daher nicht erforderlich. 

 

 

 

 

 

Eine Evaluation des Bedarfsmodells soll nach 
spätestens drei SFM Ruhr Fortschreibungs-
zyklen wiederholt werden (demnach im Jahr 
2031 oder 2032). Zwischenzeitliche Anpas-
sungserfordernisse können sich durch Ände-
rungen des LEP NRW oder anderer Vorgaben 
der Landesplanungsbehörde bzw. der Lan-
desregierung oder auch weiterer Rechts-
grundlagen ergeben.  

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich 
durch die Modellanpassungen sinnvolle räum-
liche Umverteilungen der lokalen Bedarfe er-
geben. Gegenüber dem bislang angewandten 
Modell fällt die Anzahl der Kommunen mit 
Rücknahmeerfordernissen auf ein niedriges 
Niveau (von 24 zu 12 Kommunen). Bisherige 
Rücknahmeerfordernisse werden reduziert,  
womit bereits im Überleitungsmodell rund 
30 ha bereits in den FNP planerisch gesicherte 
Wohnbauflächen nun als bedarfsgerecht  
gelten. Würde man das überarbeitete Modell 
direkt vollständig einführen, wären - durch die 
regionale Umverteilung der Bedarfe - rund 
80 ha der planerisch gesicherten Wohnbauflä-
chen nun als bedarfsgerecht einzustufen.  

Zugleich zeigt sich eine hohe Stabilität im 
Zeitverlauf und eine moderate Nivellierung  
hoher Unterdeckungen („virtuelle Bedarfe“) 
und hoher Überdeckungen („Rücknahmeer-
fordernisse“).  
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Anhang 1 
Synopse zur informellen Beteiligung 
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Synopse zur informellen Beteiligung: Wohnen 

Stellungnahme der Gemeinde Bönen 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 herzlichen Dank für die Gelegenheit, zum 
Evaluationsbericht Stellung nehmen zu  
dürfen.  
 
Die Gemeinde Bönen begrüßt grundsätzlich 
die Anpassung der Rechenmodelle für die 
Siedlungsflächenbedarfsberechnung, die 
der erforderlichen Flexibilität bei der Veror-
tung von Neudarstellungsbedarfen in den 
Flächennutzungsplänen Rechnung trägt.  

Die positive Rückmeldung zur Beteiligungs-
möglichkeit sowie zur Zielsetzung einer  
größeren Flexibilität bei der Vorortung von 
Neudarstellungsbedarfen wird zur Kenntnis 
genommen. 

2 Zu den am 19. Juli 2024 vorgelegten Unter-
lagen ergeben sich folgende Anregun-
gen/Fragen:  
 
Die Modellrechnungen sind insgesamt sehr 
komplex und nur begrenzt nachvollziehbar.  
Eine mündliche Erläuterung wäre möglich-
erweise hilfreich. 

Der Anregung einer mündlichen Erläuterung  
wird gefolgt.  
 
Die Modelle sollen im Rahmen einer  
Sitzung des AK Regionaler Diskurs am 
07.03.2025 vorgestellt werden. Zudem kann 
den einzelnen Städten und Gemeinden  
auf konkreten Wunsch jederzeit ein  
Erläuterungstermin (z. B. im Rahmen einer 
Videokonferenz) zu spezifischen Fragen an-
geboten werden. 

3 In der Gesamtbilanz (Wohnen) ist regional 
von einer deutlichen Unterdeckung auszu-
gehen. Mit welcher Begründung werden 
dann einzelne Kommunen dennoch evtl.  
aufgefordert, Flächenreserven im Flächen-
nutzungsplan zurückzunehmen? („In einzel-
nen Kommunen bleibt dies, insbesondere 
bei sehr hohen Überdeckungen im Sinne des 
kommunalen Ausgleichs, jedoch zu über-
prüfen“, S. 104) 

Die Frage, mit welcher Begründung  
Kommunen zur Rücknahme von Flächenre-
serven aufgefordert werden, wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Ziel 6.1-1 LEP NRW gibt im letzten Absatz 
vor, dass bisher „in Regional- oder Flächen-
nutzungsplänen für Siedlungszwecke vor-
gehaltene Flächen, für die kein Bedarf mehr 
besteht, (..) wieder dem Freiraum zuzufüh-
ren [sind], sofern sie noch nicht in verbind-
liche Bauleitpläne umgesetzt sind“.  
 
Eine Bedarfsüberprüfung ist im Regelfall bei 
Änderungen und Neuaufstellungen des 
Bauleitplans vorzunehmen, da gemäß § 1 
Abs. 4 Bauleitpläne an die Ziele der Raum-
ordnung anzupassen sind. Nach § 34 LPlG 
können die Kommunen „bei Beginn ihrer Ar-
beiten zur Änderung oder Aufstellung eines 
Bauleitplanes unter Vorlage der erforderli-
chen Unterlagen bei der Regionalplanungs-
behörde anfragen, welche Ziele der Raum-
ordnung für den Planungsbereich beste-
hen“.  Die Regionalplanungsbehörde wird 
im Falle einer Überdeckung i.V. mit einer 
FNP-Überdeckung u.a. auf das Instrument 
des Flächentausches (Ziel 1.1-7 RP Ruhr;  
Ziel 6.1-1 LEP NRW) aber auch auf 
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Grundsatz 1.1-8 RP Ruhr verweisen (Re-
serve-flächenüberhänge im Flächentausch-
verfahren reduzieren). Bei FNP und B-Plan-
Neuaufstellungen ist die Anpassung an die 
Ziele der Raumordnung – und damit die Ge-
nehmigungsfähigkeit des Bauleitplans - nur 
gegeben, wenn eine bedarfsgerechte Dar-
stellung i.S. der Ziele 6.1-1 LEP NRW sowie 
1.1-4 und 1.1-5 RP Ruhr vorliegt.  
 
Mit Rechtswirksamkeit der laufenden 
BauGB-Novelle soll „Der Flächennutzungs-
plan (..) spätestens 15 Jahre nach seiner 
erstmaligen oder erneuten Aufstellung 
überprüft und, soweit (…) erforderlich, ge-
ändert, ergänzt oder neu aufgestellt wer-
den.“  
 
Die siedlungsräumlichen Festlegungen des 
RP Ruhr dürfen den ermittelten gesamtregi-
onalen Bedarf nach Ziel 6.1-1 LEP NRW 
nicht überschreiten. Die Frage des Bedarfs-
nachweises für einen Regionalplan bezieht 
sich hier aber auf den Planungsraum insge-
samt und nicht auf die einzelne Kommune. 

4 Darüber hinaus haben wir folgende  
Hinweise zu den Berechnungstabellen:  
 
In der Berechnungstabelle Wohnen/ 
Bedarfsberechnung RP Ruhr ist Zeile J un-
klar: Der Saldo RP Ruhr (brutto) müsste bei 
3,7 liegen („H“-„I“ entspricht 6,4-2,7). Der 2. 
Teil der Fußnote kann nicht stimmen (Quer-
verweis auf Zeile „F“). 

Die Hinweise zu der Bilanztabelle werden 
zur Kenntnis genommen und umgesetzt. 
 
Die Bilanztabelle wird korrigiert.  

 

Stellungnahme der Stadt Dorsten 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 Grundsätzlich begrüßt die Stadt Dorsten 
die Anwendung des neuen Bedarfsmodells 
im Bereich der lokalen Wohnflächenbe-
darfsberechnung.  

Die grundsätzlich positive Rückmeldung 
zur Wohnbauflächenbedarfsberechnung 
wird zur Kenntnis genommen. 

2 Die Einführung der regionalen Ausgleichs-
komponente wird ausdrücklich begrüßt. Die 
Stadt Dorsten als größere, kreisangehörige 
Flächenstadt besitzt sowohl Reserven, als 
auch Kapazitäten, um diese Bedarfe für die 
Region angemessen und kurzfristig in Um-
setzung zu bringen. Ein Teil der Bedarfe 
sollte daher zukünftig gezielt für eine ge-
werbliche Flächenentwicklung nach 
Dorsten gelenkt werden. 

Die positive Rückmeldung zur Einführung 
einer regionalen Ausgleichskomponent e 
wird zur Kenntnis genommen. 

3 Abschließend möchte ich noch darauf hin-
weisen, dass die Anwendung des neuen  
Berechnungsmodells und die daraus 

Der Hinweis, dass die neuen Berechnungs-
modelle individuellen Absprachen  
zwischen RVR und der Stadt Dorsten nicht 
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resultierenden neuen Bedarfe bestehende 
individuelle Absprachen zwischen dem Re-
gionalverband Ruhr und der Stadt Dorsten 
nicht beeinflussen und einschränken sollte. 

entgegenstehen sollen, wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Ändern sich Beurteilungsgrundlage n, 
wozu auch die Berechnung der Siedlungs-
flächenbedarfsberechnung gehört, dann 
sind individuelle Absprachen der Vergan-
genheit im Regelfall zu überprüfen. Eine 
Zusage, dass sich aus veränderten Rah-
menbedingungen, Datengrundlagen aber 
auch geänderten Landesvorgaben keine 
Einschränkungen ergeben, kann daher 
nicht erfolgen. 

4 Im Rahmen der Ermittlung der Flächenre-
serven haben Sie für Dorsten die Auswir-
kungen des OVG-Urteils geprüft und nicht 
mehr angepasste Flächenreserven gekenn-
zeichnet. Den Wegfall der entsprechenden 
Entwicklungspotenziale auf Grundlage der 
aktuellen Rechtsprechung muss ich zur 
Kenntnis nehmen. Da mir die Siedlungsent-
wicklung aber im Rahmen eines „informel-
len Meinungsausgleichs" innerhalb der  
Regionalplanneuaufstellung durch Sie (in 
der Regel durch Ausnutzung der Unschär-
feregelung) eröffnet wurde und ich darauf-
hin von weiteren Stellungnahmen im  
Rahmen der Beteiligung abgesehen hatte, 
erwarte ich jedoch, dass der RVR als Regio-
nalplanungsbehörde aktiv an Lösungen 
mitwirkt, um die bisherigen Flächenreser-
ven wieder ausnutzen zu können. 

Der Hinweis zu nicht angepassten Flä-
chenreserven vor dem Hintergrund des 
OVG-Urteils wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Es kann zugesagt werden, dass im Zuge 
der Fortschreibung der Siedlungsbereiche 
im RP Ruhr die betreffenden Flächen  
erneut überprüft werden. Es ist anzuneh-
men, dass bis zu diesem Zeitpunkt eine 
weitere Änderung (zumindest im Verfah-
ren befindlich) des LEP NRW zu beachten 
bzw. zu berücksichtigen ist. Wie diese  
Regelungen bzw. textlichen Festlegungen 
aussehen werden, ist zum Zeitpunkt der 
Erstellung dieser Synopse noch nicht be-
kannt. 
 
 

 

Stellungnahme der Stadt Dortmund 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 hiermit erhalten Sie die Stellungnahme der 
Stadt Dortmund zum Entwurf des  
Evaluationsbericht Siedlungsflächenbe-
darfsberechnung im Rahmen der informel-
len Beteiligung. 
Die Stadt Dortmund begrüßt die Evaluation 
des Rechenmodells zur Bedarfsberechnung 
der Wohn- und Gewerbeflächen. Die  
Anpassungen im Entwurf des Evaluations-
berichts sind aus Sicht der Stadt Dortmund 
nachvollziehbar. 

Die positive Rückmeldung zur Durchfüh-
rung einer Evaluation und zu den vorge-
schlagenen Anpassungen an den Bedarfs-
modellen werden zur Kenntnis genom-
men. 
 

2 Für die Bedarfsberechnung der Wohnbau-
flächen führt die Überarbeitung des  
Berechnungsmodells zu einem höheren 
Neudarstellungsbedarf im Vergleich zu den 
bisher kommunizierten Werten. Ausrei-
chende Handlungsspielräume zur 

Der Hinweis, dass sich aus der Berechnung 
ausreichende Handlungsspielräume für 
die Verortung von Wohnbauflächen erge-
ben, wird zur Kenntnis genommen. 



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

115 
 

Verortung von Wohnbauflächen für die 
Stadt Dortmund sind damit gegeben. 

3 Die erwähnten instrumentellen Möglichkei-
ten zur Ausweitung der Handlungsspiel-
räume im Falle nicht ausreichend rechneri-
scher Bedarfe (z.B. Bedarfsübertragung, in-
terkommunale Gewerbegebiete, Flächen-
tausch) sollten im Anwendungsfall seitens 
des RVR positiv und proaktiv begleitet wer-
den und kurzfristig umsetzbar sein. 

Der Anregung, Instrumente zur Auswei-
tung der Handlungsspielräume, seitens 
des RVR weiterhin positiv zu begleiten, 
wird im Rahmen der gesetzlichen Vorga-
ben gefolgt. 

4 Kritisch anzumerken bleibt, dass nicht er-
sichtlich ist, inwiefern das auf bundes- und 
landespolitischer Ebene forcierte Ziel der 
Netto-Null-Versiegelung bzw. Flächen-
kreislaufwirtschaft konkret in die Überle-
gungen zur Siedlungsflächenbedarfsbe -
rechnung einfließt. Es wird die Gefahr gese-
hen, dass mit den hohen Bedarfsüberhän-
gen ein Bedarf an Siedlungs- und Gewerbe-
flächenentwicklungen im Freiraum begrün-
det werden könnte.  
 
Zudem werden keine Überlegungen dazu 
dargestellt, wie zukünftige Bedarfe bei re-
duzierter Flächeninanspruchnahme (neu) 
verortet werden können und wie dies rech-
nerisch Berücksichtigung findet. Ein  
Modellbaustein, der sich beispielsweise mit 
dem Faktor Abriss/Neubau beschäftigt, ist 
bislang nicht vorhanden. 

Die kritischen Hinweise im Zusammen-
hang mit einem Netto-Null-Ziel werden 
zur Kenntnis genommen. 
 
In der Stellungnahme ist richtig darge-
stellt, dass die Rechenmodelle nicht un-
mittelbar Bezug auf ein Netto-Null-Ziel 
nehmen. Mittelbar dient jedoch bereits die 
(vergleichsweise restriktive) Siedlungsflä-
chenbedarfsberechnung an sich sowie die 
Berücksichtigung von Bestands- und 
Brachflächen (als Flächenreserven) dem 
Schutz des Freiraumes. Dazu dienen wei-
tere regionalplanerische Festlegungen 
dem Freiraumschutz, hier sind etwa Regi-
onale Grünzüge oder Bereiche zum Schutz 
der Natur zu nennen.  
 
Wie in Kapitel 5.6.5 des Evaluationsbe-
richts Wohnen dargelegt, wird im  
Planungsraum das heruntergebrochene  
5-ha-Ziel seit dem Jahr 2017 bereits ein-
gehalten. In mehreren Jahren zeigt sich 
sogar eine reduzierte Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche (=“Netto-Null“). 
 
Aus dem analytischen Befund ergibt sich,  
dass ein weitergehender Eingriff in die 
kommunale Planungshoheit und in die pla-
nerischen Handlungsspielräume derzeit 
nicht angemessen ist.  
 
In Abhängigkeit von den konkreten For-
mulierungen eines novellierten 5-ha-
Grundsatzes soll geprüft werden, die  
Regelungen des RP Ruhr im Zuge der 
Fortschreibung der Siedlungsbereiche zu 
ergänzen. Im Falle einer Überschreitung, 
der aus dem 5-ha-Grundsatz abgeleiteten 
Zielvorgabe oder der Zunahme der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche, könnten z.B. 
temporäre Regelungen (solange bis die 
quantitative Vorgabe wieder eingehalten 
wird) zu einer reduzierten Freiraum-inan-
spruchnahme beitragen. Die eventuelle 
Anpassung der textlichen Festlegungen 
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des RP Ruhr ist jedoch nicht Gegenstand 
des hier zur Rede stehenden Evaluations-
verfahrens der Siedlungsflächenbedarfs-
berechnung und wird in einem formalen 
Änderungsverfahren erfolgen. 

 

Stellungnahme der Stadt Hagen 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 per E-Mail vom 19.07.2024 hatten Sie dazu 
aufgefordert, Anregungen und Hinweise zu 
den Entwürfen der Evaluationsberichte vor-
zubringen. 
Prinzipiell wird es als sinnvoll erachtet, die 
Rechenmodelle nach mehrjähriger Anwen-
dung einer Evaluation zu unterziehen und 
sie an die vorhandenen Datengrundlagen 
und aktualisierten Analysen anzupassen. In 
Hagen führt dies im Ergebnis jedoch zu ei-
ner Reduzierung der Bedarfe. Der Neudar-
stellungsbedarf im FNP für Wohnen sinkt 
von 12,7 auf 8,5 ha (- 4,2 ha), für Gewerbe 
von 56,9 auf 36,8 ha (- 20,1 ha). Insbeson-
dere die Reduzierung des Neudarstellungs -
bedarfs für Gewerbe um 20,1 ha wird als 
nicht hinnehmbar erachtet. 

Die Hinweise bezüglich der „nicht hin-
nehmbaren“ Bedarfsreduzierungen wer-
den zur Kenntnis genommen. 
 
Die Reduzierungen ergeben sich aus den 
Vergleichsrechnungen wie in den Evalua-
tionsberichten dargelegt. Sämtliche An-
passungen an den Rechenmodellen erfol-
gen begründet. Da der gesamtregionale 
Bedarf nach den Vorgaben des Ziels 6.1-1 
LEP NRW nicht überschritten werden darf, 
können nicht alle Kommunen von den an-
gepassten Verteilungsmodellen profitie-
ren.  

2 Stellungnahme zur regionalen Ausgleichs-
komponente: 
Das Bedarfsberechnungsmodell sowohl für 
Wohnen als auch für Gewerbe soll zukünftig 
eine regionale Ausgleichskomponente ent-
halten, mit der ein Teil des Bedarfs gezielt 
dorthin gelenkt werden soll, wo entspre-
chende Flächenpotenziale für die künftige 
Flächenentwicklung vorhanden, bereits 
planerisch gesichert und somit kurz- bis 
mittelfristig verfügbar sind. 
 
Hintergrund dessen ist, dass in der Metro-
pole Ruhr einige Kommunen, den rechne-
risch ermittelten Bedarf an Wohn- 
und/oder Gewerbeflächen aufgrund von 
Restriktionen (z.B. der hohen Wertigkeit 
der verbleibenden Freiräume) und/oder 
bereits sehr hoher Besiedlung nicht veror-
ten können, während andere Kommunen 
aktuell mehr Siedlungsflächenreserven in 
ihren Flächennutzungsplänen dargestellt 
haben, als vom rechnerischen Bedarf ge-
deckt ist. Dabei besteht in der Praxis oft das 
Problem, dass neue Flächenentwicklunge n 
formal nur möglich sind, wenn an anderer 
Stelle Reserveflächen zurückgenommen 
werden. 

Die Ausführungen zu den Hintergründen 
und der Motivation der regionalen Aus-
gleichskomponente werden zur Kenntnis 
genommen. 
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3 In der Summe bleibt der zuletzt ermittelte 
FNP-Nettobedarf aller Kommunen für Woh-
nen mit 2.478,3 ha gegenüber zuletzt 
2.480,4 ha nahezu identisch. Bei Gewerbe 
steigt er mit 2.659,8 ha gegenüber 2.519,9 
ha geringfügig an. 
 
Auch wenn der Ansatz zunächst eingängig 
erscheint, wird er mit Blick auf die räumli-
che Verteilung nicht unterstützt. Meist sind 
es die großen Kernstädte, die einen Über-
schuss an Bedarf aufweisen, während es 
eher die kleineren Städte im Umland sind, 
die ungedeckte Flächenpotenziale haben. 
 
Im Sinne sowohl des Freiraumschutzes als 
auch einer auf die Zentren und damit auf die 
Ziele der dezentralen Konzentration ausge-
richteten Siedlungsentwicklung ist es erfor-
derlich, die Potenziale der transformativen 
Innenentwicklung, die in rechtlicher, wirt-
schaftlicher und politischer Hinsicht we-
sentlichen Herausforderungen gegenüber-
stehen, zu stärken. 
 
Dazu tragen die höheren Dichten oder eine 
Berücksichtigung des Stadtumbaus (s.u.) 
bei. Die regionale Ausgleichskomponent e 
weist demgegenüber in Richtung einer 
Siedlungsentwicklung auf dem Weg des ge-
ringsten Widerstands, schwächt den Bal-
lungskern, forciert die Suburbanisierung 
und belohnt expansive Planungen der Ver-
gangenheit. 

Die Ausführungen zur neu eingeführten 
Regionalen Ausgleichskomponente wer-
den zur Kenntnis genommen. 
 
Die Stellungnahme stellt die Motivation 
zur Einführung der Regionalen Aus-
gleichskomponente zutreffend dar.  
 
Es wird die jedoch die Annahme formu-
liert, dass der Modellbaustein Ziele wie die 
dezentrale Konzentration oder die Innen-
entwicklung konterkarieren und „expan-
sive Planungen der Vergangenheit“ beloh-
nen würde. 
 
Es ist zwar richtig, dass ein Anteil des ge-
samtregionalen Bedarfes in die Regionale 
Ausgleichskomponente einfließt, in den 
vorgenommenen Vergleichsrechnunge n 
von 2012 bis 2022  schwankt der Anteil bei 
Wohnen zwischen 4,2 % und 8,9 % und bei 
Gewerbe zwischen 2,7 % und 3,9 %. Es han-
delt sich demnach um einen eher geringen 
Anteil am gesamtregionalen Bedarf. Ziel 
6.1-1 LEP NRW fordert eine bedarfsge-
rechte Festlegung Allgemeiner Siedlungs-
bereiche und Bereiche für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen für den Regio-
nalplan. Die Regionalplanungsbehörde hat 
daher für eine möglichst umfassende Fest-
legung der ermittelten Bedarfe zu sorgen, 
weshalb die Einführung einer Regionalen 
Ausgleichskomponente als angemessen 
erachtet wird. 
 
Vor dem Hintergrund des einerseits mo-
deraten Anteils am gesamtregionalen  
Bedarf und andererseits der eng verfloch-
tenen Region wird die Gefahr einer aus 
dem Berechnungsbaustein resultierenden 
Forcierung der Suburbanisierung nicht ge-
sehen. Vielmehr soll der Berechnungsbau-
stein dazu beitragen, dem überdurch-
schnittlich hohen Flächendruck des Ruhr-
gebiets im Vergleich zu den angrenzenden 
Planungsräumen angemessen zu begeg-
nen. Dies gilt sowohl bei der Bereitstellung 
von Flächen für den Wohnungsbau als 
auch von geeigneten Flächen für die wirt-
schaftliche Entwicklung. Von nicht verort-
baren, „virtuellen“ Bedarfen geht keine 
Wirkung aus. Einen Teil der virtuellen Be-
darfe jedoch dazu zu nutzen, dass bereits 
bauleitplanerisch gesicherte, städte-bau-
lich sinnvolle Erweiterungen rechtssicher 
bebaut werden können, schafft konkrete 
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Entwicklungsmöglichkeiten für die Re-
gion.  
 
Darüber hinaus lenkt der Berechnungs-
baustein die Bedarfe nicht per se in den 
suburbanen Raum bzw. schwächt auf  
diese Weise wie in der Stellungnahme an-
genommen den Ballungskern: 
• Bei den Wohnbedarfen profieren 20 

der 39 Mittelzentren (51 %) darunter 
die kreisfreien Städte Hamm, Oberhau-
sen und Bottrop sowie mit Dortmund 
und Hagen auch zwei der fünf Ober-
zentren. In den Oberzentren Essen,  
Bochum und Duisburg verbleiben, 
trotz des Abschlages, je noch über 
120 ha Neudarstellungsbedarf in den 
FNP (bezogen auf den aktuellen Zeit-
schnitt). 

 
Es liegt zudem keine Kausalität hinsicht-
lich des Alters der FNP und einer expansi-
ven Planung vor, wie in der Stellungnahme 
angenommen (angegebene Zahlen vor 
der Anwendung der Regionalen Aus-
gleichskomponente): 
• Wohnen – In den älteren FNP (vor 1996 

erstellt) liegt im Durchschnitt eine  
Unterdeckung (weniger Reserven als 
Bedarf) in Höhe von 11 % vor (75 % der 
Kommunen weisen eine Unterdeckung 
auf). In den jüngeren FNP (ab 1996 er-
stellt), liegt dagegen im Durchschnitt 
eine Überdeckung in Höhe von 12 % 
vor. Die maximale Überdeckung liegt in 
einem FNP aus dem Jahr 2005 vor. 

 
Die Flächensituation der 53 Kommunen 
stellt sich demnach unabhängig vom Alter 
der FNP heterogen dar.   
 
Zusammenfassend wird festgestellt, dass 
die in der Stellungnahme vorgebrachten 
Annahmen und Einwände nicht bestätigt 
werden können, weshalb der Beibehalt 
der Regionalen Ausgleichskomponent e 
als angemessen und sachgerecht erachtet 
wird. 

4 Stellungnahme zur Wohnbauflächenbe-
darfsberechnung: 
Der Bedarf an zusätzlichen Wohnungen be-
läuft sich in Hagen nach der Evaluierung auf 
2.907 WE. Daraus ergibt sich ein anzustre-
bender Dichtewert von 47,6 WE pro ha (zu-
letzt 44,2 WE/ha). Die durchschnittliche 
Dichte in den Bebauungsplänen der Stadt 

Die Hinweise bezüglich des anzustreben-
den Dichtewertes werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Die sich rechnerisch je zu Hälfte aus der 
mittleren Neubaudichte und der Be-
standsdichte ergebenden Dichtewerte 
werden anhand von sieben 
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Hagen der Jahre 2019 bis 2021 bezogen auf 
die Nettowohnbaufläche betrug jedoch nur 
ca. 21 WE pro ha. Das Erreichen des Dich-
tewertes von 47,6 WE/ha wird daher als 
nicht realisierbar erachtet. Natürlich ist 
auch im Sinne der Stadtentwicklung, eine 
höhere Bebauungsdichte und damit ein ge-
ringerer Flächenverbrauch anzustreben, je-
doch sind die in Hagen vorhandenen Poten-
zialflächen für Wohnbebauung aufgrund ih-
rer Lage, Anbindung und umgebenden Be-
bauung nicht gleichermaßen für dichtere 
Bauweise geeignet. 

Raumstrukturtypen kalibriert. Zeigt sich in 
der Kommune ein von den anderen Kom-
munen innerhalb des Raumstrukturtyps 
abweichendes Ergebnis, z.B. aufgrund ei-
ner deutlich geringeren Neubaudichte,  
dann wird der Dichtewert angehoben oder 
abgesenkt. 
 
In der Stadt Hagen lag die über das SFM 
Ruhr ermittelte Neubaudichte in den Jah-
ren 2014-2016 bei 42 WE/ha, in den Jah-
ren 2014-2019 bei 28,3 WE/ha und in den 
Jahren 2020-2022 bei 36,2 WE/ha. In die 
Berechnung geht der mittlere Wert – dem-
nach 36,2 WE/ha als Neubaudichte ein.  
Die Bestandsdichte liegt in der Stadt  
Hagen bei 55,2 WE/ha. Im Mittel von Neu-
baudichte und Bestandsdichte ergeben 
sich 45,7 WE/ha.  
 
Im Vergleich mit den weiteren Städten des 
Raumstrukturtyps (G), dies sind Duisburg, 
Essen, Oberhausen, Gelsenkirchen,  
Bochum, Dortmund und Herne, zeigt sich 
die geringste Neubaudichte. In Mittel ent-
standen in den anderen Kommunen rund 
50 WE/ha. Als Korrektiv wird der rechne-
rische Mittelwert aus Neubaudichte und 
Bestandsdichte in der Stadt Hagen daher 
auf die geringste Bestandsdichte der 
Kommunen des Raumstrukturtyps (G) an-
gehoben. Dies entspricht 47,6 WE/ha. 
 
Bei den im LEP NRW angegebenen Dich-
tewerten (Spannweite) würde der Stadt 
Hagen ein Dichtewert (Netto) zwischen  
49 WE/ha und 74 WE/ha zugewiesen, 
weshalb auch vor diesem Hintergrund eine 
Reduzierung des Dichtewertes nicht ange-
messen ist. 

5 Der städtebauliche Zuschlag ist nun jeweils 
auf die Kommune bzw. deren FNP-Darstel-
lungen bezogen und nicht bedarfsrelevante 
Nutzungen werden nicht mehr eingerech-
net. Für Hagen hat dies die Verringerung 
des städtebaulichen Zuschlags von bisher 
1,43 auf 1,23 zur Folge. Bei der Umrech-
nung des Nettobedarfs, der sich bei der 
Evaluierung bereits von 8,9 auf 6,9 ha  
(- 2 ha) reduziert hat, führt der geringere 
städtebauliche Zuschlag dazu, dass der 
Bruttobedarf dadurch zusätzlich kleiner 
ausfällt. Statt bisher 12,7 ergeben sich nur 
noch 8,5 ha Neudarstellungsbedarf (- 4,2 
ha). Die am Monitoring orientierten, höhe-
ren Dichtewerte sowie die auf den 

Der Anregung zum Beibehalt eines ein-
heitlichen städtebaulichen Zuschlags wird 
nicht gefolgt. 
 
Der städtebauliche Zuschlag dient der Er-
mittlung der erforderlichen Darstellungs-
fläche im Flächennutzungsplan zur Reali-
sierung des Nettoflächenbedarfs.  
 
Zur Evaluation ist eine gesamtregionale 
Analyse aller Wohnbauflächendarstell un-
gen (in den FNP und im GFNP) erfolgt. Da-
bei zeigte sich, dass es sich bei rund 9 % 
der ca. 66.000 ha Wohnbauflächen-dar -
stellungen um von dem Nutzungszweck 
„Wohnen“ abweichende, (gewachsene) 
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Erfahrungen basierenden, geringeren städ-
tebaulichen Zuschläge werden grundsätz-
lich begrüßt.  
 
Allerdings wird vorgeschlagen weiterhin ei-
nen pauschalisierenden / raumtypisieren-
den Ansatz zu verfolgen, der gegenüber 
dem primär fortschreibenden Ansatz einen 
stärkeren Anreiz zum Flächensparen bietet. 
Dabei würden die Städte belohnt werden, 
die besonders dicht und damit flächenspa-
rend bauen, während in der vom RVR vor-
geschlagenen gemeindescharfen empiri-
schen Ableitung der Dichtewerte geringe 
Dichten, also Defizite im sparsamen Um-
gang mit der Ressource Fläche, zu höheren 
Flächenbedarfen in der Zukunft führen und 
sich insofern fortschreiben. 

Nutzungen handelt. Dies sind u.a. gewerb-
liche Nutzungen, übergeordnete Ver-
kehrswege, Schienenwege, Gemeinbe-
darfsnutzungen aber auch Waldflächen. 
Für diese Nutzungen würde bei einer FNP-
Änderung oder Neuaufstellung des FNP 
keine Wohnbauflächendarstellung ge-
wählt. SFM-Reserveflächen und Baulü-
cken sind darin nicht enthalten (hier sind 
von Wohnen abweichende Nutzungen die 
Regel, sie werden daher aus der Betrach-
tung herausgenommen).  
 
Dagegen sind u.a. kleinere öffentliche 
Grünflächen, innere verkehrliche Erschlie-
ßungsflächen, Ausgleichsflächen oder 
Rückhaltebecken, Spielplätze, Flächen für 
den ruhenden Verkehr der Bruttofläche 
zuzuordnen. Hier liegt der ermittelte An-
teil unter Ausschluss der „gewachsenen“  
Nutzungen bei rund 22 % und in der Stadt 
Hagen bei 19 %. Bei reziproker Berech-
nung ergibt sich so ein rechnerischer Fak-
tor von 1,23 (Beispiel: 1 ha x 1,23 = 1,23 
ha Bruttofläche ergibt in der Gegenrech-
nung 1,23 ha – 19 % = 1 ha). 
 
In den 53 Kommunen liegen die ermittel-
ten Werte für den städtebaulichen Zu-
schlag zwischen 1,15 und 1,43. Die Unter-
schiede ergeben sich aus unterschiedli-
chen Maßstäben der FNP zwischen 
1:10.000 und 1:50.000 sowie aus unter-
schiedlichen Darstellungsschwellen (bis 
zu 5 ha im GFNP; bei aktuellen FNP eine 
Tendenz zur Entfeinerung). Dies ist auch 
darauf zurückzuführen, dass die FNP in 
der Region aus sieben verschiedenen 
Jahrzehnten stammen. Aufgrund der sehr 
unterschiedlichen kartografischen Aus-
prägungen werden individuelle städte-
bauliche Zuschläge als erforderlich und 
sachgerecht erachtet. Es geht bei höheren 
oder niedrigeren Zuschlägen demnach 
nicht um eine Begünstigung oder Benach-
teiligung einzelner Kommunen, sondern 
um die Berücksichtigung der individuellen 
kartografischen Darstellungsschärfe des 
FNP / des GFNP (entsprechend des ge-
samten Stadt- oder Gemeindegebietes). 
 
Der städtebauliche Zuschlag soll bei jeder 
zukünftigen Überprüfung des Rechenmo-
dells erneut betrachtet werden. Damit 
wird der Zuschlag bei sich ändernden Rah-
menbedingungen angepasst. 
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Stellungnahme der Stadt Haltern am See 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 vielen Dank für die Möglichkeit zur informel-
len Mitwirkung. Ich möchte Ihnen mitteilen,  
dass hier im Hause keine Einwände gegen 
die Neuerungen bestehen.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Stellungnahme der Stadt Hamm 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 zunächst einmal möchten wir uns für die 
Möglichkeit bedanken, informell an der 
Evaluierung der Bedarfsberechnung 
mitwirken zu können. Aus Sicht der Stadt 
Hamm wird in diesem Zusammenhang fol-
gende Stellungnahme eingebracht: 

Die positive Rückmeldung zur Beteili-
gungsmöglichkeit wird zur Kenntnis  
genommen.  

2 Evaluierung und Aktualisierung der Wohn-
bauflächenbedarfsberechnung 
Die Evaluierung und Aktualisierung der 
Wohnbauflächenbedarfsberechnung hat 
überwiegend positive Auswirkungen auf  
die Bedarfsermittlung der Stadt Hamm. 
Insbesondere die Anpassungen bei der Be-
rechnung des Neubedarfes durch die Be-
rücksichtigung des gleitenden Mittelwertes 
der letzten vier Haushaltsmodellrechnun-
gen werden auf Grund der daraus resultie-
renden Reduzierung von Schwankungen 
und somit besseren Planungssicherheit po-
sitiv gesehen. 

Die positive Rückmeldung zur Bildung ei-
nes gleitenden Mittelwertes der letzten 
vier Haushaltsmodellrechnungen wird zur 
Kenntnis genommen. 

3 Bei der Berechnung der Wohnbauflächen-
bedarfe wird zunächst die Anzahl neuer 
Wohneinheiten aus den Komponenten Er-
satzbedarf, Neubedarf und Fluktuationsre-
serve berechnet. In Kapitel 5.1.2 wird erläu-
tert, dass die Fluktuationsreserve auf  
Grund einer nicht aktuellen Datenlage nun-
mehr pauschal mit 1 % des Wohnungsbe-
standes angenommen werden soll. Dies er-
scheint aus Sicht der Stadt Hamm zu nied-
rig. Im Rahmen des kürzlich fertiggestellten 
Masterplans Wohnen wurde auch der Woh-
nungsleerstand in Hamm ermittelt. Im Er-
gebnis konnte eine Leerstandsquote 
von 1,18% festgestellt werden, was nahezu 
einer Vollauslastung und somit einem sehr 
angespannten Wohnungsmarkt entspricht.  
Insofern wird angeregt, bei der Berechnung 
der Anzahl neuer Wohnein-heiten eine hö-
here Fluktuationsreserve anzusetzen. 

Der Anregung zur Erhöhung der Fluktuati-
onsreserve wird aufgrund der LEP NRW-
Vorgaben nicht gefolgt. 
 
Die Änderung bei der Berechnung der 
Fluktuationsreserve resultiert aus der un-
zureichenden Zugänglichkeit der bisher 
berücksichtigten Daten zum Wohnungs-
leerstand. Die Fluktuationsreserve dient 
der Sicherstellung eines ausreichenden 
Wohnungsangebotes für Um- und Zuzugs-
willige. Der LEP NRW eröffnet in den Erläu-
terungen zu Ziel 6.1-1 zwei abschließende 
Möglichkeiten zur Berechnung der Fluktu-
ationsreserve:  
 
 1 % des Wohnungsbestandes  
die Fluktuationsreserve darf auf bis zu ma-
ximal 3 % des Wohnungsbestandes ange-
hoben werden, wenn leerstehende Woh-
nungen zur Hälfte auf die 
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Fluktuationsreserve angerechnet werden, 
d. h. in dieser Höhe von der Fluktuations-
reserve abgezogen werden. 
 
Da für die zweite Möglichkeit Leerstands-
daten benötigt werden, die über den Zen-
sus bzw. die begleitende Erhebung des 
Wohnungs- und Gebäudebestandes nur 
alle 10 Jahre aktualisiert werden, soll künf-
tig die erste Möglichkeit des Pauschalan-
satzes genutzt werden.  

4 Eine weitere Anregung betrifft die Anpas-
sung des städtebaulichen Zuschlags. Bis-
lang wurde für die Umrechnung des Netto-
Wohnbauflächenbedarfes in den Brutto-
Wohnbauflächenbedarf für alle Kommunen 
ein städtebaulicher Zuschlag von 1,43 her-
angezogen. Dieser soll künftig für jede 
Kommune individuell berechnet werden. 
Für die Stadt Hamm wurde hierbei ein städ-
tebaulicher Zuschlag von 1,23 ermittelt.  
Das bedeutet, dass die Stadt Hamm bei der 
Umrechnung der Netto-Bedarfe im Ergeb-
nis weniger Brutto-Bedarfe erhalten wird,  
als nach dem bisherigen Rechenmodell. 
 
Diese Methodik wird kritisch gesehen, da 
durch die individuelle Berechnung des 
städtebaulichen Zuschlags in den jeweili-
gen Kommunen der bisherige Trend fortge-
schrieben wird. Kommunen, die also bis-
lang weniger Fläche für Erschließungsanl a-
gen etc. verwendet haben, werden gegen-
über den Kommunen, die den öffentlichen 
Raum großzügiger dimensioniert haben, 
benachteiligt. Der Rat der Stadt Hamm hat 
Klimastandards beschlossen, die zu höheren 
Flächenbedarfen auf Grund klimarelevanter 
Festsetzungen im Bereich der Erschließungs-
flächen führen (Oberflächenwassermanage-
ment, Begrünung zur Hitzereduktion etc.). 
Solche Maßnahmen zur Klimaanpassung im 
öffentlichen Raum werden somit erschwert. 
Insofern wird angeregt, weiterhin einen ein-
heitlichen städtebaulichen Zuschlag zu ver-
wenden. 

Der Anregung zum Beibehalt eines einheit-
lichen städtebaulichen Zuschlags wird 
nicht gefolgt. 
 
Der städtebauliche Zuschlag dient der Er-
mittlung der erforderlichen Brutto- 
Darstellungsfläche im Flächennutzungs-
plan zur Realisierung des Nettoflächenbe-
darfs.  
 
Zur Evaluation ist eine gesamtregionale 
Analyse aller Wohnbauflächendarstel lun-
gen (in den FNP und im GFNP) erfolgt. Da-
bei zeigte sich, dass es sich bei rund 9 % der 
ca. 66.000 ha Wohnbauflächendarstel lun-
gen um von dem Nutzungszweck „Woh-
nen“ abweichende, (gewachsene) Nutzun-
gen handelt. Dies sind u.a. gewerbliche 
Nutzungen, übergeordnete Verkehrs-
wege, Schienenwege, Gemeinbedarfsnut-
zungen aber auch Waldflächen. Für diese 
Nutzungen würde bei einer FNP-Änderung 
oder Neuaufstellung des FNP keine Wohn-
bauflächendarstellung gewählt. Ein Be-
darfsnachweis ist demnach nicht erforder-
lich! SFM-Reserveflächen und Baulücken 
sind darin nicht enthalten (hier sind von 
Wohnen abweichende Nutzungen die Re-
gel, sie werden daher aus der Betrachtung 
herausgenommen).  
 
Dagegen sind u.a. kleinere öffentliche 
Grünflächen, innere verkehrliche Erschlie-
ßungsflächen, Ausgleichsflächen oder 
Rückhaltebecken, Spielplätze, Flächen für 
den ruhenden Verkehr der Bruttofläche zu-
zuordnen. Hier liegt der ermittelte Anteil 
unter Ausschluss der „gewachsenen“ Nut-
zungen bei rund 22 % bzw. in der Stadt 
Hamm bei 18,5 %. Bei reziproker Berech-
nung ergibt sich so ein rechnerischer Fak-
tor von 1,23 (Beispiel: 1 ha x 1,23 = 1,23 ha 
Bruttofläche ergibt in der Gegenrechnung 
1,23 ha – 18,5 % = 1 ha). 
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In den 53 Kommunen liegen die ermittelten 
Werte für den städtebaulichen Zuschlag 
zwischen 1,15 und 1,43. Die Unterschiede 
ergeben sich aus unterschiedlichen Maß-
stäben der FNP zwischen 1:10.000 und 
1:50.000 sowie aus unterschiedlichen Dar-
stellungsschwellen (bis zu 5 ha im GFNP; 
bei aktuellen FNP eine Tendenz zur Entfei-
nerung). Dies ist auch darauf zurückzufüh-
ren, dass die FNP in der Region aus sieben 
verschiedenen Jahrzehnten stammen. 
Aufgrund der sehr unterschiedlichen kar-
tografischen Ausprägungen werden indivi-
duelle städtebauliche Zuschläge als erfor-
derlich und sachgerecht erachtet. Es geht 
bei höheren oder niedrigeren Zuschlägen 
demnach nicht um eine Begünstigung oder 
Benachteiligung einzelner Kommunen, 
sondern um die Berücksichtigung der indi-
viduellen kartografischen Darstellungs-
schärfe des FNP / des GFNP (entspre-
chend des gesamten Stadt- oder Gemein-
degebietes). 
 
Bei zukünftigen Evaluationen soll die Höhe 
der städtebaulichen Zuschläge erneut 
überprüft werden. Zeigen sich hier durch 
zunehmende „klimarelevante Festsetzun-
gen“ höhere Nebennutzungsanteile, wird 
dies dementsprechend Berücksichtigung 
finden. 

Stellungnahme der Stadt Herten 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 Darüber hinaus [redaktionelle Hinweise zu 
Gewerbe] gibt es keine weiteren Anregun-
gen und Hinweise zur Siedlungsflächenbe-
darfsberechnung der Stadt Herten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Stellungnahme der Stadt Neukirchen-Vluyn 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 mit Schreiben vom 22.07.2024 haben Sie 
der Stadt Neukirchen-Vluyn die Entwürfe 
der Evaluationsberichte Wohnen und  
Gewerbe sowie zur schnellen Einschätzung 
Tabellen mit den Auswirkungen auf die Be-
darfswerte der Stadt zugeschickt. Zunächst 
danke ich Ihnen für die ausführlichen Evalu-
ationsberichte sowie die daraus resultieren-
den Anpassungen der Rechenmodelle im 
Hinblick auf die Siedlungsflächenbedarfs-
rechnung für Wohnen und Gewerbe. 

Die positive Rückmeldung zu den bereitge-
stellten Unterlagen wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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2 Positiv hervorzuheben sind hier insbeson-
dere die avisierte Flexibilität sowie der dar-
aus resultierende verbesserte Handlungs-
spielraum für die Kommunen. Ferner weisen 
die angepassten Rechenmodelle eine hö-
here Stabilität auf und erhöhen somit die 
Planungssicherheit für die Kommunen. 

Die positive Rückmeldung zu den Zielset-
zungen einer größeren Flexibilität bei der 
Vorortung von Neudarstellungsbeda rfen 
und zur Erhöhung der Schwankungsstabili-
tät der Bedarfswerte wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

3 Hinsichtlich des neuen Bedarfsberech-
nungsmodells Wohnen werden vor allem 
die angepassten Dichtewerte bzw. der an-
gepasste städtebauliche Zuschlag positiv 
bewertet. Dies entspricht nicht nur dem Ziel 
6.1-1 Flächensparende und bedarfsge-
rechte Siedlungsentwicklung des LEP NRW. 
Da sich durch die anzustrebende höhere 
Dichte sowie den niedrigeren städtebauli-
chen Zuschlagsfaktor der Nettodarstel-
lungsbedarf verringert, reduzieren sich für 
haushaltsschwache Kommunen in der Pra-
xis die Kosten für die erforderlichen Er-
schließungsmaßnahmen der neudarzustel-
lenden Wohnbauflächen. Somit ergeben 
sich auch anderweitig positive Effekte durch 
diesen Ansatz. 

Die positive Rückmeldung zu den Anpas-
sungen der Dichtewerte und des städtebau-
lichen Zuschlags bei dem Bedarfsberech-
nungsmodell Wohnen wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

4 Seitens der Stadt Neukirchen-Vluyn wird 
hingegen die Datengrundlage von IT.NRW 
kritisch gesehen. Es ist nachvollziehbar,  
dass durch die zur Verfügung stehenden 
Daten von IT.NRW eine regelmäßige sowie 
eine einheitliche Datenerhebung möglich 
ist. Bei einer ersten Auswertung der aktuel-
len Zensus-Daten für Neukirchen-Vluyn ha-
ben sich aber deutliche Abweichungen ge-
genüber der städtischen Statistik gezeigt.  
Diese zeigen sich insbesondere für die Be-
völkerungszahlen, die Anzahl der Wohnein-
heiten sowie Zahl der Schülerinnen und 
Schüler (s. die als Anlage beigefügte Vor-
lage 124/2024).  
 
In der Praxis haben sich die Zahlen und Da-
ten von IT.NRW bereits als nicht zuverlässig 
erwiesen.  
 
Als Beispiel wäre hier etwa die Schulent-
wicklungsplanung zu nennen. Ein Fachbüro 
hat auf der Datengrundlage von IT.NRW die 
Fortschreibung des Schulentwicklungspla ns 
der Stadt Neukirchen-Vluyn erarbeitet. Im 
darauffolgenden Schuljahr wurden dann 
rund 50 Schülerinnen und Schüler mehr ein-
geschult als seinerzeit prognostiziert, so-
dass sich ein erhöhter Schulraumbedarf er-
geben hat. Inzwischen werden für die Fort-
schreibung des Schulentwicklungspla ns 

Die kritischen Hinweise zu den von IT.NRW 
bereitgestellten Datengrundlagen werden 
zur Kenntnis genommen. 
 
In der Stellungnahme wird auf Daten des 
Zensus eingegangen. Bisher wurden die 
Wohnungsleerstände aus der Gebäude- und 
Wohnungszählung, die an den Zensus ange-
koppelt ist, in die Berechnung einbezogen. 
Da diese Daten nur alle 10 Jahre aktualisiert 
werden, soll zukünftig der im LEP NRW be-
nannte Pauschal-ansatz von 1 % des Woh-
nungsbestandes für die Berechnung der 
Fluktuationsreserve in Ansatz gebracht 
werden. 
 
Die Angaben zu den Wohnungsbestände n 
basieren auf jährlichen Fortschreibungen 
der an den Zensus angekoppelten Vollerhe-
bung der Gebäude- und Wohnungszählung. 
Diese Daten werden in der Landesdaten-
bank gemeindescharf und für ganz NRW 
einheitlich erhoben vorgehalten. Die we-
sentliche Grundlage zur Fortschreibung des 
Wohnungsbestandes ist die Statistik der 
Baufertigstellungen wie auch die Statistik 
der Bauabgänge, die von den kommunalen 
Bauämtern bereitgestellt werden. Auch ver-
wenden alle Regionalplanungs-behörden in 
NRW hinsichtlich des Wohnungsbestandes 
die Daten der Landesdatenbank, so dass in 
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Daten aus dem Einwohnermelderegister ge-
nutzt, da diese die Realität besser abbilden.  
 
Daher wird eine kritische Auseinanderset-
zung mit den Zahlen des Zensus 2022 ange-
regt, um eine zuverlässige Datengrundlage 
insbesondere für das Bedarfsberechnungs-
modell Wohnen zu haben. 

der Zusammenschau hierzu keine Alterna-
tive gesehen wird.  
 
Eine maßgebliche Datengrundlage bleibt 
die ebenfalls von IT.NRW vorgelegte Haus-
haltsmodellrechnung. Hier nimmt der LEP 
NRW in den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 di-
rekt auf diese Daten Bezug: „dem Neube-
darf, der sich aus der Veränderung der 
Haushaltszahlen im Planungszeitraum ge-
mäß Prognose von IT.NRW ergibt“. Diese 
sind daher aufgrund der Vorgaben des Lan-
des weiter zu verwenden. Hierbei handelt es 
sich um eigene Berechnungen des Landes-
betriebs IT.NRW. 
 
Zur Würdigung der Stellungnahme hat die 
Regionalplanungsbehörde am 17.10.2024 
per E-Mail bei den Kommunen anfragt, ob 
diese Daten zu ihren Wohnungsbeständ en, 
Haushalten und zu aktuellen Einwohnerzah-
len zur Verfügung stellen können. Im Ergeb-
nis haben 30 der 53 Kommunen eine Rück-
meldung gegeben. Während nahezu alle (28 
von 30) der Kommunen Daten zu den Ein-
wohnerzahlen stellen könnten, geben ledig-
lich sechs Kommunen an, Daten zur Zahl der 
Wohnungen liefern zu können. Siebzehn 
Kommunen geben an, dass die Zahl der 
Haushalte vorliegt, dies jedoch teilweise aus 
dem Zensus (damit identisch zu IT.NRW).  
Acht Kommunen lehnen eine Abkehr von 
den IT.NRW-Daten ab und weitere sieben 
Kommunen lehnen dies eher ab.  
 
Da nicht alle Kommunen die geforderten 
Daten liefern könnten und somit keine ein-
heitliche Betrachtungsgrundlage gewähr-
leistet werden könnte, wird von der  
Nutzung kommunaler Daten im Rahmen der 
Siedlungsflächenbedarfsberechnung abge-
sehen.  

Stellungnahme der Stadt Recklinghausen 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 anbei übersende ich Ihnen unsere Anmer-
kungen zur Evaluierung der Siedlungsflä-
chenbedarfsberechnung. 
 
Von unserer Statistikstelle haben wir hierzu 
den Hinweis erhalten, dass die Daten des 
Zensus 2022 vorliegen und berücksichtigt 
werden sollten. Für die Stadt Recklinghau-
sen ergibt sich - v.a. im Vergleich zu allen 
anderen Kommunen im Kreis 

Der Anregung zur Verwendung der Zensus-
Ergebnisse aus dem Jahr 2022 zur Nutzung 
innerhalb des Evaluationsberichtes wird 
nicht gefolgt. 
 

Die methodische Evaluation der Rechenmo-
delle ist prinzipiell unabhängig von der Ak-
tualität der Daten zu sehen. Mit der Veröf-
fentlichung aktueller Bedarfszahlen sollen 
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Recklinghausen - ein deutlicher Anstieg bei 
der Bevölkerungsfortschreibung von 
111.649 Ew in 2011 zu 115.216 Ew in 2022. 
 
Die Anzahl der Haushalte im Jahr 2022 be-
trägt lt. Zensus 57.704 und die Anzahl der 
Wohnungen (Wohnungen in Gebäuden mit 
Wohnraum) beläuft sich auf 61.208. 
 
Die Kritik an veralteten Datengrundlagen 
bei der Berechnung der Bedarfe (vgl. Tab 1 
im Dokument Wohnbauflächenbedarfsbe-
rechnung) wird bekräftigt - die geplante 
zeitnahe Fortschreibung des RP Ruhr zu den 
Siedlungsbereichen mit den dann aktuellen 
Datengrundlagen und unter Berücksichti-
gung der vorliegenden Evaluationsergeb-
nisse wird begrüßt. 

die aktuellen Datengrundlagen verwendet 
werden. Dies ist erst nach Abschluss des 
Evaluationsverfahrens vorgesehen.  
 
Maßgebliche Grundlagen des Bedarfsbe-
rechnungsmodells sind die Daten zum der-
zeitigen Wohnungsbestand, wie veröffent-
licht in Code 31231A der Landesdatenbank 
sowie die Haushaltsmodellrechnung des 
Landesbetriebs IT.NRW. Beide Datengrund-
lagen basieren mit Stand Oktober 2024 
noch nicht auf der Erhebung des Zensus 
2022. 
 
Wenn die Daten in der Landesdatenbank 
fortgeschrieben werden, fließen sie in die 
Fortschreibung der Bedarfswerte ein. Da im 
Sommer 2025 eine aktualisierte Haushalts-
modellrechnung (auf der Basis des Zensus 
2022) erwartet wird, sollen die Bedarfe auf 
dieser Basis unmittelbar fortgeschrieben 
werden. 

2 Ebenso wurde der Wunsch nach Anerken-
nung kommunaler Datengrundlagen seitens 
der Statistikstelle bekräftigt, da die Stadt 
Recklinghausen eigene Bevölkerungsprog-
nosen - zum Teil sogar auf Stadtteilebene - 
erstellt. 
 
Im Dokument „Recklinghausen_Eva l ua-
tion_2024" wird auf Seite 1 ein Bedarf an 
zusätzlichen Wohnungen für einen Zeitraum 
von 20 Jahren von insgesamt 1.262 Woh-
nungen aufgezeigt. Dies entspricht umge-
rechnet einem Bedarf von ca. 63 Wohnun-
gen pro Jahr. 
 
In der Fortschreibung zum Handlungs-kon-
zept Wohnen 2023 der Stadt Recklinghau-
sen hat sich ein Bedarf von 3.447 Wohnun-
gen (rd. 290 WE / Jahr) bis zum Jahr 2034 
ergeben. Hiervon entfallen 
1.009 Wohnungen auf den Neubedarf durch 
die Haushaltsentwicklung. 
 
In Ihrer Tabelle ist der Neubedarf aus Haus-
haltsentwicklung mit -7.227 für einen Zeit-
raum von 20 Jahren angegeben. 
 
Das durchschnittliche Baufertigstellungs- 
niveau im Betrachtungszeitraum 2017 - 
2022 der Fortschreibung unseres Hand-
lungskonzepts lag bei 109 WE in MFH und 
43 WE in EFH/ZFH pro Jahr. 
 

Der Anregung zur Nutzung kommunaler Be-
völkerungsprognosen wird nicht gefolgt. 
 
Die maßgebliche Datengrundlage innerhalb 
des Bedarfsberechnungsmodells Wohnen 
ist die von IT.NRW vorgelegte Haushalts-
modellrechnung. Hier verweist der LEP 
NRW in den Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 di-
rekt auf diese Daten: „dem Neubedarf, der 
sich aus der Veränderung der Haushaltszah-
len im Planungszeitraum gemäß Prognose 
von IT.NRW ergibt“. Diese Daten sind daher 
nach den Vorgaben des Landes zu verwen-
den.  
 
Zur Würdigung der Stellungnahme hat die 
Regionalplanungsbehörde am 17.10.2024 
per E-Mail bei den Kommunen anfragt, ob 
diese Daten zu ihren Wohnungsbeständ en, 
Haushalten und zu aktuellen Einwohnerzah-
len zur Verfügung stellen können. Im Ergeb-
nis haben 30 der 53 Kommunen eine Rück-
meldung gegeben. Während nahezu alle (28 
von 30) der Kommunen Daten zu den Ein-
wohnerzahlen stellen könnten, geben ledig-
lich sechs Kommunen an, Daten zur Zahl der 
Wohnungen liefern zu können. Siebzehn 
Kommunen geben an, dass die Zahl der 
Haushalte vorliegt, dies jedoch teilweise aus 
dem Zensus (damit identisch zu IT.NRW).  
Acht Kommunen lehnen eine Abkehr von 
den IT.NRW-Daten ab und weitere sieben 
Kommunen lehnen dies eher ab.  
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Auch, wenn die Prognosezeiträume und..,  
grundlagen nicht übereinstimmen, er-
scheint der Bedarf anzusätzlichen Wohnun-
gen von 1.262 für 20 Jahre als vergleichs-
weise gering. Über eine Klarstellung oder 
Berücksichtigung der o.g. Ausführungen 
wäre ich Ihnen sehr verbunden. 

Da nicht alle Kommunen die geforderten 
Daten liefern könnten und somit keine ein-
heitliche Betrachtungsgrundlage gewähr-
leistet werden könnte, wird von der  
Nutzung kommunaler Daten im Rahmen der 
Siedlungsflächenbedarfsberechnung abge-
sehen. 

3 Darüber hinaus haben wir seitens der Stadt 
Recklinghausen keine weitergehenden An-
merkungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Stellungnahme der Stadt Voerde 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 Zu den Entwürfen der Evaluationsberichte 
Wohnen und Gewerbe sowie zu den Tabel-
len der Bedarfsberechnung: Wohnen habe 
ich keine Anregungen. 

Der Hinweis, dass zu den Evaluationsbe-
richten keine Anregungen erfolgen, wird 
zur Kenntnis genommen. 

Stellungnahme der GFNP-Planungsgemeinschaft 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 die Planungsgemeinschaft Städteregion 
Ruhr begrüßt die Evaluierung und die da-
rauf aufbauende Weiterentwicklung des 
Modells zur Siedlungsflächenbedarfs- 
berechnung für Wohnen und Gewerbe. Die 
vorgenommenen Änderungen sind aus-
führlich und transparent dokumentiert.  
 
Nachfolgend wird zunächst auf einige 
grundlegende Aspekte eingegangen. Im 
Anschluss folgen weitergehende Hinweise 
zu den Modellen für Wohnen und Gewerbe. 

Die positive Rückmeldung zum Umfang 
und zur Transparenz der Evaluationsunter-
lagen wird zur Kenntnis genommen. 

2 Forcierte Suburbanisierung  

Das Bedarfsberechnungsmodell sowohl für 
Wohnen als auch für Gewerbe soll zukünf-
tig eine „Regionale Ausgleichskompo-
nente“ enthalten: „Über die Ausgleichs-
komponente kann ein Teil des Bedarfs ge-
zielt dorthin gelenkt werden, wo entspre-
chende Flächenpotenziale für die künftige 
Flächenentwicklung vorhanden, bereits 
planerisch gesichert und somit kurz- bis 
mittelfristig verfügbar sind.“  
 
Damit wird das Problem adressiert, dass es 
in der Metropole Ruhr Städte gibt, bei de-
nen der rechnerisch ermittelte Bedarf an 
Wohn- und oder Gewerbeflächenreserve n 
aufgrund von Restriktionen (z.B. der hohen 
Wertigkeit der verbleibenden Freiräume) 
und/oder bereits sehr hoher Besiedlung 
nicht verortet werden kann, während an-
dere Städte aktuell mehr 

Die Ausführungen zur neu eingeführten 
Regionalen Ausgleichskomponente wer-
den zur Kenntnis genommen. 
 
Die Stellungnahme stellt die Motivation zur 
Einführung der Regionalen Ausgleichs-
komponente zutreffend dar.  
 
Es wird die jedoch die Annahme formuliert,  
dass der Modellbaustein Ziele wie die de-
zentrale Konzentration oder die Innenent-
wicklung konterkarieren und „expansive 
Planungen der Vergangenheit“ belohnen 
würde. 
 
Es ist zwar richtig, dass ein Anteil des ge-
samtregionalen Bedarfes in die Regionale 
Ausgleichskomponente einfließt, in den 
vorgenommenen Vergleichsrechnunge n 
von 2012 bis 2022  schwankt der Anteil bei 
Wohnen zwischen 4,2 % und 8,9 % und bei 
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Siedlungsflächenreserven in ihren kommu-
nalen Flächennutzungsplänen dargestellt 
haben, als von dem rechnerischen Bedarf 
gedeckt ist. Dabei besteht in der Praxis oft 
das Problem, dass neue Flächenentwick-
lungen formal nur möglich sind, wenn an 
anderer Stelle Reserveflächen zurückge-
nommen werden. 
 
In der Summe bleibt der zuletzt ermittelte 
FNP-Nettobedarf aller Kommunen für 
Wohnen mit 2.478,3 ha gegenüber zuletzt 
2.480,4 ha nahezu identisch. Bei Gewerbe 
steigt er mit 2.659,8 ha gegenüber 2.519,9 
ha geringfügig an. 
 
Auch wenn der Ansatz zunächst eingängig 
erscheint, wird er mit dem Blick auf die 
räumliche Verteilung nicht unterstützt.  
Meist sind es die großen Kernstädte, die ei-
nen Überschuss an Bedarf aufweisen, wäh-
rend es eher die kleineren Städte im Um-
land sind, die ungedeckte Flächenpotenzi-
ale haben. 
 
Im Sinne sowohl des Freiraumschutzes als 
auch einer auf die Zentren und damit auf 
die Ziele der dezentralen Konzentration 
ausgerichteten Siedlungsentwicklung ist es 
erforderlich, die Potenziale der transforma-
tiven Innenentwicklung, die in rechtlicher,  
wirtschaftlicher und politischer Hinsicht 
wesentlichen Herausforderungen gegen-
überstehen, zu stärken.  
 
Dazu tragen die höheren Dichten oder eine 
Berücksichtigung des Stadtumbaus (s.u.) 
bei. Die „regionale Ausgleichskompo-
nente“ weist demgegenüber in Richtung ei-
ner Siedlungsentwicklung auf dem Weg 
des geringsten Widerstands, schwächt den 
Ballungskern, forciert die Suburbanisie-
rung und belohnt expansive Planungen der 
Vergangenheit. 

Gewerbe zwischen 2,7 % und 3,9 %. Es han-
delt sich demnach um einen eher geringen 
Anteil am gesamtregionalen Bedarf. Ziel 
6.1-1 LEP NRW fordert eine bedarfsge-
rechte Festlegung Allgemeiner Siedlungs-
bereiche und Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen für den Regional-
plan. Die Regionalplanungsbehörde hat 
daher für eine möglichst umfassende Fest-
legung der ermittelten Bedarfe zu sorgen, 
weshalb die Einführung einer Regionalen 
Ausgleichskomponente als angemessen 
erachtet wird. 
 
Vor dem Hintergrund des einerseits mode-
raten Anteils am gesamtregionalen Bedarf 
und andererseits der eng verflochtenen 
Region wird die Gefahr einer aus dem Be-
rechnungsbaustein resultierenden Forcie-
rung der Suburbanisierung nicht gesehen. 
Vielmehr soll der Berechnungsbaustei n 
dazu beitragen, dem überdurchschnittlich 
hohen Flächendruck des Ruhrgebiets im 
Vergleich zu den angrenzenden Planungs-
räumen angemessen zu begegnen. Dies 
gilt sowohl bei der Bereitstellung von Flä-
chen für den Wohnungsbau als auch von 
geeigneten Flächen für die wirtschaftliche 
Entwicklung. Von nicht verortbaren, „virtu-
ellen“ Bedarfen geht keine Wirkung aus. Ei-
nen Teil der virtuellen Bedarfe jedoch dazu 
zu nutzen, dass bereits bauleitplanerisch 
gesicherte, städtebaulich sinnvolle Erwei-
terungen rechtssicher bebaut werden kön-
nen, schafft konkrete Entwicklungs-mög-
lichkeiten für die Region.  
 
Darüber hinaus lenkt der Berechnungsbau-
stein die Bedarfe nicht per se in den subur-
banen Raum bzw. schwächt auf diese 
Weise wie in der Stellungnahme angenom-
men den Ballungskern: 
 
• Bei den Wohnbedarfen profieren 20 

der 39 Mittelzentren (51 %) darunter 
die kreisfreien Städte Hamm, Oberhau-
sen und Bottrop sowie mit Dortmund 
und Hagen auch zwei der fünf Ober-
zentren. In den Oberzentren Essen,  
Bochum und Duisburg verbleiben, 
trotz des Abschlages, je noch über 
120 ha Neudarstellungsbedarf in den 
FNP (bezogen auf den aktuellen Zeit-
schnitt). 
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Es liegt zudem keine Kausalität hinsichtlich 
des Alters der FNP und einer expansiven 
Planung vor, wie in der Stellungnahme an-
genommen (angegebene Zahlen vor der 
Anwendung der Regionalen Ausgleichs-
komponente): 
 
• Wohnen – In den älteren FNP (vor 1996 

erstellt) liegt im Durchschnitt eine Unter-
deckung (weniger Reserven als Bedarf) 
in Höhe von 11 % vor (75 % der Kommu-
nen weisen eine Unterdeckung auf). In 
den jüngeren FNP (ab 1996 erstellt),  
liegt dagegen im Durchschnitt eine 
Überdeckung in Höhe von 12 % vor. Die 
maximale Überdeckung liegt in einem 
FNP aus dem Jahr 2005 vor. 

 
Die Flächensituation der 53 Kommunen 
stellt sich demnach unabhängig vom Alter 
der FNP heterogen dar.   
 
Zusammenfassend wird festgestellt, dass 
die in der Stellungnahme vorgebrachten 
Annahmen und Einwände nicht bestätigt 
werden können, weshalb der Beibehalt der 
Regionalen Ausgleichskomponente als an-
gemessen und sachgerecht erachtet wird. 

3 Keine Berücksichtigung des Stadtumbaus  
Im Rahmen des Siedlungsflächenmonito -
rings hat sich über die Jahre gezeigt, dass 
der Anteil der Inanspruchnahmen auf zuvor 
nicht erfassten Reserven immer größer 
wird. Er lag zuletzt bei 58,1% für Wohnen 
und 38,7% für Gewerbe. Dabei handelt es 
sich meist um Situationen, in denen eine 
Immobilie abgerissen und an gleicher Stelle 
zeitnah eine neue errichtet wird. Diesen 
kontinuierlichen Stadtumbau berücksich-
tigt das rechnerische Modell für die Metro-
pole Ruhr – anders als das der Bezirksregie-
rung Düsseldorf – bislang nicht. 
 
Da auch für die Zukunft davon auszugehen 
ist, dass diese Entwicklung einen wichtigen 
Beitrag für die Erfüllung der Neubaube-
darfe erfüllen wird, wird angeregt, diesen 
Aspekt in der Bedarfsberechnung in geeig-
neter Weise zu berücksichtigen. In der 
Konsequenz könnte das Gesamtniveau des 
Siedlungsflächenbedarfs in der Metropole 
Ruhr reduziert und ein wichtiger Beitrag 
zum Flächensparen geleistet werden. 

Der Anregung zu einer noch weitergehen-
den Berücksichtigung des Stadt- bzw. Be-
standsumbaus innerhalb der Bedarfsbe-
rechnungsmodelle wird nicht gefolgt. 
 
Innerhalb der Bedarfsberechnungsmodel le 
Wohnen und Gewerbe wird der Bestands-
umbau bereits in mehrfacher Hinsicht be-
rücksichtigt: 
 
• Brachflächen und Innenentwick-
lungspotenziale gelten als anzurechnende 
Reserven und werden von den ermittelten 
Bedarfen abgezogen. Dies gilt auch, wenn 
es sich dabei nicht um eine Umwidmung im 
Bauleitplan handelt (Beispiel: war Wohn-
baufläche und bleibt Wohnbaufläche).  
Brachflächen und Innenentwicklungspo-
tenziale liegen aufgrund der Vorerhe-
bungsmethode in unserer Region einheit-
lich erhoben vor. 
• Wenn eine Umwidmung im Bauleit-
plan z.B. von einer Gemeinbedarfsfläche zu 
einer Wohnbaufläche erfolgen soll, ist 
hierzu ein Bedarfsnachweis erforderlich.  
Der ermittelte Bedarf bezieht sich daher 
ausdrücklich auch auf Anwendungsfälle in-
nerhalb des Siedlungsbestandes. 
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Die SFM-Erhebungen belegen jedoch, dass 
die den Bedarfen gegenübergestellten Flä-
chenreserven in der Vergangenheit unter-
schätzt waren ( = Schattenreserven). Rund 
115 ha jährlich konnten zwischen 2014 und 
2022 in der Gesamtregion jährlich (haupt-
sächlich durch Abriss und Neubau oder 
Nachverdichtung) zusätzlich, davon 90 ha 
innerhalb der vorhandenen Siedlungs- und 
Verkehrsfläche für den Wohnungsbau akti-
viert werden.  
 
Die Frage einer weitergehenden Berück-
sichtigung des Stadtumbaus ist damit ge-
rechtfertigt. Zur Beantwortung sind im 
Umkehrschluss die Fragen zu stellen, ob  

a) vor dem Hintergrund der Ziele zur 
Reduzierung der Freirauminan-
spruchnahme ein Handlungsbedarf  
vorliegt und 

b) ob die Bedarfswerte unter Einbe-
zug der „Schattenreserven“ tat-
sächlich zu hoch angesetzt sind. 
 

Zu Frage a) In den letzten Jahren ist die 
Siedlungs- und Verkehrsfläche im Ruhrge-
biet nicht gewachsen. Aus diesem analyti-
schen Befund ergibt sich, dass ein weiter-
gehender Eingriff in die kommunale Pla-
nungshoheit und in die planerischen Hand-
lungsspielräume derzeit nicht angemessen 
ist. 
 
Zu Frage b) kann formuliert werden, dass 
die Bedarfswerte dann zu hoch angesetzt 
sind, wenn die Summe aus anzurechnen-
den Flächenreserven und Baulücken, 
Schattenreserven und dem Handlungser-
fordernis aus der Bedarfsberechnung 
(Rücknahmeerfordernis oder Neudarstel-
lungsbedarf) höher ausfallen würde als die 
auf 20 Jahre hochgerechnete Bautätigkeit 
der letzten Jahre. In diesem Fall könnte da-
raus, sofern eine vollständige Verortung 
der Neudarstellungsbedarfe erfolgt und 
sich die Bautätigkeit der letzten Jahre auf-
grund des größeren Angebotes verstärken 
würde, ein Wachstum der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche resultieren. 
 
Zur Überprüfung wurde die Summe aus an-
zurechnenden Reserven und Baulücken, 
Schattenreserven (Bautätigkeit außerhalb 
der vormals erhobenen Reserven) und dem 
Neudarstellungsbedarf bzw. dem 
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Rücknahmeerfordernis im FNP gebildet. 
Diese Summe beschreibt die Höhe der Flä-
chenpotenziale insgesamt – einschl. der 
bislang noch unbekannten Reserven und 
einschl. der Anpassungserfordernisse in 
den FNP bzw. dem GFNP, die aus der Be-
darfsberechnung resultieren.  
 
Die anzurechnenden Reserven und Baulü-
cken gehen zu einem Anteil von 50 % in die 
Summe ein, da die SFM-Erhebungen seit 
2011 darlegen, dass nicht alle Reserven in-
nerhalb von 20 Jahren entwickelt worden 
sind. Zur Bestimmung des Anteils wurden 
die erhobenen Flächenreserven der SFM-
Erhebung aus dem Jahr 2014 im Zeitver-
lauf bis 2022 betrachtet. Hier zeigt sich, 
dass von den Reserven jährlich im Mittel 
82 ha (2,5 %) entwickelt wurden. Auf 20 
Jahre hochgerechnet ergibt dies einen An-
teil von 50 %. 
 
Im Ergebnis (vgl. Kapitel 6) zeigt sich, dass 
das aus den vorhandenen Flächenreserven, 
den Schattenreserven und den Anpas-
sungserfordernissen aus der Bedarfsbe-
rechnung ermittelte Potenzial in der 
Summe unterhalb der Bautätigkeit der ver-
gangenen Jahre liegt. Dies unter der An-
nahme, dass alle Neudarstellungsbedarfe 
planerisch verortet werden können. Die 
Höhe der Bedarfe erscheint vor dem Hin-
tergrund der Plausibilitätsprüfung ange-
messen. 
 
In der Stellungnahme wird zudem das  
Beispiel der BR Düsseldorf angeführt. Die 
BR Düsseldorf berücksichtigt den Be-
standsumbau in der Bedarfsberechnung in-
dem die erhobenen Flächenreserven um 
anzunehmende, geschätzte Innenpotenzi-
ale erhöht werden. Dabei wird zwischen In-
nenpotenzial A und B unterschieden. Da 
die dortigen Kreise in ihren Kommunen 
nicht flächendeckend Nachverdichtungsef-
fekte sehen, wird ein Innenpotenzial A aus-
schließlich in Großstädten angerechnet. 
Das Innenpotenzial B berücksichtigt die 
Hälfte der im SFM erhobenen Baulücken für 
alle Kommunen. Darüber hinaus sind in ei-
nigen Städten, wie in Düsseldorf und in 
Haan, einzelne Flächen einbezogen wor-
den, bei denen die Kommunen bislang Ent-
wicklungshemmnisse formuliert haben 
(Keine Reserve), da auch solche Flächen 
aufgrund des Entwicklungsdrucks in den 
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Großstädten – laut Planbegründung der BR 
Düsseldorf – zunehmend mobilisiert wer-
den. Mit dem Einbezug der Innenpotentiale 
wurde im Planungsraum der BR Düsseldorf  
vornehmlich der hohe regionalplanerische 
Neufestlegungsbedarf in den prosperie-
renden Großstädten reduziert.  
 
Da über das SFM der BR Düsseldorf, im Ge-
gensatz zum SFM Ruhr, Angaben zum Be-
standsumbau der Vergangenheit nicht um-
fänglich abgeleitet werden können, wurde 
zur Ermittlung des Innenpotenzials A der 
halbe Ersatzbedarf (=der Grundbedarf) in 
Ansatz gebracht. Allein dies würde bedeu-
ten, dass beispielsweise im Planungsraum 
des GFNP statt bislang 450 ha Neudarstel-
lungsbedarf ein Rücknahmeerfordernis in 
einem Umfang von 5,5 ha vorliegen würde. 
Für die Stadt Dortmund würde sich, statt 
eines Neudarstellungsbedarfs in Höhe von 
69 ha ein Rücknahmeerfordernis in Höhe 
von 61 ha ergeben. Dies resultiert im We-
sentlichen daraus, dass für die Kommunen 
in der Haushaltsmodellrechnung, im Ge-
gensatz zur Region Düsseldorf, ein Haus-
halterückgang prognostiziert wird. Die Be-
darfe der kreisangehörigen Kommunen 
blieben unter Anwendung des Innenpoten-
zials A hier jedoch unverändert. Die zusätz-
liche Anwendung des Innenpotenzials B 
(Anrechnung eines Teils der Baulücken und 
der bislang nicht als Reserve klassifizierten 
Flächen), nach dem Modell der BR Düssel-
dorf, würde auch für die kreisfreien Kom-
munen das Rücknahmeerfordernis weiter 
erhöhen.  
 
Das Rechenbeispiel belegt, dass eine Über-
tragung des Ansatzes der BR Düsseldorf ,  
aufgrund der unterschiedlichen Entwick-
lungspfade für die Metropole Ruhr, plane-
risch nicht sinnvoll ist. Dies würde die 
Handlungsspielräume, insbesondere für 
die kreisfreien Kommunen in unserer Re-
gion nicht nur aufheben, sondern gar mit 
umfänglichen Rücknahmeerfordernisse n 
bauleitplanerisch gesicherter Flächen ein-
hergehen. Vor dem Hintergrund des ge-
rade dort vielfach vorhandenen Woh-
nungsdrucks ergäbe sich ein nicht be-
gründbarer planerischer Effekt. 
In der Zusammenschau der Analysen rund 
um die Frage einer weitergehenden Be-
rücksichtigung des Stadtumbaus bzw. des 
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Bestandsumbaus wird daher festgestellt,  
dass der Anregung nicht gefolgt wird. 
 

4 Fortschreibung von Bedarf und Reserven  
Die Beurteilung des Bauflächenbedarfs / 
der Bedarfsnachweis für die Bauleitpla-
nung erfolgt durch bilanzielle Gegenüber-
stellung der – jeweils regelmäßig fortge-
schriebenen – Siedlungsflächenbedarfe 
und Siedlungsflächenreserven. Dabei wird 
i.d.R. in dreijährigem Turnus – jeweils eine 
neue Kalkulation für einen auf die nächsten 
20 Jahre bezogenen Bedarfshorizont ge-
rechnet. Das entspricht den methodischen 
Vorgaben des LEP NRW. 
 
Diese Vorgehensweise hat aber zur Folge, 
dass Flächeninanspruchnahmen zwar die 
Bauflächenreserven der jeweiligen Kom-
mune schmälern, durch die Neuberech-
nung der Bedarfe aber regelmäßig neue bi-
lanzielle Neu-Ausweisungsspielräume ent-
stehen. Dieses System bildet das norma-
tive Ziel einer Reduzierung der Siedlungs-
flächen-inanspruchnahme und – perspekti-
visch – der Flächenkreislaufwirtschaft nicht 
hinreichend ab. Es unterstützt zudem die 
Suburbanisierung insofern die dadurch 
entstehenden Ausweisungsspielräume in 
den Kernstädten faktisch nicht umsetzbar 
sind. 
 
Es wird angeregt, dass der RVR sich gegen-
über der Landesplanung für eine Evalua-
tion dieses Ansatzes einsetzt, mit dem Ziel 
den Flächenverbrauch in NRW wirkungs-
voller zu steuern. 

Der Anregung zur Evaluation des dynami-
schen Ansatzes bei der Siedlungsflächen-
bedarfsberechnung wird nicht gefolgt. 
 
Mit der Einführung des Siedlungsflächen-
monitorings in das Landesplanungsgesetz 
und der darauf aufbauenden Festlegungen 
im LEP NRW steht in NRW ein Instrumen-
tarium zur Verfügung, dass den vormals 
starren Ansatz der Ermittlung der Flächen-
bedarfe in ein dynamisches, monitoringge-
stütztes System überführt hat. 
 
Während vormals für einen Zeitraum vom 
15 bis 20 Jahren eine Festschreibung der 
Bedarfe erfolgte, werden nun – im Regelfall 
alle drei Jahre – sowohl die Bedarfswerte 
als auch die vorhandenen Flächenreserven 
aktualisiert. Anders als zuvor, erlaubt das 
Vorgehen nun eine regelmäßige Neube-
wertung des Siedlungsflächenbedarfs vor 
dem Hintergrund aktueller Rahmenbeding-
ungen.  
 
Dies bedeutet, dass sich die aktualisiert be-
rechneten Bedarfszahlen für einen Zeit-
raum von 20 Jahren regelmäßig für drei 
Jahre in die Zukunft verschieben. Dabei 
können die Bedarfe steigen aber auch sin-
ken. Dieser dynamische Planungsansatz 
erlaubt im Sinne eines Frühwarnsystems 
eine rechtzeitige Reaktion auf sich än-
dernde Rahmenbedingungen. Zugleich ha-
ben sich in den vergangenen Jahren die äu-
ßeren Rahmenbedingungen dramatisch 
verändert. Zuwanderungswellen aus dem 
Ausland, der Umstieg auf erneuerbare 
Energien und die Herausforderungen des 
Klimawandels erlauben keine starre Pla-
nung für zwei Dekaden im Voraus, wie in 
vorausgehenden Planergenerationen er-
folgt.  
 
In den letzten Jahren zeigt sich die Freirau-
minanspruchnahme zurückgehend, zuletzt 
im Saldo „Netto-Null“ – siehe Evaluations-
bericht Wohnen Kap. 5.6.5. Aus diesem Be-
fund lässt sich demnach nicht ableiten,  
dass der seit mehr als zehn Jahren ange-
wandte dynamische Ansatz zu negativen 
Effekten auf die Freirauminan-spruc h-
nahme führt. 
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In der Stellungnahme wird zudem formu-
liert, dass der dynamische Planungs-ansatz 
die Suburbanisierung unterstützen könnte.  
Diese Kausalität wird nicht gesehen. Wenn 
zum Zeitpunkt A ein hoher gesamtregiona-
ler Bedarf ermittelt wurde, der sich bei der 
Datenaktualisierung zum Zeitpunkt B nicht 
mehr zeigt, dann erhalten auch die kreisan-
gehörigen die Kommunen im Zuge einer 
Fortschreibung weniger Bedarf als bei ei-
ner Fixierung für 20 Jahre.  
 
Vielmehr würde bei einer Bedarfsfixierung 
für 20 Jahre das Risiko einer Handlungsfä-
higkeit einzelner Kommunen befürchtet,  
die regelmäßig dann eintreten würde, 
wenn bei einer bedarfsgerechten Darstel-
lung im (G)FNP alle verfügbaren Reserven 
in Anspruch genommen worden sind. Da 
auch der Bestandsumbau einen Bedarfs-
nachweis erfordert, ergäbe sich selbst in 
diesem Fall der Flächenkreislaufwirtschaft 
bis zur Planneuaufstellung ein planerischer 
Stillstand in der Siedlungsentwicklung. 

5 Ergänzende Hinweise zur Wohnbauflä-
chenbedarfsberechnung  
 
Bei der Überarbeitung des Modells zur 
Wohnbauflächenbedarfsberechnung wer-
den verschiedene Anpassungen vorge-
nommen, die sich z.B. aus veränderten Ver-
fügbarkeiten von Daten oder den Erfahrun-
gen aus dem Monitoring ableiten und die 
unterstützt werden:  
• Die „Fluktuationsreserve“ wird aufgrund 

einer schwierigen Datenlage nicht mehr 
unter Einbeziehung der Wohnungsleer-
stände sondern pauschal mit 1 % veran-
schlagt  

 
• Die Quote für den „Ersatzbedarf“ (Ab-

riss, Zusammenlegung, nicht mehr nutz-
bar) wird auf den im LEP NRW genann-
ten Satz von 0,2 % gesetzt. Die bisherige 
Quote von 0,24 lässt sich über die ei-
gene Datenauswertung des RVR nicht 
begründen.  

 
• Die Vereinheitlichung des Planungszeit-

raumes auf 20 Jahre (bislang abwei-
chend von Gewerbe 22 Jahre)  

 
• Die Stabilisierung des Modells durch die 

Bildung eines gleitenden Mittelwertes 
aus den letzten vier Bedarfswerten  

 

Die Ausführungen zu den Anpassungen der 
Wohnbauflächenbedarfsberechung wer-
den zur Kenntnis genommen. 
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• Die Stabilisierung der Bedarfswerte im 
Rahmen des Übergangs auf das neue 
Modell durch eine stufenweise Einfüh-
rung (zunächst nur Berücksichtigung 
der neuen Ansätze zu 25 %)  

6 Das bisherige Modell verwendet für die 
Umrechnung der bei der Bedarfsberech-
nung ermittelten Anzahl an Wohneinheite n 
auf die Fläche unterschiedliche „Dichte-
werte“ für fünf verschiedene Raumstruk-
turtypen. Die Planungsgemeinschaft fällt 
dabei einheitlich in die dichteste Kategorie 
mit 44,2 WE/ha. Diese Dichtewerte wer-
den nun auf der Grundlage des Monitorings 
für jede Stadt individuell berechnet und fal-
len höher aus als bisher (innerhalb der Pla-
nungsgemeinschaft zwischen 49,4 WE/ha 
für Mülheim an der Ruhr und 67,5 ha 
WE/ha für Essen).  
 
Eine ähnliche Herangehensweise gibt es 
bei dem „städtebaulichen Zuschlag“, also 
der Umrechnung des netto errechneten 
Flächenbedarfs unter Einbeziehung z.B. 
der Erschließung auf die Brutto-Darstel-
lung im GFNP. Auch hier werden die Erfah-
rungen aus dem Monitoring herangezogen, 
der Aufschlag insgesamt reduziert und in-
dividualisiert. Die am Monitoring orientier-
ten, höheren Dichtewerte und sowie die auf 
den Erfahrungen basierenden, geringeren 
städtebaulichen Zuschläge werden be-
grüßt. 
 
Allerdings wird vorgeschlagen weiterhin 
einen pauschalisierenden / raumtypisie-
renden Ansatz zu verfolgen, der gegen-
über dem primär fortschreibenden Ansatz 
einen stärkeren Anreiz zum Flächensparen 
bietet. Dabei würden die Städte belohnt 
werden, die besonders dicht und damit flä-
chensparend bauen, während in der vom 
RVR vorgeschlagenen gemeindescharfen 
empirischen Ableitung der Dichtewerte ge-
ringe Dichten, also Defizite im sparsamen 
Umgang mit der Ressource Fläche, zu hö-
heren Flächenbedarfen in der Zukunft füh-
ren und sich insofern fortschreiben. 

Der Anregung, auf individuelle Dichte-
werte und städtebauliche Zuschläge zu 
verzichten wird nicht gefolgt. 
 
Zu den Dichtewerten: 
Gegenüber dem bisherigen Ansatz erge-
ben sich für 40 der 53 Kommunen höhere 
Dichtewerte. In 18 Fällen liegen die Dichte-
werte höher als im baulichen Bestand der 
Kommune. Die sich rechnerisch je zu Hälfte 
aus der mittleren Neubaudichte und der 
Bestandsdichte ergebenden Dichtewerte 
werden anhand von sieben Raumstruktur-
typen kalibriert. Zeigt sich in der Kommune 
ein von den anderen Kommunen innerhalb 
des Raumstrukturtyps abweichendes Er-
gebnis, z.B. aufgrund einer deutlich gerin-
geren Neubaudichte, dann wird der Dichte-
wert angehoben oder abgesenkt. Somit ist 
neben der Bestandsdichte noch ein zweites 
Korrektivelement implementiert, welches 
den in der Stellungnahme beschriebenen 
Effekt „der Belohnung geringerer Dichte-
werte“ relativiert. 
 
Die mittlere Neubaudichte stellt sich im 
Übrigen in 10 der 11 kreisfreien Städte 
(Ausnahme Dortmund) geringer dar als in 
deren baulichen Bestand. Die kreisfreien 
Kommunen unterschreiten im Neubau die 
Bestandsdichte im arithmetischen Mittel 
um 17 %. In 20 der 42 kreisangehörigen 
Kommunen zeigt sich eine höhere oder 
ähnlich hohe Neubaudichte als in deren 
baulichen Bestand. Das arithmetische Mit-
tel der Unterschreitung der Bestandsdichte 
liegt in den kreisangehörigen Kommunen 
lediglich bei 3 %. Dies bedeutet, dass die 
Bestandsdichte in vielen kreisangehörigen 
Kommunen bei gleichbleibender Neubau-
dichte steigen würde, während sie in der 
überwiegenden Zahl der kreisfreien Kom-
munen sinken würde.  
 
An dem gewählten Modell soll auch vor 
dem Hintergrund der Vorgaben im LEP 
NRW festgehalten werden. Hier wird in den 
Erläuterungen zu Ziel 6.1-1 ausgeführt:  
„Der (..) ermittelte Bedarf an Wohneinhei-
ten wird anhand siedlungsstrukturtyp i-
scher Dichten (…) in Flächen 
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umgerechnet“. Diese Formulierung ver-
weist gezielt auf die vorhandene siedlungs-
strukturtypische Dichte und nicht auf die 
Zielsetzung diese zukünftig noch weiter zu 
unterschreiten. Eine Ableitung der Dichte-
werte aus dem vorhandenen baulichen Be-
stand und der tatsächlichen Neubaudichte 
wird daher als zielkonform erachtet. 
 
Der LEP NRW gibt ferner für drei Raum-
strukturtypen Dichtewerte vor, eröffnet  
aber zugleich die Möglichkeit, dass „die Re-
gionalplanungsbehörde (..) in begründeten 
Fällen, z. B. auf der Grundlage empirischer 
Ermittlungen, von den genannten Richt-
werten abweichen“ kann. Im Evaluations-
bericht wird dargelegt, dass weder drei 
noch fünf Raumstrukturtypen die stark he-
terogene Raumstruktur der Metropole 
Ruhr ausreichend differenziert abbilden, 
weshalb zukünftig sieben Raumstruktur-
typen herangezogen werden sollen. 
 
Zu den städtebaulichen Zuschlägen: 
Auch diese werden nun, statt bislang ein-
heitlich, individuell anhand des jeweiligen 
FNK bzw. des GFNP ermittelt. 
 
Der städtebauliche Zuschlag dient der Er-
mittlung der erforderlichen Brutto-Darstel-
lungsfläche im Flächennutzungsplan zur 
Realisierung des Nettoflächen-bedarfs.  
 
Die Unterschiede bei der Höhe des städte-
baulichen Zuschlags ergeben sich aus un-
terschiedlichen Maßstäben der FNP zwi-
schen 1:10.000 und 1:50.000 sowie aus un-
terschiedlichen Darstellungsschwellen (bis 
zu 5 ha im GFNP; bei aktuellen FNP eine 
Tendenz zur Entfeinerung). Dies ist auch 
darauf zurückzuführen, dass die FNP in der 
Region aus sieben verschiedenen Jahr-
zehnten stammen. Aufgrund der sehr un-
terschiedlichen kartografischen Ausprä-
gungen werden individuelle städtebauliche 
Zuschläge als erforderlich und sachgerecht 
erachtet. Es geht bei höheren oder niedri-
geren Zuschlägen demnach nicht um eine 
Begünstigung oder Benachteiligung ein-
zelner Kommunen, sondern um die Berück-
sichtigung der individuellen kartografi-
schen Darstellungsschärfe des FNP / des 
GFNP (entsprechend des gesamten Stadt- 
oder Gemeindegebietes). 
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Der städtebauliche Zuschlag soll bei jeder 
zukünftigen Überprüfung des Rechenmo-
dells erneut betrachtet werden. Damit wird 
der Zuschlag bei sich ändernden Rahmen-
bedingungen angepasst. 

7 Zur Erhöhung der Flexibilität wird der Pla-
nungszeitraum für den Regionalplan Ruhr 
auf 25 Jahre gesetzt und der sich daraus für 
die Region insgesamt ergebende Mehrbe-
darf gleichmäßig auf alle 53 Verbandskom-
munen verteilt.  
 
Dieser „allgemeine Flexibilitätsgrundbe -
darf“ beträgt bei Wohnen 6,4 ha pro Stadt. 
Die Gleichbehandlung der sehr unter-
schiedlich großen Kommunen irritiert zu-
nächst, trägt jedoch dem Umstand Rech-
nung, dass die großen Städte in der Regel 
ohnehin eine Unterdeckung aufweisen, 
während zusätzliche 6,4 ha im Regional-
plan Ruhr bei kleineren Städten einen deut-
lichen Zuwachs an Handlungsoptionen dar-
stellen. Solange sichergestellt ist, dass die 
Flächen aus dem Flexibilisierungsgrundbe -
darf wie geschildert nur im Rahmen des auf 
FNP-Ebene ermittelten Bedarfs in An-
spruch genommen werden, kann der An-
satz mitgetragen werden. 

Die Hinweise zu dem „allgemeinen Flexibi-
litätsgrundbedarf“ werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Es wird bestätigt, dass der Flexibilitäts-
grundbedarf nur im Umfang des ermittel-
ten FNP-Bedarfs der jeweiligen Kommune 
in Anspruch genommen werden kann. 

Stellungnahme der IHKs und HWKs 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu 
den Entwürfen der Evaluationsberichte für 
die Siedlungsflächenbedarfsberechnung im 
Regionalplan Ruhr eine gemeinsame Stel-
lungnahme abgeben zu können. In unserer 
Stellungnahme beschränken wir uns auf 
den Bericht zur Gewerbeflächenbedarfsbe-
rechnung.  
 

Die positive Rückmeldung zur Beteili-
gungsmöglichkeit und zur Übernahme von 
im Beteiligungsverfahren zum RP Ruhr 
vorgebrachten Anregungen wird zur 
Kenntnis genommen. 

Stellungnahme der Business Metropole Ruhr 
 Stellungnahme Erwiderung 

1 [Keine Hinweise zur Siedlungsflächenbe-
darfsberechnung Wohnen] 

 

Stellungnahme des Kreis Recklinghausen 

 Stellungnahme Erwiderung 

1 vielen Dank für die Übermittlung des wei-
terentwickelten Ansatzes des Berech-
nungsmodells zur Ermittlung der Sied-
lungsflächenbedarfe für Wohnen und 

Die positive Rückmeldung zur Beteili-
gungsmöglichkeit wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Gewerbe und die Möglichkeit, hierzu Hin-
weise und Bedenken zu äußern. Mit Email 
vom 22.07.2024 haben Sie eine Frist zur 
Abgabe einer Stellungnahme bis zum 
30.09.2024 gesetzt. Der Kreis Recklinghau-
sen bedankt sich für die Gewährung einer 
Fristverlängerung bis zum 11.10.2024. 

2 Der Kreis Recklinghausen nimmt wie folgt 
Stellung:  
Durch die neuen Berechnungsansätze 
ergibt sich für die Städte des Kreises Reck-
linghausen ein heterogenes Bild mit sowohl 
höher als auch geringer ausfallenden Be-
darfen in den Bereichen Gewerbe und Woh-
nen. Im Bereich Gewerbe ergeben sich 
durch die Modellumstellung in 9 von 10 
Kommunen des Kreises Recklinghausen hö-
here Nettobedarfswerte als im bislang an-
gewandten Modell. Demgegenüber sind die 
Bedarfe für Wohnen überwiegend (leicht) 
gesunken. Nur in 3 Kommunen ergeben sich 
durch die neue Berechnungsmethodik hö-
here Bedarfe. Zusammen und in der Ver-
rechnung mit den Siedlungsflächenreser -
ven steigert sich der FNP-Neudarstellungs -
bedarf im Kreisgebiet für Gewerbe von 33,7 
ha auf 117,0 ha. Im Bereich Wohnen verrin-
gert sich dieser von 165,8 ha auf insg. 156 
ha im Überleitungsmodell. 

Die Ausführungen zu den veränderten Be-
darfswerten werden zur Kenntnis genom-
men. 

3 Insgesamt ist die Evaluierung und Fort-
schreibung der Siedlungsflächenbedarfsbe -
rechnung zu begrüßen.  
 
Insbesondere wird die Einführung einer „re-
gionalen Ausgleichskomponente“ bei der 
Berechnung sowohl der Gewerbeflächen- 
als auch der Wohnbauflächenbedarfe be-
grüßt. Damit wurde eine zentrale Forde-
rung des Kreises Recklinghausen an den 
RVR im Rahmen der Aufstellung des Regio-
nalplans Ruhr erfüllt. So kann ein Teil des 
Bedarfs gezielt dorthin gelenkt werden, wo 
entsprechende Flächenpotenziale für die 
künftige Flächenentwicklung vorhanden, 
bereits planerisch gesichert und somit kurz- 
bis mittelfristig verfügbar sind. Die Kompo-
nente stellt sicher, dass derzeitig vorhan-
dene Flächenüberhänge nicht (im bisheri-
gen Maße) zurückgenommen werden müs-
sen, während in anderen Kommunen hohe 
„virtuelle Bedarfe“ vorliegen, ohne dass 
diese Kommunen über geeignete Flächen 
zur planerischen Sicherung verfügen. Die 
Komponente berücksichtigt demnach im 
Sinne des Gegenstromprinzips die kommu-
nale Bauleitplanung innerhalb des 

Die positive Rückmeldung zur Einführung 
einer regionalen Ausgleichskomponent e 
wird zur Kenntnis genommen. 
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Bedarfsberechnungsmodells und gleicht 
den Entfall des im Ursprungsmodell vor-
handenen „Vertrauensschutzes“ (keine 
Rücknahme bauleitplanerisch gesicherter 
Flächen in jüngeren FNP) aus. 

4 Zur Erhöhung der Flexibilität bei der plane-
risch-räumlichen Verortung des FNP-Neu-
darstellungsbedarfs soll für den RP Ruhr zu-
künftig ein Planungszeitraum von 25 Jahren 
angenommen werden, wobei sich der kom-
munale Basisbedarf an Regionalplanreser-
ven weiterhin aus dem FNP-Neudarstel-
lungsbedarf zzgl. des regionalplanerische n 
Zuschlags von 20 % ergibt. Der sich erge-
bende Mehrbedarf zu 25 Jahren soll als all-
gemeiner Flexibilitätsgrundbedarf auf alle 
53 Kommunen gleichmäßig verteilt werden. 
Die Flächen innerhalb des Flexibilitäts-
grundbedarfs können jedoch nur im Um-
fang des ermittelten Bedarfs in Anspruch 
genommen werden, der für einen FNP- Pla-
nungszeitraum von 20 Jahren berechnet 
wird. Dieser neue Ansatz wird unterstützt,  
da der Flexibilitätsgrundbedarf einen wei-
teren Baustein zu mehr Flexibilität der pla-
nenden Gemeinden, insb. bei der alternati-
ven Standortauswahl zur Verortung von 
FNP-Neudarstellungsbedarfen oder zur Re-
alisierung von Flächentauschverfahren bei 
Kommunen mit Überdeckungen im FNP 
darstellt. 

Die positive Rückmeldung zur Einführung 
eines Flexibilitätsgrundbedarfs wird zur 
Kenntnis genommen. 

5 Ein weiterer neuer Ansatz bei der Berech-
nung der Wohnbauflächenbedarfe ist, dass 
statt fester anzustrebender Dichtewerte 
pro Typenklasse, zukünftig für jede Kom-
mune ein individueller Dichtewert innerhalb 
einer Spannweite pro Typenklasse herange-
zogen werden soll. Die Methodik dieses 
neuen Ansatzes führt im Ergebnis aktuell 
dazu, dass sich die anzustrebende Dichte in 
allen Kommunen im Kreisgebiet im Ver-
gleich zum vorherigen Modell weiter erhöht 
hat und dementsprechend die Bedarfe 
dämpft. Dies führt im Ergebnis dazu, dass 
die Neudarstellungsbedarfe der Kommu-
nen, trotz sich an anderer Stelle positiv auf 
die Bedarfszahlen auswirkender methodi-
scher Ansätze, häufig niedriger ausfallen.  
Sollte die neue Berechnungsmethodik zu-
künftig zu 100% Berücksichtigung finden, 
werden sich die neuen Dichtewerte noch 
weiter dämpfend auf die Bedarfe auswir-
ken. Der Kreis Recklinghausen regt an, die 
Berechnungsmethodik vor diesem Hinter-
grund noch einmal zu überprüfen. 

Der Anregung die Berechnungsmethod ik 
der Dichtewerte erneut zu überprüfen, 
wird nicht gefolgt. 
 
An dem gewählten Modell soll vor dem 
Hintergrund der Vorgaben im LEP NRW 
festgehalten werden. Hier wird in den Er-
läuterungen zu Ziel 6.1-1 ausgeführt: „Der 
(..) ermittelte Bedarf an Wohneinheite n 
wird anhand siedlungsstrukturtypischer 
Dichten (…) in Flächen umgerechnet“ .  
Diese Formulierung verweist gezielt auf  
die vorhandene siedlungsstrukturtypische 
Dichte. Eine statistikgestützte Ableitung 
der Dichtewerte aus dem vorhandenen 
baulichen Bestand und der tatsächlichen 
Neubaudichte wird daher als zielkonform 
erachtet. 
 
Der LEP NRW gibt ferner für drei Raum-
strukturtypen Dichtewerte vor, eröffnet  
aber zugleich die Möglichkeit, dass „die 
Regionalplanungsbehörde (..) in begrün-
deten Fällen, z. B. auf der Grundlage em-
pirischer Ermittlungen, von den 
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genannten Richtwerten abweichen“ kann. 
Im Evaluationsbericht wird dargelegt,  
dass weder drei noch fünf Raumstruktur-
typen die stark heterogene Raumstruktur 
der Metropole Ruhr ausreichend differen-
ziert abbilden, weshalb zukünftig sieben 
Raumstrukturtypen herangezogen wer-
den sollen. 
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Anhang: Tabellen

 

Tab. 27: Zuletzt geltende Bedarfe (Herbst 2023) 

Kommunen mit 10,0 wurden auf 10,0 ha Mindestbedarf aufgestockt. Die Summe ist regional gegenzurechnen. 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

FNP  
Netto-  

Bedarf 

FNP  
Reserven 

01.01.2023 

FNP  
Über- 

deckung*1 

FNP  
Unter- 

deckung 

FNP  
Neudarstel-

lungsbedarf*2 
ha ha ha ha ha 

Duisburg 154,3 84,2 0,0 70,1 100,2 
Essen 251,1 111,0 0,0 140,1 200,3 
Mülheim an der Ruhr 70,9 32,2 0,0 38,7 55,3 
Oberhausen 66,5 45,4 0,0 21,1 30,2 
       
Alpen 10,0 8,5 0,0 1,5 2,1 
Dinslaken 24,8 13,9 0,0 10,9 15,6 
Hamminkeln 26,6 9,4 0,0 17,2 24,6 
Hünxe 10,0 1,2 0,0 8,8 12,6 
Kamp-Lintfort 49,5 8,2 0,0 41,3 59,1 
Moers 48,5 33,8 0,0 14,7 21,0 
Neukirchen-Vluyn 35,2 10,5 0,0 24,7 35,3 
Rheinberg 16,6 25,1 -8,5 0,0 0,0 
Schermbeck 10,0 9,9 0,0 0,1 0,1 
Sonsbeck 10,0 4,2 0,0 5,8 8,3 
Voerde (Niederrhein) 15,1 26,5 -11,4 0,0 0,0 
Wesel 26,2 20,1 0,0 6,1 8,7 
Xanten 26,4 6,3 0,0 20,1 28,7 
Bottrop 80,6 60,3 0,0 20,3 29,0 
Gelsenkirchen 83,3 34,3 0,0 49,0 70,1 
       
Castrop-Rauxel 31,8 16,9 0,0 14,9 21,3 
Datteln 33,8 2,5 0,0 31,3 44,8 
Dorsten 32,7 51,6 -18,9 0,0 0,0 
Gladbeck 26,1 15,3 0,0 10,8 15,4 
Haltern am See 20,8 11,5 0,0 9,3 13,3 
Herten (Reserven Mai 2024) 51,3 24,3 0,0 27,0 38,6 
Marl 77,2 48,7 0,0 28,5 40,8 
Oer-Erkenschwick 17,3 13,6 0,0 3,7 5,3 
Recklinghausen 45,8 29,4 0,0 16,4 23,5 
Waltrop 22,3 12,7 0,0 9,6 13,7 
Bochum 143,4 85,1 0,0 58,3 83,4 
Dortmund 335,5 293,6 0,0 41,9 59,9 
Hagen 61,6 52,7 0,0 8,9 12,7 
Hamm 107,2 108,7 -1,5 0,0 0,0 
Herne 63,5 34,5 0,0 29,0 41,5 
       
Breckerfeld 10,0 3,0 0,0 7,0 10,0 
Ennepetal 13,1 24,2 -11,1 0,0 0,0 
Gevelsberg 12,1 18,3 -6,2 0,0 0,0 
Hattingen 21,2 24,7 -3,5 0,0 0,0 
Herdecke 10,0 5,1 0,0 4,9 7,0 
Schwelm 21,6 6,5 0,0 15,1 21,6 
Sprockhövel 11,0 19,4 -8,4 0,0 0,0 
Wetter (Ruhr) 11,4 14,3 -2,9 0,0 0,0 
Witten 38,1 31,4 0,0 6,7 9,6 
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Kommune 

FNP  
Netto-  

Bedarf 

FNP  
Reserven 

01.01.2023 

FNP  
Über- 

deckung*1 

FNP  
Unter- 

deckung 

FNP  
Neudarstel-

lungsbedarf*2 
ha ha ha ha ha 

       
Bergkamen 52,1 28,2 0,0 23,9 34,2 
Bönen 10,0 22,7 -12,7 0,0 0,0 
Fröndenberg / Ruhr 11,2 32,0 -20,8 0,0 0,0 
Holzwickede 10,0 15,3 -5,3 0,0 0,0 
Kamen 17,9 31,5 -13,6 0,0 0,0 
Lünen 55,3 30,5 0,0 24,8 35,5 
Schwerte 19,8 15,1 0,0 4,7 6,7 
Selm 11,6 17,2 -5,6 0,0 0,0 
Unna 45,1 43,6 0,0 1,5 2,1 
Werne 13,0 24,2 -11,2 0,0 0,0 

RVR 2.480,4 1.753,3 -141,6 868,7 1.242,2 

Kreis Wesel 308,9 177,6 -19,9 151,2 164,1 
Kreis Recklinghausen 359,1 226,5 -18,9 151,5 165,8 
Ennepe-Ruhr-Kreis 148,5 146,9 -32,1 33,7 2,0 
Kreis Unna 246,0 260,3 -69,2 54,9 0,0 
Kreisfreie 1.417,9 942,0 -1,5 477,4 594,9 
GFNP 678,7 342,5 0,0 336,2 420,3 
Kreisfreie ohne GFNP 739,2 599,5 -1,5 141,2 174,6 

*1 FNP-Überdeckung – Rechnerisches Rücknahmeerfordernis nach Ziel 6.1-1 LEP NRW 

*2 Neudarstellungsbedarf – Darstellung im FNP über vorhandene Darstellungen hinaus 

 

 

Tab. 28: Überarbeitetes Rechenmodell, aktuelle Datengrundlagen; gleitendes Mittel über 4 Zeitschnitte 

Hinweis: Dieses Modell zeigt nicht die neuen Bedarfswerte – siehe dazu Tab. 21 - Überleitungsmodell 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

FNP  
Netto-  

Bedarf 

FNP  
Reserven 

01.01.2023*1 

FNP  
Über- 

deckung*2 

FNP  
Unter- 

deckung 

FNP  
Neudarstel-

lungsbedarf*3 
ha ha ha ha ha 

Duisburg 98,7 84,2  14,5 18,0 
Essen 283,6 111,0  172,6 240,0 
Mülheim an der Ruhr 68,1 32,2  35,9 47,0 
Oberhausen 61,4 45,4  16,0 21,8 
      
Alpen 10,7 8,5  2,2 2,7 
Dinslaken 40,5 13,9  26,6 33,3 
Hamminkeln 26,1 9,4  16,7 19,9 
Hünxe 10,9 1,2  9,7 11,7 
Kamp-Lintfort 16,9 8,2  8,7 11,4 
Moers 54,3 33,8  20,5 24,6 
Neukirchen-Vluyn 16,4 10,5  5,9 7,3 
Rheinberg 23,1 25,1 -2,0   
Schermbeck 18,1 9,9  8,2 10,0 
Sonsbeck 10,5 4,2  6,3 7,4 
Voerde (Niederrhein) 20,4 26,5 -6,1   
Wesel 29,1 20,1  9,0 11,1 
Xanten 16,2 6,3  9,9 11,8 
Bottrop 45,1 60,3 -15,2   
Gelsenkirchen 83,3 34,3  49,0 70,1 
      



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

144 
 

Kommune 

FNP  
Netto-  

Bedarf 

FNP  
Reserven 

01.01.2023*1 

FNP  
Über- 

deckung*2 

FNP  
Unter- 

deckung 

FNP  
Neudarstel-

lungsbedarf*3 
ha ha ha ha ha 

Castrop-Rauxel 29,6 16,9  12,7 16,0 
Datteln 12,8 2,5  10,3 12,7 
Dorsten 45,2 51,6 -6,4   
Gladbeck 44,9 15,3  29,6 37,3 
Haltern am See 17,0 11,5  5,5 6,6 
Herten  27,1 24,3  2,8 3,5 
Marl 49,4 48,7  0,7 0,9 
Oer-Erkenschwick 22,8 13,6  9,2 11,0 
Recklinghausen 41,6 29,4  12,2 15,5 
Waltrop 21,1 12,7  8,4 10,3 
Bochum 101,6 85,1  16,5 22,1 
Dortmund 379,0 293,6  85,4 111,9 
Hagen 53,5 51,0  2,5 3,1 
Hamm 193,8 106,6  87,2 107,3 
Herne 45,1 34,5  10,6 14,2 
      
Breckerfeld 10,0 3,0  7,0 8,5 
Ennepetal 18,2 24,2 -6,0   
Gevelsberg 16,1 18,3 -2,2   
Hattingen 29,3 24,7  4,6 5,6 
Herdecke 10,0 5,1  4,9 6,0 
Schwelm 12,7 6,5  6,2 7,5 
Sprockhövel 19,1 19,4 -0,3   
Wetter (Ruhr) 14,7 14,3  0,4 0,5 
Witten 45,8 31,4  14,4 17,9 
      
Bergkamen 34,4 28,2  6,2 7,5 
Bönen 17,5 22,7 -5,2   
Fröndenberg / Ruhr 23,4 32,0 -8,6   
Holzwickede 19,6 15,3  4,3 5,2 
Kamen 25,2 31,5 -6,3   
Lünen 50,1 30,5  19,6 23,9 
Schwerte 22,8 15,1  7,7 9,3 
Selm 17,8 17,2  0,6 0,7 
Unna 38,9 43,6 -4,7   
Werne 22,0 24,2 -2,2   

RVR 2.465,5 1.749,5 - 65,2 781,2 1.012,8 

Kreis Wesel 293,14 177,6 -8,2 123,6 151,0 
Kreis Recklinghausen 311,5 226,5 -6,4 91,3 113,8 
Ennepe-Ruhr-Kreis 176,0 146,9 -8,4 37,5 46,0 
Kreis Unna 271,6 260,3 -27,1 38,4 46,5 
Kreisfreie 1.413,3 938,2 -15,2 490,3 655,4 
GFNP 643,1 342,5  300,6 429,9 
Kreisfreie ohne GFNP 770,2 595,7 -15,2 189,7 225,5 

*1 Unter Berücksichtigung von SFM-Zwischenaktualisierungen in Herten, Hagen und Hamm  

*2 FNP-Überdeckung – Rechnerisches Rücknahmeerfordernis nach Ziel 6.1-1 LEP NRW 

*3 Neudarstellungsbedarf – Darstellung im FNP über vorhandene Darstellungen hinaus 
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Tab. 29: Überleitungsmodell – neue Bedarfswerte ab März 2025 

(75 % zuletzt kommunizierte Bedarfe und 25 % überarbeitetes Rechenmodell) 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

FNP  
Netto-  

Bedarf 

FNP  
Reserven 

01.01.2023*1 

FNP  
Über- 

deckung*2 

FNP  
Unter- 

deckung 

FNP  
Neudarstel-

lungsbedarf*3 
ha ha ha ha ha 

Duisburg 140,4 84,2  56,2 69,7 
Essen 259,2 111,0  148,2 206,0 
Mülheim an der Ruhr 70,2 32,2  38,0 49,8 
Oberhausen 65,2 45,4  19,8 27,0 
      
Alpen 10,2 8,5  1,7 2,0 
Dinslaken 28,7 13,9  14,8 18,5 
Hamminkeln 26,5 9,4  17,1 20,3 
Hünxe 10,2 1,2  9,0 10,9 
Kamp-Lintfort 41,4 8,2  33,2 43,1 
Moers 49,9 33,8  16,1 19,4 
Neukirchen-Vluyn 30,5 10,5  20,0 24,8 
Rheinberg 18,2 25,1 -6,9   
Schermbeck 12,0 9,9  2,1 2,6 
Sonsbeck 10,1 4,2  5,9 6,9 
Voerde (Niederrhein) 16,4 26,5 -10,1   
Wesel 26,9 20,1  6,8 8,5 
Xanten 23,8 6,3  17,5 20,9 
Bottrop 71,7 60,3  11,4 14,2 
Gelsenkirchen 83,3 34,3  49,0 70,1 
      
Castrop-Rauxel 31,2 16,9  14,3 18,1 
Datteln 28,5 2,5  26,0 32,3 
Dorsten 35,8 51,6 -15,8   
Gladbeck 30,8 15,3  15,5 19,5 
Haltern am See 19,9 11,5  8,4 9,9 
Herten (Reserven Mai 2024) 45,2 24,3  20,9 26,4 
Marl 70,3 48,7  21,6 27,6 
Oer-Erkenschwick 18,7 13,6  5,1 6,1 
Recklinghausen 44,8 29,4  15,4 19,5 
Waltrop 22,0 12,7  9,3 11,4 
Bochum 132,9 85,1  47,8 64,1 
Dortmund 346,4 293,6  52,8 69,1 
Hagen 59,6 51,0  8,6 10,6 
Hamm 128,9 106,6  22,3 27,4 
Herne 58,9 34,5  24,4 32,7 
      
Breckerfeld 10,0 3,0  7,0 8,5 
Ennepetal 14,4 24,2 -9,8   
Gevelsberg 13,1 18,3 -5,2   
Hattingen 23,2 24,7 -1,5   
Herdecke 10,0 5,1  4,9 6,0 
Schwelm 19,4 6,5  12,9 15,5 
Sprockhövel 13,0 19,4 -6,4   
Wetter (Ruhr) 12,2 14,3 -2,1   
Witten 40,0 31,4  8,6 10,7 
      
Bergkamen 47,7 28,2  19,5 23,4 
Bönen 11,9 22,7 -10,8   
Fröndenberg / Ruhr 14,3 32,0 -17,7   
Holzwickede 12,4 15,3 -2,9   
Kamen 19,7 31,5 -11,8   
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Kommune 

FNP  
Netto-  

Bedarf 

FNP  
Reserven 

01.01.2023*1 

FNP  
Über- 

deckung*2 

FNP  
Unter- 

deckung 

FNP  
Neudarstel-

lungsbedarf*3 
ha ha ha ha ha 

Lünen 54,0 30,5  23,5 28,7 
Schwerte 20,5 15,1  5,4 6,6 
Selm 13,1 17,2 -4,1   
Unna 43,5 43,6 -0,1   
Werne 15,2 24,2 -9,0   

RVR 2.476,7 1.749,5 -114,0 841,2 1.088,7 

Kreis Wesel 304,9 177,6 -17,0 144,3 177,9 
Kreis Recklinghausen 347,2 226,5 -15,8 136,5 170,8 
Ennepe-Ruhr-Kreis 155,4 146,9 -24,9 33,4 40,7 
Kreis Unna 252,4 260,3 -56,3 48,4 58,6 
Kreisfreie 1.416,8 938,2  478,6 640,6 
GFNP 669,8 342,5  327,3 449,7 
Kreisfreie ohne GFNP 746,9 595,7  151,2 190,9 

*1 Unter Berücksichtigung von SFM-Zwischenaktualisierungen in Herten, Hagen und Hamm 

*2 FNP-Überdeckung – Rechnerisches Rücknahmeerfordernis nach Ziel 6.1-1 LEP NRW 

*3 Neudarstellungsbedarf – Darstellung im FNP über vorhandene Darstellungen hinaus 

 

Tab. 30: Auswirkungen des aktualisierten Bedarfsmodells auf die Festlegungen des RP Ruhr 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

Unterdeckung (Zusätzlicher Festlegungsbedarf) wenn Wert  
positiv oder Überdeckung (Rücknahmeerfordernis) wenn Wert negativ 

Unter- oder  
Überdeckung 
Bilanzierung 

RR Ruhr*1 

Unter- oder  
Überdeckung  

zuletzt geltende  
Bedarfe*2 

Unter- oder  
Überdeckung 

Überleitungsmodell*3 

ha ha ha 
Duisburg 40,5 30,7 0,2 
Essen 233,0 217,2 230,2 
Mülheim an der Ruhr 43,2 48,3 47,8 
Oberhausen 32,3 25,2 27,6 
    
Alpen 1,6 1,6 7,6 
Dinslaken -63,5 -65,6 -55,9 
Hamminkeln -14,2 -13,7 -12,6 
Hünxe 1,8 4,2 8,4 
Kamp-Lintfort 55,9 52,4 39,5 
Moers 26,7 -2,5 1,7 
Neukirchen-Vluyn 38,4 40,6 34,2 
Rheinberg -13,4 -15,5 -7,8 
Schermbeck -5,7 -11,9 -2,8 
Sonsbeck -1,8 -2,8 1,7 
Voerde (Niederrhein) -16,6 -24,1 -16,6 
Wesel -2,8 0,5 6,3 
Xanten 19,2 16,5 13,2 
Bottrop 58,7 30,7 19,0 
Gelsenkirchen 53,3 74,4 80,6 
    
Castrop-Rauxel 1,4 13,9 16,2 
Datteln 32,1 34,1 25,3 
Dorsten -15,5 -5,9 3,4 
Gladbeck -15,3 -16,5 -5,4 
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Kommune 

Unterdeckung (Zusätzlicher Festlegungsbedarf) wenn Wert  
positiv oder Überdeckung (Rücknahmeerfordernis) wenn Wert negativ 

Unter- oder  
Überdeckung 
Bilanzierung 

RR Ruhr*1 

Unter- oder  
Überdeckung  

zuletzt geltende  
Bedarfe*2 

Unter- oder  
Überdeckung 

Überleitungsmodell*3 

ha ha ha 
Haltern am See 1,9 0,9 3,0 
Herten 45,2 35,4 26,9 
Marl 40,2 48,3 38,6 
Oer-Erkenschwick -11,2 -9,8 -2,7 
Recklinghausen 1,3 7,9 9,3 
Waltrop 8,6 7,9 11,3 
Bochum 10,3 51,6 34,7 
Dortmund 73,3 51,4 68,6 
Hagen -1,2 -2,3 1,3 
Hamm -204,7 -184,0 -143,5 
Herne 33,0 38,0 33,6 
    
Breckerfeld 0,2 0,5 4,8 
Ennepetal -16,0 -11,1 -3,6 
Gevelsberg -12,1 -11,9 -4,7 
Hattingen -2,4 -6,0 2,1 
Herdecke 0,7 -3,6 1,4 
Schwelm 20,0 19,0 17,8 
Sprockhövel -19,7 -18,9 -10,7 
Wetter (Ruhr) -3,4 -3,8 3,2 
Witten 3,2 2,3 9,8 
    
Bergkamen 41,2 42,1 35,3 
Bönen -13,5 -10,6 -2,6 
Fröndenberg / Ruhr -24,9 -22,6 -13,4 
Holzwickede -22,0 -18,0 -9,5 
Kamen -23,6 -23,5 -15,5 
Lünen 29,1 30,7 28,7 
Schwerte -3,7 0,2 6,2 
Selm -7,6 -3,0 4,7 
Unna -6,8 -2,0 1,5 
Werne -19,8 -20,6 -12,2 

Gegenrechnung*4 -38,0 -38,0 -15,6 

RVR 366,6 378,1 570,4 

Kreis Wesel 25,4 -20,3 16,8 
Kreis Recklinghausen 88,6 116,1 125,9 
Ennepe-Ruhr-Kreis -29,4 -33,4 20,2 
Kreis Unna -51,6 -27,4 23,3 
Kreisfreie 371,5 381,2 400,0 
GFNP 405,0 454,7 454,4 
Kreisfreie ohne GFNP -33,5 -73,6 -54,4 

*1 Feststellungsbeschluss Nov. 2023; Haushaltsmodellrechnung 2021; Flächenreserven: 01.01.2020 
*2 Zuletzt geltende Bedarfe: Haushaltsmodellrechnung 2021; Flächenreserven: 01.01.2023 
*3 Überleitungsmodell: Haushaltsmodellrechnung 2021; Flächenreserven: 01.01.2023 
*4 Gegenrechnung: Mindestbedarf, Sonderstandort Haus Aden 
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Tab. 31: Aufgeschlüsseltes Rechenmodell – Berechnung eines Einzelzeitschnitts Beispiel 2021 (2022-2042) 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

Grundbedarf 
(Halber  

Ersatzbedarf) 

Ergänzender Bedarf – Wohnungen (WE) 
Bedarf an 

zusätzlichen 

Wohnein-

heiten bis 

2042 (WE)* 

Verbleibender 
Ersatzbedarf 

(WE) 

Neubedarf aus  
Haushaltsent-
wicklung (WE) 

Fluktuations-
reserve (WE) 

WE WE WE WE WE 
Duisburg 5.205 5.205 -5.305 2.602 7.707 
Essen 6.385 6.385 -2.386 3.193 13.577 
Mülheim an der Ruhr 1.850 1.850 -1.195 925 3.430 
Oberhausen 2.234 2.234 -2.918 1.117 2.667 
           
Alpen 117 117 -368 59 117 
Dinslaken 685 685 -912 343 801 
Hamminkeln 249 249 -160 124 462 
Hünxe 127 127 -393 64 127 
Kamp-Lintfort 385 385 173 192 1.135 
Moers 1.051 1.051 -1.476 526 1.152 
Neukirchen-Vluyn 273 273 224 137 907 
Rheinberg 299 299 -588 150 299 
Schermbeck 126 126 -191 63 126 
Sonsbeck 76 76 -43 38 147 
Voerde (Niederrhein) 352 352 -609 176 352 
Wesel 615 615 -1.479 307 615 
Xanten 207 207 49 104 567 
Bottrop 1.221 1.221 -455 610 2.597 
Gelsenkirchen 2.802 2.802 -5.236 1.401 2.802 
           
Castrop-Rauxel 792 792 -809 396 1.171 
Datteln 366 366 132 183 1.047 
Dorsten 763 763 -2.868 381 763 
Gladbeck 764 764 -342 382 1.568 
Haltern am See 378 378 -854 189 378 
Herten 645 645 374 322 1.986 
Marl 890 890 873 445 3.098 
Oer-Erkenschwick 300 300 2 150 752 
Recklinghausen 1.266 1.266 -6.713 633 1.266 
Waltrop 304 304 -68 152 692 
Bochum 4.039 4.039 -2.759 2.019 7.338 
Dortmund 6.492 6.492 -241 3.246 15.989 
Hagen 2.064 2.064 -2.250 1.032 2.910 
Hamm 1.775 1.775 -645 887 3.792 
Herne 1.691 1.691 -418 846 3.810 
           
Breckerfeld 90 90 -150 45 90 
Ennepetal 327 327 -340 163 477 
Gevelsberg 336 336 -430 168 410 
Hattingen 585 585 -1.121 293 585 
Herdecke 253 253 -629 127 253 
Schwelm 318 318 381 159 1.176 
Sprockhövel 258 258 -626 129 258 
Wetter (Ruhr) 284 284 -871 142 284 
Witten 1.051 1.051 -1.182 526 1.446 
           
Bergkamen 468 468 642 234 1.812 
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Kommune 

Grundbedarf 
(Halber  

Ersatzbedarf) 

Ergänzender Bedarf – Wohnungen (WE) 
Bedarf an 

zusätzlichen 

Wohnein-

heiten bis 

2042 (WE)* 

Verbleibender 
Ersatzbedarf 

(WE) 

Neubedarf aus  
Haushaltsent-
wicklung (WE) 

Fluktuations-
reserve (WE) 

WE WE WE WE WE 
Bönen 172 172 -355 86 172 
Fröndenberg / Ruhr 202 202 -271 101 234 
Holzwickede 172 172 -493 86 172 
Kamen 446 446 -919 223 446 
Lünen 906 906 -213 453 2.052 
Schwerte 492 492 -1.119 246 492 
Selm 260 260 -354 130 296 
Unna 622 622 -780 311 775 
Werne 305 305 -578 153 305 

RVR 54.335 54.335 -49.262 27.167 97.882 

* Summe Grundbedarf + (Verbleibender Ersatzbedarf + Neubedarf + Fluktuationsreserve– sofern Summe der 
drei Komponenten positiv) 

 

Tab. 32: Aufgeschlüsseltes Rechenmodell – Umrechnung auf die Fläche und Berücksichtigung des Mindest-

bedarfs von 10 ha; Beispiel 2021 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

Umrechnung auf die Fläche und Berücksichtigung  
des Mindestbedarfs von 10 ha 

Übertrag  
Bedarf an  

zusätzlichen 
Wohneinheiten 
bis 2042 (WE) 

Anzustrebende 
Dichte (siehe  

Tabelle 35) 

Vorläufiger FNP-Nettobedarf 
Wohnen 

A  
WE / Dichte  

B  
Berücksichtigung 

des  
Mindestbedarfs 

von 10 ha  
WE WE / ha ha ha 

Duisburg 7.707 58,9 130,9 128,7 
Essen 13.577 61,4 221,0 217,4 
Mülheim an der Ruhr 3.430 44,6 76,9 75,6 
Oberhausen 2.667 50,5 52,8 51,9 
         
Alpen 117 19,4 6,0 10,0 
Dinslaken 801 42,1 19,0 18,7 
Hamminkeln 462 28,7 16,1 15,8 
Hünxe 127 26,2 4,8 10,0 
Kamp-Lintfort 1.135 32,6 34,8 34,2 
Moers 1.152 38,3 30,1 29,6 
Neukirchen-Vluyn 907 37,0 24,5 24,1 
Rheinberg 299 30,9 9,7 10,0 
Schermbeck 126 24,1 5,2 10,0 
Sonsbeck 147 31,4 4,7 10,0 
Voerde (Niederrhein) 352 29,7 11,9 11,7 
Wesel 615 32,6 18,9 18,6 
Xanten 567 27,5 20,6 20,3 
Bottrop 2.597 42,6 60,9 59,9 
Gelsenkirchen 2.802 51,7 54,2 53,3 
         
Castrop-Rauxel 1.171 38,2 30,6 30,1 
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Kommune 

Umrechnung auf die Fläche und Berücksichtigung  
des Mindestbedarfs von 10 ha 

Übertrag  
Bedarf an  

zusätzlichen 
Wohneinheiten 
bis 2042 (WE) 

Anzustrebende 
Dichte (siehe  

Tabelle 35) 

Vorläufiger FNP-Nettobedarf 
Wohnen 

A  
WE / Dichte  

B  
Berücksichtigung 

des  
Mindestbedarfs 

von 10 ha  
WE WE / ha ha ha 

Datteln 1.047 35,5 29,5 29,0 
Dorsten 763 31,2 24,4 24,0 
Gladbeck 1.568 49,2 31,9 31,3 
Haltern am See 378 28,7 13,2 12,9 
Herten 1.986 37,6 52,8 52,0 
Marl 3.098 32,6 95,0 93,5 
Oer-Erkenschwick 752 37,6 20,0 19,7 
Recklinghausen 1.266 45,0 28,1 27,7 
Waltrop 692 32,6 21,2 20,9 
Bochum 7.338 53,3 137,7 135,5 
Dortmund 15.989 56,6 282,7 278,0 
Hagen 2.910 47,6 61,1 60,1 
Hamm 3.792 33,5 113,2 111,4 
Herne 3.810 52,6 72,4 71,2 
         
Breckerfeld 90 26,6 3,4 10,0 
Ennepetal 477 36,3 13,1 12,9 
Gevelsberg 410 32,6 12,6 12,4 
Hattingen 585 42,5 13,8 13,5 
Herdecke 253 30,5 8,3 10,0 
Schwelm 1.176 43,2 27,2 26,8 
Sprockhövel 258 25,2 10,2 10,1 
Wetter (Ruhr) 284 27,6 10,3 10,1 
Witten 1.446 37,6 38,5 37,8 
         
Bergkamen 1.812 27,6 65,7 64,6 
Bönen 172 22,6 7,6 10,0 
Fröndenberg / Ruhr 234 19,6 11,9 11,7 
Holzwickede 172 27,8 6,2 10,0 
Kamen 446 32,2 13,8 13,6 
Lünen 2.052 40,7 50,4 49,5 
Schwerte 492 42,5 11,6 11,4 
Selm 296 23,6 12,5 12,3 
Unna 775 37,5 20,7 20,3 
Werne 305 31,3 9,7 10,0 

RVR 97.882 - 2.164,4 2.164,4 
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Tab. 33: Aufgeschlüsseltes Rechenmodell – Regionale Ausgleichskomponente und Gesamtbedarf Netto;  

Beispiel 2021 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

Verteilung: Regionale Ausgleichskomponente 
C  

FNP-Netto 
Bedarf  

Zeitschnitt 2021*2 

 Übertrag B  
Vorläufiger  

lokaler FNP- 
Bedarf Wohnen 

Abschlag aus  
regionalem  
Ausgleich*1 

Zulage aus  
regionalen  
Ausgleich*2 

ha ha ha ha 
Duisburg 128,7 11,8  116,9 
Essen 217,4 20,0  197,4 
Mülheim an der Ruhr 75,6 15,1  60,6 
Oberhausen 51,9  0,7 52,6 
         
Alpen 10,0   10,0 
Dinslaken 18,7 0,9  17,8 
Hamminkeln 15,8 1,9  13,9 
Hünxe 10,0   10,0 
Kamp-Lintfort 34,2 9,8  24,4 
Moers 29,6  4,5 34,1 
Neukirchen-Vluyn 24,1 4,7  19,4 
Rheinberg 10,0  8,7 18,7 
Schermbeck 10,0  0,7 10,7 
Sonsbeck 10,0   10,0 
Voerde (Niederrhein) 11,7  8,6 20,3 
Wesel 18,6  2,3 20,8 
Xanten 20,3 5,1  15,1 
Bottrop 59,9  4,9 64,9 
Gelsenkirchen 53,3 5,2  48,2 
        
Castrop-Rauxel 30,1 4,1  26,0 
Datteln 29,0 10,4  18,6 
Dorsten 24,0  16,2 40,3 
Gladbeck 31,3 5,3  26,0 
Haltern am See 12,9  0,3 13,2 
Herten 52,0 9,3  42,6 
Marl 93,5 14,4  79,1 
Oer-Erkenschwick 19,7 1,5  18,2 
Recklinghausen 27,7  3,1 30,8 
Waltrop 20,9 2,4  18,5 
Bochum 135,5 14,0  121,4 
Dortmund 278,0  30,1 308,1 
Hagen 60,1   60,1 
Hamm 111,4  6,3 117,7 
Herne 71,2 12,2  59,0 
         
Breckerfeld 10,0   10,0 
Ennepetal 12,9  6,9 19,8 
Gevelsberg 12,4  4,1 16,4 
Hattingen 13,5  6,9 20,4 
Herdecke 10,0   10,0 
Schwelm 26,8 7,7  19,1 
Sprockhövel 10,1  5,7 15,7 
Wetter (Ruhr) 10,1  3,0 13,1 
Witten 37,8 0,3  37,5 
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Kommune 

Verteilung: Regionale Ausgleichskomponente 
C  

FNP-Netto 
Bedarf  

Zeitschnitt 2021*2 

 Übertrag B  
Vorläufiger  

lokaler FNP- 
Bedarf Wohnen 

Abschlag aus  
regionalem  
Ausgleich*1 

Zulage aus  
regionalen  
Ausgleich*2 

ha ha ha ha 
Bergkamen 64,6 12,5  52,0 
Bönen 10,0  7,4 17,4 
Fröndenberg / Ruhr 11,7  11,5 23,2 
Holzwickede 10,0  3,6 13,6 
Kamen 13,6  10,4 24,0 
Lünen 49,5 5,4  44,1 
Schwerte 11,4  2,8 14,2 
Selm 12,3  3,5 15,8 
Unna 20,3  13,7 34,1 
Werne 10,0  8,2 18,2 

RVR 2.164,4 174,1 174,1 2.164,4 

*1  Der Abzug ergibt sich durch eine Gegenrechnung mit den anzurechnenden Flächenreserven. Sofern die 
Kommune eine überdurchschnittlich hohe Unterdeckung aufweist, erfolgt ein Abschlag von der dem Me-
dian aller Kommunen überschreitenden Höhe der Unterdeckung. Der Kommune verbleibt weiterhin eine 
überdurchschnittliche hohe Unterdeckung. 

*2  Die Zulage wird der Hälfte der Kommunen mit einer Überdeckung oder einer unterdurchschnittlichen Unter-
deckung entsprechend ihrem Anteil an der Summe der rechnerischen „Aufstockungsbedarfe bis zum Me-
dian“ (je höher der Anteil, desto höher der Zuschlag) gewährt. 

 
 

Tab. 34: Aufgeschlüsseltes Rechenmodell – Gleitender Mittelwert und Berechnung des Überleitungsmodells 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

Ergebnisse FNP-Nettobedarf  
Zeitschnitte  Gleiten-

des  
Mittel 
Netto 

Zuletzt 
geltender 

Bedarf 
Netto 

Überlei-
tungs- 
bedarf 
Netto*1 2012 2015 2018 2021 

ha ha ha ha ha ha ha 
Duisburg 89,0 103,0 86,1 116,9 98,7 154,3 140,4 
Essen 98,9 413,7 424,7 197,4 283,6 251,1 259,2 
Mülheim an der Ruhr 103,5 40,0 68,3 60,6 68,1 70,9 70,2 
Oberhausen 43,0 106,1 44,0 52,6 61,4 66,5 65,2 
           
Alpen 10,3 12,4 10,0 10,0 10,7 10,0 10,2 
Dinslaken 38,5 74,6 31,2 17,8 40,5 24,8 28,7 
Hamminkeln 22,5 48,8 19,4 13,9 26,1 26,6 26,5 
Hünxe 10,0 13,5 10,0 10,0 10,9 10,0 10,2 
Kamp-Lintfort 11,4 15,1 16,9 24,4 16,9 49,5 41,4 
Moers 25,8 80,3 76,9 34,1 54,3 48,5 49,9 
Neukirchen-Vluyn 11,8 23,1 11,1 19,4 16,4 35,2 30,5 
Rheinberg 12,5 44,0 17,0 18,7 23,1 16,6 18,2 
Schermbeck 12,4 29,3 19,8 10,7 18,1 10,0 12,0 
Sonsbeck 10,0 12,2 10,0 10,0 10,5 10,0 10,1 
Voerde (Niederrhein) 12,8 32,6 15,8 20,3 20,4 15,1 16,4 
Wesel 18,2 56,5 20,8 20,8 29,1 26,2 26,9 
Xanten 10,0 29,6 10,0 15,1 16,2 26,4 23,8 
Bottrop 29,7 47,9 38,0 64,9 45,1 80,6 71,7 
Gelsenkirchen 52,9 160,4 71,8 48,2 83,3 83,3 83,3 
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Kommune 

Ergebnisse FNP-Nettobedarf  
Zeitschnitte  Gleiten-

des  
Mittel 
Netto 

Zuletzt 
geltender 

Bedarf 
Netto 

Überlei-
tungs- 
bedarf 
Netto*1 2012 2015 2018 2021 

ha ha ha ha ha ha ha 
           
Castrop-Rauxel 22,1 44,5 25,7 26,0 29,6 31,8 31,2 
Datteln 10,3 12,2 9,9 18,6 12,8 33,8 28,5 
Dorsten 28,8 66,0 46,0 40,3 45,2 32,7 35,8 
Gladbeck 28,7 71,9 53,0 26,0 44,9 26,1 30,8 
Haltern am See 11,2 22,9 20,8 13,2 17,0 20,8 19,9 
Herten 16,8 21,8 27,0 42,6 27,1 51,3 45,2 
Marl 27,3 49,9 41,6 79,1 49,4 77,2 70,3 
Oer-Erkenschwick 21,3 39,0 12,6 18,2 22,8 17,3 18,7 
Recklinghausen 29,2 75,2 31,2 30,8 41,6 45,8 44,8 
Waltrop 15,8 30,1 19,9 18,5 21,1 22,3 22,0 
Bochum 75,4 113,8 95,7 121,4 101,6 143,4 132,9 
Dortmund 182,4 562,3 463,3 308,1 379,0 335,5 346,4 
Hagen 40,6 61,2 52,1 60,1 53,5 61,6 59,6 
Hamm 261,8 273,9 122,0 117,7 193,8 107,2 128,9 
Herne 30,5 43,8 46,9 59,0 45,1 63,5 58,9 
           
Breckerfeld 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 
Ennepetal 11,1 23,2 18,8 19,8 18,2 13,1 14,4 
Gevelsberg 11,2 19,1 17,6 16,4 16,1 12,1 13,1 
Hattingen 14,4 53,0 29,2 20,4 29,3 21,2 23,2 
Herdecke 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 
Schwelm 10,0 11,8 10,0 19,1 12,7 21,6 19,4 
Sprockhövel 17,9 29,3 13,6 15,7 19,1 11,0 13,0 
Wetter (Ruhr) 10,8 22,7 12,2 13,1 14,7 11,4 12,2 
Witten 27,7 68,2 49,8 37,5 45,8 38,1 40,0 
           
Bergkamen 16,6 37,4 31,7 52,0 34,4 52,1 47,7 
Bönen 12,7 22,1 17,6 17,4 17,5 10,0 11,9 
Fröndenberg / Ruhr 12,7 35,3 22,6 23,2 23,4 11,2 14,3 
Holzwickede 18,6 31,4 14,9 13,6 19,6 10,0 12,4 
Kamen 15,7 38,0 23,0 24,0 25,2 17,9 19,7 
Lünen 40,2 66,4 49,5 44,1 50,1 55,3 54,0 
Schwerte 12,0 39,9 25,0 14,2 22,8 19,8 20,5 
Selm 13,0 26,7 15,6 15,8 17,8 11,6 13,1 
Unna 44,7 43,0 33,8 34,1 38,9 45,1 43,5 
Werne 12,4 31,7 25,6 18,2 22,0 13,0 15,2 

RVR 1.747,1 3.450,5 2.499,9 2.164,4 2.465,5 2.480,4 2.476,7 

*1  75 % zuletzt kommunizierter Bedarf und 25 % Gleitendes Mittel; überarbeitetes Rechenmodell 
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Tab. 35: Aufgeschlüsseltes Rechenmodell – Berechnung der Über- und Unterdeckung im FNP 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

Ermittlung der Über- und  
Unterdeckung 

Netto  

Ermittlung des FNP-Neu-
darstellungsbedarfes 

Brutto 
Über- 

leitungs-
bedarf 
Netto 

Anzurech-
nende  

Reserven 
2023 

Über- 
deckung*1 

Unter- 
deckung 

Städte- 
baulicher  
Faktor /  
Zuschlag 

FNP  
Neudarstel-
lungsbedarf  

Brutto*2 

ha ha ha ha ha ha 
Duisburg 140,4 84,2 0,0 56,2 1,24 69,7 
Essen 259,2 111,0 0,0 148,2 1,39 206,0 
Mülheim an der Ruhr 70,2 32,2 0,0 38,0 1,31 49,8 
Oberhausen 65,2 45,4 0,0 19,8 1,36 27,0 
    0,0 0,0  0,0 
Alpen 10,2 8,5 0,0 1,7 1,22 2,0 
Dinslaken 28,7 13,9 0,0 14,8 1,25 18,5 
Hamminkeln 26,5 9,4 0,0 17,1 1,19 20,3 
Hünxe 10,2 1,2 0,0 9,0 1,21 10,9 
Kamp-Lintfort 41,4 8,2 0,0 33,2 1,30 43,1 
Moers 49,9 33,8 0,0 16,1 1,20 19,4 
Neukirchen-Vluyn 30,5 10,5 0,0 20,0 1,24 24,8 
Rheinberg 18,2 25,1 -6,9 0,0 1,19 0,0 
Schermbeck 12,0 9,9 0,0 2,1 1,22 2,6 
Sonsbeck 10,1 4,2 0,0 5,9 1,17 6,9 
Voerde (Niederrhein) 16,4 26,5 -10,1 0,0 1,23 0,0 
Wesel 26,9 20,1 0,0 6,8 1,24 8,5 
Xanten 23,8 6,3 0,0 17,5 1,19 20,9 
Bottrop 71,7 60,3 0,0 11,4 1,24 14,2 
Gelsenkirchen 83,3 34,3 0,0 49,0 1,43 70,1 
    0,0 0,0  0,0 
Castrop-Rauxel 31,2 16,9 0,0 14,3 1,26 18,1 
Datteln 28,5 2,5 0,0 26,0 1,24 32,3 
Dorsten 35,8 51,6 -15,8 0,0 1,27 0,0 
Gladbeck 30,8 15,3 0,0 15,5 1,26 19,5 
Haltern am See 19,9 11,5 0,0 8,4 1,19 9,9 
Herten (Reserven Mai 2024) 45,2 24,3 0,0 20,9 1,26 26,4 
Marl 70,3 48,7 0,0 21,6 1,28 27,6 
Oer-Erkenschwick 18,7 13,6 0,0 5,1 1,20 6,1 
Recklinghausen 44,8 29,4 0,0 15,4 1,27 19,5 
Waltrop 22,0 12,7 0,0 9,3 1,23 11,4 
Bochum 132,9 85,1 0,0 47,8 1,34 64,1 
Dortmund 346,4 293,6 0,0 52,8 1,31 69,1 
Hagen 59,6 51,0 0,0 8,6 1,23 10,6 
Hamm 128,9 106,6 0,0 22,3 1,23 27,4 
Herne 58,9 34,5 0,0 24,4 1,34 32,7 
    0,0 0,0  0,0 
Breckerfeld 10,0 3,0 0,0 7,0 1,21 8,5 
Ennepetal 14,4 24,2 -9,8 0,0 1,21 0,0 
Gevelsberg 13,1 18,3 -5,2 0,0 1,20 0,0 
Hattingen 23,2 24,7 -1,5 0,0 1,24 0,0 
Herdecke 10,0 5,1 0,0 4,9 1,23 6,0 
Schwelm 19,4 6,5 0,0 12,9 1,20 15,5 
Sprockhövel 13,0 19,4 -6,4 0,0 1,19 0,0 
Wetter (Ruhr) 12,2 14,3 -2,1 0,0 1,24 0,0 
Witten 40,0 31,4 0,0 8,6 1,24 10,7 
    0,0 0,0  0,0 
Bergkamen 47,7 28,2 0,0 19,5 1,20 23,4 
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Kommune 

Ermittlung der Über- und  
Unterdeckung 

Netto  

Ermittlung des FNP-Neu-
darstellungsbedarfes 

Brutto 
Über- 

leitungs-
bedarf 
Netto 

Anzurech-
nende  

Reserven 
2023 

Über- 
deckung*1 

Unter- 
deckung 

Städte- 
baulicher  
Faktor /  
Zuschlag 

FNP  
Neudarstel-
lungsbedarf  

Brutto*2 

ha ha ha ha ha ha 
Bönen 11,9 22,7 -10,8 0,0 1,20 0,0 
Fröndenberg / Ruhr 14,3 32,0 -17,7 0,0 1,15 0,0 
Holzwickede 12,4 15,3 -2,9 0,0 1,21 0,0 
Kamen 19,7 31,5 -11,8 0,0 1,24 0,0 
Lünen 54,0 30,5 0,0 23,5 1,22 28,7 
Schwerte 20,5 15,1 0,0 5,4 1,21 6,6 
Selm 13,1 17,2 -4,1 0,0 1,17 0,0 
Unna 43,5 43,6 -0,1 0,0 1,20 0,0 
Werne 15,2 24,2 -9,0 0,0 1,21 0,0 

RVR 2.476,7 1.749,5 -114,0 841,2 - 1.088,7 

*1 FNP-Überdeckung – Rechnerisches Rücknahmeerfordernis nach Ziel 6.1-1 LEP NRW 

*2 Neudarstellungsbedarf – Darstellung im FNP über vorhandene Darstellungen hinaus 

 

Tab. 36: Nebenrechnungen: Ermittlung der kommunalspezifischen Dichtewerte 

Quelle: Eigene Berechnungen 
Raumstrukturtyp neu 

 

 
Min. 

WE/ha 
Max. 

WE/ha 
A 19,4 27,5 
B 22,6 32,5 
C 27,6 37,5 
D 32,6 42,5 
E 37,6 47,5 
F 42,6 52,5 
G 47,6 67,5 

Kommune 

Mittlere 
Neubau-
dichte*1 

Bestands-
dichte*2 

Rechneri-
sche Dichte 

neu*3 

Angepasste 
Dichte 
neu*4 

Raum-
struktur-

typ 

Dichte-
wert bis-
heriges 
Modell 

WE/ha WE/ha WE/ha WE/ha Klasse WE/ha 
Duisburg 53,1 64,7 58,9 58,9 G 44,2 
Essen 55,4 67,5 61,4 61,4 G 44,2 
Mülheim an der Ruhr 39,9 49,4 44,6 44,6 F 44,2 
Oberhausen 45,2 55,9 50,5 50,5 G 44,2 
            
Alpen 19,3 19,4 19,4 19,4 A 23,6 
Dinslaken 43,2 41,0 42,1 42,1 E 36,2 
Hamminkeln 31,9 25,5 28,7 28,7 B 23,6 
Hünxe 29,3 23,1 26,2 26,2 A 23,6 
Kamp-Lintfort 25,7 38,5 32,1 32,6 D 30,4 
Moers 36,0 40,6 38,3 38,3 E 36,2 
Neukirchen-Vluyn 40,4 33,6 37,0 37,0 C 30,4 
Rheinberg 30,8 31,0 30,9 30,9 C 30,4 
Schermbeck 21,9 26,3 24,1 24,1 B 23,6 
Sonsbeck 37,7 25,1 31,4 31,4 B 23,6 
Voerde (Niederrhein) 29,6 29,7 29,7 29,7 B 30,4 
Wesel 27,8 35,6 31,7 32,6 D 30,4 
Xanten 34,5 24,7 29,6 27,5 A 23,6 



Regionalverband Ruhr, Staatliche Regionalplanung, Evaluation Wohnbauflächenbedarfe März 2025 
 

156 
 

Raumstrukturtyp neu 

 

 Min. 
WE/ha 

Max. 
WE/ha 

A 19,4 27,5 
B 22,6 32,5 
C 27,6 37,5 
D 32,6 42,5 
E 37,6 47,5 
F 42,6 52,5 
G 47,6 67,5 

Kommune 

Mittlere 
Neubau-
dichte*1 

Bestands-
dichte*2 

Rechneri-
sche Dichte 

neu*3 

Angepasste 
Dichte 
neu*4 

Raum-
struktur-

typ 

Dichte-
wert bis-
heriges 
Modell 

WE/ha WE/ha WE/ha WE/ha Klasse WE/ha 
Bottrop 40,6 44,7 42,6 42,6 E 32,6 
Gelsenkirchen 39,0 64,4 51,7 51,7 G 44,2 
            
Castrop-Rauxel 35,8 40,7 38,2 38,2 E 36,2 
Datteln 35,6 35,5 35,5 35,5 D 30,4 
Dorsten 27,5 34,9 31,2 31,2 C 30,4 
Gladbeck 53,4 45,1 49,2 49,2 F 44,2 
Haltern am See 29,5 27,9 28,7 28,7 B 23,6 
Herten 29,8 40,7 35,3 37,6 E 36,2 
Marl 25,2 39,2 32,2 32,6 D 30,4 
Oer-Erkenschwick 33,9 40,1 37,0 37,6 E 36,2 
Recklinghausen 45,6 44,4 45,0 45,0 E 36,2 
Waltrop 27,1 35,2 31,1 32,6 D 32,6 
Bochum 51,8 54,7 53,3 53,3 G 44,2 
Dortmund 59,4 53,7 56,6 56,6 G 44,2 
Hagen 36,2 55,2 45,7 47,6 G 44,2 
Hamm 30,7 36,3 33,5 33,5 D 32,6 
Herne 46,4 58,8 52,6 52,6 G 44,2 
            
Breckerfeld 26,4 26,8 26,6 26,6 B 23,6 
Ennepetal 42,2 30,3 36,3 36,3 C 32,6 
Gevelsberg 27,7 37,4 32,5 32,6 D 36,2 
Hattingen 45,9 39,6 42,8 42,5 D 36,2 
Herdecke 30,7 30,3 30,5 30,5 C 36,2 
Schwelm 41,6 44,8 43,2 43,2 E 44,2 
Sprockhövel 26,1 24,3 25,2 25,2 A 30,4 
Wetter (Ruhr) 19,2 34,3 26,7 27,6 C 32,6 
Witten 30,7 42,4 36,5 37,6 E 36,2 
            
Bergkamen 22,5 30,2 26,3 27,6 C 32,6 
Bönen 17,0 26,6 21,8 22,6 B 30,4 
Fröndenberg / Ruhr 15,8 23,4 19,6 19,6 A 23,6 
Holzwickede 24,0 31,7 27,8 27,8 C 30,4 
Kamen 30,0 34,4 32,2 32,2 C 32,6 
Lünen 38,8 42,7 40,7 40,7 E 36,2 
Schwerte 58,4 35,3 46,8 42,5 D 32,6 
Selm 20,9 26,4 23,6 23,6 B 30,4 
Unna 41,2 33,8 37,5 37,5 C 30,4 
Werne 32,6 30,0 31,3 31,3 C 30,4 

*1 Mittlerer Wert der letzten drei SFM Ruhr Erhebungen 
*2 Wohnungen in Wohngebäuden pro ha Wohnbauflächen nach amtlicher Flächenstatistik 
*3 (Mittlerer Neubaudichte + Bestandsdichte) / 2 
*4 Anpassung der rechnerischen Dichte wenn Wert unter oder oberhalb der Spannweite des Raumstrukturtyps 
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Tab. 37: Nebenrechnung – Ermittlung des städtebaulichen Faktors (Brutto-Netto-Analyse) 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Kommune 

Nutzungsarten in FNP/GFNP-Wohnbau- 
flächen (Stand 11/2023) 

Ermittlung des Städtebau-
lichen Zuschlages 

Wohnen Reserve Brutto*1 Ge-- 
wachsen*2 

Anteil  
Brutto*3 

Städte- 
baulicher 

Faktor 

ha ha ha ha % Faktor 
Duisburg 3.320 131 811 416 20% 1,24 
Essen 4.105 105 1.597 1.049 28% 1,39 
Mülheim an der Ruhr 1.636 30 508 215 24% 1,31 
Oberhausen 1.693 39 606 417 26% 1,36 
     -  
Alpen 84 8 18 10 18% 1,22 
Dinslaken 697 26 176 41 20% 1,25 
Hamminkeln 322 12 61 24 16% 1,19 
Hünxe 186 3 39 16 17% 1,21 
Kamp-Lintfort 392 11 117 30 23% 1,30 
Moers 1.127 45 224 41 17% 1,20 
Neukirchen-Vluyn 305 10 73 15 19% 1,24 
Rheinberg 319 31 61 18 16% 1,19 
Schermbeck 127 12 28 8 18% 1,22 
Sonsbeck 80 5 14 12 15% 1,17 
Voerde (Niederrhein) 377 31 86 24 19% 1,23 
Wesel 662 26 157 49 19% 1,24 
Xanten 253 9 47 18 16% 1,19 
Bottrop 1.127 60 266 80 19% 1,24 
Gelsenkirchen 1.799 34 781 388 30% 1,43 
     -  
Castrop-Rauxel 868 24 230 108 21% 1,26 
Datteln 376 6 91 24 19% 1,24 
Dorsten 860 73 228 65 21% 1,27 
Gladbeck 758 17 195 71 21% 1,26 
Haltern am See 506 21 94 22 16% 1,19 
Herten 672 18 176 39 21% 1,26 
Marl 1.003 65 281 102 22% 1,28 
Oer-Erkenschwick 316 19 62 17 16% 1,20 
Recklinghausen 1.159 30 313 126 21% 1,27 
Waltrop 311 16 71 19 19% 1,23 
Bochum 2.722 113 918 502 25% 1,34 
Dortmund 4.925 345 1.510 525 23% 1,31 
Hagen 1.466 68 340 161 19% 1,23 
Hamm 2.001 120 453 170 18% 1,23 
Herne 1.227 28 417 311 25% 1,34 
     -  
Breckerfeld 85 3 18 5 17% 1,21 
Ennepetal 343 28 73 35 18% 1,21 
Gevelsberg 312 22 62 28 17% 1,20 
Hattingen 465 31 110 38 19% 1,24 
Herdecke 299 8 68 31 18% 1,23 
Schwelm 246 7 50 18 17% 1,20 
Sprockhövel 288 21 54 20 16% 1,19 
Wetter (Ruhr) 296 19 72 34 20% 1,24 
Witten 866 42 208 84 19% 1,24 
     -  
Bergkamen 601 31 121 39 17% 1,20 
Bönen 230 24 47 18 17% 1,20 
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Kommune 

Nutzungsarten in FNP/GFNP-Wohnbau- 
flächen (Stand 11/2023) 

Ermittlung des Städtebau-
lichen Zuschlages 

Wohnen Reserve Brutto*1 Ge-- 
wachsen*2 

Anteil  
Brutto*3 

Städte- 
baulicher 

Faktor 

ha ha ha ha % Faktor 
Fröndenberg / Ruhr 321 40 48 25 13% 1,15 
Holzwickede 210 19 45 24 17% 1,21 
Kamen 496 33 118 58 19% 1,24 
Lünen 894 41 195 43 18% 1,22 
Schwerte 535 19 111 30 17% 1,21 
Selm 349 19 59 27 15% 1,17 
Unna 696 57 140 48 17% 1,20 
Werne 374 28 77 40 17% 1,21 

RVR ohne GFNP 32.504 1.732 7.896 2.895 20% 1,25 

GFNP 13.183 349 4.828 2.883 27% 1,37 

RVR Insgesamt 45.687 2.081 12.724 5.778 22% 1,28 

*1 u.a. Innere Erschließung, Gärten, Spielplätze 
*2 nicht wohnbauflächenkonforme Nutzungen nach BauNVO z.B. Gewerbliche Nutzungen, Erholungsflächen, 
Friedhöfe, Wald (sofern nicht Reserve) 
*3 Anteil Brutto an Wohnen + Brutto 
*4 Der Faktor ergibt sich aus der Umkehrrechnung. Beispiel: Anteil von 20 % (Faktor x 1,25) (20 ha x 1,25 =  
25 ha).
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